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I. Einleitung 
 
Der vorliegende Band enthält 100 Originalbeiträge aus dem Zeitraum 
von 75 Jahren, in dem die heutige Arbeitsmarktpolitik und Arbeits-
verwaltung nach langjährigen und kontroversen Auseinandersetzun-
gen gegründet und in der Folge durch die jeweiligen politischen Sys-
teme verändert wurden. 
 
Nicht erst mit der Reformdiskussion der jüngsten Zeit, sondern bereits 
vor 1900 standen alternative Modelle zur Gestaltung des Arbeitsmark-
tes zur Diskussion: 
 
Private oder öffentliche Arbeitsvermittlung, kommunale Arbeitsämter1 
oder Reichsbehörden, Monopol oder organisatorische Vielfalt, Zu-
sammenlegung oder Trennung von Arbeitsvermittlung und Arbeitslo-
senunterstützung, private oder staatliche Arbeitslosenversicherung, 
Vereinigung von Sozialhilfe und Arbeitslosenfürsorge, Zuordnung der 
Berufsberatung zu den Arbeitsämtern oder zu anderen Institutionen, 
Nutzen und Schäden staatlicher Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, 
Notwendigkeit beruflicher Qualifizierungsmaßnahmen, Bewältigung 
regionaler und beruflicher Arbeitsmarktungleichgewichte, offene oder 
geschlossene Grenzen gegenüber ausländischen Arbeitskräften. 
 
Diese Publikation soll zum einen damals vorgelegte wegweisende 
Konzepte in Erinnerung bringen, zum anderen die Hintergründe des - 
im internationalen Vergleich – zögerlichen Aufbaus einer Arbeitsver-
waltung, aber auch deren politisch bedingte Fehlentwicklungen auf-
zeigen. Die Texte beinhalten insbesondere Berichte, Entwürfe, Forde-
rungen, Stellungnahmen, kritische Einwendungen, Tagungsprotokolle, 
Interpretationen und Kommentierungen von Gesetzen und anderen 
Rechtsvorschriften. Das Buch ergänzt den von mir im Jahr 2004 er-
schienenen Band 43 der Schriftenreihe der Fachhochschule des Bun-
des für öffentliche Verwaltung.2 
 
1 Heute: Agenturen für Arbeit 
2 Maier, Dieter G.: Anfänge und Brüche der Arbeitsverwaltung bis 1952. 
Zugleich ein kaum bekanntes Kapitel der deutsch-jüdischen Geschichte. 
  
Die ausgewählten originalen Texte aus den Jahren 1877 bis 1952 ge-
ben einen authentischen Einblick in eine erstaunlich breite Diskussion. 
Die meisten Beiträge waren in sozialpolitischen Fachzeitschriften er-
schienen, z. B. Soziale Praxis, Reichsarbeitsblatt, Gewerkschaftsblät-
ter, Der Arbeitsmarkt und den nachfolgenden Zeitschriften wie Der 
öffentliche Arbeitsnachweis in Deutschland, Arbeit und Beruf, Ar-
beitseinsatz und Arbeitslosenhilfe. Sowohl die Vielzahl der Autoren – 
Frauen sowie Männer – als auch die Vielfalt der Ideen und Stand-
punkte sind beachtlich. Alle wichtigen Kreise der Gesellschaft sind 
vertreten: Kommunal- und Ministerialbeamte, Gewerkschafter, Ar-
beitgeber, Wissenschaftler, Praktiker der Arbeitsvermittlung und Be-
rufsberatung, später vor allem die Leitungskräfte der Arbeitsverwal-
tung. Gelegentlich fehlen die Verfassernamen - bei einigen wegen der 
Brisanz der Texte offensichtlich gewollt. 
Weil insbesondere die Publikationen der Anfangszeit heute kaum 
mehr bekannt sind, liegt der Schwerpunkt dieser Sammlung auf den 
Publikationen vor der eigentlichen Gründungsphase. Die Auswahl er-
folgte primär nach inhaltlichen Kriterien; zugleich repräsentiert sie die 
maßgebenden Pioniere und Gestalter der Arbeitsverwaltung, die hier 
zumeist auch mit mehreren Beiträgen vertreten sind, z. B. Richard 
Freund,3 Ignaz Jastrow, Friedrich Syrup,4 Oscar Weigert. 
 
Der allgemeinen geschichtlichen Entwicklung folgend, lassen sich die 
75 Jahre auch für die deutsche Arbeitsverwaltung nach vier Epochen 
unterscheiden: 
 
1. Kaiserreich  
Im letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts beginnen Kommunalbeam-
te, sozialpolitisch engagierte Wissenschaftler („Kathedersozialisten“), 
                                                                                                                                        
Schriftenreihe der Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung, 
Band 43. Brühl/Rheinland 2004. 
3 ders.: Richard Freund (1859 - 1941). Ein Berliner Sozialreformer von natio-
nalem und internationalem Rang, in: Der Bär von Berlin. Jahrbuch 2006 des 
Vereins für die Geschichte Berlins. Berlin 2006, S. 107 - 126. 
4 Nürnberger, Jürgen / Maier, Dieter G.: Präsident - Reichsarbeitsminister - 
Staatssekretär. Dr. Friedrich Syrup (1881 - 1945) - Präsident der Reichsanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. Leben, Werk und Per-
sonalbibliografie. 2. wesentlich erweiterte Auflage. Ludwigshafen 2007. 
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Gewerkschafter, auch einzelne Arbeitgeber die Notwendigkeit öffent-
licher Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Arbeitslosenunterstüt-
zung zu diskutieren; bald fordern sie deren gesetzlich geregelte Er-
richtung. Lange Zeit kommt es jedoch nicht zu einem Konsens. Insbe-
sondere die Arbeitsvermittlung (Arbeitsnachweis5) bleibt für die Ar-
beitgeber und Gewerkschaften viele Jahre ein Instrument des „Klas-
senkampfes“. Aber auch innerhalb der einzelnen Lager, z.B. bei den 
bürgerlichen Sozialreformern, bestehen anfangs zu einzelnen Punkten 
grundsätzliche Meinungsverschiedenheiten. Außerdem erklären sich 
die Bundesstaaten und das Reich nicht für zuständig. Erste praktische 
Umsetzungen erfolgen daher zunächst nur durch einzelne Kommunen 
und Gewerkschaften. 
(Texte Nr. 1 – 52) 
 
2. Weimarer Republik 
Schließlich kommt es Ende 1918 zu ersten reichseinheitlichen staatli-
chen Regelungen. Begünstigt wird die Entwicklung unter anderem 
durch die zwischen den Arbeitgebern und den Gewerkschaften ver-
einbarte „Zentralarbeitsgemeinschaft“, in der sie auch gemeinsame, 
paritätisch verwaltete Arbeitsnachweise beschließen. Kurz zuvor war 
die Erwerbslosenfürsorge eingeführt worden. 1922 verpflichtet das 
Arbeitsnachweisgesetz die Kommunen, Arbeitsämter (Arbeitsnach-
weisämter) mit paritätischer Selbstverwaltung zu errichten. Das Ge-
setz für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung von 1927 
vereinigt endlich in der neu geschaffenen Reichsanstalt die seit lan-
gem angestrebte Arbeitslosenversicherung mit der öffentlichen Ar-
beitsvermittlung sowie Berufsberatung. Die Kommunen verlieren ihre 
Zuständigkeit („Entkommunalisierung“) mit dem Argument, sie hät-
ten sich nicht ausreichend für den Ausbau der öffentlichen Arbeits-
vermittlung eingesetzt.6 
Dagegen wird bald interne sowie externe Kritik laut: zentralistische 
und bürokratische Tendenzen, unzureichend praktizierte Selbst-
verwaltung, fehlende Abstimmung zwischen den verschiedenen Sozi-
                                            
5 Bis zum Gesetz von 1927 war auch der Begriff Arbeitsnachweis gebräuch-
lich. 
6 Maier, Dieter G.: Ein Prüfbericht von 1926 führte zur Gründung der Reichs-
anstalt. Das AVAVG beseitigte den „kommunalen Partikularismus“ in der 
deutschen Arbeitsverwaltung, in: arbeit und beruf, Heft 9/2006, S. 257 - 260. 
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alträgern. Außerdem werden die Möglichkeiten und Schäden staatli-
chen Eingreifens in das Wirtschaftsgeschehen konträr diskutiert, vor 
allem am Beispiel der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bzw. Not-
standsarbeiten.  
(Texte Nr. 53 – 81) 
 
3. NS-Zeit 
Das NS-Regime schaltet alsbald auch die Reichsanstalt gleich und or-
ganisiert sie zum Instrument der Aufrüstungs- und Kriegspolitik um. 
Es erfolgt eine Militarisierung nicht nur der Sprache („Arbeits-
schlacht“, „Kommandostellen“), sondern auch der konkreten Aufga-
bendurchführung. Die Arbeitsämter erhalten das Monopol für die Ar-
beitsvermittlung; es geht nicht mehr um Arbeitsvermittlung und Ar-
beitsmarktausgleich, sondern um den „Arbeitseinsatz“ für die staats-
politischen Notwendigkeiten. Die 1938/39 in das Reichsarbeitsminis-
terium integrierte Arbeitsverwaltung erfasst und steuert mehr und 
mehr das gesamte Arbeitskräftepotenzial. Dienstverpflichtung und 
„Gestellungsbefehl im Kriegsarbeitseinsatz“ werden – unter Strafan-
drohung - die leitenden Maximen der Arbeitsämter. Unter der Regie 
der Arbeitsverwaltung werden aus den von der Wehrmacht besetzten 
Gebieten Arbeitskräfte zwangsweise in das Reich verschleppt.7 
(Texte (Nr. 82 - 95) 
 
4. Besatzungszeit und Bundesrepublik  
Bereits während der Besatzungszeit werden auch in der Arbeitsver-
waltung schrittweise wieder die demokratischen Strukturen aufgebaut, 
die Aufgaben im Geiste sozialer Demokratie belebt und an den Be-
dürfnissen der  Arbeitgeber und Arbeitsuchenden orientiert („Kun-
dendienst“). Während es in der DDR zur Auflösung der Arbeitsämter 
kommt, wird 1952 in der Bundesrepublik die Bundesanstalt – nach 
dem Modell von 1927 – von neuem errichtet. 
(Texte Nr. 96 - 100) 
 
 
                                            
7 ders.: Arbeitsverwaltung und NS-Zwangsarbeit, in: Ulrike Winkler (Hg.): 
Stiften gehen. NS-Zwangsarbeit und Entschädigungsdebatte. Köln 2000, S. 
67 - 84. 
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Die Texte sind chronologisch, nicht thematisch geordnet. Sie sind 
zumeist gekürzt um die aus heutiger Sicht weniger relevanten Ausfüh-
rungen; die Auslassungen sind gekennzeichnet. In der Regel sind die 
Fußnoten und Anmerkungen sowie die im Originaltext vorgenomme-
nen Hervorhebungen weggelassen, überwiegend ist die originale 
Schreibweise beibehalten. 
 
Die Quellenangaben befinden sich jeweils am Schluss des Textes. Das 
Autorenverzeichnis enthält biografische Angaben, soweit sie angege-
ben waren und ergänzt werden konnten. 
 
Die meisten Beiträge betreffen die Aufgaben und Organisation der 
Arbeitsvermittlung sowie der Arbeitsverwaltung. Die anderen Aufga-




Nr. 5, 7, 11, 12, 14, 24, 25, 31-33, 35, 40, 49, 55, 57, 59, 63, 65, 68, 
69, 74, 78, 80 
 
Berufsberatung/Lehrstellenvermittlung 
Nr. 14, 21, 28, 48, 61, 66, 68, 70, 73, 86 
 
Beschäftigungspolitik/Arbeitsbeschaffung 
Nr.3, 5, 12-14, 34, 37, 49, 52, 63, 64, 72, 75, 76, 78, 79 
 
Arbeitsmarkttheorie/Statistik 
Nr.2, 3-6, 14, 26, 27, 29, 63, 68, 71, 72, 75, 82, 88 
 
Ausländer 
Nr.1, 32, 46, 51, 92, 93, 95 
 
Mein Dank geht zum einen an Herrn Jürgen Nürnberger, Bibliotheks-
leiter, für seine Hilfen bei der Recherche der biografischen Daten, vor 
allem aber an Frau Monika Sachsenmeier für die bewährt gründliche 




Dem Buch wünsche ich eine gute Aufnahme bei denen, die die Ge-
schichte und Gegenwart der Bundesagentur für Arbeit verstehen wol-
len und sich an deren Weiterentwicklung beteiligen. 
 





II.1 Texte Kaiserzeit 
 
1. Der deutsche Arbeitsmarkt im Jahre 1877 
 
Arthur von Studnitz 
(…) 
Die Thatsache, daß häufig Arbeitermangel und Überfluß an Arbeits-
kräften in räumlich wenig getrennten Gegenden auftreten, und der 
Umstand, daß die Unkenntniß besserer Lohnchancen eine hauptsächli-
che Ursache von Arbeitsnoth, und Verbreitung von wahrheitsgetreuen 
Nachrichten über die Arbeitsgelegenheiten in verschiedenen Gegen-
den eines der wichtigsten Mittel zur Hebung der wirthschaftlichen La-
ge der Arbeiter ist, - hat in neuester Zeit nach dem Vorgange engli-
scher und amerikanischer Zeitungen verschiedene Organe der deut-
schen Presse, namentlich die Social-Correspondenz, veranlasst, zuver-
lässige Nachrichten über die Lage des Arbeitsmarktes einzuziehen und 
zu veröffentlichen. In einer nicht unbedeutenden Zahl von Zeitungen 
ist „der Arbeitsmarkt“ eine stehende Rubrik geworden. Dank dieses 
Materials sind wir im Stande, einen nach Erwerbszweigen geordneten 
Überblick über die Lage des deutschen Arbeitsmarktes in dem ver-
flossenen Jahre zu geben. 
Mit Befriedigung ist zunächst anzuführen, daß diejenige Arbeiterklas-
se, welche von allgemeiner wirtschaftlicher Noth am allerempfind-
lichsten beeinflußt zu werden pflegt, die ungelernten Tagelöhner, trotz 
vieler anders lautenden Berichte, namentlich in den letzten drei 
Viertheilen des Jahres 1877, über einen allgemeinen Nothstand nicht 
klagen konnten. Dieser Umstand ist zum großen Theil darauf zurück-
zuführen, daß es sich die Regierungen der meisten deutschen Staaten 
und auch viele provinziale und städtische Behörden angelegen sein 
ließen, durch Vornahme umfangreicher Erd- und Bauarbeiten beschäf-
tigungslosen Arbeitskräften Verdienst zu gewähren.  
(…) 
Aus sehr vielen Theilen des Reiches erklang zwar die Kunde von 
Noth und von der erfolgten Bildung von Nothstands-Comités; indes-
sen werfen Erfahrungen, wie die in Fürth gemachten, ein charakteris-
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tisches Streiflicht auf die von einem Theil der Presse so unermüdlich 
ausgebeutete angebliche Arbeitslosigkeit. Als der Magistrat der eben 
genannten 30.000 Einwohner zählenden Stadt auf vielfache Klagen 
über Arbeitslosigkeit eine Nothstands-Commission niedersetzte und 
die Aufforderung an alle Arbeitslosen erließ, sich zu melden, stellten 
sich nur 96 Beschäftigungslose ein, von denen 52 in Fürth und 44 
auswärts heimatberechtigt waren. Von ersteren waren 42 theilweise 
und nur 10 ganz arbeitslos und unter diesen zehn einige durch Krank-
heit an der Arbeit verhindert.  
(…) 
In der Landwirtschaft war im abgelaufenen Jahre wohl nirgend Ü-
berfluß an Arbeitskräften, in einigen Theilen Deutschlands, so z. B. in 
Schleswig-Holstein, aber fühlbarer Mangel an solchen. Rückströmung 
von Arbeitskräften aus der Industrie in die Landwirthschaft kann da-
her bis jetzt nur in geringem Grade stattgefunden haben. Das Nicht-
vorhandensein überflüssiger landwirthschaftlicher Arbeitskräfte ist um 
so bezeichnender, als die zum großen Theil ungünstige Ernte des Jah-
res 1876 auf die Landwirthschaft einen entschieden lähmenden 
Einfluß ausgeübt hat. 
(…) 
Aus Flensburg wurde geschrieben, daß an manchen Stellen die durch 
die ungünstigen Witterungsverhältnisse so sehr gehinderten Arbeiten 
hinlänglich gefördert worden wären, wenn der Landwirthschaft eine 
genügende Zahl von Arbeitskräften zu Gebote gestanden hätte. Man 
hat sich durch auswärtige Hülfe aus der Verlegenheit zu ziehen ge-
sucht. Mecklenburg hat viele schwedische und schlesische Tagelöhner 
und Dienstboten herangezogen: namentlich den ersteren wurde große 
Arbeitsfähigkeit nachgerühmt. 
(…) 
Zur Kartoffelernte in Brandenburg pflegen Wanderarbeiter aus dem 
Warthebruch herangezogen zu werden. Diese empfangen am Ar-
beitsorte neben dem Lohn freies Obdach und Kartoffeln. Im Magde-
burger Distrikte betrug im Frühjahr der Lohn der beim Zuckerrüben-
bau beschäftigten Arbeiter 2 ½ - 3 Mark, daher wanderten Hunderte 
schlesischer Arbeiter nach jener Gegend aus. 
(…) 
Der Arbeiterfreund. Zeitschrift des Central-Vereins für das Wohl der 
arbeitenden Classen, 16. Jahrgang, 1878, S. 11–26. 
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Unter den Veranstaltungen, welche zur Förderung der wirthschaftli-
chen Sicherheit und Wohlfahrt der Arbeiter getroffen werden können, 
liegt unserer sozialen Verfassung und Denkweise besonders nahe der 
Arbeitsnachweis, die Vermittelung zwischen Angebot und Nachfrage 
von Arbeit. Die Entwickelung desselben ergiebt sich auf dem Boden 
wechselvoller Produktionsbedingungen bei allgemeiner Vertrags-, 
Zug- und Gewerbefreiheit gewissermaßen von selbst; es macht sich 
hier leicht in weitem Umfange eine Unbeständigkeit der Arbeitsver-
hältnisse geltend, die ihrerseits wieder Einrichtungen nothwendig 
werden läßt, welche die Anpassung des Einzelnen an die Schwankun-
gen des „Arbeitsmarktes“ erleichtern und damit viele zeitraubende, 
unfruchtbare Umgänge und Umfragen ersparen. 
So naturwüchsig sich hiernach der Arbeitsnachweis aus unseren 
wirthschaftlichen Verhältnissen herauszubilden berufen erscheint, so 
augenfällig ist seine praktische und sozialpolitische Bedeutung. Es 
mag hier der Hinweis genügen, daß der Nachweis lohnender Arbeit 
die Quelle erschließt, welche den Arbeiter in den Stand setzt, nicht nur 
die Anforderungen der Gegenwart zu befriedigen, sondern auch für 
zukünftige, infolge von Krankheit, Unfall, Alter, Verwittwung und 
Verwaisung über ihn oder seine Angehörigen hereinbrechende Noth 
rechtzeitig vorzusorgen, daß ferner erzwungener Müßiggang, vor wel-
chem der Arbeitsnachweis den Arbeiter bewahren soll, nicht weniger 
als freiwilliger zu aller Laster Anfang werden kann, überdies aber er-
fahrungsmäßig auch besonders geeignet ist, den Betroffenen in dem 
Vertrauen auf die Fürsorglichkeit und Gerechtigkeit der bestehenden 
Ordnung und ihrer Vertreter irre zu machen. 
(…) 
Die ganze immer heikle Frage nach dem „Recht auf Arbeit“ scheidet 
aber praktisch aus, soweit sich ergiebt, daß den Beschäftigungslosen 
schon durch Anstalten für den Arbeitsnachweis ausreichend geholfen 
werden kann. Der Arbeitsnachweis nimmt vor allen anderen Mitteln 
gegen Arbeitslosigkeit den Vortritt: vor der Notharbeit, weil deren Be-
reitstellung ihrem Wesen nach voraussetzt, daß geeignete Arbeit im 
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freien Verkehre nicht nachgewiesen werden kann, vor der Versiche-
rung gegen Arbeitslosigkeit wiederum, weil er die Arbeit selbst, nicht 
blos ein Surrogat derselben zu liefern übernimmt. Vor beiden ist fer-
ner der Arbeitsnachweis bevorzugt insofern, als er nichts Neues und 
Unerprobtes schaffen, sondern nur das bereits Vorhandene besser 
verwerthen will, als er ferner außer den Kosten seiner Bureaux keine 
Aufwendungen erfordert und überdies auch noch ohne weiteres die 
Heranziehung der Arbeitgeber zur Bestreitung derselben gestattet: 
denn er ist als Arbeitsnachweis zugleich Arbeiternachweis und bringt 
also neben den Arbeitern auch den Arbeitgebern entsprechenden Nut-
zen. 
(…) 
Die landläufige Annahme, daß das Maschinenwesen, alles in allem 
genommen, die Nachfrage nach Arbeitern vermindern müsse, wird 
bekanntlich - unseres Erachtens mit vollem Rechte - vielfach bestrit-
ten. Maschinen verdrängen nicht immer menschliche Hände, sondern 
verrichten oft auch Arbeiten, welche diese beim besten Willen entwe-
der gar nicht oder nur mit einem Erfolge, welcher die Kosten nicht 
deckte, zu unternehmen vermöchten. So werden z. B. manche um-
fangreichen Entwässerungen erst durch Anwendung großer, mit Ma-
schinenkraft getriebener Pumpwerke möglich, die also hier der 
menschlichen Arbeit keinerlei Gelegenheit zu ihrer Verwerthung ent-
ziehen, sondern umgekehrt dieselbe erst schaffen. Soweit aber wirk-
lich die Kraft des Menschen durch die Maschine verdrängt wird, 
drückt sich die daraus folgende Verminderung der Arbeitsgelegenheit 
nicht in der Menge der „freigesetzten“ Arbeitskräfte, sondern in dem 
oft gar nicht bedeutenden Unterschiede aus, welcher zwischen jener 
Menge und der zur Bedienung und Herstellung der Maschinen erfor-
derlichen besteht. Endlich aber ist zu berücksichtigen, daß die Verbil-
ligung eines Erzeugnisses durch Maschinenarbeit sogleich wieder an-
deren Gewerbszweigen zu Gute kommt und denselben eine vermehrte 
Aufnahme von Arbeitskräften gestattet. Kann z. B. Tuch billiger her-
gestellt werden, so ist ein stärkerer Verbrauch davon, also sowohl eine 
Ausdehnung der Tuchfabrikation wie eine erweiterte Heranziehung 
von Arbeitskräften zum Bekleidungsgewerbe möglich. 
(…) 
Man könnte nun freilich einwenden, daß bei der Unterbringung von 
Arbeitskräften, soweit es sich dabei um einen Austausch derselben 
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zwischen verschiedenen Gewerben handle, die Wirklichkeit der Idee 
nicht recht folgen könne; es sei beispielsweise einem Schuhmacher, 
Schneider oder Schlosser in Berlin doch nur wenig damit gedient, 
wenn ihm in einem fremden Gewerbe und womöglich noch an einem 
entfernten Orte Arbeit geboten werden. Demgegenüber ist hervorzu-
heben, daß zur Zeit gleich den räumlichen und rechtlichen auch die 
technischen Schwierigkeiten des Ueberganges von einer Arbeitsstelle 
in eine andere weit geringer sind als früher. Wer heute in seinem er-
lernten Berufe nicht mehr lohnende Beschäftigung findet und sich ei-
nem anderen zuwenden will, braucht dazu nicht, wie zur Zeit der Al-
leinherrschaft des Handwerks, überall eine Lehrzeit von mehreren 
Jahren; er kann nicht nur verhältnißmäßig leicht als Handlanger in 
verschiedenen Gewerben Unterkunft finden, sondern er vermag sich 
auch in mancherlei Fabriken in wenigen Wochen hinreichende Kennt-
nis und Fertigkeit zu verschaffen, um mit einer Maschine zu arbeiten 
oder wenigstens dieselbe zu beaufsichtigen. Es hat heute nichts Auf-
fälliges, einem Burschen, den man bei ländlichen Arbeiten hat auf-
wachsen sehen, nach Jahren als Bauarbeiter in der Stadt, später wieder 
als Brennereigehilfen in seiner alten Heimath, ein andermal als Arbei-
ter in einer chemischen Fabrik oder als Bediensteten der Pferdebahn in 
der Großstadt wiederzufinden, und so weiter. Sicherlich hat die Min-
derung der Anforderungen an technische Vorbildung, wie sie zahlrei-
chen und gerade den am meisten wachsenden Zweigen des neueren 
Wirthschaftslebens eigen ist, ihre schweren sittlichen und sozialen 
Bedenklichkeiten, aber den Spielraum des Arbeitsnachweises erwei-
tert sie bedeutend und hilft damit eine großartige Entwickelung des-
selben vorbereiten. Und mag es auch einem gelernten Handwerker 
schwer ankommen, zeitweilig oder dauernd seinen Beruf aufzugeben 
und in eine Beschäftigung zu treten, die an sozialem Ansehen doch 
gewöhnlich hinter seiner bisherigen zurückbleibt, so ist dies, der gänz-
lichen sonst ihm drohenden Arbeitslosigkeit gegenüber, doch sicher 
das kleinere Uebel. 
(…) 
Was folgt nun aus alledem für die allgemeine Würdigung des Arbeits-
nachweises? 
Daß derselbe, um seinen fort und fort wachsenden Aufgaben gerecht 
zu werden, mit Naturnothwendigkeit zu umfassenden, mächtigen Or-
ganisationen drängen muß und sich dieselben auf die eine oder andere 
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Art schließlich auch erringen wird, daß er aber damit für die Betheilig-
ten wie auch für das öffentliche Interesse eine Tragweite und dazu ei-
ne soziale Zweischneidigkeit gewinnen muß, welche ihn ganz dazu 
angethan erscheinen lassen, sich im Laufe der Zeit zu einer 
wirthschaftlichen und sozialen Frage vom ersten Range auszuwach-
sen.  
 
Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirthschaft im 
Deutschen Reich. Zwölfter Jahrgang, Neue Folge, Viertes Heft, Leip-








An der Spree und an der Donau haben hungernde arbeitslose Proleta-
rier durch Massenaufzüge die Berücksichtigung ihrer Noth und ihres 
Elendes von Seiten maßgebender Faktoren zu erzwingen versucht. Es 
ist ein immer schmerzlicheres Stöhnen und Klagen, das Winter für 
Winter aus den Kreisen der Arbeiter über den zunehmenden Arbeits-
mangel dringt. Die Thätigkeit der Bauhandwerker muß in der kalten 
Jahreszeit eingestellt werden, und der Lohn, den diese Arbeiter wäh-
rend der Saison verdienen, ist selten so hoch bemessen, daß von dem-
selben etwas für die beschäftigungslosen Monate zurückgelegt werden 
könnte. Und das Elend erreicht seinen Gipfel, wenn, wie im laufenden 
Winter, wenig Schnee fällt, und somit auch das kärgliche Einkommen, 
das die Schneeabräumungsarbeiten gewähren, und auf das die im 
Winter Beschäftigungslosen zu rechnen gewohnt sind, noch verloren 
geht.  
Insofern hier besondere Witterungsverhältnisse zum herrschenden 
Nothstand in engste Beziehung treten, wird man unsere Wirthschaft-
sordnung gegen den Vorwurf mannhaft vertheidigen, daß sie irgend-
wie die Schuld an der wachsenden Arbeitsnoth trüge. Wie kommt es 
aber, daß der Lohn nicht ausreicht, um dem Arbeiter über die regel-
mäßig beschäftigungsärmere Zeit hinwegzuhelfen? Nach den Lehren 
der Theoretiker wäre das bekanntlich doch seine Pflicht und Schul-
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digkeit. Der Gönner unserer Wirthschaftsordnung belehrt uns, daß e-
ben die gewerkschaftlichen Organisationen dieser Arbeiter noch nicht 
weit genug vorgeschritten sind. Mit der Ausdehnung und Erstarkung 
derselben wird der Lohn sich steigern und schließlich dem Arbeiter 
auch während der Arbeitsstockungen die Befriedigung seiner Lebens-
nothdurft gestatten. Nicht genug an dem. Man vermag auch darauf 
hinzuweisen, daß die Arbeitslosigkeit in den großen Städten sich nur 
als eine Folge der leichtsinnig erfolgten Abwanderung vom platten 
Lande darstellt. Dort besteht ein ebenso großer Mangel an Arbeitern 
als hier, in der Stadt, an Arbeit.  
(…) 
Die Rückständigkeit unserer Arbeitsstatistik zeigt sich hier wiederum 
in greller Beleuchtung. Wir besitzen nicht einmal genauere Vorstel-
lungen über die Zahl der Arbeitslosen, geschweige denn, daß wir über 
ihre persönlichen und beruflichen Verhältnisse irgendwie unterrichtet 
wären. 
 
Zum Glücke gibt es Staaten, die Werth darauf legen, ihren arbeitssta-
tistischen Verpflichtungen gewissenhafter nachzukommen. Aus den 
vom Arbeitskorrespondenten des englischen Handelsamtes veröffent-
lichten Nachweisen sehen wir, daß jeder Zeit, auch in Perioden „glän-
zenden“ Geschäftsganges, ein nicht unerheblicher Bruchteil selbst der 
am tüchtigsten organisierten, gelernten Arbeiter Grossbritanniens ar-
beitslos ist. Niemand wird ernsthaft behaupten wollen, bei uns lägen 
die Verhältnisse vortheilhafter. Wie hoch die Zahl der Arbeitslosen im 
deutschen Buchdruckereigewerbe z. B. angeschwollen, das haben erst 
die Erfahrungen des letzten Ausstandes neuerdings nachgewiesen. 
(…) 
So spärlich immerhin die statistischen Angaben fließen mögen, im 
Vereine mit der allgemeinen Erfahrung des täglichen Lebens zeigen 
sie doch deutlich genug, daß die „industrielle Reservearmee“ kein 
Wahngebilde trübsinniger Theoretiker, sondern daß sie, ganz abgese-
hen von Zeiten besonderer Krisen, für die arbeitenden Klassen eine 
furchtbare Realität darstellt. Als die aufkommende Großindustrie und 
ihre Maschinen die Arbeiterreserve zu erzeugen begonnen, da suchte 
man sich bei dem Troste zu beruhigen, die unausbleiblichen Segnun-
gen des Industriesystemes würden diese temporären Schmerzen bald 
völlig in Schatten stellten. Seither ist fast ein Jahrhundert verflossen, 
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und die Arbeitslosigkeit hat nur immer gigantischere Formen ange-
nommen. Niemand vermag sich mehr der schönen Täuschung hinzu-
geben, es handle sich nur um kleinliche Uebergangsschmerzen, um 
Kinderkrankheiten einer neuen industriellen Verfassung. Hermann 
Losch rechnet uns eben überzeugend vor, daß mindestens 2 ½ Millio-
nen Arbeitskräfte im Deutschen Reiche erspart werden könnten, wenn 
man alle Errungenschaften der modernen Technik und Oekonomik zur 
Anwendung bringen wollte. Und diese Heere von Arbeitskräften wer-
den im Laufe der Jahre erspart werden, und sie werden auf das Pflas-
ter geworfen werden, und sie werden gleich ihren Vorfahren um Brot 
und Arbeit betteln müssen - wenn die arbeitenden Klassen und ihre 
Freunde nicht endlich Geschichte machen, die Gedankengänge großer 
genialer Volkswirthe in’s Leben übersetzen und der sozialökonomi-
schen Entwicklung der Zukunft neue Bahnen anweisen. 
Denn kein undurchdringlicher geheimnisvoller Schleier liegt mehr ü-
ber den Ursachen der Arbeitsnoth. Die Fürsten der sozialökonomi-
schen Wissenschaft haben sie enthüllt und uns das beklemmende 
Räthsel gelöst, warum Massen von Nahrungsmitteln, Kleidungsge-
genständen und Wohnungen keine Abnehmer finden, während Massen 
von Arbeitern hungern, frieren und ein menschenwürdiges Obdach 
entbehren. Sismondi, Stein, Rodbertus, Marx haben nicht vergeblich 
im Dienste der sozialen Wissenschaft gewirkt. Wir haben begreifen 
gelernt, daß der geringe Antheil, welcher den arbeitenden Klassen im 
sich selbst überlassenen Verkehre am Volkseinkommen zufällt, die 
Entfaltung des Wirthschaftslebens einschnüren muß, daß der Unter-
konsum der Arbeiterwelt zur chronischen Ueberproduktion und Ar-
beitsnoth führt, daß die einseitige Niederhaltung des Massenkonsums 
sich durch eine gefahrbringende Störung des natürlichen Kreislaufes 
der Volkswirthschaft zu rächen versteht. Nicht früher können wir zu 
normalen Verhältnissen des Arbeitsmarktes gelangen, als bis wir ei-
nen normalen, die Extreme nur als Ausnahmen zulassenden Prozeß 
der Einkommensvertheilung erhalten. Das ist eine der wichtigsten 
Aufgaben der sozialen Reform im wirthschaftlichen Sinne und einer 
von der Wissenschaft erleuchteten, sozial unparteiischen Verwaltung. 
Erst wenn man, wie L. v. Stein treffend bemerkt, statt in der Unter-
werfung und Ausbeutung der Arbeit, sein höchstes und praktisches 
Interesse in der Hebung und materiellen Befreiung derselben suchen 
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wird, wird die Harmonie des Güterlebens und mit ihr die wahre Frei-
heit beginnen.  
(…) 
Wir erblicken keine andere Möglichkeit: die Nation, der Staat, in de-
ren eigenstem Interesse die Hebung der Arbeiterklasse und die Ent-
wicklung einer sozialen Verwaltung gelegen ist, müssen selbst die 
Fesseln sprengen, indem sie die Arbeiterklasse ganz oder theilweise 
von der Fürsorge für die Arbeitslosen entlasten. 
(…) 
Die mit den vorgeschritteneren sozialen Ueberzeugungen nicht mehr 
im Einklange befindliche Armenpflege wird sich in eine sozialpoliti-
sche Fürsorge großen Styles verwandeln müssen, wenn wirklich eine 
soziale Reformpolitik getrieben werden soll. 
Der Staat in finanzieller Hinsicht, die Gemeinde als ausführendes Or-
gan werden nicht nur die Organisation des Arbeitsnachweises im Ver-
eine mit Berufsverbänden (man denke an die französischen Arbeits-
börsen!) zu übernehmen haben, sondern es wird zu gewissen örtlich, 
und bei weiterer Ausbildung auch beruflich, bestimmten Minimalsät-
zen Denjenigen, die Arbeit begehren, eine ihren Fähigkeiten gerecht 
werdende Beschäftigung zu gewähren sein. Wir werden ein Recht auf 
Existenz anerkennen und danach trachten müssen, es durch fortgesetz-
te, stufenweise Humanisirung dem Ideale eines Rechtes auf Arbeit zu 
nähern. Dem Manne, der gegen die Minimalsätze von den öffentlichen 
Körperschaften Beschäftigung begehrt, wird dieselbe unter Ausschluß 
jeder entehrenden Bedingung darzubieten sein und in einer Weise, 
welche die erworbene Geschicklichkeit seiner Hand, sein höchstes 
wirthschaftliches Gut, nicht beeinträchtigt. Man darf die mühsam er-
rungene Handfertigkeit eines Setzers, eines Uhrmachers, eines We-
bers, eines Kunsttischlers u. s. w. nicht durch Zuweisung schwerer 
Erdarbeiten vernichten. 
(…) 
Man organisiere allenthalben den Arbeitsnachweis, und man wird 
auch eine Statistik der Arbeitslosigkeit erhalten; man gewähre den 
Arbeitssuchenden gegebenen Falls die Arbeitsmittel, damit die Pro-
duktionskraft ihrer Hände ihnen die Deckung ihrer Lebensnothdurft 
gestatte, man lasse die beschäftigungslosen Bauarbeiter Arbeiterwoh-
nungen errichten, man entwickle die Arbeiterschutzgesetzgebung, 
man fördere die auf Herabsetzung der Arbeitszeit und Erhöhung des 
 15
  
Lohnes gerichteten Bestrebungen der Gewerkschaften, man unterstüt-
ze die Entwicklung technischer Fortschritte, denen bei sozialer Ver-
waltung kein Arbeiter mehr fluchen wird, - und die Entwicklung 
Deutschlands wird einen ungeahnt großen Aufschwung nehmen. 
 









Die Zustände, die in Stuttgart auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlung 
herrschen, sind so ungeordnet, daß eine Regelung nothwendig ist. Es 
handelt sich darum, die Nachtheile zu beseitigen, welche sowohl das 
Umschauen und der mit ihm verbundene Bettel, als die Thätigkeit der 
privaten Stellenvermittlungs-Bureaux und ihre Ausbeutung der Stel-
lensuchenden mit sich bringen. Ein Blick auf die Verhältnisse anderer 
Städte gewährt insofern wenig Befriedigung, als sich nirgends Vorbil-
der finden lassen, nach denen man bei einer Regelung des Arbeits-
nachweises streben könnte. Ueberall herrscht die gleiche Regellosig-
keit, und die Versuche Abhülfe zu schaffen, haben nirgends zu dau-
ernden Erfolgen geführt. Unzweifelhaft sind die Gründe des Fehl-
schlagens darin zu suchen, daß man nicht verstanden hat, Einrichtun-
gen zu schaffen, zu denen beide Theile, Unternehmer wie Arbeiter, 
Vertrauen haben. Einseitig von Meistern oder von Gesellen gehand-
habte Nachweise oder Institute, die von wohlthätigen Vereinen ge-
führt werden, haben sich überall ebenso als leistungsunfähig erwiesen, 
wie in Stuttgart. Namentlich aber konnte es selbstverständlich keiner 
dieser Anstalten gelingen, die Arbeitsvermittlung überhaupt bei sich 
zu konzentriren, und gerade das erscheint als Hauptziel, nach dem 
man zu streben hat. So ergibt sich die Nothwendigkeit, daß eine unab-
hängige dritte Stelle zwischen die beiden Theile tritt, und das kann der 
Natur der Sache nach nur die öffentliche Behörde, die Gemeindever-
waltung, sein. Ihr direkt die Leitung der Vermittlung zu übertragen, 
dürfte sich aber auch nicht empfehlen, hauptsächlich deshalb nicht, 
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weil in der Gemeindeverwaltung die Arbeitgeber den ausschlagge-
benden Einfluß haben. Die Arbeiter würden einer Vermittlungsanstalt, 
die unmittelbar in der Verwaltung der Gemeinde steht, wohl kaum das 
nöthige Vertrauen entgegenbringen. Das Richtige wird also sein, dafür 
zu sorgen, daß sowohl Arbeitgeber als Arbeiter gleichmäßig an der 
Leitung betheiligt sind. Das wird am besten und einfachsten erreicht, 
wenn man sie einem Ausschuß des Gewerbegerichts überträgt, in der 
Weise, daß die Beisitzer des Gewerbegerichts, die aus der direkten 
Wahl aller Arbeitgeber und aller Arbeiter hervorgehen, aus ihrer Mitte 
eine gleiche Anzahl von Mitgliedern in jenen Ausschuß wählen. 
Daß ein solches Arbeitsamt sofort stark benutzt würde, ist sicher an-
zunehmen, denn fast aus allen Gewerben haben sowohl Arbeitgeber 
als Arbeiter übereinstimmend erklärt, daß eine städtische Arbeitsver-
mittlungsstelle als eine segensreiche Einrichtung zu begrüßen sei. Be-
sonders gilt das für die weiblichen Arbeitskräfte; würden doch nach 
den eingezogenen Erkundigungen die meisten Geschäfte, die seither 
ihre Arbeiterinnen auf dem Wege des Umschauens bekommen haben, 
künftig solche bloß noch durch Vermittlung des Arbeitsamtes einstel-
len. Daß einzelne Gewerbe, die jetzt schon einen geregelten Arbeits-
nachweis haben, zunächst das städtische Arbeitsamt nicht benützen 
werden, ist allerdings in Aussicht zu nehmen, doch ist zu hoffen, daß 
auch sie beitreten werden, wenn sich das städtische Arbeitsamt be-
währt. Von besonderem Werthe wird dafür sein, wenn der Arbeits-
nachweis für Arbeitgeber und Arbeiter unentgeltlich geschieht. Das ist 
aber nach der Ansicht der großen Mehrheit des Gewerbegerichts er-
forderlich. Solange von den Arbeitgebern eine Gebühr verlangt wird, 
wird das Umschauen, insbesondere das Umschauen der weiblichen 
Arbeiter nicht unterdrückt werden können.  
(…) 
Wenn ein zuverlässiger öffentlicher Arbeitsnachweis besteht, kann 
gegen die Mißstände, die mit dem Umschauen und mit den privaten 
Vermittlungsanstalten nothwendig verbunden sind, viel energischer 
eingeschritten werden, als dies jetzt möglich ist. Die Behörden wissen 
auch jetzt ganz gut, daß das Umschauen in vielen Fällen weiter nichts 
ist, als Bettel, aber trotzdem können sie nicht energisch einschreiten, 
denn unter den gegenwärtigen Verhältnissen sind eben die privaten 
Vermittlungsanstalten und das Umschauen ein nothwendiges Uebel, 
sie sind in vielen Fällen der einzige Weg, auf dem die Arbeiter eine 
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Stelle bekommen können. Sobald eine öffentliche Vermittlungsanstalt 
vorhanden ist, ändert sich die Sache. Die privaten Vermittlungsanstal-
ten sind nicht mehr nothwendig und brauchen daher auch nicht mehr 
geschont zu werden, wenn sie sich als unzuverlässig herausstellen.  
Ebenso überflüssig wird das Umschauen. 
(…) 
Jeder Arbeitsuchende wird an das Arbeitsamt gewiesen. Kann ihm 
dieses keine passende Arbeit bei einem privaten Arbeitgeber zuwei-
sen, so wird man ihn bei einem der städtischen Aemter, die zum Holz-
spalten, Steinschlagen, Grabarbeiten u. s. w. eine Anzahl Leute nöthig 
haben, beschäftigen. Erst wenn auch bei diesen städtischen Aemtern 
keine Arbeit mehr zu haben ist, oder wenn dem Arbeitsuchenden die 
bei diesen Aemtern eingeführten Arbeiten nicht zugemuthet werden 
können, wird dem Arbeitsuchenden vom Arbeitsamt eine Bescheini-
gung ausgestellt, auf Grund deren er von der Armenbehörde oder den 
Wohlthätigkeitsvereinen Unterstützung bekommt. 
(…) 
Die Arbeitsämter werden ferner auch auf dem Gebiet der Arbeitersta-
tistik manches leisten können, insbesondere wird es ihnen möglich 
sein, werthvolle Aufschlüsse über die Bewegungen des Arbeitsange-
bots und der Arbeitsnachfrage in den verschiedenen Gewerben und 
Jahreszeiten zu geben. Das Material, das sie liefern, wird jedenfalls 
eine bessere Grundlage für die Nothstandsmassregeln geben, nach de-
nen in jedem Winter gerufen wird, als es die Erhebungen sind, welche 
die Gewerkschaften seit einigen Wintern zu machen pflegen. Denn 
diese geben immer nur Auskunft über die Arbeitslosigkeit, wie sie 
sich an einem einzelnen Tag darstellt, während die Arbeitsämter für 
ganze Zeiträume über Zu- und Abnahme der Arbeitslosigkeit berich-
ten können. Im Laufe der Zeit werden die Arbeitsämter wohl auch 
noch andere Funktionen erhalten, sie werden z. B. Erhebungen, wie 
sie von der Reichskommission für Arbeiterstatistik veranstaltet wer-
den, viel besser und zuverlässiger vornehmen können, als es den Poli-
zeibehörden, denen seither diese überaus wichtige Arbeit übertragen 
war, möglich ist. Vielleicht kann bei ihnen im Laufe der Zeit auch 
einmal die Arbeiterversicherung vereinigt werden, die bis jetzt viel zu 
umständlich und viel zu sehr zersplittert ist.  
In Anbetracht dieser Vortheile hat das Stuttgarter Gewerbegericht in 
seiner Sitzung vom 05. Juni 1893 einstimmig beschlossen, auf Grund 
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von § 70 Abs. 3 des Reichsgesetzes betr. die Gewerbegerichte vom 
29. Juli 1890 bei den bürgerlichen Kollegien der Stadt die Errichtung 
eines städtischen Arbeitsamtes zu beantragen. 
(…) 
 
Blätter für soziale Praxis in Gemeinde, Vereinen und Privatleben. 
Zugleich Organ des Verbandes südwestdeutscher Gewerbegerichte, II. 




5. Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittlung in  
Industrie- und Handelsstädten 
 
Bericht über den am 08. und 09. Oktober 1893  
vom Freien Deutschen Hochstift  
zu Frankfurt am Main veranstalteten sozialen Kongreß 
 
(…) 
C. Legien, Hamburg, Vorsitzender der Generalkommission deutscher 
Gewerkschaften: Meine Herren! Mit Rücksicht auf die große Zahl der 
Herren, die sich an der Debatte zu beteiligen gedenken, werde ich ver-
suchen, mich möglichst kurz zu fassen, obgleich das hier zur Verhand-
lung stehende Thema „Die Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenstatis-
tik“ so viel Stoff bietet, daß wir in der Zeit, die uns zur Verfügung 
steht, kaum fertig werden können. Arbeitsvermittlung und Arbeitslo-
senstatistik hängen, wie auch schon mein Herr Vorredner dargestellt 
hat, ziemlich eng zusammen. Beide führen aber zu einer Konsequenz, 
die heute noch nicht gezogen worden ist. Sind beide Einrichtungen, 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenstatistik, von Amts wegen vor-
handen, so ergiebt sich die Konsequenz, daß notwendig den betreffen-
den Leuten, denen keine Arbeit nachgewiesen werden kann, von der 
Stadt eine bestimmte Unterstützung gegeben werden muß, um sie e-
xistenzfähig zu halten. Diese Konsequenz ist heute nicht gezogen 
worden. Ich bin aber fest überzeugt davon, daß in den beteiligten 
Kreisen, die sich mit der Sache zu beschäftigen haben, daß bei den 
Stadtverwaltungen die sich aus der von der Kommune eingerichteten 
Arbeitslosenstatistik und aus der Arbeitsvermittlung ergebenden Kon-
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sequenzen gezogen worden sind. Und deswegen hauptsächlich verhal-
ten sich die Stadtverwaltungen gegenüber den Forderungen der Arbei-
ter, Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenstatistik auf Kosten der 
Kommune einzurichten, ablehnend. 
Die Arbeitsvermittlung muß ausschließlich in den Händen der Ge-
werkschaften, oder sagen wir in den Händen der Arbeiter liegen. Bei 
der Arbeitsvermittlung, bei dem Arbeitsvertrage, tritt der Arbeiter als 
Verkäufer seiner Ware, Arbeitskraft auf. So wenig aber, wie man ge-
neigt sein wird, dem Verkäufer irgend einer anderen Ware Vorschrif-
ten über die Art und Weise, wie er seine Ware zum Verkauf bringen 
will, zu machen, so wenig der Verkäufer sich eine solche Vorschrift 
wird machen lassen wollen, eben so wenig kann man dem Arbeiter 
zumuten, daß er andere über die Art des Verkaufes seiner Arbeitskraft 
bestimmen läßt, anderen, und in diesem Falle den Käufern der Ar-
beitskraft, den Arbeitgebern, das Recht einräumen soll, bei der Ver-
mittlung der Arbeit, bei dem Verkauf der Ware Arbeitskraft, mitzu-
wirken. Dieser einfache Grund, ganz abgesehen von den Mißhelligkei-
ten, die sich aus der gemeinsamen Arbeitsvermittlung unter Beteili-
gung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus der Praxis ergeben 
werden, dieser einfache Grund sollte genügen darzuthun, daß den Ar-
beitnehmern ausschließlich das Recht zusteht, die Arbeitsvermittlung 
in den Händen zu haben. Dagegen liegt für die städtischen Verwaltun-
gen, für die gesellschaftliche Organisation, wie sie heute vorhanden 
ist, die Verpflichtung nahe, diese Arbeitsvermittlung zu unterstützten, 
diese Arbeitsvermittlung gewissermaßen in geregelte Bahnen zu brin-
gen. 
Heute haben wir absolut noch keine irgendwie nennenswerte Rege-
lung des Arbeitsvermittlungswesens, und besonders bei uns in 
Deutschland genau in demselben Sinne, wie es der Vertreter von Ös-
terreich vorgeführt hat, liegt die Arbeitsvermittlung noch sehr im Ar-
gen. 
(…) 
Die Arbeitsvermittlung bei den Arbeitern anderer Gewerbe, sage ich, 
müßte ausschließlich in den Händen der Arbeiter liegen, aber seitens 
der Kommunen unterstützt werden, von den Kommunen, weil mehr 
oder minder die Arbeitsvermittlung einen lokalen Charakter hat und 
wohl auch für die nächste Zeit haben wird. Die Versuche, die in ein-
zelnen Gewerkschaftsorganisationen gemacht worden sind, die Ar-
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beitsvermittlung zu zentralisieren, sind ganz minimale geblieben und 
haben sehr wenig Erfolg gehabt. - Es wird wohl oder übel die Arbeits-
vermittlung einen mehr lokalen Charakter tragen. Es ist Sache der lo-
kalstädtischen Behörden und Verwaltungen, hier Einrichtungen zu 
schaffen. Die Einrichtungen, die in Stuttgart geplant sind, erkennen 
wir gewissermaßen als Abschlagszahlung ganz gern an. Aber das Sys-
tem, der Grundgedanke, der darin liegt, ist nicht der richtige. Es wird 
dort die Arbeitsvermittlung jedenfalls von einem städtischen Beamten 
besorgt. Die Arbeitgeber haben auf die direkte Arbeitsvermittlung 
keinen Einfluß. Die Erfahrung wird jedenfalls in Stuttgart lehren, daß 
die eigentlichen Berufsarbeiter diesem Arbeitsnachweise fern bleiben 
werden. Die Arbeitsvermittlung bei Berufsarbeitern erfordert immer-
hin Kenntnis in dem betreffenden Gewerbe, und diese Kenntnis wird 
dort, wo von einem städtisch angestellten Beamten die Arbeitsvermitt-
lung geschieht, nicht in ausreichendem Maße vorhanden sein. Infolge-
dessen werden die Vertreter der Berufe, sowohl die Arbeitgeber wie 
Arbeitnehmer, diesem Arbeitsnachweise auf die Dauer fernbleiben. 
Die Organisation muß derartig gestaltet werden, daß die städtischen 
Behörden die Räume zur Verfügung stellen und die eventuellen ande-
ren Unkosten, die durch die Arbeitsvermittlung entstehen, tragen, die 
Arbeitsvermittlung aber selbst in die Hände der bestehenden Berufs-
organisationen gelegt wird.  
 
(…) 
Handelskammersekretär Rágózy, Bonn: Verehrte Anwesende! Ich 
muß, wie schon einer meiner Vorredner, mein Befremden darüber 
aussprechen, daß der heutige gesamte Vormittag dazu gedient hat, uns 
Theorien vorzutragen, die mit der praktischen Lösung der Frage der 
Beseitigung der Arbeitslosigkeit nur einen sehr losen Zusammenhang 
haben. 
(…) 
Meine Gedanken, die ich Ihnen eben dargelegt habe, möchte ich in 
folgende Sätze zusammenfassen: 
Die Errichtung von Arbeitsnachweisstellen für Arbeiter aller Berufs-
klassen und jeden Geschlechts in mittleren und größeren Städten ist 
zur Besserung der wirthschaftlichen Lage der arbeitenden Klassen, im 
Interesse der Hebung der öffentlichen Wohlfahrt und zur Ergänzung 
der sozialen Gesetzgebung möglichst überall anzustreben. 
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Bei der Einrichtung von Arbeitsnachweisstellen empfiehlt sich der 
kommunale Charakter, sei es, daß sie als eigene Behörden errichtet, 
sei es, daß sie an bestehende öffentlich-rechtliche Anstalten, z. B. 
Gewerbegerichte, Ortskrankenkassen u. s. w. angegliedert werden. 
Die Kosten der Unterhaltung der Arbeitsnachweisstellen hat die Ge-
meinde, unter Umständen mit Unterstützung von Vereinen, Stiftungen 
u. s. w. zu tragen. 
Bei der Thätigkeit und der Verwaltung der Arbeitsnachweisstellen ist 
die gleichmäßige Mitwirkung der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und 
der Gemeindeverwaltungen notwendig. Über die inneren Einrichtun-
gen der Arbeitsnachweisstellen ist nach Lage der örtlichen Verhältnis-
se zu entscheiden. 
Zur möglichsten Verbreitung der Einrichtung der Arbeitsnachweisstel-
len und zur Erreichung der zweckdienstlichsten Organisation der be-
stehenden, ist die Errichtung einer Zentralstelle für die Arbeitsnach-
weisestellen wünschenswert, durch welche Ratschläge erteilt und Er-
fahrungen gesammelt und regelmäßige Jahresversammlungen zum 
Zwecke der Beratung gemeinsamer Interessen veranstaltet werden.  
(…) 
Stadtrat Dr. Flesch, Frankfurt a. M.: Meine Herren! Es ist üblich, daß 
am Schlusse der Verhandlungen einer wissenschaftlichen Vereinigung 
der Vorsitzende eine zusammenfassende Darstellung der gewonnenen 
Ergebnisse giebt. (…) 
Als wir die Einladungen erließen, standen wir unter dem Eindruck, 
daß die Zählungen der Arbeitslosen, wie sie in einer Reihe größerer 
Städte seitens der Arbeiterorganisationen veranstaltet worden waren, 
zu einwandfreien Ergebnissen über die uns beschäftigenden Fragen 
kaum führen konnten, und wir sahen andererseits, daß die Notstands-
arbeiten, die vielfach verlangt wurden und die in einer Reihe von 
Städten seitens der Armenverwaltung mehr oder weniger planmäßig 
veranlaßt worden waren, lange das nicht leisteten, was man von ihnen 
gehofft und weshalb man sie eingerichtet hatte. Diese Punkte waren 
es, die wir hauptsächlich, jeden für sich und jeden in seinen Bezie-
hungen zu dem anderen, der Prüfung unterwerfen wollten, und diese 
Punkte haben denn auch den Ausgangspunkt für fast alle Redner, die 
hier aufgetreten sind, gebildet. In ihrer Beurteilung herrschte aber eine 
viel größere Einstimmigkeit, als wir und als man wohl im allgemeinen 
bisher angenommen hatte. Fast übereinstimmend ward von allen Red-
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nern zugegeben, daß jene vereinzelten Zählungen der Arbeitslosen, 
nach welchem System sie auch ausgeführt seien, statistisch und zur 
Erkenntnis des Übels nur einen sehr geringen Wert hätten. Sie haben 
lediglich die Bedeutung, daß durch sie auf die Größe des Übelstandes 
hingewiesen wird, daß wie einer der Redner sich ausdrückte, die Vo-
gel-Strauß-Politik erschüttert wird, die bisher seitens der kommunalen 
und staatlichen Behörden, bezüglich der Arbeitslosigkeit beobachtet 
worden sei. Und ebenso herrschte kein Streit darüber, daß die Not-
standsarbeiten dem Übel nur wenig helfen können. Sie müssen von 
den Gemeinden vorbereitet werden, weil sie in vereinzelten Fällen 
bessere Hilfe leisten, als die Armenpflege. Die Lage der Arbeiter im 
Ganzen können sie aber schon deswegen nicht bessern, weil es ganz 
außer Macht der Gemeinden steht, sie in größerer Menge und ausrei-
chend zur Beschäftigung aller Arbeitslosen zu beschaffen. Der Winter, 
der die Bauarbeiter arbeitslos macht, hindert auch die Angriffnahme 
von Notstandsarbeiten. 
An diese Erkenntnis anschließend, entwickelten sich nun aber drei be-
sondere Richtungen: Die einen erklärten jede Thätigkeit der Gemein-
den, gemeinnützigen Vereine u. s. w. für völlig zwecklos. Das Übel 
sei in den Grundlagen unserer Produktion begründet und könne nur 
von da aus bekämpft werden. Man möge die Arbeitszeit der Arbeiter 
abkürzen, für bedeutende Lohnerhöhungen sorgen, welche die Kon-
sumtionskraft der Arbeiter steigern und dadurch die Arbeitsgelegen-
heit in Handel und Industrie vermehren würde. Dies allein seien die 
Mittel, die bis zur Einführung der als Ziel zu erstrebenden kollektivis-
tischen Produktionsweise mit Nutzen zur Anwendung gebracht wer-
den könnten. 
(…) 
Gegenüber diesen, jedenfalls weit von dem speziellen Thema unserer 
Arbeiten abweichenden Ausführungen ward andererseits das Haupt-
gewicht auf die Arbeitslosenstatistik als Grundlage der Erkenntnis des 
zu bekämpfenden Übels gelegt. Eine allen technischen Anforderungen 
entsprechende, durch längere Zeit hindurch geführte Statistik, die von 
Sachverständigen, am besten von den vorhandenen statistischen Bu-
reaus bearbeitet sei, müsse an die Stelle der vereinzelten Zählungen 
der Arbeitslosen treten. Das Minimum, was zu fordern sei, sei die 
Aufnahme bezüglicher Fragen bei den Volkszählungen, Gewerbezäh-




Endlich ward aber auch eine Reihe von Gesichtspunkten betont, wel-
che, ohne den Gegenstand der Diskussion zu verlassen, doch über den 
Ausgangspunkt weit hinausführten. Die Arbeitslosenstatistik und die 
Fürsorge für einen regelmäßigen und dauernden Arbeitsnachweis sei 
wichtiger als z. B. die gelegentliche Veranstaltung von Arbeitslosen-
zählungen und von Notstandsarbeiten. Der Arbeitsnachweis, dessen 
Organisation hiernach gefordert werden müsse, sei aber besser als in 
der Hand von Privaten, wo vielfach die größten Mißstände beständen - 
ich erinnere an die Ausführungen des Herrn Will über die Verhältnisse 
der Schiffahrt -, in der Hand von Vereinen, und besser als in der Hand 
von Vereinen - dies ward unter anderem seitens des Vertreters des 
vorzüglich funktionierenden Wiener Arbeitsvermittlungsvereins aner-
kannt - in der Hand der Gemeinden.  
(…) 
Man wird mithin als die Punkte, über die eine gewisse Einstimmigkeit 
erzielt ist, bezeichnen können: Organisation des Arbeitsnachweises 
durch die Gemeinden oder unter Kostenbeitrag der Gemeinden; fer-
ner, im Falle es nicht geeignet scheint, den gesamten Arbeitsnachweis 
eines Ortes zu monopolisieren, was in größeren Städten kaum möglich 
wäre, Einführung einer regelmäßigen Verbindung der einzelnen Ar-
beitsnachweise untereinander; in allen Fällen aber vollständige Un-
entgeltlichkeit des Arbeitsnachweises und die Mitwirkung der Arbei-
ter durch von ihnen gewählte Vertrauensmänner bei allen Arbeiten 
dieser Verwaltung. Ob man die so organisierten städtischen Arbeits-
bureaus zu wirklichen Arbeitsämtern ausbilden soll, ob man sie mit 
den Gewerbegerichten in Verbindung zu setzen hat, so daß das Ge-
werbegericht die Mitglieder der Arbeitsnachweis-Behörden bestimmt, 
ob die Beamten des Bureaus von den Gemeinden, welche die Kosten 
zahlen, oder von den Arbeitgebern und Arbeitnehmern, für die das 
Bureau errichtet ist, ernannt werden sollen, sind Fragen zweiter Ord-
nung, die je nach den örtlichen Verhältnissen und der Entwicklung des 
einzelnen Arbeitsnachweises entschieden werden mögen. Ebenso wird 
auch die höchst bedeutsame Frage, die namentlich Herr Möller, 
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Brackwede, aufgeworfen hat, die der interlokalen Verbindung der ein-
zelnen Arbeitsämter, ihre Vereinigung zu provinziellen Arbeitsnach-
weisen mit einer gemeinsamen Spitze im Reichsarbeitsamt noch ein- 
gehender und weiterer Beratung bedürfen.  
(…) 
 
Schriften des Freien Deutschen Hochstiftes in Frankfurt am Main. 




6. Die Centralisierung des gewerblichen Arbeits-





Der jetzige Zustand der Arbeitsvermittelung ist sehr unvollkommen. 
Der Arbeiter, der Handwerksgeselle suchen sich deshalb in der großen 
Mehrzahl der Fälle ohne jede Vermittlung selbst Arbeit. Der Hand-
werksgeselle durchzieht zu dem Zweck planlos von Ort zu Ort wan-
dernd ganz Deutschland: er verdankt es einem Zufall, wenn er in ei-
nem Orte gerade Arbeit findet, er ist gezwungen, oft zu betteln und 
verkommt dabei leider oft geistig und körperlich. Die Versuchung und 
die Not machen ihn nicht selten zum Säufer, Vagabunden und Verbre-
cher. 
(…) 
Die finanzielle Einbuße, die unser deutsches Volk jährlich durch Ar-
beitslosigkeit mangels einer guten Arbeitsvermittlung erleidet, ist sehr 
bedeutend; es sind zunächst die Arbeiter, welche bei jedem Stellen-
wechsel jetzt längere Zeit ohne Arbeit zu sein pflegen. Dann sind es 
die Arbeitgeber, welche wenigstens in „guten Zeiten“ überall klagen, 
daß sie für sie geeignete Arbeiter nicht bekommen können, deshalb oft 
ungeeignete annehmen und häufig weder nach Menge noch nach Be-
schaffenheit das fertig stellen können, was sie nach der Leistungsfä-
higkeit ihres Betriebes machen müssten. Genauere Zahlen über Ar-




Im Interesse des socialen Friedens ist also die baldige Errichtung von 
neutralen Arbeitsnachweisen dringend geboten. 
(…) 
Der Mangel einer zuverlässigen Arbeitsstatistik wird von allen Sozial-
politikern als ein schwerer Schaden empfunden. Wir kennen weder die 
Zahl der Arbeitslosen noch deren örtliche Verteilung, wir wissen 
nicht, welchen Berufen sie angehören, noch wie lange die Arbeitslo-
sigkeit dauert, wir wissen ebensowenig, wie und wo eine unbefriedig-
te Nachfrage nach Arbeitern stattfindet, uns fehlen zuverlässige Zah-
len über die Arbeitsverdienste an den verschiedenen Orten und zu ver-
schiedenen Zeiten und in den verschiedenen Gewerken. Wir wissen 
nicht, welches Gewerbe mit Lehrlingen überfüllt ist, die keine Aus-
sicht haben, dauernde Stellungen in dem erlernten Berufe zu erlangen 
und können nicht vor dem Ergreifen dieses Berufs warnen. Durch die-
sen Mangel einer Arbeitsstatistik fehlt uns auch jede Möglichkeit, das 
Herannahen einer Arbeitskrisis vorauszusehen, wir können nicht für 
Beschäftigung der Arbeitslosen rechtzeitig sorgen, und es müssen ü-
bereilte Notstandsarbeiten gemacht werden, die große Summen kosten 
und oft wenig Nutzen schaffen. 
(…) 
Also: man muß zur Erlangung einer guten Arbeitsstatistik ganz 
Deutschland überspannende Arbeitsnachweise und eine Centrale für 
dieselben schleunigst begründen.  
(…) 
Ein Arbeitsnachweis, bei dem alle Vakanzen seitens der Arbeitgeber 
angemeldet werden müssen, giebt die Möglichkeit, den Arbeitslosen 
Arbeit nachzuweisen oder zu verschaffen, und er giebt ein sicheres 
Merkmal für die Armenpfleger, den guten oder bösen Willen der Ar-
beitslosen zu erkennen. Diese Erkenntnis hatte schon jetzt die größe-
ren und besseren Armenverwaltungen dazu geführt, selbst Arbeits-
nachweise zu errichten, aber die Leistung dieser Anstalten steht in der 
Regel nicht im Einklang mit dem dafür erforderlichen Aufwand an 
Geld und Arbeit, weil es an den nötigen Anmeldungen der Arbeitge-
ber fehlt, und diese sich oft ungern an Arbeitsnachweise der Armen-
verwaltung wenden, deren Schützlinge sie für minderwertig ansehen. 
Die Aufwendungen, welche Städte oder Vereine jetzt für die beste-
henden Armenarbeitsnachweise machen, werden sich erheblich ver-
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mindern, wenn letztere mit den centralisierten Nachweisen verbunden 
werden, während ihre Leistungsfähigkeit erheblich wächst.  
Zeigt sich, daß dauernd weder am Ort selbst noch in erreichbarer Nähe 
Arbeit zu haben ist, so sind die Kommunen verpflichtet, Notarbeiten 
zu beginnen, denn nichts ist volkswirtschaftlich verkehrter und mora-
lisch verderblicher, als Arbeitslose für längere Zeit aus Armenmitteln 
zu unterstützen, ohne sie zu beschäftigen. 
(…) 
Wenn also ein centralisierter Arbeitsnachweis auch selbst keine Arbeit 
schafft, sondern nur die Zeiten der Arbeitslosigkeit verkürzt, so wird 
er doch der Ausgangspunkt einer wichtigen Socialpolitik werden, die 
auf dem Boden der jetzigen Gesellschaft die großen Mängel der be-






Durch das Vorstehende kommen wir zu folgenden Thesen. 
 
I. Die bestehenden Anstalten für Arbeitsnachweis sind höchst unge-
nügend, weil 
 
1. die socialistischen Gewerkschaften mit ihrer großartigen Organisa-
tion von 3500 Arbeitsnachweisstellen im wesentlichen nur dem Partei-
interesse dienen. 
2. weil die gemeinnützigen Nachweise mit viel zu geringen Mitteln 
arbeiten und keine Gewähr ihrer Dauer bieten, weil sie keinen Melde-
zwang ausüben, keine Meldegebühr fordern und beides durch Strafen 
nicht erzwingen können, und weil sie endlich keine amtliche Stellung 
haben, von anderen Behörden keine amtlichen Mitteilungen fordern 
können. 
3. weil die städtischen und wohlthätigen Arbeitsnachweise sich nur 
mit dem Nachweis für Arme u. s. w. beschäftigen. 
4. weil die private geschäftliche Arbeitsvermittlung lediglich im Inte-
resse des eigenen Verdienens handelt.  
5. weil die Arbeitsnachweise an den einzelnen Orten nicht centrali-




II. Es ist deshalb die Errichtung örtlicher Arbeitsnachweise durch die 
Kommunen zunächst in allen Großstädten sowie in den industriellen 
Mittelstädten nebst Umgebung erforderlich; dieselben müssen folgen-
de Bedingungen erfüllen: 
 
1. Sie sind kommunale Institute, die indes eine selbständige Verwal-
tung haben, und sich im wesentlichen durch die zu erhebenden Ge-
bühren selbst unterhalten. 
2. Die Verwaltung geschieht durch einen Vorstand, dessen Beisitzer 
zu gleichen Teilen von den Arbeitern und Arbeitgebern gewählt wer-
den, und dessen Vorsitzender weder Arbeiter noch Arbeitgeber sein 
darf; derselbe wird von der Kommune ebenso wie die anderen ständi-
gen Beamten der Arbeitsnachweise angestellt.  
3. Es ist nötig, mit den Nachweisen Auskunftsanstalten über Charak-
ter, Leistungsfähigkeit und Zahlungsfähigkeit der Arbeitgeber und 
Arbeiter zu verbinden, um das Engagement nach auswärts zu ermögli-
chen. 
4. Die örtlichen Nachweise sind verpflichtet, nach genau vorgeschrie-
benen Formen die für eine Arbeitsstatistik erforderlichen Zahlenanga-
ben teils wöchentlich, teils in längeren regelmäßigen Zwischenräumen 
dem Reichsarbeitsnachweise zu machen. 
 
III: Nur durch eine vom Reich zu errichtende Centrale für alle örtli-
chen Arbeitsnachweise ist eine schnelle und ohne viel Schreibwerk zu 
bewirkende Arbeitsvermittlung von Ort zu Ort zu ermöglichen und 
eine Reichsarbeitsstatistik herbeizuführen. Es müssen jedoch folgende 
Punkte dabei beachtet werden: 
 
1. Der Reichsarbeitsnachweis muß genügend mit Beamten ausgestattet 
sein, um in einem Tage die von den Ortsarbeitsnachweisen einlaufen-
den Berichte für die Wochenschrift „Reichsarbeitsmarkt“ zu verarbei-
ten.  
2. Die herauszugebende Wochenschrift muß möglichst billig sein, und 
darf keine Überschüsse an das Reich abliefern, sondern nur ihre Her-
stellungskosten decken. Der Einzelverlauf muß möglichst erleichtert 
werden, um jedem zugänglich zu sein. 
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3. Es empfiehlt sich, diese Wochenschrift auch zur Verbreitung wirt-
schaftlicher Mitteilungen und amtlicher Bekanntmachungen zu benut-
zen, die in Arbeiterkreise dringen sollen. 
4. Die statistischen Arbeiten des Reichsarbeitsnachweises erstrecken 
sich besonders auf den Umfang und die Gründe der Arbeitslosigkeit 
und auf die Lohnhöhe, alles bezogen auf die verschiedenen Gewerbe, 
Zeiten und Gegenden.  
 
IV. Durch die Schaffung von Arbeitsnachweisen der angegebenen Art 
sollen folgende große Vorteile erreicht werden: 
 
1. Fortfall des planlosen Umherwanderns der Handwerksgesellen und 
anderer Arbeiter und in Verbindung damit Fortfall der Verführung 
zum Betteln, Trinken und Vagabundieren durch dies Wandern; hier-
durch ist es möglich, die Landstreicherei unter strenger Handhabung 
der Gesetze zu beseitigen. 
2. Fortfall des planlosen Umschauens der Arbeiter und namentlich der 
Arbeiterinnen und damit Fortfall der Verführung zur Prostitution für 
letztere. 
3. Verkürzung beziehungsweise Beseitigung der jetzt gelegentlich des 
Arbeitswechsels meist stattfindenden vorübergehenden Arbeitslosig-
keit: der hierdurch jährlich für die Gesamtheit der deutschen Bürger 
zu erwartende Reingewinn berechnet sich auf mindestens sechsund-
achtzig Millionen Mark (wahrscheinlich auf das Doppelte). 
4. Erhöhung der Posteinnahmen, welche die Ausgaben der arbeitssta-
tistischen Reichscentrale decken und noch Überschuß gewähren. 
5. Decentralisierung der Industrie, indem man es den Arbeitgebern der 
kleineren und mittleren Städte möglich macht, tüchtige Facharbeiter 
aus den größeren Städten zu erhalten, und es den Arbeitern der kleine-
ren Städte erleichtert, bei Arbeitsstockungen an den kleinen Orten Be-
schäftigung zu erhalten, also Fortfall des Hauptgrundes, weshalb die 
beschäftigungslosen Arbeiter sich stets nach den großen Städten wen-
den.  
6. Die Möglichkeit, frühzeitig zu erfahren, wenn Arbeitslose sich im 
allgemeinen oder in bestimmten Gegenden oder gewissen Geschäfts-
zweigen in besorgniserregender Weise vermehren, um rechtzeitig Ab-
hilfe schaffen zu können. 
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7. Förderung des socialen Friedens, indem man den Hauptgrund des 
Arbeiterelends, der Verbrechen und der Unzufriedenheit - die Arbeits-
losigkeit - nach Möglichkeit beseitigt, und indem Arbeitgeber und Ar-
beiter hierbei gemeinsam thätig sind. 
8. Erschwerung unberechtigter Arbeitseinstellungen und Ausschlie-
ßungen, indem es den Arbeitgebern leicht wird, die feiernden Arbeiter 
zu ersetzen, und den ausgeschlossenen Arbeitern, anderswo Stellung 
zu finden. Sicherer Sieg berechtigter Strikes.  
9. Hebung der Moralität, der Leistungen und des guten Benehmens 
der Arbeiter und Arbeitgeber durch Erteilung gewissenhafter, fachge-
mäßer Auskünfte durch die Arbeitsnachweise unter Ausschluß jeder 
Mitteilung über die sociale und politische Parteistellung. 
10. Schaffung der Grundlagen für eine gerechte und sparsame Armen-
pflege, indem man nur die wirklich Arbeitsscheuen und Landstreicher 
zwangsweise beschäftigt, und indem man sich bemüht, Beschäftigung 
für die Armen, die entlassenen Verbrecher, für die durch körperliche 
und moralische Ursachen heruntergekommenen und die Invaliden zu 
finden oder zu schaffen, und Ersparung der Armenunterstützungen, 
wenn derartige Notleidende nutzbringend beschäftigt sind. 
11. Verdrängung der socialistischen Arbeitsnachweise, sowie ähnli-
cher Parteiorganisationen durch die viel vollkommeneren öffentlichen 
Anstalten und Verminderung des weiteren Anwachsens der socialde-
mokratischen Partei infolge des Aufhörens der Thätigkeit der Gewerk-
schafts-Arbeitsnachweisstellen, sowie Beseitigung der wachsenden 
Abhängigkeit der Arbeiter und Arbeitgeber von diesen.  
 
Brackwede, im November 1893 
 
Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft im 
Deutschen Reich. 18. Jahrgang, Neue Folge, Zweites Heft, Leipzig 
1894, S. 1-42. 
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In der Geschichte der mit der Arbeitslosigkeit zusammenhängenden 
Reformbestrebungen spielt der vom Freien Deutschen Hochstift im 
Oktober 1893 nach Frankfurt a. M. berufene sociale Kongreß eine 
gewisse Rolle, - weniger wegen der neuen Gedanken, die auf ihm 
ausgesprochen wurden, als weil die praktische Möglichkeit des Zu-
sammenarbeitens der bürgerlichen und der proletarischen Klasse an 
dieser Reform hier mit Evidenz zu Tage trat. „Arbeitslosigkeit und 
Arbeitsvermittlung in Industrie und Handelstädten“ war das einzige 
Thema der zweitägigen Verhandlungen. 
(…) 
Im Gegensatz zu den Kongressen des Vereins für Socialpolitik setzte 
sich die Versammlung fast ausschließlich aus Praktikern zusammen: 
Magistratsvertretern, Gewerbeinspektoren, Statistikern, Philanthropen 
ec., auch einzelnen Arbeitgebern; namentlich aber war eine Elite der 
gewerkschaftlich organisierten Arbeiterwelt mit Einschluß der social-
demokratischen reichlich vertreten. Das Erscheinen der letzteren - in 
der socialdemokratischen Presse vor und nach dem Kongresse ein Ge-
genstand lebhafter Diskussionen, energisch befürwortet vom Leiter 
der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands, als Canos-
sagang später mit den schärfsten Worten verurteilt von Bebel - war an 
sich ein Ereignis. Der radikale Flügel der bürgerlichen und die, wenn 
nicht gemäßigtere, so doch realistischere Richtung der Arbeiterpartei 
vermochten hier einmal sich die Hand zu reichen, wenn sie beide den 
Arm einander weit entgegenstreckten. In der Einladung zum Kongres-
se war ausdrücklich erklärt worden, daß die Zusammenkunft Bespre-
chungen „im Sinne fortschreitender Entwicklung des staatlichen und 
socialen Lebens ermöglichen,“ und daß „bei allen die Arbeiter betref-
fenden Fragen diese als gleichberechtigte Teilnehmer an den Vorbe-
reitungen und Verhandlungen mitwirken“ sollten. Dem Organisati-
onsausschusse gehörte neben vier anderen Herren auch ein als solcher 
bezeichneter Vertrauensmann des (socialdemokratischen) Gewerk-
schaftskartells Frankfurt a. M. an. Den Arbeitern wurde ihr Entgegen-
kommen auch dadurch erleichtert, daß sie einen sympathischen An-
knüpfungspunkt fanden in den Lautenschlagerschen Bestrebungen. 
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Lautenschlagers Denkschrift über die Arbeitsvermittlung (…) hatte 
einer Anregung entsprochen, die von den socialdemokratischen Stutt-
garter Gewerkschaften selbst ausging: unterstützt durch des Verfassers 
persönliche Beliebtheit in der Stuttgarter Arbeiterschaft, scheint sie 
weithin in Arbeiterkreisen Anhang gefunden und z. B. in Frankfurt 
a. M. die wenige Jahre vorher einem ähnlichen Projekte entschieden 
feindlichen Arbeiter völlig umgestimmt zu haben (erst die Schwierig-
keiten, die dem vereinbarten Arbeitsnachweisstatute seitens der Auf-
sichtsinstanz hier bereitet wurden, bewirkten einen zweiten Um-
schwung der Stimmung).  
(…) 
Der namentlich vom Leiter der gewerkschaftlichen Generalkommissi-
on Legien konsequent festgehaltene Standpunkt war der: wir Arbeiter 
fordern grundsätzlich einen Arbeitsnachweis, der von der Stadt be-
zahlt und ausschließlich von den Arbeitern verwaltet wird; aber die 
von Lautenschlager gewollte Verwaltung durch ein Gewerbegericht 
(zumal durch ein Gewerbegericht mit dem Vorsitzenden Lautenschla-
ger) ist ein annehmbarer vorläufiger Kompromiß. 
(…) 
Wer die gewerkschaftlichen Arbeiterkämpfe der neueren Zeit verfolgt 
hat, kennt auch die Rolle des Zankapfels, welche der Arbeitsnachweis 
vielfach da gespielt hat, wo der Gegensatz der zwei Parteien zu einer 
gewissen Reife gediehen war. Jede Partei wollte einen eigenen Ar-
beitsnachweis in der Hand haben und obendrein die andere zur Benut-
zung desselben zwingen. Nur selten und meines Wissens ohne blei-
benden Erfolg kam es zu Anläufen einer gemeinsamen Verwaltung 
des Nachweises, wie bei den Leipziger Buchdruckern; erst seit kurzem 
gedeiht ein solcher Nachweis bei den Berliner Brauern. 
(…) 
Würde dieser Nachweis demokratisch organisiert, d. h. den Arbeitern 
der wesentliche Einfluß eingeräumt, so hätten die betreffenden Indust-
rien eine fast socialdemokratische Verfassung. Im entgegengesetzen 
Falle, wenn die Arbeitgeberschaft den Nachweis verwaltet, läge wie-
der jene selbe Knebelung der Arbeiter vor. Die Arbeitgeber könnten 
nicht nur willkürlich einzelne Arbeiter existenzlos machen, sondern 
ganze Arbeitergruppen und -parteien in Verruf erklären, mit ihrem 
Arbeitgeberverstande das geistige Leben der Arbeiterschaft beherr-
schen und die Arbeitsbedingungen diktieren. Im ersteren Falle würden 
 32 
  
dagegen die Arbeiter - man denke an die bei den französischen Ar-
beitsbörsen gemachten Erfahrungen - erstens in ihrem eigenen Kreise 
die schroffste Disciplin ausüben, missliebigen und eigenwilligen Indi-
viduen die Beförderung versagen oder sie chikanieren: sie würden 
zweitens gegenüber den Arbeitgebern eine censorische Gewalt üben, 
einzelne Arbeitgeber zurücksetzen, die Entlassung ihnen missliebiger 
Werkmeister und Arbeitsgenossen fordern, politische Konzessionen 
ertrotzen; sie würden drittens, solange die Konkurrenz zwischen den 
Arbeitgebern noch nicht erloschen ist, über die Verteilung des Ar-
beitsertrags zwischen Unternehmern und Arbeitern dekretieren, über 
die Dauer der Arbeit und die Gestaltung des Arbeitsverhältnisses ü-
berhaupt bestimmen können. Sie würden ungünstige Arbeitsstellen 
einfach unbesetzt lassen und im Streikfall den „Zuzug fern halten“. In 
einer völlig socialistisch organisierten Volkswirtschaft würde die Per-
sonalienfrage, d. h. die Organisation des Arbeitsnachweises, der 
Schlüssel zur socialen und politischen Macht sein und über die Herr-
schaft der einen oder anderen Klasse entscheiden. 
(…) 
Daß aber öffentliche Arbeitsnachweise selbst bei unparteilicher Lei-
tung ihre schweren Nachteile haben, von denen die privaten Nachwei-
se in der Hand von Interessenten teilweise frei sind, das lernt man aus 
den Erörterungen und Mitteilungen Drages. Der Arbeitsnachweis soll 
ja mehr sein als eine mechanische Vermittelungsstelle. Der Vermittler 
muß nicht nur einen Ueberblick über die unendlich mannigfaltige Ar-
beitsteilung des betreffenden Gewerbes und über die verschiedenen 
Bedürfnisse der verschiedenen Betriebsformen, sondern auch einen 
menschenkundigen Blick beweisen; er muß dem richtigen Arbeitgeber 
den richtigen Mann zuführen. 
(…) 
Dringend erwünscht ist ferner eine eingehende Erkundigung über die 
Persönlichkeit des Arbeitgebers wie des Arbeiters, auch über die Leis-
tungen des letzteren. 
(…) 
Wird aber auf die Ermittelung von Personalnotizen verzichtet, so las-
sen die besseren Arbeiter und darum auch die Arbeitgeber den Nach-
weis links liegen, wie die Erfahrung lehrt. Der Nachweis bleibt auf 
minderwertige und ungelernte Arbeitskräfte oder gar auf Dienstmäd-




Überhaupt würde der Arbeitsnachweis als staatliches oder kommuna-
les Organ einen veränderten Charakter gewinnen. Wie er auf die Be-
vorzugung der besseren Arbeiter verzichten müßte, so würde es ihm 
andererseits schlecht anstehen, ältliche und kränkelnde Arbeiter zu-
rückzusetzen. Er müßte es sich vielmehr angelegen sein lassen, gerade 
diese Elemente, die der Kommune ohnehin auf der Tasche liegen, un-
terzubringen, vielleicht auch Familienväter zu bevorzugen. Er würde 
vermutlich sogar bemüht sein, auf eigene Hand eine Not-
Arbeitsgelegenheit darzubieten, besonders in Zeiten volkswirtschaftli-
chen Rückgangs - selbst auf die Gefahr hin, damit die populäre Vor-
stellung von einem Rechte auf Arbeit zu nähren. Auch müssten die 
Arbeitgeber dann strafrechtlich gezwungen werden, keinen andern 
Arbeitsnachweis zu benutzen. 
 
Ein solches rein büreaukratisch verwaltetes Amt würde natürlich tech-
nisch miserabel funktionieren, und es könnte praktisch nur in Frage 
kommen, einen Mittelweg zwischen der rein mechanischen und der 
rein diskretionären Vermittlung zu finden. Ein Mittelweg wäre sowohl 
im Verfahren wie in der Organisation denkbar. 
(…) 
Das Gebiet der Arbeitslosenversicherung pflegte man bisher mit gu-
tem Grunde als ausschließliche Domäne der zur Selbsthülfe geschaf-
fenen Gewerkvereine anzusehen; es trägt einen fast ebenso individua-
listischen Stempel wie der Arbeitsnachweis. Nur eine volles Vertrauen 
genießende Selbstverwaltungsbehörde, so sollte man meinen, kann 
über den Anspruch auf Arbeitslosengeld entscheiden; nur sie kann oh-
ne übermäßige Härte den Arbeitslosen zum Suchen und Annehmen 
von Arbeitsgelegenheit anhalten. 
(…) 
Andererseits ist nicht zu übersehen, daß die Aufgabe des Staats ge-
genüber den Arbeitslosen auch nach einer anderen Richtung als der 
der Versicherung liegt: nach der vorbeugenden Seite. Es gehört zu den 
gründlichsten Irrtümern, wenn man der großindustriellen Entwicke-
lung lediglich eine Tendenz zuschreibt, die Schwankungen des Ar-
beitsmarkts zu vermehren. Es ist vielmehr ein fundamentales Entwi-
ckelungsgesetz, daß der Arbeitgeber an beständiger Beschäftigung 
seiner Leute um so mehr interessiert ist, je mehr er fixes Kapital ver-
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wendet, daß also der Übergang von der Hausindustrie zu geschlosse-
nen Arbeitsetablissements und die zunehmende maschinelle Ausges-
taltung der letzteren die Arbeitsbeständigkeit steigert, daß ferner die 
immer endgültigere Gestaltung der durch den Dampf revolutionierten 
Handelsbeziehungen und insbesondere der kartellmäßige Zusam-
menschluß einzelner Großindustrien dieser Tendenz zu Hülfe kommt. 
Mit dem Interesse zugleich steigt aber auch die finanzielle Fähigkeit 
des Fabrikherrn, seine Arbeiter durch ungünstigere Perioden durch-
zuwintern, und sein direktes Interesse an einem festen Arbeiterstam-
me. Diese natürliche Tendenz des einzelnen Arbeitgebers gilt es, 
durch staatliche Prämien verschiedenster Art zu pflegen, - nicht durch 
Prämien auf den Großbetrieb, aber durch Prämien auf eine derartige 
heilsame Ausnutzung des Großbetriebs. Man würde z. B. einen großen 
Arbeitgeber, der seinem Personal dauernde Beschäftigung sichert und, 
wie dies schon jetzt vorkommt, bei Arbeitsstockung doch einen Teil 
des Lohnes weiterzahlt, etwa in der Benutzung des Arbeitsnachweises 
freier Stellen, andererseits zur Arbeitslosenkasse den einzelnen Ar-
beitgeber nach dem Maße der von ihm jährlich vorgenommenen Per-
sonalentlassungen heranziehen. Der weiter unten zu erwähnende Ano-
nymus hebt derartiges mit Recht hervor. Bei ganz großen Arbeitge-
bern und namentlich bei kartellierten Industriezweigen würde aus ei-
ner privaten Fürsorge der bezeichneten Art von selbst eine Art Versi-
cherung (Selbstversicherung) gegen Arbeitslosigkeit werden. Ein 




Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirtschaft im 
Deutschen Reich. 19. Jahrgang, Neue Folge, Zweites Heft, Leipzig 






8. Der gewerbliche Arbeitsnachweis 
 
P. Christian Hansen 
 
Die auf den 11. und 12. Mai d. Js. nach Berlin einberufene fünfte 
Konferenz der Centralstelle für Wohlfahrtseinrichtungen hatte sich 
mit zwei besonders zeitgemäßen Gegenständen zu beschäftigen: 
1. Arbeitsnachweis, 
2. Weibliche Hilfskräfte in der Wohlfahrtspflege. 
 
Zu Berichterstattern waren für den ersten Punkt der Tagesordnung 
Herr Bezirkspräsident a. D. Freiherr von Reitzenstein aus Freiburg 
i. B., für die zweite Angelegenheit Herr Fabrikdirektor Heintze aus 
Döhren bei Hannover und Herr Dr. Münsterberg, bisher in Hamburg, 
jetzt in Berlin, bestellt worden.  
(…) 
Bedauerlicherweise war durch den Herrn Vorsitzenden zunächst her-
vorzuheben, daß der Referent für das an erster Stelle erwähnte Thema, 
Herr Freiherr von Reitzenstein infolge einer schweren Erkrankung am 
Erscheinen verhindert sei. 
(…) 
An Stelle des Genannten war nun in letzter Stunde der Vorsitzende 
der Invaliditäts- und Altersversicherungsanstalt Berlin, Herr Dr. Ri-
chard Freund, der auch an der Spitze des Centralvereins für Arbeits-
nachweis in Berlin steht, für die Einleitung der Beratungen gewonnen 
worden. Dr. Freund stellte die nachfolgenden sieben Leitsätze zur Er-
örterung, denen wir einzeln die Begründung kurz hinzufügen. 
1. „Die Bildung eines Netzes von örtlichen Centralarbeitsnach-
weisstellen über das Deutsche Reich und die Herstellung einer gere-
gelten Verbindung der Nachweisstellen untereinander ist anzustre-
ben.“ 
(…) 
2. „Die Organisation der Arbeitsnachweisstellen kann durch die Ge-
meinde oder durch freie gemeinnützige Vereinstätigkeit erfolgen; in 





3. „Bestehen an einem Orte bewährte, unparteiisch geleitete Arbeits-
nachweise für bestimmte Zwecke, so ist unter Aufrechterhaltung die-
ser Einrichtungen eine geordnete ständige Verbindung derselben mit 
der Centralnachweisstelle anzustreben.“ 
(…) 
4. „Die Leitung und Verwaltung der Arbeitsnachweisstelle erfolgt un-
ter gleichmäßiger Mitwirkung von Vertretern der Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer.“ 
(…) 
5. „Die Arbeitsnachweisstellen haben sich von jeder Einwirkung auf 
Lohnkämpfe oder sonstige, die Arbeitserledigung betreffende Strei-
tigkeiten zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerschaft fernzuhalten; 
demzufolge findet bei Arbeitsausständen (Streiks) eine Einstellung der 
Thätigkeit der Arbeitsnachweisstellen nicht statt.“ 
(…) 
6. „Jede Beschränkung der Arbeitgeber in der freien Auswahl der Ar-
beitskräfte, jede Beschränkung der Arbeitnehmer in der Bewerbung 
um die vakanten Arbeitsstellen ist zu verwerfen.“ 
(…) 
7. „Die Erhebung einer mäßigen Einschreibegebühr ist zulässig.“ 
 
Die Förderung einer mäßig bemessenen Gebühr für die Benutzung der 
Nachweisstelle sei weder schädlich noch unzulässig. Damit werde nur 
eine Anzahl von Bewerbern zurückgehalten, denen es in Wirklichkeit 
gar nicht um die Erlangung von Beschäftigung zu thun sei. Durch die 
Festsetzung einer Gebühr erhalte der Nachweis den Charakter von 
Leistung und Gegenleistung; der Charakter einer bloßen Wohlthat 
werde ferngehalten. Immerhin mache die Einnahme, welche die Ar-
beitsnachweisstelle beziehe, sie auch finanziell unabhängiger - die 
Berliner Nachweisstelle habe auf solche Weise im letzten Jahre bei 
einer Einschreibegebühr von 20 Pfg. nicht weniger als 3200 Mk. ver-
einnahmt - und gewähre ihr eine größere Bewegungsfähigkeit. 
(…) 
 
Der Arbeiterfreund. Zeitschrift für die Arbeiterfrage. Organ des Cent-




9. Der dritte Kongreß 
der Gewerkschaften Deutschlands 
 
Vom 8. bis 13. d. Mts. wurde der dritte deutsche Gewerk-
schaftskongreß in Frankfurt a.M. abgehalten. Die Vertreter von nahe-
zu einer halben Million gewerkschaftlich organisirter Arbeiter waren 
hier versammelt und bekundeten bei ihren Verhandlungen einen Ernst, 
eine Mäßigung und einen mit praktischer Sachkunde und Einsicht 
verbundenen Eifer, daß jeder Freund einer friedlichen Sozialreform 
und ruhigen Entwicklung darüber erfreut sein kann. 
(…) 
Bezüglich der kommunalen, bzw. paritätischen Arbeitsnachweise gin-
gen die Meinungen Anfangs sehr auseinander, doch wurde der 
Beschluß des vor drei Jahren in Berlin abgehaltenen Kongresses, der 
diese Arbeitsnachweise grundsätzlich ablehnte, allseitig als durch die 
Entwickelung überholt und thatsächlich vielfach durchbrochen be-
zeichnet. Die Antheilnahme der Gewerkschaften in Süddeutschland an 
den städtischen Arbeitsnachweisen, das Eintreten größerer Gewerk-
schaftskreise in Berlin für paritätische Arbeitsnachweise und der Vor-
stoß der Unternehmer, die Arbeitsvermittelung zu einem Monopol für 
sich auszugestalten, haben die Situation  wesentlich verändert. Selbst 
die Gegner der paritätischen Arbeitsnachweise gaben diesmal den 
Berliner Kongreßbeschluß preis. Sie fanden zwar die "Schwärmerei" 
der Süddeutschen, besonders der Bayern und Schwaben, für die kom-
munalen Arbeitsnachweise nicht gerechtfertigt, erklärten es aber nach 
Lage der Dinge für unmöglich, die frühere schroff ablehnende Hal-
tung beizubehalten. Die Norddeutschen sind vielfach noch der Mei-
nung, daß der Arbeitsnachweis sich in den Händen der Arbeiterorga-
nisationen befinden müsse, verwerfen demgemäß auch die Monopoli-
sirung der Arbeitsvermittlung durch die Unternehmer, wollen aber 
sich doch möglichsten Einfluß auf die paritätischen bezw. kommuna-
len Arbeitsnachweise sichern. Das reaktionäre Gemeindewesen Preu-
ßens passe nicht für paritätische Arbeitsnachweise. Umgekehrt trat der 
Hauptreferent Leipart=Stuttgart mit großer Wärme und Sachkenntniß 
für die städtischen Arbeitsnachweise ein. Nach sehr langen Verhand-
lungen gelangte eine auf einem Kompromiß beruhende Resolution v. 
Elms mit allen gegen 5 Stimmen zur Annahme, die zwar an dem 
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Grundsatze festhält, daß der Arbeitsnachweis den Arbeiterorganisati-
onen gebühre, aber anerkennt, "daß es unter den gegenwärtig beste-
henden Verhältnissen an manchen Orten für eine Reihe von Berufen 
von Vortheil sein kann, sich an kommunalen Arbeitsnachweisen zu 
betheiligen." Diese sind jedoch nach folgenden Grundsätzen auszuges-
talten: 
a) Verwaltung durch eine, aus in gleicher Zahl von den Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern je in freier Wahl gewählten direkten Vertretern 
zusammengesetzte Kommission, unter Leitung eines unparteiischen 
Vorsitzenden; 
 
b) Führung der Geschäfte durch aus den Reihen der Arbeiter hervor-
gegangene Beamte; Wahl derselben durch die Verwaltungskom-
mission; 
 
c) Ablehnung der Vermittelung von Arbeitskräften an solche Arbeit-
geber und Dienstherren, welche notorisch ihre Pflichten als Arbeit-
geber nicht erfüllen, sowie an solche Arbeitgeber, welche bei aus-
brechenden Differenzen mit ihren Arbeitern in keine Verhandlun-
gen zur Beilegung mit der zuständigen Arbeiterorganisation eintre-
ten wollen; 
 
d) genaue Feststellungen über die Lohnbedingungen und Veröffentli-
chung mit den übrigen Ergebnissen der Arbeitsnachweis-Statistik; 
 
e) vertragsmäßige Verpflichtung der Arbeitgeber, die vor dem Ar-
beitsamt angegebenen Arbeits- und Lohnbedingungen nach erfolg-
ter Einstellung auch zu erfüllen, um den Arbeiter oder Dienstboten 
vor Täuschung oder Benachtheiligung zu schützen; 
 
f) vollständige Gebührenfreiheit und Uebernahme der gesammten 
Kosten auf die Gemeinde- oder Staatkasse. 
 
Wo kommunale Arbeitsämter errichtet werden, soll die organisirte 
Arbeiterschaft für die Durchführung vorstehender Forderungen eintre-
ten, ohne daß die einzelne Gewerkschaft verpflichtet werden kann, 
den etwa bestehenden, gut funktionirenden Facharbeitsnachweis ohne 
besonderen Grund aufzuheben. Derartige Facharbeitsnachweise sind 
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jedoch möglichst mit dem städtischen Arbeitsamt in Verbindung zu 
bringen, um eine vollständige Arbeitsnachweisstatistik zu ermögli-
chen. Paritätische Arbeitsnachweise sind nicht zu verwerfen, wenn es 
dadurch den Arbeitern gelingt, zugleich ihre Lohn- und Arbeitsver-
hältnisse günstiger und stabiler zu gestalten. 
(…) 
 
Soziale Praxis. Centralblatt für Sozialpolitik, 3. Jahrgang, Nr. 33, 18. 








Eine der wichtigsten sozialpolitischen Aufgaben bildet die Organisi-
rung des Arbeitsnachweises. Der Arbeitsnachweis ist die Vermitt-
lungsstelle zwischen Arbeitsangebot und Arbeitsnachfrage; er bringt 
die Angebote der Arbeitgeber zur Kenntniß der Arbeitsuchenden und 
die Arbeitsuchenden zur Kenntniß der Arbeitgeber. Je vollkommener 
der Arbeitsnachweis organisiert ist, desto mehr wächst die Möglich-
keit, für die Arbeitgeber geeignete Arbeitskräfte, für die Arbeitsu-
chenden geeignete Arbeitsstellen zu finden. Der Arbeitsnachweis 
schafft zunächst nicht mehr Arbeit als thatsächlich vorhanden ist, aber 
dadurch, daß er die Möglichkeit der Besetzung vakanter Arbeitsstellen 
aufs Höchste steigert, dient er in eminenter Weise zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit. Der Arbeitsnachweis ist aber auch befähigt, mehr 
Arbeit zu schaffen. Manche Ausdehnung eines Betriebes, manche 
Neueinrichtung eines Betriebes scheitert an der Schwierigkeit in der 
Beschaffung von Arbeitern: mit der Uebersicht über die verfügbaren 
freien Arbeitskräfte wächst demnach die Möglichkeit der Schaffung 
von Arbeitsgelegenheit. Aus diesen Gesichtspunkten ergiebt sich die 
große volkswirtschaftliche Bedeutung der Arbeitsnachweisfrage, das 
hervorragende öffentliche Interesse an der Lösung derselben. Deshalb 
ist die Ansicht mancher Arbeitgeberkreise, die Organisirung des Ar-
beitsnachweises sei lediglich ihre Privatangelegenheit, um die sich 
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Niemand weiter zu kümmern habe, als unzutreffend und auf Verken-
nung der weiteren Bedeutung der Frage beruhend, zurückzuweisen. 
(…) 
Hier Wandel schaffen kann aber nur eine vollkommene lokale und in-
terlokale Organisirung des Arbeitsnachweises. Halten die Arbeitgeber 
daran fest, Arbeit nur durch Vermittelung des Arbeitsnachweises ein-
zustellen, dann sind alle Arbeitsuchenden genöthigt, sich an den Ar-
beitsnachweis zu wenden, der dann nach den obwaltenden Verhältnis-
sen seine Maßnahmen treffen kann: Bei gleicher Qualifikation wird 
man Einheimische, Angesessene, vor Zuziehenden, Verheirathete mit 
großem Kindersegen vor Unverheiratheten und Kinderlosen bevorzu-
gen können. Durch möglichst ausgedehnte Veröffentlichung der Lage 
des Arbeitsmarktes, d. h. der Zahlen über Arbeisangebote, Arbeits-
nachfragen und nicht zur Besetzung gelangende Stellen, wird der 
planlosen Zuwanderung, welche meist aus Unkenntniß über die Chan-
cen der Erhaltung von Arbeitsstellen geschieht, am wirksamsten be-
gegnet werden können, durch die interlokale Arbeitsvermittelung, 
durch die ständige Verbindung mit den Arbeitsnachweisen anderer 
Orte wird die Abstoßung überschüssiger arbeitsloser Arbeitskräfte er-
reicht werden können. Dieser ständige interlokale Verkehr wird aber 
auch andererseits jeder Zeit etwa vorhanden Mangel an Arbeitern be-
seitigen können, so daß dann der Zuzug den Bedürfnissen entspre-
chend geregelt wird. 
(…) 
Die Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Arbeitsnachweise in ihrer gegen-
sätzlichen Stellung zu einander bieten ein wenig erfreuliches Bild. 
Beide Arbeitsnachweise verfolgen Sonderinteressen: die Arbeitgeber 
benutzen ihren Arbeitsnachweis als Mittel, um agitatorische Elemente 
aus ihren Betrieben fernzuhalten, den Arbeitnehmern ist der Arbeits-
nachweis ein wichtiges Hülfsmittel im Kampfe um bessere Arbeitsbe-
dingungen. 
(…) 
Es liegt nahe, den Gegensatz zwischen den beiden Arten der Arbeits-
nachweise dadurch zu beseitigen, daß man die Arbeitsnachweise der 
gemeinschaftlichen Leitung beider Parteien anvertraut. Dieser Gedan-
ke findet eine wesentliche Stütze in der Form des Arbeitsnachweises, 
wie er sich gegenwärtig als letztes Glied in der Entwickelung dieser 
wichtigen Frage zeigt: in den allgemeinen öffentlichen kommunalen 
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und Vereins-Arbeitsnachweisen. Die Bewegung für die Errichtung 
kommunaler Arbeitsnachweise nahm ihren Ausgangspunkt von dem 
sozialen Kongreß, welchen das Freie deutsche Hochstift im Oktober 
1893 veranstaltete. Vorbereitet wurde die Bewegung durch die älteren 
Vereins-Arbeitsnachweise.  
(…) 
Die Bewegung hat bis zum heutigen Tage mächtige Fortschritte ge-
macht und sie nimmt mit ungeschwächter Kraft ihren Fortgang. Bis 
jetzt sind, soweit mir bekannt geworden, in Deutschland 114 allge-
meine Arbeitsnachweise zur Einrichtung gelangt, von denen der größ-
te Theil in dem Verband deutscher Arbeitsnachweise, der im Frühjahr 
1898 errichtet wurde, vereinigt ist. Am kräftigsten ist die Bewegung in 
Süddeutschland zum Durchbruch gekommen, insbesondere in Bayern, 
Württemberg und Baden, wo nicht nur die Einzel-Organisation der 
Arbeitsnachweise, sondern auch ihre planmäßige Verbindung unter-
einander unter zum Theil weitgreifender Mitwirkung der Staatsregie-
rung durchgebildet ist. 
Die Grundprinzipien der allgemeinen Arbeitsnachweise sind: die un-
parteiische gemeinnützige Geschäftsführung, die Kostenlosigkeit - die 
Erhebung von geringen Einschreibegebühren, die den Charakter einer 
Kontrolgebühr tragen, steht dem nicht entgegen - und die Mitwirkung 
von Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bei der Verwaltung. 
Die Haupttätigkeit der allgemeinen Arbeitsnachweise erstreckt sich 
zunächst naturgemäß auf die Vermittelung ungelernter Arbeiter, weil 
hier das Bedürfnis für eine geregelte Arbeitsvermittelung - Mangels 
anderer Einrichtungen - am stärksten war. Die weitere Ausbreitung 
der Thätigkeit der allgemeinen Arbeitsnachweise insbesondere auf 
Facharbeiter hängt zum größten Theil davon ab, ob für den Fach-
Arbeitsnachweis starke konkurrirende Einrichtungen vorhanden sind, 
und hier kommen in erster Linie die Arbeitsnachweise der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer für die einzelnen Gewerbe in Betracht. Das Bestre-
ben der allgemeinen Arbeitsnachweise bei ihrer Refomarbeit, die Ue-
belstände, welche sich, wie oben erörtert, aus der gegensätzlichen 
Stellung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-Arbeitsnachweise entwi-
ckelt hatten, zu beseitigen, führte naturgemäß zu Verhandlungen mit 
den fraglichen Einrichtungen bezw. den Vereinigungen der Interessen-
ten über den möglichen Anschluß des Fach-Arbeitsnachweises an den 
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allgemeinen Arbeitsnachweis. Damit ist die Entwickelung der Ar-
beitsnachweis-Frage in eine neue, in die wichtigste Phase getreten. 
(…) 
Die ablehnende Haltung der Arbeitgeber gegenüber der Betheiligung 
der Arbeiter an der Verwaltung des Arbeitsnachweises ist eine durch-
aus ungerechtfertigte. Das Zugeständnis der Betheiligung der Arbeiter 
bei einer Einrichtung, bei der sie im wahrsten Sinne des Wortes ihre 
Haut zu Markte tragen, ist so in der Natur der Sache begründet, daß es 
eigentlich nicht nothwendig sein sollte, dies noch besonders zu 
vertheidigen. Die Arbeitgeber machen aus den wahren Gründen ihrer 
ablehnenden Haltung gar kein Hehl: sie wollen Herren im Hause sein, 
unliebsame Elemente von ihren Betrieben fernhalten und die "Diktatur 
des Proletariats in den Betrieben" verhüten. Diese Anschauung beruht 
aber auf einer argen Verkennung der Bedeutung und der Wirkungen 
des paritätischen Fach-Arbeitsnachweises. Der paritätische Arbeits-
nachweis hindert die Arbeitgeber keineswegs Herren im Hause zu 
bleiben, er zwingt sie nicht, Arbeiter einzustellen, welche sie für ihren 
Betrieb nicht für geeignet halten, er bedeutet nichts weniger als die 
Diktatur des Proletariats in den Betrieben. 
(…) 
In dem Augenblick, wo die Arbeiter an der Verwaltung betheiligt 
werden, haben sie auch das volle Bewusstsein der Verantwortlichkeit 
ihrer Stellung; sie beurtheilen die Beschwerden durchaus objektiv, 
und mir ist kein Fall in der Erinnerung, wo die Arbeiter ganz einseitig 
Partei für ihre Kameraden genommen hätten. Das ist ja eben der große 
Nutzen der Mitwirkung der Arbeiter, daß das Misstrauen gegen die 
Verwaltung schwindet und daß dadurch eine Unmenge Zündstoff aus 
der Arbeiterbewegung ausgeschieden wird. Wird eine Beschwerde des 
Arbeiters ohne Mitwirkung von Arbeitern zurückgewiesen, so wird sie 
meistens von der Arbeiterschaft als ungerechtfertigt angegriffen; an-
ders wenn die Arbeiter selbst bei der Ablehnung mitgewirkt haben.  
(…) 
Wenn daher die Arbeitgeber die Mitwirkung der Arbeiter bei der 
Verwaltung des Arbeitsnachweises ablehnen, so schneiden sie sich ins 
eigene Fleisch. Die Kämpfe um den Arbeitsnachweis werden nicht 





Der Ausbau des Fach-Arbeitsnachweises für große gewerbliche 
Centren wird sich so gestalten, daß für jeden größeren Gewerbszweig 
ein besonderer Fach-Arbeitsnachweis unter einem besonderen Fach-
Kuratorium errichtet würde; kleinere verwandte Gewerbszweige wür-
den zu einem Facharbeitsnachweis vereinigt werden können. Die 
Fach-Arbeitsnachweise sind völlig selbständig, und mit dem Allge-
meinen Arbeitsnachweis besteht nur eine lose äußere Verbindung. Die 
Statuten der einzelnen Fach-Arbeitsnachweise müssen den Verhältnis-
sen der betreffenden Gewerbe entsprechend festgesetzt werden. 
(…) 
Wenn die Arbeitgeber ihren ablehnenden Standpunkt aufgeben, so 
sind alle Vorbedingungen für die Organisirung eines vollkommenen 
Arbeitsnachweises vorhanden. 
(…) 
Es handelt sich hier um keine sozialpolitische Utopie, sondern um die 
unzweifelhafte Möglichkeit der Lösung einer wichtigen volkswirt-
schaftlichen und sozialen Aufgabe. 
 




11. Die jetzige Lage des Arbeitsmarktes 
und die Nothwendigkeit einer öffentlichen 





Es sind nun bisher zwei Formen vorgeschlagen worden, in denen der 
Arbeiter gegen Arbeitslosigkeit geschützt werden soll. Die eine ist der 
individuelle Sparzwang nach dem Vorschlage von Schanz, die andere 
die kommunale obligatorische Versicherung nach den Vorschlägen 
von Adler und Sonnemann. 
Der Vorschlag von Schanz geht dahin, daß jeder Arbeiter Geld einle-
gen muß bis zu einem gewissen Betrage, über den er nur verfügen 
darf, wenn er arbeitslos wird. Stets aber bleibt das Geld sein Ei-
 44 
  
genthum und fließt nicht etwa in eine allgemeine Versicherungskasse. 
Es würde mich hier zu weit führen, wollte ich diesen Vorschlag ge-
bührend erörtern und kritisieren. Ich muß zur Begründung meines ab-
lehnenden Standpunktes auf die unten citierte Schrift verweisen und 
mich auf den Satz beschränken, daß der Arbeiter in seiner Vereinze-
lung das zu seiner Versorgung Erforderliche nicht zu leisten vermag. 
Wichtiger ist mir das Projekt kommunaler obligatorischer Arbeitslo-
senversicherung, dessen Grundzüge etwa die folgenden sind: Unter 
paritätischer Verwaltung seitens der Arbeiter und Arbeitgeber wird 
von der Stadt eine Versicherungskasse eingerichtet, der jeder in der 
Stadt beschäftigte Arbeiter beitreten muß, sofern er nicht anderweit, 
etwa durch die Gewerkschaft, gegen Arbeitslosigkeit versichert ist. 
Außer den Arbeitern sind auch die Unternehmer und die Gemeinde zu 
Beiträgen verpflichtet. Wer unverschuldet arbeitslos wird, erhält nun 
entweder durch den mit der Kasse verbundenen Arbeitsnachweis pas-
sende Beschäftigung angewiesen oder, falls solche nicht vorhanden, 
eine tägliche in bestimmter Weise abgestufte Unterstützung. Die Bei-
träge sind verschieden, je nach der Lohnhöhe sowie danach, ob die 
Versicherten Saisonarbeiter sind oder nicht. Wer eine gewisse Zeit 
lang keine Unterstützung  bezogen hat, erhält den Beitrag eines Jahres 
zurück. (Alternative Versicherung.) Bei Lohnkämpfen wird eine Un-
terstützung nicht gewährt. 
Das so skizzierte Projekt ist Gegenstand heftiger Angriffe von den 
verschiedensten Seiten geworden. 
Ich wende mich zunächst den Verfechtern der bereits angedeuteten 
Ansicht zu, daß eine solche kommunale Zwangsversicherung einen 
Eingriff in ein natürliches Monopol der Gewerkschaften darstelle, eine 
Theorie, für die in letzter Zeit besonders nachdrücklich Herr Dr. F. W. 
Foerster eintrat. Er behauptet, die Arbeitslosenversicherung seitens 
der Kommune würde den Gewerkschaften den Todesstoß geben. Die 
Gewerkschaften brauchen sie sozusagen als Zugmittel, um die große 
Masse der Indifferenten anzulocken. Diese aber werden der kommu-
nalen Versicherung sich zuwenden, welche billiger wird arbeiten kön-
nen. Darum soll "die Gewerkschaft die einzige Quelle solcher Unter-
stützung" sein. 
(…) 
Herr Dr. Förster wird aus diesen Ausführungen ersehen, daß ich 
durchaus kein Gegner der Arbeitslosenversicherung durch die Ge-
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werkschaften bin. Im Gegenteil! Ich spreche es offen aus: Mir er-
scheint sie geradezu als die höhere, vollkommenere Form der Versi-
cherung. Aber die Millionen deutscher Arbeiter, die nicht in Gewerk-
schaften sind mit ihren Millionen Angehöriger, sind für die Sozialpoli-
tik doch keine quantité négligeable. Auch für sie muß gefordert wer-
den, auch ihnen muß man über die schwersten Zeiten hinweghelfen. 
Und darum fordere ich kommunale neben gewerkschaftlicher Arbeits-
losenversicherung. 
(…) 
Nur kurz kann ich den Einwurf streifen, die besser gestellten Arbeiter, 
welche kaum je arbeitslos werden, würden mit Recht dagegen protest-
iren, daß sie für die schlechter gestellten ohne jedes Aequivalent Bei-
träge zahlen müßten. Soweit er berechtigt ist, wird ihm meines Erach-
tens durch die Einrichtung der alternativen Versicherung die Spitze 
abgebrochen (s.o.). 
Wie erwähnt, soll der Arbeitslose nur dann eine Unterstützung erhal-
ten, wenn ihm keine passende Arbeit nachgewiesen werden kann. Zur 
Annahme passender Arbeit ist er verpflichtet. Ich gebe zu, daß es für 
die Nachweisanstalt häufig sehr schwierig ist, zu entscheiden, welche 
Beschäftigung für den Einzelfall passend ist. Für unmöglich aber, wie 
die Gegner wollen, halte ich es durchaus nicht. 
Am schwerstwiegenden ist zweifellos das Argument, daß es unmög-
lich sei, stets richtig zu entscheiden, ob unverschuldete Arbeitslosig-
keit vorliegt oder nicht. Hierbei giebt man sich allerdings häufig ganz 
übertriebenen Vorstellungen hin. So insbesondere, wenn man an-
nimmt, es würde von Seiten der Arbeiter eine förmliche Ausplünde-
rung organisiert werden, einer immer dem anderen helfen, auf Kosten 
der Kasse ein paar Tage zu faulenzen. 
(…) 
Nach diesen Ausführungen darf ich vielleicht zu dem Schluß kom-
men, daß die kommunale Versicherung gegen Arbeitslosigkeit auf ob-
ligatorischer Grundlage sehr wohl möglich und durchführbar ist. 
Wenn sie aber durchgeführt werden kann, muß sie zweifellos auch 
durchgeführt werden. Das erheischt der Nothstand, dem sie entgegen-
wirken soll. Ich will kein Wort verlieren, über den Segen, den eine 
solche Versicherung dem Arbeiter bringt. Er ist zu offensichtlich, als 
daß er noch betont zu werden brauchte. Nur das möchte ich hervorhe-
ben, wie tief bedauerlich es ist, daß man das Jahrfünft ungewöhnlicher 
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Prosperität, das wir jetzt haben zu Ende gehen sehen, ungenutzt hat 
vorüberstreichen lassen. Es kann leider nicht zahlenmäßig festgestellt 
werden, aber es ist gleichwohl zweifellos, daß für Tausende von Ar-
beitern mit geringer Mühe jetzt gesorgt werden könnte, hätten damals 
die großen Städte die Arbeitslosenversicherung eingeführt. Aber eine 
solche Voraussicht ist leider noch selten zu finden. Erst dem Schrei 
bitterster Noth wird es gelingen, diejenigen aufzurütteln, die in guten 
Zeiten die Hände in den Schooß gelegt haben. 
Daß dieser Augenblick jetzt nahe ist, darauf wies ich im Eingang die-
ser Arbeit hin. Er muß benutzt werden durch eine Erörterung im 
Reichstag, welche sich gut verbinden ließe mit der Erörterung des An-
trages Pachnicke=Roesicke auf allgemeine Einführung der kommuna-
len Arbeitsnachweise. Ich hoffe dies umsomehr, als es ja der Abge-
ordnete Roesicke gewesen ist, der schon im Jahre 1893 ausführte: "Es 
muß bei unseren heutigen Produktionsverhältnissen, bei den immer 
häufiger wiederkehrenden Handelskrisen, bei dem plötzlichen Wech-
sel der Konjunkturen neben der Fürsorge für die Kranken und Invali-
den als eine der wichtigsten Aufgaben des Staats und der Gemein-
schaft angesehen werden, dafür zu sorgen, daß arbeitsfähige und ar-
beitswillige Männer, wenn sie ohne ihr Verschulden arbeitslos sind, 
nicht darben, während andere sich im Wohlleben befinden.“ 
 
Soziale Praxis. Centralblatt für Sozialpolitik, 10. Jahrgang, Nr. 25, 21. 




12. Augenblickshülfe und organische Reform. 





Die im Gefolge des wirthschaftlichen Niederganges auftretende Ar-
beitslosigkeit, ihr Umfang, ihre Wirkung und ihre Bekämpfung sind in 
den letzten Monaten stehende Themata der öffentlichen Diskussion 
gewesen. Sie sind im Reichstage bei der neuntägigen Zolltarifbe-
rathung vielfach gestreift worden, in den Landtagen von Bayern, Ba-
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den, Sachsen, Hessen, Mecklenburg hat man darüber verhandelt; zahl-
reiche Stadtverwaltungen haben sich damit beschäftigt; in Vereinen 
und Versammlungen und in der Presse aller Parteien ist fast Tag für 
Tag davon die Rede. Der Verein für Sozialpolitik wird die Krisis einer 
breit und tief angelegten Untersuchung unterziehen, wobei die Ver-
hältnisse auf dem Arbeitsmarkt eingehend berücksichtigt werden. Der 
Verband deutscher Arbeitsnachweise hat bereits Ende November über 
den Stand der Dinge konferirt. Von Seite der Einzelstaaten sind Erhe-
bungen veranstaltet worden. Stadtverwaltungen haben auf ihrem Ge-
biete das Gleiche gethan. Arbeiterberufsvereine und Arbeitgeberver-
bände haben die Verhältnisse in ihrem Gewerbe festzustellen ver-
sucht. Es existiert bereits eine stattliche Reihe von Anordnungen der 
Staatsbehörden, um der Arbeitslosigkeit durch Aufträge an die Indust-
rie, durch Vornahme von Bauten und andere Maßnahmen entge-
genzwirken. Eine Reihe von Städten hat Gelder für die Nothstandsar-
beiten bewilligt. In vielen Gewerben versucht man, durch forcirte 
Verkäufe ins Ausland, durch Herabsetzung der Arbeitszeit, durch Ein-
legung von Feiertagsschichten das Schlimmste, die Entlassung von 
Arbeitern zu verhüten. In anderen Industrien bestehen Tarifgemein-
schaften, die den Arbeitern in Zeiten geschäftlicher Depressionen ei-
nen Schutz gewähren. Kurz - die Summe der Maßnahmen gegen die 
augenblickliche Arbeitslosigkeit ist nicht gering. 
(…) 
Schon jetzt ist genügendes Material durch die verschiedenen amtli-
chen und privaten Erhebungen beschafft worden, um ein in seinen 
Einzelheiten getreues, wenn auch unvollständiges Bild der herrschen-
den Arbeitslosigkeit zu entwerfen. Nahezu alle ernsthaften Berichte 
stimmen darin überein, daß in der That die wirtschaftliche Krisis, die 
jäh auf einen beispiellosen Aufschwung gefolgt ist, in Deutschland 
einen erheblich über das sonst zur Winterszeit übliche Maß hinausge-
henden Arbeitsmangel in Industrie, Handel und Verkehr hervorgeru-
fen hat. Aber der Nothstand ist weder gleichmäßig über alle Gewerbe 
noch über alle Gegenden verbreitet. Es bestehen sogar sehr starke ört-
liche und berufliche Verschiedenheiten. Neben Gewerben, die auch 
jetzt noch in voller Blüthe stehen, giebt es solche, auf denen ein 
schwerer Druck lastet. Manche Gemeinden zählen zu einem hohen 
Prozentsatz der Bevölkerung ihre Arbeitslosen, andere wissen von 
keinem Nothstand zu berichten. Die Erhebungen mancher Arbeiter-
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verbände lauten ganz anders wie die von andern aus demselben In-
dustriezweig. Ebenso steht es mit den Feststellungen von Arbeitge-
bervereinen. Die Berichte der Krankenkassen lauten im Allgemeinen 
ungünstiger als die der Versicherungsanstalten. Was die Leutenoth auf 
dem Lande betrifft, so wird aus verschiedenen Gegenden behauptet, 
der Bedarf an ländlichen Arbeitern sei gedeckt. Und während an man-
chen Orten und in manchen Gewerben über umfangreiche Entlassun-
gen von Arbeitern geklagt wird, hilft man sich anderwärts mit Lohn-
reduktionen, Arbeitsverkürzungen, Feierschichten durch. Gewichtige 
Stimmen behaupten, der Tiefstand sei überwunden, es gehe mälig 
wieder aufwärts. Ueberwiegend aber wird für die nächsten Monate 
noch eine Verschlimmerung der Arbeitslosigkeit erwartet. 
Das Bild, welches sich dem Beschauer somit darbietet, ist eine Mosaik 
von dunklen Flecken und helleren Stellen. Das mag im Allgemeinen 
ein gewisser Trost sein. Aber dem, der im Dunkeln sitzt, nützt es 
nicht, daß Andere noch Licht haben. Und für das Gemeinwesen macht 
sich auch der partielle Nothstand fühlbar geltend durch Abnahme der 
Konsumkraft, Verminderung der Steuerfähigkeit, Wachsthum von 
Krankheit und Sterblichkeit, Zunahme der Kosten der Armenpflege 
und Steigen der Kriminalität. Was bedeutet die Einbuße an Gewer-
bethätigkeit und Volkseinkommen, die alljährlich durch Streiks und 
Aussperrungen im Deutschen Reich bewirkt wird, gegen die Riesen-
verluste und Gefahren, die die Existenz einer halben Million von Ar-
beitslosen in sich birgt! Haben so Staat und Gemeinde schwere 
Nachtheile von der Ausbreitung der Arbeitslosigkeit, so muß anderer-
seits die Allgemeinheit in gewissem Grade auch die Schuld einer 
wirthschaftlichen Krisis auf sich nehmen. Der Arbeiter jedenfalls, der 
am schwersten unter ihren Folgen leidet, weil er sein einziges Kapital, 
die Arbeitskraft, nicht verwerthen kann, trägt die geringste Schuld. 
Hier wirken ganz andere Faktoren zusammen: Der zügellose Wettbe-
werb der Unternehmer, die immanente Sucht des Kapitals nach Ver-
mehrung und Erweiterung, die Verschiebungen des Verkehrs, neue 
Erfindungen und Entdeckungen, handelspolitische Reibungen und 
kriegerische Konflikte….wie vielgliedrig ist die Kette der Ursachen, 
die Überproduktion und Krach, Treibhausblüthe und Krisis aneinander 
fesselt! Kein Geringerer als Fürst Bismarck hat offen im Reichstag er-
klärt: "Wenn Nothstände eintreten, so ist der Staat auch noch heute 
verpflichtet, den Leuten Arbeit zu verschaffen - und der Staat hat so 
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weit reichende Aufgaben, daß er daher seiner Verpflichtung, arbeitslo-
sen Bürgern, die Arbeit nicht finden können, solche zu schaffen, wohl 
nachkommen kann." Der Fürst wies dabei insbesondere auf Kanalbau-
ten hin. 
(…) 
Vor Allem aber fehlt der ganzen Aktion der große Zug des Einheitli-
chen und Organischen. Jede Verwaltungsstelle handelt nach eigenem 
Ermessen, unabhängig von der andern. Und doch wäre es wahrlich 
nicht schwer, in Staat, Provinz, Kreis, Gemeinde eine festgeschlosse-
ne, systematische, von allen betheiligten und verpflichteten Behörden 
im Verein mit den Arbeitgeberverbänden und den Arbeiterberufsver-
einen getragene Aktion ins Leben zu rufen und zu leiten, die die 
schlimmsten Wirkungen der Arbeitslosigkeit für die Zeit der Noth 
planmäßig bekämpft. 
(…) 
Aber auch wenn dies geschähe - die Thätigkeit bliebe doch nur eine 
Hülfe für den Augenblick; sie kurierte das Uebel nach Symptomen, 
aber fasste es nicht an seinem Sitz. Sie muß Nothbehelf, Flick- und 
und Stückwerk bleiben, und wenn zur Ergänzung, wie jetzt so oft ge-
schehen muß, die Armenpflege eintritt, so ist ihre Unterstützung er-
kauft mit sozialer Degradation und politischer Entrechtung. Wir kön-
nen uns für einen ehrenwerthen, aufrechten und fleißigen Mann kaum 
ein schwereres Geschick denken, als wenn unverschuldete Arbeitslo-
sigkeit ihn und die Seinen nicht nur in die Noth stößt, sondern ihn 
auch noch zum öffentlichen Armen macht und damit bürgerlich ent-
rechtet. Aber selbst wenn dieses bitterste Loos ihm erspart bleibt, so 
haftet doch untrennbar an den meisten Nothstandsarbeiten der Miss-
stand, daß gelernte und ungelernte Arbeiter ohne Unterschied beschäf-
tigt werden. Es sind zumeist Erdarbeiten, Steineklopfen, Schneeschau-
feln und ähnliche Beschäftigungen - und man stelle sich vor, mit wel-
chen Gefühlen Former und Gießer, Uhrmacher und Mechaniker, 
Spinner und Weber, Schneider und Tischler an dies Tagwerk gehen, 
das sie unter dem Druck beruflicher Erniedrigung eben verrichten 
müssen, wenn sie leben wollen. Die Unvollkommenheit und Unzu-
länglichkeit der Nothstandsaktionen, ihre Mängel und tiefen Schatten-
seiten wenden mit geradezu zwingender Gewalt den Blick auf die 
Nothwendigkeit einer organischen Reformarbeit, die in die Tiefe geht 
und das Uebel der Arbeitslosigkeit an der Wurzel packt. Parlamenta-
 50 
  
risch ist ein Weg zu diesem Ziel auch bereits abgesteckt worden: seine 
drei Etappen heißen Reichsarbeitsamt, reichsgesetzliche Ordnung des 
Arbeitsnachweises, Vorbereitung einer Versicherung gegen Arbeitslo-
sigkeit. 
(…) 
Wir haben früher schon mehrfach betont, daß unter den hier neu auf-
tretenden Aufgaben die Beobachtung und regelmäßige Schilderung 
der Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt uns eine der wichtigsten schei-
ne. Damit wird der Boden für alle praktischen Maßnahmen der Verhü-
tung und Abhülfe der Arbeitslosigkeit erst recht eigentlich geebnet. 
(…) 
Aus diesem so geschaffenen Grunde können dann mit Erfolg gesetz-
geberische Maßnahmen getroffen werden. In gewissem Sinne dient 
natürlich jeder Fortschritt der Sozialreform auch der Einschränkung 
und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit: Lohnerhöhungen setzen den 
Arbeiter in Stand, Ersparnisse für schlechte Zeiten zu machen; Ver-
kürzung der Arbeitszeit wird hier und da eine Vermehrung der Arbei-
terzahl nöthig machen, falls die Verstärkung der Arbeitsintensität 
nicht ausreicht; Beschränkungen der Kinder- und Frauenarbeit kann 
den jugendlichen und erwachsenen Arbeitern lohnendere Beschäfti-
gung schaffen. 
(…) 
So kann jede sozialpolitische Maßnahme mittelbar in den Dienst der 
Verhütung und Milderung der Arbeitslosigkeit gestellt werden. Ganz 
direkt und nächstliegend aber ist die Errichtung von Arbeitsnachwei-
sen öffentlichen und gemeinnützigen Charakters. Die Eindämmung 
der gewerblichen Stellenvermittelung ist in unseren Augen nicht wich-
tiger als die Ausmerzung des Arbeitsnachweises als einer Waffe im 
Kampfe der Unternehmer und der Arbeiter. Dies ist durch die Förde-
rung der paritätisch verwalteten, unparteiischen Arbeitsnachweisstel-
len zu erreichen, die am besten in die Hände der Gemeinden oder 
starker gemeinnütziger Vereine gelegt werden. Und da solcher Ar-
beitsnachweis erst dann seine volle Wirksamkeit entfalten kann, wenn 
er in einem lückenlosen Netz sich über das gesammte Wirthschaftsge-
biet ausspannt, so daß ein fortwährender und sofortiger Ausgleich von 
Angebot und Nachfrage erzielt werden kann, so muß, trotz höchst a-
nerkennenswerther Bemühungen und Erfolge in den süddeutschen 
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Staaten und vereinzelten preußischen Bezirken, zweckmäßig von 
Reichswegen der Arbeitsnachweis ausgebaut werden. 
(…) 
Die Hauptaufgabe aber, vor deren Inangriffnahme eine positive Sozi-
alpolitik nicht zurückschrecken darf, bleibt die Versicherung der Ar-
beiter gegen Arbeitslosigkeit. Ohne diese Krönung bleibt die Sozial-
versicherung unvollständig und theilweise gefährdet; denn der längere 
Zeit arbeitslose Arbeiter wird in große Schwierigkeiten kommen, sei-
ne Beiträge zur Krankenkasse und zur Invaliden- und Altersversiche-
rung zu zahlen. 
(…) 
Nein, die öffentlichen Zweckverbände, vom Reich angefangen bis zur 
kleinen Gemeinde herab, müssen an der Aufbringung der Lasten für 
die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit betheiligt werden, ebenso 
auch die Unternehmer - nach Analogie der Unfallversicherung, deren 
Träger die Berufsgenossenschaften sind. Bei der Organisation der Ar-
beitslosenversicherung müßte dann streng der Grundsatz der Individu-
alisirung festgehalten werden; denn nicht nur in jedem Gewerbe, son-
dern auch in jeder Region sind die Verhältnisse verschieden gelagert. 
So bieten sich Arbeiterberufsverein, Berufsgenossenschaft und Ge-
meinde in ihrem Zusammenwirken als Träger der Versicherung gegen 
Arbeitslosigkeit dar, wobei das Reich nach Art der Invalidenversiche-
rung Zuschüsse zu gewähren hätte. Unerläßlich ist auch hier, wie ü-
berall sonst in unserer großen Sozialversicherung, der Zwang zur Ver-
sicherung; dabei könnte indessen nach dem Vorgang des Krankenkas-
sengesetzes eine weitgehende Differenzirung der Arbeitslosenkassen 
(freie Kassen, Ortskassen, Betriebskassen etc.) Platz greifen. Nur un-
verschuldete Arbeitslosigkeit kann berücksichtigt werden. Bei der 
Ausführung und der Kontrolle der Versicherung würden die öffentli-
chen Arbeitsnachweisstellen gute Dienste thun können. 
 
Soziale Praxis. Centralblatt für Sozialpolitik, 11. Jahrgang, Nr. 15, 9. 









Am 15. Oktober hat der Reichstag die Berathungen über die sozial-
demokratische Interpellation: "Welche Maßregeln gedenkt der Herr 
Reichskanzler zu ergreifen, um den Folgen der wirtschaftlichen Krisis, 
die sich in Betriebseinschränkungen, Lohnkürzungen und vornehm-
lich in Arbeiterentlassungen bemerkbar machen, zu begegnen und 
dem dadurch hervorgerufenen Nothstand weiter Volksschichten ent-
gegenzuwirken?" wiederaufgenommen.  
(…) 
In Uebereinstimmung haben alle Untersuchungen einen mit der Krisis 
im Vorjahre einsetzenden und,  mit einigen Ausnahmen, über das ge-
samte Reich sich erstreckenden Mangel an Arbeit ergeben, wie er in 
ähnlichem Umfange bisher kaum jemals für längere Zeit beobachtet 
worden ist. Einmüthig haben alle Parteien die dringende Nothwendig-
keit wirksamer Präventiv- und Repressivmaßregeln anerkannt, um so 
mehr, da auch die augenblickliche Lage des Arbeitsmarktes zu opti-
mistischen Hoffnungen für die Zukunft nur wenig Veranlassung giebt. 
(…) 
So ist das Gesamtbild, das sich dem Beobachter bietet, ein wenig er-
freuliches, und gebieterisch drängt sich daher die Frage immer wieder 
von Neuem in den Vordergrund, wie hier zu bessern, wie hier zu hel-
fen sei. Zwar ist der Weg im Allgemeinen angegeben: Nothstandsar-
beiten, Arbeitsnachweise, Arbeitslosenversicherung sind die Mark-
steine, die ihn bezeichnen, aber wie viel Zeit wird noch vergehen, 
wieviel aufopfernde Arbeit wird es noch kosten, bis diese Steine fest 
in das Gefüge der deutschen Sozialgesetzgebung gefügt sind!  
Am meisten zur Anwendung gelangen bisher die Nothstandsarbeiten. 
Sobald eine mit größerer Arbeitslosigkeit verbundene wirthschaftliche 
Krisis ausbricht, werden vom Reich, den Einzelstaaten, den Gemein-
den eine Reihe von Arbeiten angeordnet, um der Arbeitslosigkeit zu 
steuern. Diese Art improvisirter Nothstandsarbeiten erfüllen aber ihren 
Zweck nur höchst unvollkommen, es fehlt bei ihnen an einem einheit-
lichen Plane, an einem systematischen Vorgehen, sie werden einge-
stellt, sobald die Krisis vorüber ist. Damit aber wird das Uebel nicht 
an seiner Wurzel gepackt; sollen die Nothstandsarbeiten ihre sozialpo-
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litische Aufgabe erfüllen, so dürfen sie nicht nur einen repressiven, so 
müssen sie vor allem einen präventiven Charakter tragen. Nicht erst 
im Augenblick der Krisis dürfen sie beginnen, sondern sie müssen 
fortlaufend geführt, sobald die Nachfrage nach Arbeit steigt, verstärkt, 
sobald sie nachlässt, vermindert werden. Vor allem aber müssen sie, 
und darauf wird bisher weitaus zu wenig Gewicht gelegt, wirklich 
nützliche, fruchtbare Arbeiten umfassen, und soweit angängig den in-
dividuellen Kenntnissen und den Fähigkeiten des Arbeiters angepaßt 
werden. Erde schaufeln und Steine klopfen, nur weil augenblicklicher 
Arbeitslosigkeit abgeholfen werden soll, machen die Nothstandsarbei-
ten zu einem Akt der Armenpflege und verschieben vollständig ihre 
sozialpolitische Bedeutung. Muß es nicht für den gelernten Arbeiter, 
der, obwohl arbeitswillig, ohne sein Verschulden arbeitslos ist, etwas 
Demüthigendes haben, wenn er durch den Druck der Noth zu einer 
Arbeit gezwungen wird, die mit seiner beruflichen Ausbildung nicht 
im Geringsten im Einklang steht? Muß es nicht jede Arbeitsfreudig-
keit von vornherein lähmen, wenn er mit dem bohrenden Gefühl be-
ruflicher Erniedrigung an sein Tagwerk geht? 
Aber auch die politischen Verbände, die die Nothstandsarbeiten ein-
richten, handeln bei solcher Handhabung gegen ihr Interesse. Sie ü-
bernehmen neue finanzielle Lasten, ohne die Kräfte, die sich ihnen zur 
Verfügung stellen, rationell auszunutzen. Daher muß ihr Bestreben 
dahin gerichtet sein, die Nothstandsarbeiten produktiv zu machen, und 
hier müssen Reich, Staat und Gemeinde zusammenwirken, sich ge-
genseitig zu unterstützen. 
(…) 
Der Mangel an einheitlicher Organisation und gesetzlicher Unterstüt-
zung ist auch das Haupthinderniß, welches sich einer gedeihlichen 
Entwicklung der Arbeitsnachweise, des zweiten Präventivmittels zur 
Milderung der Arbeitslosigkeit entgegenstellt. Gemeindearbeitsnach-
weise, solche von Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbänden, Wohl-
fahrtsinstitutionen, gewerbsmäßige Stellenvermittelungen bestehen in 
buntem Nebeneinander und machen sich gegenseitig Konkurrenz. Da-
her muß die weitere Eindämmung der gewerbsmäßigen Stellenvermit-
telung und die Centralisirung des Arbeitsnachweises in jeder Gemein-




Die allmähliche Ausdehnung des Arbeitsnachweises über das ganze 
Reich zu einem lückenlosen Netz, in dem sich Arbeitsangebot und -
Nachfrage mit mathematischer Genauigkeit ausgleichen, wäre das 
letzte Ziel. Aufhebung der Telephongebühren, Ermäßigung der Eisen-
bahnfahrpreise werden zu seiner Verwirklichung gefordert werden 
müssen. Eins der wesentlichsten und wichtigsten Ergebnisse der 
Centralisirung des Arbeitsnachweises wäre bei Anwendung der glei-
chen Verwaltungsgrundsätze die Vervollkommnung der Statistik des 
Arbeitsmarktes. Damit aber wäre ein neues bedeutsames Mittel ge-
funden, die Lage auf dem Arbeitsmarkte zu beobachten und vorbeu-
gende Maßregeln zu treffen. An der Hand der Kurve der Arbeitslosig-
keit, wie sie nach den jetzigen unvollkommenen statistischen Daten 
Dr. Jastrow aufzustellen versucht hat, könnte jede Krisis in ihrer Ent-
stehung beobachtet, in ihrer Entwicklung verfolgt werden. Glücklicher 
Weise besteht ja Aussicht, daß wir durch das Kaiserliche Statistische 
Amt in nicht zu ferner Zeit eine regelmäßige derartige Uebersicht er-
halten werden. 
(…) 
Noch am tiefsten im Stadium der Entwicklung zurück ist die Arbeits-
losenversicherung. Doch auch hier sind in neuester Zeit wesentliche 
Fortschritte gemacht worden.  
(…) 
Die Nothwendigkeit der Zwangsversicherung wird allgemein aner-
kannt; die Differenzen ergeben sich aus der Frage, wer als Träger der 
Versicherung herangezogen werden soll. Die Gewerkschaften, die Be-
rufsgenossenschaften, Reich, Staat, Gemeinde werden in Vorschlag 
gebracht. Am annehmbarsten erscheint noch immer der an dieser stel-
le wiederholt vertretene Vorschlag der Herren Sonnemann und Ri-
chard Roesicke, ein Gesetz zu schaffen, das den Kommunen das Recht 
giebt, für ihr Gebiet die obligatorische Arbeitslosenversicherung ein-
zuführen. Die Ausdehnung dieser Versicherung auf das Reich ist eine 
Aufgabe, die der praktischen Erfahrung vorbehalten bleiben kann. 
 
Soziale Praxis. Centralblatt für Sozialpolitik, 12. Jahrgang, Nr. 4, 23. 











Es ist also der Gesichtspunkt im Auge zu behalten, daß der Arbeits-
nachweis als Verwaltung des Arbeitsmarktes zur Gewerbeverwaltung 
gehört. Entstanden aber ist der Arbeitsnachweis nicht als Bestandteil 
dieser Verwaltung. 
(…) 
Die Armenpflege ist fast überall das Mutter-Ressort des Arbeitsnach-
weises gewesen. In nuce enthält jede Armenpflege einen Arbeits-
nachweis. Einem erwerbsfähigen Armen ein Almosen zu geben, wenn 
man irgend in der Lage ist, ihm in Gestalt von angemessener Arbeit 
das Wertvollere zu gewähren, ist ein so offenbares Unrecht, daß eine 
Verwaltung, der die Armenpflege als Pflicht obliegt, vor jeder Almo-
sengewährung an eine erwerbsfähige, aber erwerbslose Person sich 
die Frage vorlegen müßte, ob sie nicht imstande sei, ihr Arbeit nach-
zuweisen. Zu den meisten Fällen freilich wurden die Armenverwal-
tungen aus entgegengesetzten Erwägungen heraus auf denselben Weg 
gedrängt. Nicht im Interesse der Armen, sondern im Interesse der Be-
sitzenden, die die Armenlast zu tragen hatten, kam man auf den Ge-
danken,  Einrichtungen zu treffen, die den Armen Arbeit vermitteln 
sollten. Daher haftete den ältesten Arbeitsvermittlungs-Einrichtungen 
von Armenverwaltungen der Charakter bloßer Sparsamkeits-
Veranstaltungen an. Sie wollten Arbeit vermitteln, um die Kosten des 
Almosens zu sparen, also nur, soweit dies ohne besonderen Kosten-
aufwand möglich ist. 
(…) 
Der öffentliche Arbeitsnachweis ist nicht Bestandteil der Armenpflege 
und darf nicht als solcher behandelt werden. In dem größten Teile der 
Arbeiterbevölkerung herrscht gegen alles, was mit Armenpflege zu-
sammenhängt, eine weitgehende Abneigung, die aus sehr ehrenwerten 
Beweggründen entspringt. An die Armenunterstützung ist der Verlust 
des Wahlrechts geknüpft. Schon aus diesem Grunde nimmt der Arbei-






Die Arbeitslosen-Fürsorge ist heute als Bestandteil der öffentlichen, 
insbesondere der kommunalen Verwaltung in gewisser Weise aner-
kannt. Bis in die 60er Jahre war die Ansicht fast allgemein, daß die 
Verwaltung von einer bestehenden Arbeitslosigkeit überhaupt nicht 
Kenntnis zu nehmen habe; sie habe es vielmehr nur mit den einzelnen 
arbeitslosen Personen zu tun und von jeder einzelnen lediglich zu prü-
fen, ob sie einen Anspruch auf Armenunterstützung habe. Dabei blieb 
die Frage, ob jemand im Vollbesitz seiner körperlichen Kräfte gleich-
wohl Unterstützung verlangen könne, weil er keine Arbeit finde, 
grundsätzlich unentschieden. 
(…) 
Als zu Anfang der neunziger Jahre Deutschland eine zusammenhän-
gende wirtschaftlich ungünstige Periode von 1891 bis 1894 erlebte, 
war die Umwandlung der Anschauungen so weit vorgeschritten, daß 
man sich mit dem Gedanken befreundete, aus massenweiser Arbeits-
losigkeit einen Anlaß zu ordnungsmäßiger Verwaltungstätigkeit zu 
entnehmen. 
Von allen Einrichtungen, die damals in den Städten zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit getroffen wurden, hat sich nur eine Bahn gebro-
chen und über ganz Deutschland verbreitet: der Arbeitsnachweis. Al-
lein der Arbeitsnachweis als Verwaltungseinrichtung ist nicht unter 
Arbeitslosen-Fürsorge zu rubrizieren. Stellt man sich den Arbeits-
nachweis als gut fungierende und allgemein benutzte Verwaltungsein-
richtung vor, so wird es die Regel bilden, daß der noch in Stellung be-
findliche Arbeiter sich auf dem Arbeitsnachweis meldet, so daß nach 
Ablauf der Kündigungsfrist sich Stelle an Stelle schließt; und es darf 
dann nur die Ausnahme sein, daß der Arbeitsnachweis auch mit sol-
chen zu tun hat, die schon arbeitslos sind. 
(…) 
Der Gedanke, daß gegenüber einer Massen-Arbeitslosigkeit die Ver-
waltung nicht untätig bleiben soll, ist heute durchgedrungen. Desto 
vorurteilsloser kann man die einzelne Forderung prüfen. Wenn als 
Abhilfemittel gegen die Arbeitslosigkeit Notstandsarbeiten empfohlen 
werden, so erhebt sich zunächst die Frage: Was soll geschehen, wenn 
die Notstandsarbeiten gemacht sind und die Arbeitslosigkeit auch 
dann nicht aufgehört hat? Die Antwort lautet: Noch mehr Notstands-




Notstandsarbeiten sind so wenig ein Mittel zur Beseitigung der Ar-
beitslosigkeit, wie Glaubersalz zur Beseitigung eines Magenleidens. 
Um dem Patienten für den Augenblick Luft zu schaffen, können sol-
che Mittel unter Umständen notwendig sein. Ja, sie können sogar aus-
reichend sein, wenn es sich um ein Übel handelt, das ohnedies nur vo-
rübergehender Natur ist. Allein der Notstand, der die  Arbeitslosigkeit 
hervorbringt, wird durch die Notstandsarbeiten niemals aus der Welt 
geschafft. 
(…) 
Aus diesem Grunde ist es von ausschlaggebender Wichtigkeit, den 
durchaus untergeordneten Charakter von Notstandsarbeiten zu beto-
nen. Es kommen Fälle vor, in denen Notstandsarbeiten bewilligt wer-
den müssen; aber sie sollen dann bewilligt werden nicht mit Stolz auf 
die Unabhängigkeit von manchesterlichen Vorurteilen, sondern wie 
etwas, das der Volkswirt seinem Gewissen schwer abringt.  
Das Verlangen nach Notstandsarbeiten taucht gewöhnlich zu einer 
Zeit auf, wo die Meinungen über das Bestehen einer Krisis noch aus-
einandergehen. Hier ist der Entschluß zu Notstandsarbeiten besonders 
schwerwiegend. Wenn in einer solchen Zeit von einer Gemeinde nach 
der andern gemeldet wird, sie habe sich zu Notstandsarbeiten ent-
schlossen, so wird der bis dahin noch angezweifelten Krisis der Stem-
pel amtlicher Beglaubigung aufgedrückt. Der Unternehmungsgeist 
wird gelähmt, und das Unglück kommt gerade deswegen, weil man es 
an die Wand gemalt hat. Werden Notstandsarbeiten in einer solchen 
noch zweifelhaften Zeit proklamiert, so wird durch sie zwar ein klei-
ner Kreis von Notleidenden über Wasser gehalten, aber ein desto grö-
ßerer in das Wasser hineingerissen. 
Das sind die Widersprüche, zwischen denen sich jede Notstandspolitik 
notwendigerweise bewegt. Notstandsarbeiten haben für die Beseiti-
gung dauernder Notstände keine Bedeutung; ihre Bedeutung liegt nur 
in der vorübergehenden Linderung. Trotzdem ist gerade in dem Stadi-
um, in dem es noch zweifelhaft ist, ob man es mit einer anhaltenden 
Krisis oder mit einer nur vorübergehenden Störung zu tun hat,  die 
Anwendung besonders bedenklich, weil sie als Proklamierung der 
Krisis aufgefaßt wird und lähmend wirkt. 




Noch deutlicher wird der Zusammenhang, wenn die Unterstützung die 
Form der Arbeitslosen-Versicherung annimmt. Das Wesen jeder Ver-
sicherung liegt darin, daß sie Sicherheit gewährt gegen die Vermö-
gensfolgen von Zufällen, und zwar sowohl rechtliche wie wirtschaftli-
che Sicherheit. Die rechtliche zeigt sich darin, daß der Versicherte 
beim Eintreten des Zufalles nicht etwa bloß einen Wohlwollens- oder 
Billigkeits-, sondern einen klagbaren Anspruch erhält. Die wirtschaft-
liche Sicherheit hat zur Voraussetzung, daß der Versicherungsgeber 
seinem Anspruch gewachsen ist, und das ist er nur, wenn es sich um 
ein berechenbares Risiko handelt. Unter dem letzteren Gesichtspunkte 
ist die Möglichkeit einer Arbeitslosen-Versicherung bestritten worden; 
denn hier erwache der Anspruch aus einem Zustande, den der Versi-
chert selbst herbeiführen oder verlängern könne, bei dem sich also das 
Risiko der Vorausberechnung entziehe. Allein dieser versicherungs-
technische Einwand gilt nur unter der Voraussetzung der überwiegend 
unorganisierten oder anarchischen Arbeitsvermittlung. In demselben 
Maße, wie es gelingt, den Arbeitsnachweis zu organisieren, verliert 
dieser Einwand an Bedeutung. Und stellt man sich vor, daß eines Ta-
ges die gesamte Stellenvermittlung organisiert und zentralisiert wäre, 
so würde das, was früher aus versicherungstechnischen Gründen ge-
gen die Arbeitslosen-Versicherung  zu sagen war, nunmehr für sie gel-
tend zu machen sein: der organisierte Arbeitsnachweis würde gerade 
ein Hilfsmittel sein, um das Risiko der Arbeitslosigkeit in engen 
Grenzen zu halten.  
(…) 
Auch die Frage, inwieweit dem Arbeitslosen die Annahme einer Stelle 
zugemutet werden kann, und wer darüber entscheiden soll, würde bei 
der Verbindung von Arbeitslosen-Versicherung und Arbeitsnachweis 
ihre einfache Lösung finden. Der paritätische Arbeitsnachweis besitzt 
in sich selbst die Organe, um hierin einen unparteiischen Spruch zu 
fällen. 
(…) 
In allen Fällen der Arbeitslosen-Fürsorge wird man noch auf lange 
Zeiträume hin damit rechnen müssen, daß die Meinungen darüber er-
heblich auseinandergehen, ob und wie weit die Verwaltung eingreifen 
soll. In allen solchen Fällen gibt es eine Aufgabe, der die Verwaltung 
sich nicht entziehen darf, weil sie den streitenden Teilen gemeinsam 
ist: die Feststellung des Tatbestandes. Die angewandt auf die Arbeits-
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losen-Frage führt zu der Forderung von Arbeitslosen-Zählungen. Eine 
zahlenmäßige Kenntnis des Umfanges, den die Arbeitslosigkeit im 
heutigen gewerblichen Leben hat, ist die erste Voraussetzung für die 
Ausbildung einer mehr gleichmäßigen Überzeugung über die Aufga-
ben, die in ihrer Verhütung, Bekämpfung oder Linderung der öffentli-
chen Verwaltung gestellt werden dürfen.  
(…) 
Die Arbeitslosen-Zählung ist daher nicht eine Aufgabe der Notstands-
zeit, sondern eine regelmäßige Verwaltungsaufgabe ruhiger Zeiten. 
(S. 249-260) 
(…) 
Ein öffentlicher Arbeitsnachweis für ungelernte Arbeiter ist auf die 
Dauer unhaltbar, wenn er nicht die Vermittlung von Lehrlingen mit zu 
seinen Aufgaben zählt. Der die Schule verlassende Knabe soll einen 
Lebensberuf erlernen. Die Not des Lebens zwingt viele Eltern, die 
Knaben im Alter von 14 Jahren bereits ausschließlich unter dem Ge-
sichtspunkte der verwertbaren Arbeitskraft zu verwenden. Die heran-
wachsende junge Generation aber sieht diese Notwendigkeit vielfach 
garnicht ungern und zieht es vor, als "jugendliche Arbeiter" sofort 
selbständige Einnahmen und auch eine verhältnismäßig selbständige 
Stellung zu haben, statt sich der Zucht der Lehrlingsstellung zu unter-
werfen. Wirtschaftlich angesehen, gehört diese Neigung zu den schäd-
lichsten, die es für die Ausbildung der heranwachsenden Generation 
geben kann. Sie läuft darauf hinaus, daß den Annehmlichkeiten des 
Augenblicks die Zukunft geopfert wird. Die volkswirtschaftlich 
schädliche Folge zeigt sich darin, daß eine ganze Anzahl von Gewer-
ben über Mangel an geschultem Nachwuchs klagen. 
(…) 
Das führt bereits auf die wesentlich pädagogische Seite dieser Ver-
mittlungsaufgabe und läßt die Lehrlingsvermittlung als ein Grenzge-
biet zwischen der Arbeitsnachweis-Verwaltung und der Verwaltung 
von Erziehung und Unterricht erscheinen. In dieser Beziehung genügt 
es nicht etwa, wenn die abgehenden Schüler zur Inanspruchnahme der 
Lehrlingsvermittlung aufgefordert werden. So groß auch der Mangel 
an Lehrlingen sein mag, gute Lehrstellen und bewährte Branchen sind 
in der Regel so übersetzt, daß Vormerkungen bis auf ein Jahr hin, ja 
darüber hinaus keine Seltenheit sind. Es muß daher das Hauptgewicht 
nicht auf die Belehrung des letzten, sondern auf die des vorletzten 
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Jahrganges gelegt werden. Bei dem überwiegend üblichen Abgangs-
termin von 14 Jahren wären also auf das eindringlichste die Schüler 
im 13. Lebensjahr über die Wichtigkeit der richtigen Berufswahl und 
über das Vorhandensein einer Lehrlingsvermittlung am Orte zu unter-
richten; diese Hinweise wären sodann im letzten Jahrgange und un-
mittelbar beim Verlassen der Schule zu wiederholen. Zu diesem Zwe-
cke muß die Verwaltung des Arbeitsnachweises der Schulverwaltung 
Merkblätter zur Verteilung an die Schüler zur Verfügung stellen.  
Faßt man dementsprechend die Lehrlingsvermittlung als eine öffentli-
che Einrichtung zur Erleichterung angemessener Berufswahl auf, so 
kann sie ihren Zweck nur dann erreichen, wenn dem Suchenden nicht 
ein Beruf, sondern gerade der für ihn angemessene Beruf nachgewie-
sen wird.  
(…) 
An sich wäre es Aufgabe der Schulverwaltung, diese Unterstützung in 
der Berufswahl zu übernehmen. Denn die Berufswahl steht in der Mit-
te zwischen Schule und Erwerbsleben, und es wird stets zu den Auf-
gaben eines Verwaltungszweiges gerechnet, alles das zu leisten, was 
zur Überleitung in einen anderen erforderlich ist. Die gegenwärtige 
Schulverwaltung ist aber nicht darauf eingerichtet, und es kann billi-
gerweise dem Lehrer auch nicht zugemutet werden, eine so weitge-
hende individuelle Fürsorge für sämtliche Schüler von Amts wegen zu 
übernehmen; namentlich, da damit auch eine nicht unbedeutende mo-
ralische Verantwortung verbunden ist. Gewiß wird ein Lehrer, der In-
teresse für seine Schüler hat, ihnen mit Rat zur Seite stehen, wo dieser 
Rat irgend gewünscht wird. Aber etwas anderes ist es, einen gelegent-
lichen Rat zu erteilen, etwas anderes, diese Raterteilung in vollem 
Umfange als amtliche Aufgabe zu übernehmen. 
(…) 
Die andere Seite der Lehrlingsvermittlung, die Beschaffung von Lehr-
stellen, scheint auf den ersten Blick weniger Schwierigkeiten zu berei-
ten. Denn in der Regel wird in der Lehrlingsvermittlung die Erfahrung 
gemacht, daß sich mehr Lehrherren als Lehrlinge melden. Dennoch 
bedarf auch die Seite einer besonders sorgsamen Behandlung. Die 
"Lehrlingszüchtung", wie wir sie in der Bäckerei kennen gelernt ha-
ben, kommt in einer großen Reihe von Gewerben vor. Sie schädigt 
nicht nur die Arbeiter vermöge der lohndrückenden Wirkung der 
Lehrlingsarbeit, sondern ebenso auch die reellen Arbeitgeber, die die 
 61
  
Konkurrenz mit gewissenlosen Lehrherren nicht aufnehmen können, 
und die Interessen des Gewerbes  im allgemeinen, das durch mangel-
hafte Ausbildung seines Nachwuchses schwer gefährdet werden kann. 
Der Lehrlingsmarkt eignet sich daher ganz vorzüglich zu einem Ge-
genstande gemeinschaftlicher Regelung durch Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer, d.h. zu einem Bestandteile von Tarifverträgen.  
(S. 286-297) 
(…) 
Vor allem muß der Arbeitsnachweis mit einem gewerblichen Unter-
nehmen die leichte Zugänglichkeit gemeinsam haben. Daß er nicht 
wie eine Behörde die beständige Wahrung der Form von seiten des 
Publikums verlangen, daß er nicht auf dem Foliobogen bestehen darf, 
sondern die formlose Mitteilung auf einer Postkarte ebenso gern sehen 
muß, wie der Kaufmann jeden neuen Auftrag freudig begrüßt, ist 
selbstverständlich. Seine Formulare müssen populär gehalten sein und 
nicht viel Nachdenken erfordern. Die Bureaustunden müssen reichlich 
bemessen und in ihnen der Beamte auf jede Art, namentlich auch 
durch das Telephon, zu erreichen sein. Es genügt aber nicht, daß der 
Beamte, wenn er angeklingelt wird, auch antwortet. Die Arbeitsnach-
weise setzen ihre Telephonnummer auf jeden Briefbogen und suchen 
zum Anruf durch das Telephon ganz ebenso zu ermuntern, wie andere 
Behörden (vielfach übrigens mit Recht) es abzuwehren suchen. Der 
Arbeitsnachweis als der jüngste Zweig der öffentlichen Verwaltung 
stand zum Telephon von vornherein anders, weil er es bereits vorfand, 
und seine Betriebsweise von vornherein sich auf Grund dieses neuen 
Verkehrsmittels entwickelte, während andere Verwaltungen in Jahr-
hunderte langer Entwicklung eine bestimmte Betriebsart ausgebildet 
hatten, in deren würdevolle Ruhe der ewig klingelnde Störenfried al-
lenfalls notgedrungen eingelassen wurde. Die Arbeitsnachweis-
Verwaltungen verschmähen es ferner nicht, in den Tageszeitungen zu 
inserieren, sei es allgemein, sei es einzelne bestimmte Meldungen. 
Ebenso werden in einer guten Arbeitsnachweis-Verwaltung die Inse-
rate von Amtswegen gelesen, damit offene Stellen e.t.c. daraus ermit-
telt, auch inserierende Firmen darauf aufmerksam gemacht werden, 
daß sie denselben Zweck bequemer und billiger durch Benutzung des 
Arbeitsnachweises erreichen können. Kurzum: in den Arbeitsnach-
weisen entwickelt sich ein rühriges Leben, wie man es vorher in ande-




Die bedeutsame Rolle, die das Telephon in den Arbeitsnachweisen 
von vornherein gespielt hat, ist soeben erwähnt worden. Aber einst-
weilen leistet das Telephon der Arbeitsvermittlung noch nicht entfernt 
die Dienste, die es leisten könnte. Daß der Unternehmer, der Arbeits-
kräfte braucht, zum Telephon greift, so oft dies wünschenswert ist, ist 
jetzt wohl an jedem Orte, der einen größeren Arbeitsnachweis besitzt, 
eine der regelmäßigen Formen geschäftlichen Verkehrs geworden. 
(…) 
Wenn aber das Esslinger Arbeitsamt einen Mechaniker unterbringen 
will und erfahren hat,  daß in Kannstadt Mechaniker gesucht werden, 
so soll nicht bloß der Lohn verabredet, es sollen auch einzelne Quali-
täten des Bewerbers oder der Stelle besprochen, es soll der Lohn von 
persönlichen Eigenschaften (ob jung, ob alt) abhängig gemacht, es soll 
vor allem festgestellt werden, ob in dem Augenblick die Vakanz auch 
wirklich noch vorhanden ist. Ein Netz von Arbeitsnachweisen erfor-




Sozialpolitik und Verwaltungswissenschaft. Aufsätze und Abhandlun-
gen, Band I. Arbeitsmarkt und Arbeitsnachweis. Gewerbegerichte und 








In Nr. 17 und 18 der "Neuen Zeit" wird die Frage der Arbeitslosenver-
sicherung vom Genossen Molkenbuhr behandelt, und zwar tritt Mol-
kenbuhr für eine allgemeine, von Reichswegen zu schaffende und ü-
ber das ganze Reich sich erstreckende Versicherung sämmtlicher 
Lohnarbeiter gegen Arbeitslosigkeit ein. Es ist das eine Forderung, 
gegen welche meines Erachtens gerade die Elite der Arbeiterschaft, 
die gewerkschaftlich organisirten Arbeiter, scharfen Widerspruch er-
heben müßten, weil ihre Erfüllung, falls sie möglich wäre, die Ent-
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wicklung der beruflichen Organisationen und damit der gesammten 
Arbeiterschaft aufs Schwerste schädigen müßte. 
Nach dem Vorschlag Molkenbuhrs soll in der Regel ein Arbeiter dann 
berechtigt sein, die Unterstützung zu beziehen, wenn er entlassen 
wurde, wobei Molkenbuhr jedoch konzedirt, daß allenfalls Diejenigen 
ausgeschlossen werden können, welche die Entlassung durch grobes 
Verschulden herbeigeführt haben. Dafür sollen auch solche Arbeiter 
an der Unterstützung theilnehmen, welche zwar selbst gekündigt ha-
ben, aber für diese Kündigung einen wichtigen Grund hatten. Um 
missbräuchliche Anwendung dieser Bestimmungen auszuschließen, 
will Molkenbuhr die Entscheidung im einzelnen Falle Gerichten nach 
Art der Gewerbegerichte anheimgeben. Aber abgesehen davon, daß 
bei den augenblicklichen Machtverhältnissen bei einer etwaigen Ein-
führung einer allgemeinen Arbeitslosenversicherung der Einfluß der 
Arbeiter sicherlich möglichst beschränkt würde - Molkenbuhr erkennt 
das in seinem Schlusssatz ebenfalls an -, müßte schon der Umstand, 
daß die eventuelle Entlassung gleichzeitig den Verlust der Unterstüt-
zung nach sich ziehen könnte, die Stellung des Arbeiters dem Unter-
nehmer gegenüber bei jedem Konflikt, auch wenn er den unbedeu-
tendsten Anlaß hat, ganz ungemein schwächen. 
Daß den gewerkschaftlich organisirten Arbeitern an einer solchen In-
stitution nichts gelegen sein kann, liegt auf der Hand. Die vornehmste 
Aufgabe der Gewerkschaften liegt gerade darin, die Machtstellung der 
Arbeiter gegenüber den Unternehmern zu stärken; die Gesammtheit 
der Berufskollegen, welche hinter dem Einzelnen steht, verleiht ihm 
eine gleichberechtigte Stellung gegenüber seinem Arbeitgeber, der ihn 
nicht nach Laune annehmen und entlassen und nicht mit ihm nach Ge-
fallen die Arbeitsbedingungen festsetzen kann. 
(…) 
Eine Einrichtung, deren Tendenz auf eine Schwächung der Machtstel-
lung der Arbeiter hinausläuft, welche dem Arbeiter einen Theil seines 
Selbstbewußtseins raubt, ihn demüthiger und gefügiger macht, kann 
niemals zum Wohle der Arbeiter ausschlagen und ist von den Ge-
werkschaften aufs Entschiedenste zu verwerfen.  
Zu den moralisch erniedrigenden Folgen der allgemeinen Arbeitslo-
senversicherung kommt noch eine weitere, für die Gewerkschaften 
geradezu zerstörende Wirkung; die Heranzüchtung des Strikebruchs. 
Wie soll es mit den Arbeitslosen gehalten werden, welche nachgewie-
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sene Arbeit nicht annehmen? Bei den gegenwärtigen Machtverhältnis-
sen könnte eine allgemeine Arbeitslosenversicherung nur durchgeführt 
werden, wenn zugleich die Arbeitspflicht bei Verlust des Anrechts auf 
Weiterbezug der Unterstützung statuirt wird. Einen Passus, welcher 
die Verweigerung von Strikebrecherdiensten mit dem Verlust der Ar-
beitslosenunterstützung bestraft, würde ein Reichsgesetz über eine et-
waige Arbeitslosenversicherung sicherlich enthalten, und bei dem 
Stande der Entwicklung, den unsere Arbeiterschaft erst erreicht hat, 
würde dadurch das Gefühl der Solidarität vollständig untergraben 
werden - müssen wir doch gegenwärtig selbst in den bestorganisirten 
Berufen immer wieder gelegentlich Fälle von Strikebruch und Sperre-
bruch konstatiren. 
(…) 
Vom Standpunkt des Arbeiters und Sozialisten, der alle Maßregeln 
befürwortet, welche geeignet sind, die Arbeiterklasse in ihrer Kampf-
stellung gegen die Unternehmer zu stärken, kommen wir also zu einer 
strikten Ablehnung der allgemeinen reichsgesetzlich zu regelnden Ar-
beitslosenversicherung. Man kann die Frage jedoch auch von einem 
anderen Gesichtspunkt aus betrachten, der bei ihrer eventuellen Be-
handlung im Parlament und in Stadtverordnetenversammlungen von 
den Vertretern der bürgerlichen Parteien jedenfalls in den Vorder-
grund geschoben werden wird. Soweit sie sich überhaupt auf die Erör-
terung der Frage einlassen, werden sie sicherlich nicht sagen: Wir 
wollen mit der Arbeitslosenunterstützung den Arbeiter in seinem 
Kampfe gegen den Unternehmer stärken. Sie werden höchstens 
zugeben, daß die Arbeitslosigkeit, welche ganz regelmäßig in jedem 
Jahre wiederkehrt und einen erheblichen, zuweilen sogar einen sehr 
großen Umfang erreicht, eine mit unserer gesammten Wirthschaft-
sordnung verbundene schlimme Erscheinung ist, welche die soziale 
Fürsorge des Reiches und der Gemeinden herausgefordert. 
Daß die herrschenden Klassen eine solche Verpflichtung bereits aner-
kennen, ist auch ein Beweis für den Fortschritt, den die Gesellschafts-
entwicklung unter dem Einfluß der allmälig erstarkenden sozialdemo-
kratischen Arbeiterbewegung gemacht hat.  
(…) 
Den Begriff des Arbeitslosen festzustellen, hat den Gewerkschaften 
natürlich ebenfalls Schwierigkeiten bereitet; es liegt eben in der Natur 
der Dinge, daß von einzelnen Leuten mit wenig entwickeltem Ehr- 
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und Solidaritätsgefühl versucht wird, solche Unterstützungseinrich-
tungen ohne Noth auszubeuten - ganz zu geschweigen von direkt Ar-
beitsscheuen. Es ist aber ein großer Unterschied, ob der Begriff des 
Arbeitslosen von Gesetzgebern fixirt wird, die in ihrer Mehrheit ge-
neigt sind, jeden Arbeitslosen für einen Strolch zu halten und jeden 
Strike als ein strafwürdiges Verbrechen anzusehen, oder von den Ar-
beitern selbst, die ein lebhaftes Interesse daran haben, ihre Kassen 
nicht von Unwürdigen ausbeuten zu lassen. 
Die Strikeunterstützung wird überall von der Arbeitslosenunterstüt-
zung getrennt gehalten, und in der That ist die Arbeitseinstellung und 
die Arbeitslosigkeit während eines Strikes ein ganz anderer Vorgang 
als die gewöhnliche Arbeitslosigkeit zufolge der schlechten Konjunk-
tur auf dem Arbeitsmarkt oder besonderer Ereignisse, die eine oder 
mehrere Fabriken betreffen. 
(…) 
Vor allem aber betonen wir ja, daß wir einen Ausbau der gewerk-
schaftlichen Arbeitslosenversicherung mit Hilfe der größeren 
Zwangsverbände, der Kommunen, eventuell auch des Reiches, for-
dern. 
(…) 
Eine Unterstützung der auf die Arbeitslosenversicherung gerichteten 
Bestrebungen der Gewerkschaften seitens der Gemeinden würde diese 
Bestrebungen naturgemäß gewaltig fördern, in den schlecht gelohnten 
Berufen die Arbeitslosenunterstützung, soweit sie bereits vorhanden, 
wirksamer gestalten, wo sie noch nicht vorhanden, einen kräftigen 
Anstoß zu ihrer Einrichtung geben. Auch für die ungelernten Fabrik-
arbeiter vermag ich kein Hinderniß zu entdecken, diesen Versiche-
rungszweig in ihr Unterstützungswesen mit aufzunehmen, und was die 
Landarbeiter anlangt, so würde vielleicht die Unterstützung der ge-
werkschaftlichen Arbeitslosenversicherung durch die Gemeinden für 
sie einen wesentlichen Schritt zum Vereins- und Versammlungsrecht 
bedeuten. 
(…) 
Wenn bisher fast nichts geschehen ist, so liegt das zum Theile an der 
inneren Unmöglichkeit, neue, lebenskräftige Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Arbeitslosenversicherung unter Uebergehung der Gewerk-
schaften zu schaffen; die Gewerkschaften aber zu unterstützen, ist ein 




Das Beispiel, das in Gent und nach dem Vorgang Gents in anderen 
Großstädten Belgiens gegeben ist, wo die Städte zu den Arbeitslosen-
unterstützungen der Gewerkschaften beitragen, wird auch in Deutsch-
land zur Beseitigung mancher Vorurtheile beitragen. 
(…) 
 
Die Neue Zeit. 20. Jahrgang, Nr. 16 (lauf. Nr. 42), 2. Band, 1901–




16. Ein Reichsgesetz betreffend Arbeitsnachweis.  
 
Ideen vom Beigeordneten Regierungsrat Dominicus-Straßburg 
 
Auf die Tagesordnung der nächstjährigen Generalversammlung des 
Deutschen Verbandes für Arbeitsnachweis ist als Hauptthema gestellt 
worden die Behandlung der Frage: "Aufgabe von Reich, Staat und 
Gemeinden gegenüber dem öffentlichen Arbeitsnachweis". Der Vor-
stand des Verbandes hat mich zum Referenten hierfür bestellt. Hieraus 
erwächst für mich der Anlaß, einmal zusammenzufassen, welche Auf-
gabe meiner Ansicht nach auf Grund der bisherigen geschichtlichen 
Entwicklung die öffentlichen Behörden dem modernen AN. gegen-
über haben. Zu diesem Anlaß kommt noch ein zweiter, nämlich eine 
Rundfrage des Reichsamts des Innern vom Juni v. J., wodurch die un-
teren Verwaltungsbehörden aufgefordert wurden, ihr Gutachten über 
eine Änderung der Gewerbeordnung betreffend die Bestimmungen 
über die gewerbsmäßige Stellenvermittlung abzugeben. In diesem Er-
laß deutet das Reichsamt selbst an, daß es vielleicht zweckmäßig sei, 
die zur Verschärfung der bisherigen Bestimmungen über die ge-
werbsmäßige Vermittlung notwendig werdenden Änderungen aus der 
Gewerbeordnung herauszunehmen oder, daß sich hierfür eventuell der 
Erlaß eines besonderen Gesetzes empfehle. 
Meiner Ansicht nach sollte es nicht genügen, lediglich die bestehen-
den Bestimmungen der Gewerbeordnung über die gewerbsmäßige 
Vermittlung in der oder jener Hinsicht weiter auszugestalten; mir 
scheint vielmehr die Zeit gekommen, die gesamten Bestimmungen 
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über den AN. in einem besonderen Gesetz zusammenzufassen und die 
Materie organisch zu regeln. Der AN. ist jetzt in einem großen Gebiet 
des Deutschen Reiches nicht mehr bloß eine öffentliche Veranstaltung 
der Gemeinden geworden, er ist vielmehr schon in weiten Gebieten 
auch staatlich geregelt, und die Erfahrungen, die man mit einer sol-
chen öffentlichen Vermittlung gemacht hat, sind meines Erachtens 
durchaus genügend, um darauf weiterzu bauen. Ihren Ausdruck würde 
eine solche reichsrechtliche Regelung am besten in einem Gesetz fin-
den.  
Das Gerippe für ein solches Gesetz habe ich versucht in den unten ab-
gedruckten "Grundzügen zum Entwurf eines Reichsgesetzes betref-
fend Arbeitsnachweis" zusammenzustellen. 
(…) 
§ 1. In allen Gemeinden über 10.000 Einwohnern sind öffentliche 
AN.-Stellen (Arbeitsämter) als ein Zweig der Gemeindeverwaltung zu 
errichten. Ob und auf welche Weise für kleinere Gemeinden ein öf-
fentlicher AN. einzurichten ist, bestimmt auf Antrag des AN.-
Verbandes (§10) die höhere Verwaltungsbehörde. 
§ 2. Der Geltungsbereich des öffentlichen AN. umfasst alle männli-
chen und weiblichen Lehrlinge, Arbeiter und Angestellten, mindestens 
insoweit sie der reichsgesetzlichen Invalidenversicherung unterliegen. 
§ 3. Die Neueröffnung eines Gewerbebetriebes für Stellenvermittlung 
sowie die Errichtung eines AN. durch eine Gemeinschaft von Interes-
senten (Arbeitgeber oder Arbeitnehmer) ist von dem Nachweis eines 
vorhandenen Bedürfnisses abhängig. Das Bedürfnis gilt als nicht vor-
handen, wenn in der betreffenden Gemeinde oder mit Wirkung auch 
für deren Bezirk eine öffentliche AN.-Stelle besteht. Zur Entscheidung 
über die Bedürfnisfrage sind die Behörden der §§ 20, 21 der Gewer-
beordnung zuständig. Dieselben haben vor der Entscheidung ein Gut-
achten des für ihren Bezirk zuständigen öffentlichen AN.-Verbandes 
(§10) einzuholen. 
§ 4. In denjenigen Gemeinden, für welche ein Bedürfnis nach einer 
anderen als der öffentlichen Arbeitsvermittlung nicht besteht (§ 3), 
darf die etwa bestehende Konzession eines gewerbsmäßigen Vermitt-
lers weder verlängert noch auf andere übertragen werden. Die Tätig-
keit eines von einer Gemeinschaft von Interessenten (Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer) betriebenen AN. ist nach einer von der Ortspolizeibe-
hörde zu bestimmenden Übergangszeit, spätestens nach 2 Jahren nach 
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dem Inkrafttreten dieses Gesetzes und dem Erlöschen des Bedürfnis-
ses zu schließen. Eine Entschädigung wird nicht gewährt. 
§ 5. Die Benutzung des öffentlichen AN. ist für Arbeitgeber wie für 
Arbeitnehmer unentgeltlich. Für die Vermittlung einzelner Kategorien 
von Arbeitsuchenden (z.B. Dienstboten) kann durch Beschluß der 
Gemeindebehörden mit Genehmigung der Gemeinde-Aufsichtsbehör-
de die Entrichtung einer Gebühr festgesetzt werden. Vor einem sol-
chen Beschluß ist ein Gutachten des zuständigen AN.-Verbandes  
(§ 10) einzuholen. 
§ 6. Die Verwaltung des öffentlichen AN. hat weder im einseitigen 
Interesse der Arbeitgeber, noch der Arbeitnehmer zu erfolgen, sie ist 
vielmehr streng unparteiisch zu handhaben. 
§ 7. Im Fall von Streiks oder Aussperrungen wird die Vermittlung 
fortgesetzt. Streiks und Aussperrungen sind den AN.-Stellen benut-
zenden Arbeitgebern und Arbeitern, sowie den übrigen AN.-Stellen 
des Verbandsbezirks in geeigneter Weise mitzuteilen. Die Beamten 
der AN.-Stelle haben sich auf die bloße Mitteilung zu beschränken 
und jedes Zureden zum Einstellen oder Nichteinstellen eines Arbeiters 
resp. Antritt oder Nichtantritt der Arbeit streng zu vermeiden. 
§ 8. Für jede AN.-Stelle wird eine Kommission gebildet. Dieselbe be-
steht aus einem Vertreter der Gemeindeverwaltung als Vorsitzenden 
und einer gleichen Zahl von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Unter 
diesen sollen sich tunlichst Vertreter der betreffenden Organisationen 
befinden. Die Einzelheiten über die Wahl dieser Kommissionen und 
ihrer Geschäftsbefugnisse werden durch Ortstatut bestimmt. 
§ 9. Die Reichs-, Staats-, Gemeinde- und sonstigen Behörden haben in 
ihre Lastenhefte Bestimmungen aufzunehmen, wonach die Unterneh-
mer sowohl wie die öffentlichen Behörden selbst verpflichtet sind, bei 
Ausführung öffentlicher Arbeiten für Neueinstellung von Arbeitern 
sich zunächst an die öffentlichen AN.-Stellen zu wenden. 
§ 10. Die einzelnen AN.-Stellen treten miteinander in regelmäßigen 
Verkehr. Zur Erleichterung desselben werden a) je für einen größeren 
Bezirk nach einem für das ganze Reich einheitlichen Muster sog. Va-
kanzenlisten mehrmals wöchentlich ausgegeben; b) erhalten die ein-
zelnen AN.-Stellen die Kosten des telephonischen Verkehrs erstattet; 
c) wird den durch die öffentlichen AN.-Stellen vermittelten Arbeitsu-
chenden auf allen deutschen Eisenbahnen auf einen Ausweis der AN.-
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Stellen hin die Eisenbahnfahrt IV. resp. III. Klasse auf alle Entfernun-
gen zum halben Fahrpreis IV. Klasse gewährt. 
§ 11. Die öffentlichen AN. eines größeren Bezirks (Bundesstaat, Pro-
vinz etc.) bilden einen AN.-Verband. Die Festsetzung dieses Bezirks 
ist in erster Linie Sache des oder der beteiligten Bundesstaaten, even-
tuell erfolgt dieselbe durch das Reichsarbeitsamt. 
§ 12. Aufgabe dieses AN.-Verbandes ist die Fürsorge für eine einheit-
liche Geschäftsführung der AN.-Stellen nach den Grundsätzen dieses 
Gesetzes und die Ausgleichung des Arbeitsmarktes, sowie die Vertre-
tung und Förderung der gemeinsamen Interessen der öffentlichen 
AN.-Stellen des betreffenden Bezirks. 
§ 13. Zu diesem Zwecke hat jeder Verband alljährlich zu veranstalten: 
1. eine Bereisung sämtlicher AN.-Stellen durch einen von ihm beauf-
tragten Beamten, 2. eine Versammlung der Vorsitzenden der Kom-
missionen (§ 8) und der Verwalter der einzelnen AN.-Stellen. 
§ 14. Die Aufsicht über alle deutschen AN.-Stellen führt das Reichs-
arbeitsamt. Seine Aufgabe ist insbesondere: 1. Die Herbeiführung ei-
ner einheitlichen AN.-Statistik, 2. die Fürsorge für Ausgleichung des 
Arbeitsmarktes im ganzen Reich, 3. die Aufsicht über die einheitliche 
Durchführung dieses Gesetzes. Zu diesem Zweck ist das Reichsar-
beitsamt befugt, die Geschäftsführung der einzelnen AN.-Stellen so-
wie der AN.-Verbände an Ort und Stelle zu kontrollieren und Anwei-
sung zur Abstellung vorgefundener Mängel zu erteilen.  
§ 15. Zwecks Beratung gemeinsamer Aufgaben der öffentlichen AN.-
Stellen hat das Reichsarbeitsamt mindestens alle zwei Jahre Konfe-
renzen aus Vertretern der einzelnen AN.-Verbände zu veranstalten.  
§ 16. Die durch die Ausführung entstehenden Kosten werden getra-
gen: 1. von der Gemeinde die Kosten der lokalen AN.-Stelle mit Aus-
nahme der Kosten für den zwischenörtlichen Verkehr, 2. von den 
Bundesstaaten resp. Kommunalverbänden, für deren Bezirk ein AN.-
Verband besteht, die Kosten des zwischenörtlichen Verkehrs der ein-
zelnen AN.-Stellen (insbesondere § 10 a u. b) sowie die Kosten des 




§ 17. Die näheren Bestimmungen zur Ausführung dieses Gesetzes 
werden durch Kaiserliche Verordnung erlassen. 
§ 18. Dieses Gesetz tritt am ………in Kraft. 
 
Der Arbeitsmarkt. Monatsschrift des Verbandes Deutscher Arbeits-








Die Lage der Anstalt 
(…) 
Eine Arbeitsnachweisanstalt sollte demnach zentral gelegen sein. Vor-
teilhaft ist die Nähe eines Marktplatzes. Es ist ferner darauf zu achten, 
daß die Anstalt in eine einwandfreie Straße gelegt wird. Das Gebäude 
muß leicht zugänglich sein, nicht in einem Winkel verborgen, so daß 
es erst langen Suchens bedarf, bis man es auffindet. Von Vorteil ist es, 
wenn das Haus von zwei Straßen aus betreten werden kann, weil da-
durch eine unerlässliche Forderung - die Trennung der Anstalt nach 
Geschlechtern - leichter durchzuführen ist. 
 
Die bauliche Einteilung. 
Eine Regel gibt es für die bauliche Einteilung einer Arbeitsnachweis-
anstalt nicht. Sie richtet sich nach den örtlichen Verhältnissen und der 
Entwicklung der Anstalt. In kleinen Städten wird ein gemeinsamer 
Raum als Vermittlungsraum für beide Geschlechter genügen. Dagegen 
muß sich in Mittel- und Großstädten die Arbeitsvermittlung für das 
männliche und weibliche Geschlecht räumlich getrennt abwickeln. 
Die Anstalt sollte deshalb Räume für zwei Abteilungen, für eine 
männliche und eine weibliche Abteilung, aufweisen. Besonders ist 
darauf zu achten, daß zu den beiden Abteilungen gesonderte Eingänge 
führen, weil hierdurch viele Unannehmlichkeiten vermieden werden. 
Trotz Verbotes halten sich nämlich stets Arbeitsuchende - sogenannte 
Gelegenheitsarbeiter - in den Gängen der Anstalt oder auf der Straße 
vor der Türe auf. Bei gemeinsamem Eingang für beide Geschlechter 
 71
  
ist es deshalb weiblichen Besuchern oft peinlich, sich durch die An-
sammlung durchzudrängen, zumal es darunter Leute gibt, die leicht 
geneigt sind, die dem weiblichen Geschlechte schuldige Rücksicht 
außer acht zu lassen. Feiner empfindende Personen werden aus diesem 
Grunde lieber auf die Dienste der Anstalt verzichten, als einen ge-





Die schwierigste Frage ist wohl die Besetzung der Vorstandsstelle mit 
einer geeigneten Persönlichkeit. Früher war man allgemein der An-
sicht, diese Stellen sollten mit einem dem Handwerkerstand Angehö-
rigen besetzt werden, da alsdann die Gewähr geboten sei, daß die 
Auswahl und Zuweisung von Arbeitskräften richtig erfolge. Allein es 
hat sich gezeigt, daß diese Ansicht nur zum Teil Berechtigung hat. 
Denn die Erfahrung hat gelehrt, daß sich auch der Nichthandwerker 
sehr wohl in die Eigenheiten der verschiedenen Berufe einarbeiten 
kann und imstande ist, das Vermittlungsgeschäft von den richtigen 
Gesichtspunkten aus zu besorgen. Auch hier wird die Einwohnerzahl 
der Stadt den Maßstab abgeben müssen. In kleineren Städten, in denen 
das Hauptgeschäft des ersten Beamten die Zuweisungstätigkeit ist, 
wird es einem Handwerker leicht sein, sich die nötige Geschäftsge-
wandtheit anzueignen. Je größer jedoch die Stadt ist, um so höher 
steigen die Anforderungen, die an den leitenden Beamten gestellt 
werden müssen. Er muß ein entschiedenes organisatorisches Talent, 
gute Umgangsformen und gewandtes Auftreten haben, da ihn seine 
Tätigkeit mit den verschiedensten Kreisen in Berührung bringt. Ganz 
besonders muß ihm ein feines Taktgefühl zueigen sein, das ihn befä-
higt, in schwierigen, gegensätzlichen Lagen, wie sie der Verkehr mit 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern mit sich bringt, das Richtige zu tref-
fen. Er muß Verständnis für soziale Fragen besitzen. Auch Gewand-
heit im schriftlichen Ausdruck darf selbstverständlich nicht fehlen. Er 
muß imstande sein, einen nach Form und Inhalt einwandfreien Bericht 
zu schreiben, Jahresberichte abzufassen usw.  
Von großer Bedeutung ist, daß der leitende Beamte seine Aufgabe 
nicht mechanisch auffasst, nicht vom Standpunkt des Beamten, der da 
glaubt, seine Pflicht getan zu haben, wenn er seine Geschäftsstunden 
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absitzt, sondern der ein lebhaftes Interesse an seiner Sache hat, ein In-
teresse, wie es beispielsweise der Kaufmann an seinem Geschäfte ha-
ben muß. Er muß danach trachten, seine Kundschaft zufrieden zu stel-
len, sie zu erhalten, den Kundenkreis zu erweitern, das Interesse der 
Bevölkerung für den Betrieb wach zu halten, in ihr das Bewusstsein 
zu wecken, daß eine Arbeitsnachweisanstalt unentbehrlich ist. Kann er 
dies nicht, faßt er seine Aufgabe bureaukratisch auf, so darf er sich 
nicht wundern, wenn ihm der Erfolg versagt bleibt und seine Anstalt 
nur ein kümmerliches Dasein fristet. Interesse und Liebe zur Sache 
müssen die Triebfeder des Arbeitsnachweisbeamten sein. Wenn aber 
der Beamte seine Aufgabe erfolgreich durchführen soll, so darf er vor 
allem nicht mit Nebenämtern belastet sein. Nur dort, wo der Beamte 
seine ganze Kraft dem Arbeitsnachweis widmen kann, wird man von 
ihm verlangen können, daß die Anstalt eine der Größe der Stadt ent-
sprechende Bedeutung erlangt. 
Bei der Besetzung der Gehilfenstellen ist ebenfalls darauf zu sehen, 
daß sie im Verkehr die nötige Gewandtheit besitzen und nebenbei eine 
geläufige deutliche Handschrift haben. Nimmt man bei ihrer Auswahl 
Rücksicht auf ihre Zugehörigkeit zum Handwerkerstand, so wird ih-
nen ihre Kenntnis aus ihrer Berufsstellung bei der Ausübung der Ver-
mittlungstätigkeit zweifellos sehr zustatten kommen. Zur Pflicht muß 
ihnen gemacht werden ein höfliches, zuvorkommendes Benehmen ge-
gen das Publikum, ohne Ansehen der Person, Geduld im Verkehr mit 
den Arbeitern, wenn diese auch einmal nicht gerade den vorschrifts-
mäßigen Weg einhalten. Übergriffe oder Verstöße hat er in höflicher, 
aber bestimmter Form zurückzuweisen, Ausschreitungen aber ener-
gisch entgegenzutreten. Im übrigen vergesse der Beamte nie, daß der 
einfache Arbeiter, der in anständiger Weise die Anstalt benutzt, genau 
denselben Anspruch auf höfliche und aufmerksame Behandlung hat, 
wie jeder Arbeitgeber. 
Als selbstverständlich sollte man die Unbestechlichkeit der Beamten 
voraussetzen. Gerade beim Arbeitsnachweis wird es von Arbeitgebern 
und Dienstherrschaften in offener oder versteckter Weise oft versucht, 
den Beamten durch Geschenke zur Bevorzugung bei der Zuweisung 
von Personal zu beeinflussen. Dagegen muß der Beamte sich ent-
schieden verwahren. Würde es bekannt, daß der Arbeitsnachweisbe-
amte derartigen Anerbieten zugänglich ist, so wäre es mit dem Ver-
trauen in die Unparteilichkeit der Anstalt dahin, und der Beamte selbst 
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würde sich kaum mehr von einem gewerbsmäßigen Stellenvermittler 
unterscheiden, bei dem der Standpunkt zu begreifen ist, daß derjenige, 
der am meisten bietet, zuerst berücksichtigt wird. 
 
Die weiblichen Beamten. 
Für die Stellenvermittlung von weiblichen Personen eignet sich am 
besten wieder eine weibliche Person. In kleinen Städten jedoch, wo 
der Vermittlungsverkehr an sich gering ist, wird zwar diese Tätigkeit 
gleichzeitig mit der Vermittlung von männlichem Personal von einem 
männlichen Beamten ausgeübt werden können.  
Aber überall, wo es nur irgend angängig ist, sollte die Leitung der 
weiblichen Abteilung einer weiblichen Person übertragen werden, da 
eine solche viel eher das Vertrauen des weiblichen Publikums erwirbt, 
als ein männlicher Beamter. 
Die Besetzung der Stelle der Vorsteherin der weiblichen Abteilung 
mit einer geeigneten Persönlichkeit ist deshalb ebenfalls sehr wichtig. 
Man würde einen großen Fehler begehen, wenn man bei der Übertra-
gung der Stelle sich von dem Gedanken leiten ließe, die Vorsteherin 
müsse die Qualifikation haben, die man im allgemeinen bei den ge-
werbsmäßigen Stellenvermittlerinnen voraussetzt. Im Gegenteil, je 
feinfühlender die Beamtin ist, je mehr Herzensbildung sie besitzt, um 
so besser wird sie sich für ihren Posten eignen. Es ist nicht immer 
leicht, den richtigen Ton zu treffen, wenn man bedenkt, daß sie mit 
allen Schichten der Bevölkerung in Berührung kommt. Sie hat mit der 
Baronin, der Bürgersfrau so gut zu verkehren, wie mit der Gouvernan-
te, der Ladnerin, dem Dienstmädchen, der Wasch- und Putzfrau, der 
Fabrikarbeiterin. Sie hat die Klagen der Dienstherrschaften und des 
Dienstpersonals geduldig anzuhören, solange sie sich in mäßigen 
Grenzen halten, ihren großen und kleinen Anliegen Interesse entge-
genzubringen. Manchmal wird sie in die Lage kommen, durch ein gü-
tiges Wort oder einen freundlichen Rat ein niedergedrücktes Gemüt 
aufzurichten. Sie muß jedoch auch verstehen, die Vorwürfe, die der 
Beamtin in Zeiten des Dienstbotenwechsels oft gemacht werden, be-
sonders von Herrschaften, denen kein Mädchen vermittelt werden 
konnte, in einer Form, die nicht verletzt, zu parieren. 
Klugheit, rasche Auffassung, gutes Gedächtnis, Taktgefühl, Herzens-
bildung sind die Anforderungen, die nicht nur an die Leiterin der 
 74 
  
weiblichen Abteilung, sondern auch an die übrigen weiblichen Beam-
ten gestellt werden müssen. 
Was bei den männlichen Beamten über die Unbestechlichkeit gesagt, 
wurde, gilt selbstverständlich auch für die weiblichen. Denn auch in 
der weiblichen Abteilung kommt es häufig vor, daß den Beamtinnen 
Geschenke angeboten werden, besonders von solchen Dienstherr-
schaften, denen es schwer wird, Personal zu bekommen und die damit 
die Beamtinnen zu einer ihnen günstigen Einwirkung auf stellesu-
chendes Personal zu beeinflussen suchen. Nur durch die strikte Zu-
rückweisung aller derartigen Zumutungen wird das Publikum das Be-
wusstsein empfangen, daß die Anstalt beim Zuweisungsgeschäft volle 
Unparteilichkeit walten läßt. Daß die Beamten sich eines tadellosen 
Rufes erfreuen müssen, ist selbstverständlich.  
 
Im Auftrage des Verbandes deutscher Arbeitsnachweise, herausgege-
ben von Fritz Lauer, Vorstand des städtischen Arbeitsamtes Freiburg 




18. Zur Frage der gesetzlichen  





In dem Vorschlag der Abschaffung der gewerbsmäßigen Stellenver-
mittelung, deren Schäden allbekannt sind, stimme ich mit Dominicus 
überein; im übrigen stehe ich nicht an zu erklären, daß ich als Fach-
mann die Vorschläge von Dominicus in ihrer gesamten Tendenz für 
verfehlt halte. Man beachte: wo ein öffentlicher Arbeitsnachweis vor-
handen ist, besteht kein Bedürfnis für einen Interessenten-
Arbeitsnachweis. Also - nach zwei Jahren Schließung. Die Vorschläge 
laufen also hinaus auf eine Erdrosselung der gesamten bestehenden 
nicht kommunalen Arbeitsnachweise von Interessenten, die nach zwei 
Jahren geschlossen werden sollen. Man fragt sich: warum? Sind die 
Leistungen der kommunalen Arbeitsnachweise so überwältigend, daß 
man dies Experiment wagen könnte, oder sind die Interessenten-
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Nachweise so unbedeutend und schädlich, daß man sie mit einem Fe-
derstriche beseitigen kann? Beides muß auf das entschiedenste ver-
neint werden. Und warum schlägt er das vor? Einer Theorie zu liebe, 
der Theorie der Parität. Wer die bestehenden Verhältnisse kennt, die 
in der amtlichen Denkschrift dargestellt sind, weiß, daß der öffentliche 
Arbeitsnachweis, trotz aller Verwaltungsverfügungen, bisher nur sehr 
bedingt lebensfähig ist und in Preußen und Sachsen ein überaus be-
scheidenes Leben führt, daß hingegen Deutschland den Vorzug hat, 
eine große Reihe kräftig entwickelter Vermittelungseinrichtungen von 
Arbeitern, Arbeitgebern, Kaufleuten, Technikern und anderen Berufen 
zu besitzen. 
(…) 
Etwas Kräftiges, Lebensfähiges zerstören um einer Idee willen, um 
etwas an die Stelle zu setzen, für dessen Wirksamkeit niemand eine 
Garantie übernehmen kann, empfiehlt sich nicht. Es kann sich in der 
ganzen Frage nicht darum handeln, Vorhandenes absichtlich zu zer-
stören - außer der Beseitigung der gewerbsmäßigen Stellenvermitte-
lung - sondern nur darum: zusammenzufassen und auszubauen. Der 
Vorschlag von Dominicus würde im Moment seiner Durchführung ei-
ne ungeheuerliche Verschlechterung der Ergebnisse der Arbeitsver-
mittelung in Deutschland hervorrufen. 
(…) 
Was nun den vorgeschlagenen weiteren Aufbau im einzelnen anlangt, 
so halte ich diesen Aufbau, soweit es sich um die Krönung des Baues 
durch ein Reichs-Arbeitsamt im Dominicus'schen Sinne handelt, nicht 
für durchführbar. § 14 Nr. 2 der Grundzüge legt dem Reichs-
Arbeitsamt die "Fürsorge für die Ausgleichung des Arbeitsmarktes im 
ganzen Reich" auf. Es ist mir unerfindlich, wie eine bureaukratisch 
organisierte Stelle, die selbst kein Arbeitsnachweis ist, diese Aufgabe 
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19. Die Aufgaben von Reich, Staat und Gemeinden 





Die Arbeitgeber sind sofort nach Bekanntwerden der Dominicusschen 
Leitsätze Sturm gegen diese gelaufen. Der Verein deutscher Arbeitge-
berverbände hat auf seiner am 4. September in München abgehaltenen 
Arbeitsnachweis-Konferenz Stellung dazu genommen. Auf der Leip-
ziger Konferenz selbst traten ebenfalls einige Scharfmacher gegen 
diese und für ihre Arbeitsnachweise ein. Die Herren vom Arbeitge-
berverband wollen natürlich nichts wissen von Parität, von Gleichstel-
lung. Sie allein wollen befinden, wer in ihrem Betriebe arbeiten darf, 
wer nicht. "Auslese der Besten" - nennen sie das. Auf der Münchener 
Konferenz wurden Zahlen beigebracht, die erweisen sollen, daß die 
Arbeitgebernachweise nach dem Hamburger System heute schon 
mehr Stellen vermitteln, als alle anderen, woraus der Schluß gezogen 
wurde, daß diese Nachweise sich die "Anerkennung der Oeffentlich-
keit" erobert hätten. Die "Arbeitgeber-Zeitung" erklärte denn auch, 
daß die Gründung von Arbeitgebernachweisen eine "patriotische 
Pflicht" sei. Es bedarf an dieser Stelle wirklich keiner langen Ausei-
nandersetzungen darüber, daß diese von Scharfmachern propagierten 
Institutionen nicht Arbeitsvermittelungsstellen, sondern Maßrege-
lungsbureaus sind. Daran ändern auch die beigebrachten großen Zah-
len nichts, denn die eigentliche Vermittelung von Arbeit geschieht in 
jenen Betrieben zum großen Teil "unter der Hand". Der nachträglich 
auf dem Arbeitsnachweisbureau zu entnehmende Arbeitszettel ist le-
diglich die Bescheinigung für den betreffenden Arbeiter, daß im Kon-
trollbureau des Arbeitgeberverbandes über ihn etwas Nachteiliges (im 
Sinne der Unternehmer) nicht bekannt ist, daß seiner Einstellung bei 
der betreffenden Firma also nichts im Wege steht. 
Ganz anders steht die organisierte Arbeiterschaft den Vorschlägen des 
Herrn Dominicus gegenüber. Soweit diese in der Gewerkschaftspresse 
einer Kritik unterzogen worden sind, haben sie eine durchaus ruhige 
fachliche Beurteilung gefunden. Die Arbeiterschaft hat an der Gestal-
tung des Arbeitsnachweises naturgemäß das höchste Interesse. Die 
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Gewerkschaften haben die Arbeitsvermittlung von jeher als einer ihrer 
wichtigen Aufgaben mitbetrachtet. 
Die Ansichten über die beste Form der Arbeitsvermittlung haben in-
nerhalb der Gewerkschaften im Laufe der Jahre große Wandlungen 
durchgemacht. Die Stellungnahme der Gewerkschaften zum öffentli-
chen Nachweis ist noch heute keine einheitliche; aber darüber hat weit 
über die Kreise der organisierten Arbeiterschaft hinaus niemals ein 
Zweifel bestanden, daß die Vermittelung der Arbeitskraft nicht den 
Unternehmern allein überlassen bleiben darf, die damit nur ein Mittel 
in der Hand behalten, durch das sie eine ihnen nicht genehme politi-
sche und wirtschaftliche Richtung innerhalb der Arbeiterschaft aus-
schalten können. 
(…) 
In Gewerkschaftskreisen hat man sich jetzt fast allgemein zu der Auf-
fassung durchgerungen, daß der  Arbeitsnachweis aus der Reihe der 
Kampfesmittel auszuscheiden habe. Diese Wandlung ist nicht etwa 
ein Zeichen der Schwäche, sondern im Gegenteil ein Zeichen des er-
starkten Machtbewusstseins. Nachdem Herr Dominicus in seinem auf 
der Leipziger Konferenz vorgelegten Entwurf (neue Fassung) die pari-
tätischen Arbeitsnachweise als gleichwertig mit den kommunalen an-
erkannt wissen will (in der früheren Fassung fehlte dies), liegt für die 
Gewerkschaften wenig Grund mehr vor, sich gegen dessen Vorschlä-
ge zu wenden. 
(…) 
 
Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften 




20. Der Ausbau der öffentlichen  
Arbeitsnachweise in Deutschland. 




Vor einem Jahre hatte ich in Leipzig auf dem Kongreß der deutschen 
Arbeitsnachweise ein Referat über die Aufgaben von Reich, Staat und 
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Gemeinden gegenüber dem Arbeitsnachweise zu erstatten. Ich habe 
damals vorgeschlagen den Erlaß eines Reichsgesetzes für den Ar-
beitsnachweis. Durch dieses Gesetz sollte ein Zwang zur Errichtung 
öffentlicher Arbeitsnachweise in allen größeren Gemeinden ausge-
sprochen und damit die allmähliche Abschaffung sowohl der ge-
werbsmäßigen als der Interessenten-Arbeitsnachweise verbunden 
werden. Diese Gesetzgebung sollte also eine Konzentration des Ar-
beitsmarkts bei den öffentlichen Arbeitsnachweisen für das ganze 
Deutsche Reich unter der einheitlichen Aufsicht eines Reichsar-
beitsamtes zur Folge haben. 
Gegen diese Vorschläge hat sich damals vielfach Widerspruch erho-
ben, besonders in Norddeutschland. Man war in weiten Kreisen der 
Meinung, daß es zunächst Aufgabe der öffentlichen Arbeitsnachweise 
sei, weiterhin wie bisher aus eigener Kraft die Ausdehnung ihrer 
Vermittlungstätigkeit zu erstreben. Ein Eingreifen der öffentlichen 
Gewalten wurde nur insoweit für erforderlich gehalten, als die Ab-
schaffung der gewerbsmäßigen Vermittlung in Betracht käme. In die-
ser Hinsicht hat denn auch der Vorstand des Verbandes deutscher Ar-
beitsnachweise inzwischen eine Denkschrift ausgearbeitet und dem 
Reichsamt des Innern übersandt. Weiter hat der Vorstand des genann-
ten Verbandes eine Resolution beschlossen, worin er die Regierungen 
der einzelnen Staaten ersucht um eine bessere pekuniäre Förderung 
der Arbeitsnachweise und diese Forderung des Deutschen Verbandes 
ist von Abg. Dr. Flesch bei den Budgetberatungen im Frühjahr im 
preußischen Abgeordnetenhause vertreten worden. Ein Erfolg dieser 
Resolution ist allerdings bisher nicht zu verzeichnen. 
(…) 
Während wir somit in Deutschland in diesem Jahre auf dem Gebiete 
der Organisation des öffentlichen Arbeitsnachweises kaum etwas 
vorwärts gekommen sind, hat das Ausland im letzten Jahre sich der 
Frage der Arbeitsvermittlung tatkräftig angenommen. Zunächst hat die 
Schweiz, deren kommunale Arbeitsämter schon seit 2 - 3 Jahren das 
süddeutsche Prinzip der interlokalen Stellenvermittelung durch Va-
kanzenlisten und Telephonverkehr nachgeahmt haben, einen Parla-
mentsbeschluß zustande gebracht, durch den seitens des Staates der 
interlokale Verkehr der öffentlichen Arbeitsnachweise einheitlich ge-




Der Schluß, der aus allen diesen Betrachtungen über die Entwicklung 
im Auslande gezogen werden muß, ist für uns Deutsche zu gleicher 
Zeit ein erfreulicher und betrübender. Erfreulich insofern, als die Prin-
zipien, die für die Organisation und Verwaltung der öffentlichen Ar-
beitsnachweise in Deutschland in den letzten 15 Jahren in gemeinsa-
mer Arbeit von Praxis und Theorie ausgearbeitet worden sind, sich der 
weitesten Anerkennung zu erfreuen beginnen. Betrübend aber ist der 
Eindruck, daß wir Deutsche es bisher noch nicht fertig gebracht ha-
ben, aus der Masse der auf gesunder Grundlage geschaffenen einzel-
nen öffentlichen Arbeitsnachweise in Deutschland ein einheitliches 
nationales System der Arbeitsvermittlung zu vollenden. In der Tat, 
wenn man das energische Vorgehen des Auslandes auf diesem Gebie-
te betrachtet, so kann die Befürchtung nicht von der Hand gewiesen 
werden, daß das Ausland unter Benutzung unserer Erfahrungen viel-
leicht früher zu einem fertigen Ganzen in der Organisation der öffent-
lichen Arbeitsvermittlung gelangen wird als wir, die Erfinder und 
Ausbilder diese Systems selbst. 
(…) 
Nachwort der Redaktion. Wir wollen nicht unterlassen diese Anre-
gung und Forderung auf das Nachdrückliche zu unterstützen. Schon 
vor 10 Jahren hatte ein leider damals an dem Widerstand von rechts 
und links im Reichstag gescheiterter Antrag Pachnicke-Rösicke Aus-
bau und Regelung der Arbeitsvermittlung auf paritätischer Grundlage 
von Reichswegen gefordert. Heute aber ist ein Eingreifen der Gesetz-
gebung und Verwaltung erst recht notwendig: denn der Staat hat selbst 
das größte Interesse daran, daß der Nachweis von Arbeitsgelegenheit 
weder zu einer Ausbeutung der Arbeitslosen durch die private, ge-
werbsmäßige Vermittlung noch zu einer Bedrückung des Arbeitsu-
chenden durch die Nachweise der Großindustrie benützt wird. Es ist 
eine Forderung der öffentlichen Wohlfahrt, daß Arbeit rasch, billig, 
zweckmäßig, frei von Nebenzwecken, nur um ihrer selbst willen ver-
mittelt wird. So wertvoll und erfreulich an sich die Fortschritte der 
freiwilligen Errichtung von gemeinnützigen Arbeitsnachweisen sind, 
die ihre stärkste Stütze bei einsichtigen Gemeindeverwaltungen fin-
den, so reichen sie nicht aus, die Mißstände in der gewerbsmäßigen 
Vermittlung auszurotten, und versagen gegenüber den ungeheuren 
Machtmitteln der festgeschlossenen Unternehmerverbände in den 
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wichtigsten Großindustrien, die den Arbeitsnachweis in die Hand 
nehmen, um die Arbeiterschaft sich gefügig zu machen.  
(…) 
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21. Berufswahl, Schule und städtisches Arbeitsamt 
 
Die geeignete Berufswahl der schulentlassenen Jugend, die ja für das 
Wohlergehen und das gesamte fernere Leben des einzelnen Indivi-
duums bestimmend und von der größten Wichtigkeit ist, bildet eine 
der akutesten Fragen der Gegenwart. Im allgemeinen wird der 
Schwerpunkt des Einflusses bei der Berufswahl der ins Leben treten-
den Jugend bei den Eltern und Vormündern der Kinder liegen. Die 
ungesunden sozialen Verhältnisse in einem großen Teile der Familien 
führen oft dazu, daß die schulentlassene Jugend durch die Eltern vor 
allen Dingen solchen Berufen zugeführt wird, in denen sie in der Lage 
ist, sofort Geld zu verdienen, ohne die späteren Aussichten und die 
Stabilität der Verhältnisse in diesem Beschäftigungszweig sowie die 
persönlichen Neigungen und besonders die Fähigkeiten der Jugend in 
genügendem Maße zu berücksichtigen. Wieder in anderen Fällen wird 
der Jugend bei der Berufswahl von den Eltern ebenfalls ohne Berück-
sichtigung der oben angeführten wichtigen Momente der Fähigkeiten 
und der Berufsaussichten zu großer Spielraum gelassen, der bei der 
Empfänglichkeit der Jugend für alles Neue leicht zu einer so großen 
Überfüllung in einzelnen Berufszweigen führt, wie sie heutzutage z.B. 
unter den "sogenannten Elektrotechnikern" zu finden ist. Wie bei allen 
Dingen dürfte die goldene Mittelstraße der richtige Weg sein, daß 
nämlich bei der Wichtigkeit der Berufswahl für die Zukunft der Ju-
gend, Eltern und Vormünder, und zwar nachdem sie sich über die per-
sönlichen Momente der Neigungen und Fähigkeiten der Kinder und 
über die beruflichen Faktoren der Berufsanforderungen und Aussich-
ten in den von der Jugend erwünschten oder verwandten Berufszwei-
gen informiert haben, durch Anführung von Vernunftsgründen einer-
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seits einen gewissen Einfluß und Zwang auf die Entschlüsse der Ju-
gend ausüben, andererseits aber einen absoluten Terrorismus vermei-
den. Es wird also von Eltern und Vormündern, die auf das Wohl der 
schulentlassenen Jugend ernstlich bedacht sind, die Berücksichtigung 
einer Unmenge von Gesichtspunkten gefordert, die zu beurteilen sie 
oft selbst nicht in der Lage sind, wozu sich ihnen aber bei nur genü-
gendem Zutrauen vorzügliche Hilfsmittel bieten. Zunächst ist bei der 
Bestimmung der Berufswahl eine genaue Kenntnis der Anforderungen 
der Berufe und der geistigen sowie körperlichen Fähigkeiten der Ju-
gend zur Erfüllung der Berufspflichten notwendig. Die besten Aus-
künfte hierüber wird die Schule erteilen können. Der Lehrer wird im 
allgemeinen richtig darüber unterrichtet sein, welche Anforderungen 
die verschiedenen Berufe an die Persönlichkeit des Einzelnen sowohl 
in geistiger wie körperlicher Beziehung stellen. Durch die Erfahrun-
gen im Unterricht kann er über die Begabung und geistige Fähigkeit 
der Kinder sich ein Urteil bilden, die Beobachtungen im Turnunter-
richt insbesondere können wohl zu einer richtigen Beurteilung der 
körperlichen Kräfte und Gesundheit führen. Die allgemeine Einfüh-
rung des bisher ziemlich vernachlässigten Handfertigkeitsunterrichtes 
dürfte weiterhin die Schule zu einem Urteil über die berufliche Ge-
schicklichkeit der Schüler und Schülerinnen befähigen. Die Be-
rufsaussichten, der Andrang und die Nachfrage in den verschiedenen 
Berufen aber sachgemäß zu beurteilen, dürften vor allen Dingen die 
städtischen Arbeitsämter in der Lage sein. Überdies ist es der Zweck 
der Arbeitsämter und ihres Arbeitsnachweises, Arbeitsstellen zu ver-
mitteln, und zu einer besonderen Aufgabe von weitgehender Bedeu-
tung dürfte sich in Zukunft die Vermittlung von Arbeitsstellen für die 
schulentlassene Jugend gestalten. Die schulentlassene Jugend wird um 
so eher auf die Initiative und die Wünsche der Eltern bei der Berufs-
wahl eingehen, wenn nicht nur sie allein, sondern auch die Schule und 
die Arbeitsämter, die beide der Jugend eine gewaltige Achtung und 
das Gefühl der Unparteilich- und der persönlichen Interesselosigkeit 
einflößen müssen, mit Rat und Warnung zur Seite stehen und so bei 
der Bestimmung der Berufswahl wohlwollend mitwirken. Ein gemein-
sames Zusammenwirken von Haus, Schule und amtlichem Arbeits-
nachweis wird somit allein geeignet sein, die wichtige Frage der Be-
rufswahl für die schulentlassene Jugend in gesündere Bahnen zu len-
ken und auch den allgemeinen Bestrebungen zur Hintanhaltung der 
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sozialen Not zu schützen. So sind denn bereits zahlreiche Bestrebun-
gen im Gange, die Mitwirkung der Schule und der Arbeitsämter den 
Eltern und Vormündern bei der Berufswahl für die schulentlassene 
Jugend zu sichern, und es ist den Eltern in ihrem eigenen und ihrer 
Kinder Interesse eine ausgedehnte Benutzung der getroffenen Einrich-
tungen nur zu empfehlen. So hat das städtische Arbeitsamt in Pforz-
heim in gemeinsamer Zusammenarbeit mit Eltern, Vormündern und 
der Schule zu Ostern etwa die Hälfte aller von Lehrlingen und Lehr-
mädchen besetzten Lehrstellen vermittelt. Die Frage der Berufswahl 
läßt sich allerdings nicht in den letzten Tagen vor der Schulentlassung 
mit Sorgfalt lösen, und so pflegt bereits am Beginn des letzten Halb-
jahres vor der Schulentlassung die Tätigkeit der Schule und der Ar-
beitsämter zur Erleichterung einer geeigneten Berufswahl einzusetzen. 
Es ist daher zurzeit durchaus angebracht, auf die Bestrebungen und 
Einrichtungen der Schule und Arbeitsämter, die auf die Mitwirkung 
bei der Berufswahl der schulentlassenen Jugend hinzielen, aufmerk-
sam zu machen.  
 




22. Ein französisches Urteil über die  
öffentlichen deutschen Arbeitsnachweise 
 
Charles Picquenard, Chefredakteur des amtlichen Bulletin de l'office 
du travail, hat soeben die Resultate seiner zum Studium der deutschen 
Arbeitsnachweise unternommenen Reise in einem Bericht an den 
französischen Arbeitsminister zusammengefasst. Der Weg des franzö-
sischen Sozialpolitikers führte über Berlin, Frankfurt a. M., München, 
Stuttgart, Karlsruhe, Mannheim, Pforzheim, Heidelberg, Straßburg, 
Mülhausen und einige andere Städte, in denen Einrichtungen zur Ar-
beitsvermittlung bestanden. Die Erfolge der deutschen öffentlichen 
Arbeitsnachweise lassen die Tätigkeit der gegenwärtig in Frankreich 
existierenden kommunalen Vermittlungsbureaus weit hinter sich. Wie 
Picquenard meint, ist dieser Aufschwung in erster Linie dem paritäti-
schen Charakter der Anstalten zuzuschreiben, auf deren Leitung Ar-
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beitgeber und Arbeitnehmer gleichmäßig Einfluß haben. Als das 
wichtigste Ziel, das sich die öffentlichen Arbeitsnachweise gesteckt 
haben, ist die Zentralisation des Arbeitsmarktes in örtlicher und beruf-
licher Hinsicht hervorzuheben. Die Stundenvermittlung, die der Über-
füllung des Arbeitsnachweises durch Einführung besonderer Zeiten 
für die einzelnen Gewerbe vorbeugt, wird von dem höflichen Auslän-
der sogar als glänzende Einrichtung (disposition ingénieuse) charakte-
risiert. Weiter ist ihm aufgefallen, daß die deutschen Arbeitsnachweise 
nicht passiv die Nachfrage an sich herantreten lassen, sondern daß sie 
dazu übergehen, dieselbe aufzusuchen und durch Prospekte, Plakate 
und Annoncen zu ermuntern. An einem solchen Einzelsymptom of-
fenbart sich die allgemeine Tatsache, daß das bureaukratische Prinzip 
bei dem Geschäftsgang der öffentlichen Arbeitsnachweise auf ein Mi-
nimum eingeschränkt ist. Derselbe geht mehr nach Art eines kauf-
männisch geleiteten Unternehmens, als nach dem bureaukratischen 
Verfahren einer Behörde vor sich. Die im Gegensatz zu Frankreich 
überaus rege Benutzung des Telephons, das Picquenard als das nütz-
lichste Werkzeug der gut organisierten Arbeitsnachweise in Deutsch-
land bezeichnet, wird ganz besonders hervorgehoben. Weiter erwäh-
nenswert ist ihm gleichfalls die Fahrpreisermäßigung auf Eisenbah-
nen, die den vom öffentlichen Arbeitsnachweis vermittelten Arbeitern 
gewährt wird. Auch für die Vermittlung qualifizierter Arbeitskräfte 
haben sich die deutschen Arbeitsnachweise als durchaus leistungsfä-
hig erwiesen, wie ihre glänzende Entwicklung auf diesem Gebiet be-
weist. 
Dann kommt Picquenard auf die Stellungnahme der Organisationen zu 
sprechen. Die Gewerkschaften haben ihre anfänglich ablehnende Hal-
tung aufgegeben und erblicken in dem öffentlichen Arbeitsnachweis 
die zurzeit beste Lösung des Problems der Arbeitsvermittlung. In ent-
gegengesetzter Richtung bewegen sich dagegen die Unternehmeror-
ganisationen. Sie halten, wie 1908 einer ihrer Vertreter auf der Mün-
chener Konferenz des Vereins Deutscher Arbeitgeberverbände erklär-
te, nach wie vor an dem eigenen Nachweis fest, weil sie darin zwei 
Vorteile erblicken: leichtere Kontrolle über die Arbeiter bei Streiks 
und Aussperrungen und Verstärkung ihrer Machtposition im allge-
meinen. Irgendeines Urteils über die Tätigkeit dieser einseitigen Ar-
beitsnachweise enthält sich der Verfasser. 
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Zum Schluß behandelt Picquenard die Arbeitsnachweise von Berlin, 
München, Frankfurt a. M., Stuttgart, Straßburg und Pforzheim in Son-
derdarstellungen. Besondere Beachtung wird dabei Fragen geschenkt, 
wie dem Grad der Zentralisation, der Angliederung von Facharbeits-
nachweisen, der Vermittlungstätigkeit, den Kosten, den Räumlichkei-
ten und dem Personal. Ein kurzer Abriß über die Geschichte der ein-
zelnen Anstalten ist jedes Mal an die Spitze gestellt. Von Berlin (Zent-
ralverein) wird die Selbständigkeit der einzelnen Abteilungen wie die 
große Verschiedenheit ihrer Vermittlungstechnik hervorgehoben. Für 
München wird u. a. der durch die Tätigkeit des Arbeitsnachweises 
veranlasste Rückgang der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung er-
wähnt. Von Frankfurt a. M. wird die Tendenz der Arbeiterorganisatio-
nen zur Gründung eigener Nachweise festgestellt. Was Stuttgart be-
trifft, so wird besonders auf die Vermittlung von Handlungsgehilfen 
hingewiesen, die hier ungewöhnlich günstige Resultate erzielt hat. Gu-
te Beziehungen zu Unternehmer- und Arbeiterorganisationen unterhält 
das Arbeitsamt von Straßburg; die Verbindung mit den Gewerkschaf-
ten ist mit Einführung der Arbeitslosenunterstützung noch enger ge-
worden. Die Verhältnisse von Pforzheim werden geschildert als glän-
zendes Beispiel für die Entwicklung, die ein gut organisierter Arbeits-
nachweis binnen kurzer Zeit in einer Industriestadt von mittlerer Be-
völkerung einschlagen kann. Pforzheim ist nach der Meinung des Be-
suchers diejenige Stadt, wo die Zentralisation der Vermittlung viel-
leicht am weitesten vorgeschritten ist.  
(…) 
Im Gegensatz zu den in letzter Zeit erfolgten Angriffen gegen die öf-
fentlichen Arbeitsnachweise verdient diese Darstellung und Beurtei-
lung eines durchaus sachkundigen und unbefangenen Ausländers ein-
gehendste Beachtung. 
 






23. Gewerbsmäßige Stellenvermittlung. 
Inkrafttreten des Stellenvermittlergesetzes 
 vom 2. Juni 1910 
 
Das Stellenvermittlergesetz tritt am 1. Oktober dieses Jahres in Kraft 
und bringt auf dem Gebiete der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung 
zwei wichtige Neuerungen, die für die weitere Entwicklung des Ge-
werbes hoffentlich von einschneidender Bedeutung sind. Dahin gehört 
zunächst die Einführung der Bedürfnisfrage auf die Erteilung der Er-
laubnis zum Betriebe des Stellenvermittlergewerbes. Der Nachsu-
chende muß nicht nur die nötige Zuverlässigkeit für den Gewerbebe-
trieb besitzen, sondern es muß auch an dem Orte oder dem wirtschaft-
lichen Bezirke, in dem er das Gewerbe ausüben will, ein Bedürfnis für 
die gewerbsmäßige Stellenvermittlung vorliegen. Dabei ist das Be-
dürfnis stets dort zu verneinen, wo für die Berufe, in denen die ge-
werbsmäßige Stellenvermittlung ausgeübt werden soll, bereits ein öf-
fentlich gemeinnütziger Arbeitsnachweis in ausreichendem Umfange 
besteht. Als öffentlich gemeinnützige Arbeitsnachweise sind nicht 
gewerbsmäßig betriebene Arbeitsvermittlungsstellen anzusehen, die 
von öffentlichen Korporationen (Gemeinden, Handels- und Gewerbe-
kammern, Handwerks- und Landwirtschaftskammern, Kreisen, Kom-
munalverbänden usw.) errichtet und unterhalten werden. Von Ge-
meinden unterstützte gemeinnützige Arbeitsnachweise sind nicht als 
öffentliche im Sinne des Gesetzes anzusehen (vgl. Erlaß des preuß. 
Handelsministers vom 9. August d. J.). Die Bemühungen des Verban-
des Deutscher Arbeitsnachweise, beim Reichsamte des Innern auch 
diesen Vermittlungsstellen öffentlichen Charakter zuzusprechen, sind 
ergebnislos gewesen. Jedoch ist durch diese Auslegung das Gesetz in 
seiner Wirksamkeit durchaus nicht wesentlich beeinträchtigt, da es 
nach den Bestimmungen nicht ausgeschlossen ist, vielmehr für seine 
Ausführung vorausgesetzt wird, daß bei der Prüfung der Bedürfnisfra-
ge gemäß § 2 des Gesetzes auch das Vorhandensein anderer gemein-
nütziger Arbeitsnachweise als öffentlicher berücksichtigt wird. Eben-
so ist nach § 5 Abs. 1 des Gesetzes zwar die Zwangsvorschrift, daß 
die Taxen nach Anhörung des Trägers des Arbeitsnachweises festzu-
setzen sind, auf die öffentlichen Arbeitsnachweise beschränkt, doch 
bleibt es der festzusetzenden Behörde unbenommen, auch andere Ar-
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beitnachweise vorher zu hören. In denjenigen Städten, wo der Träger 
des gemeinnützigen Arbeitsnachweises ein Verein ist, wird die fest-
setzende Behörde in allen Fällen diesen hören. Soweit durch öffentli-
che oder öffentlich subventionierte Arbeitsnachweise und den ge-
werbsmäßigen Stellenvermittlern das Bedürfnis nach neuen gewerbs-
mäßigen Unternehmen gedeckt ist, ist die Erteilung der Erlaubnis ab-
zulehnen. Da eine völlig zuverlässige Prüfung der Bedürfnisfrage 
nicht möglich ist, muß naturgemäß den Behörden hier ein weiter 
Spielraum belassen werden. 
Die zweite Neuerung, nämlich die behördliche Festsetzung der Taxen, 
bewegt sich in derselben Linie. Durch die Verbilligung der Gebühren 
soll die Gelegenheit auf Kosten der Beteiligten mühelos hohen Ge-
winn zu erlangen, eingeschränkt werden. Die Festsetzung der Taxen 
hat nach Anhörung der Vertreter der Stellenvermittler der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer und des Trägers des öffentlichen Arbeitsnachwei-
ses, sofern derselbe in dem betreffenden Berufe Stellen vermittelt, bei 
den Stellenvermittlern für Bühnenangehörige (Theateragenten) in 
Preußen durch den Minister für Handel und Gewerbe, bei den Stellen-
vermittlern für Schiffsleute durch den Regierungspräsidenten, im üb-
rigen durch die Ortspolizeibehörden zu erfolgen. 
(…) 
Während die neuen Bestimmungen zum Teil eine Verschärfung der 
früheren Verordnung bilden, sind die Vorschriften für Herausgeber 
von Stellen- und Vakanzenlisten ganz neu. Die Mißstände, die bei der 
Herausgabe von Stellen- und Vakanzenlisten beobachtet worden sind, 
sollen durch die neuen Vorschriften beseitigt werden. In Zukunft dür-
fen in den Stellen- und Vakanzenlisten nur Beschäftigungsangebote 
oder Beschäftigungsgesuche aufgenommen werden, die dem Heraus-
geber schriftlich zugehen. Inserate dürfen aus andern Zeitungen und 
Zeitschriften nur dann übernommen werden, wenn der Inserent 
schriftlich dazu ermächtigt ist. Die Insertionsgebühren und die Be-
zugsgebühren (Abonnementseinzelpreis) werden von der Ortspolizei-
behörde festgesetzt; der Preis der Einzelnummer und der Abonne-
mentspreis - Abonnements auf mehr als einen Monat sind unzulässig - 
müssen auf jeder Nummer verzeichnet sein. Über den Geschäftsbe-




Die Vorschriften für den Geschäftsbetrieb der gewerbsmäßigen Stel-
lenvermittler lehnen sich an die früheren Vorschriften vom 5. März 
1907 an. Zu den Neuerungen sind zu rechnen: daß jeder gewerbsmä-
ßige Stellenvermittler auf seinem Firmenschilde die Bezeichnung 
"gewerbsmäßiger Stellenvermittler" führen muß und daß alle sonsti-
gen irreführenden Bezeichnungen wie "Stellenvermitter, kostenlose 
Stellenvermittlung, Mietskontor, Gesindebörse Volkswohl usw." ver-
boten sind. Marktschreierische Angaben, das Versprechen von Vortei-
len oder Geschenken sind gleichfalls untersagt. Die Reklame selbst ist 
auf Straßen, öffentlichen Plätzen, Wegen und überhaupt allen öffentli-
chen Orten untersagt. Während bisher nur das im eigentlichen Ge-
schäftsbetriebe beschäftigte Personal einer Erlaubnis bedurfte, darf 
fortan niemand mehr vom Stellenvermittler mit der Verrichtung ir-
gendwelcher Arbeiten beschäftigt werden, der nicht von der Ortspoli-
zeibehörde einen Erlaubnisschein erhalten hat. In Räumen, in denen 
ein anderes Gewerbe betrieben wird, ist die Stellenvermittlung unzu-
lässig. Verboten ist ferner der persönliche Verkehr mit Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern ohne Auftrag außerhalb der Geschäftsräume, auf 
öffentlichen Straßen, Plätzen, in Schankwirtschaften und Eisenbahn-
zügen, Bahnhöfen usw. Der Schlepperdienst, der Gewerbebetrieb im 
Umherziehen, jede Tätigkeit für den Gewerbebetrieb eines andern 
Stellenvermittlers, Errichtung von Zweigstellen, Beschäftigung von 
Agenten usw. sind untersagt. Über die Geschäftsführung sind beson-
dere Bücher zu führen. Die Taxen, die bekanntlich zur Hälfte von Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern getragen werden, sind an deutlich 
sichtbaren Stellen zum Aushange zu bringen.  
(…) 
 












Vom 18. bis 21. September tagte in Paris eine internationale Konfe-
renz, die nach dem Vorgange einer früheren Konferenz in Mailand 
(1906), aber ungleich besser organisiert und vorbereitet, die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit zum Gegenstande ihrer Beratungen erwählt 
hatte. Die erste Initiative war ausgegangen von dem bekannten Vater 
des "Genter Systems" der Arbeitslosenversicherung, Louis Varlez. Er 
bildete ein zunächst außer ihm rein französisches Initiativkomitee, das 
gelegentlich der Pariser Tagung des Internationalen Statistischen Insti-
tuts 1909 zu verschiedenen ausländischen, darunter auch deutschen, 
Statistikern und Sozialpolitikern in Beziehung trat. Auf Grund dieser 
Vorbesprechungen bildeten sich nationale Komitees zur Vorbereitung 
der für 1910 geplanten Konferenz und so auch ein deutsches, das den 
Vorsitzenden des Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise, Dr. Freund, 
zu seinem Vorsitzenden wählte. Um die Vorbereitung der Pariser 
Konferenz, die auch äußerlich glänzend verlief, hat sich Dr. Max La-
zard-Paris besonders verdient gemacht. 
Das Initiativkomitee hatte der Konferenz folgende Aufgaben gestellt: 
Es sollten von allen nationalen Komitees Berichte geliefert werden 1. 
über Arbeitslosenstatistik, 2. über Arbeitsnachweis, 3. über Arbeitslo-
senversicherung, und zwar insbesondere über die Kontrolle der Ar-
beitslosigkeit in den verschiedenen Arbeitslosenkassen. Ferner sollte 
für jedes Land ein Gesamtbericht über die vorhandenen Einrichtungen 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gegeben werden. 
Für die drei erstgenannten Punkte bestellte das Initiativkomitee Gene-
ralberichterstatter, welche allein in der Konferenz ihre Bericht münd-
lich vortragen sollten. Hauptgegenstand der Beratungen sollte endlich 
sein die Frage der Schaffung einer dauernden internationalen Organi-
sation zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 
Um den letzten Punkt vorwegzunehmen, sei bemerkt, daß die Pariser 
Konferenz in der Tat mit der Begründung einer "Internationalen Ver-
einigung zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit" endete. In die Satzun-
gen der neuen Vereinigung wurde aber, nicht zum wenigsten auf 
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Betreiben der deutschen Vertreter, die Bestimmung aufgenommen, 
daß sie mit der Internationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiter-
schutz, dem Internationalen ständigen Komitee für Arbeiterversiche-
rung und anderen verwandten Vereinigungen enge Fühlung nehmen 
und namentlich auch mit ihnen über Datum und Tagungsordnung der 
Konferenzen sich verständigen soll. Damit wird einer Zersplitterung 
und einem unfruchtbaren Aneinandervorbeiarbeiten dieser Vereini-
gungen, die nicht nur ähnliche Ziele verfolgen, sondern teilweise auch 
aus denselben Personenkreisen heraus beschickt werden, hoffentlich 
vorgebeugt werden. Für Deutschland insbesondere wird durch die 
Person des Komiteevorsitzenden auch ein Zusammenwirken mit dem 
Verband Deutscher Arbeitsnachweise ermöglicht werden. 
So sind schon die Vorarbeiten der Pariser Konferenz im wesentlichen 
vom Verband Deutscher Arbeitsnachweise erledigt worden, der auch 
den deutschen Bericht über den öffentlichen Arbeitsnachweis erstattet 
hat. Über die Arbeitslosenstatistik berichtete Silbergleit, über die 
Handhabung der Kontrolle in der Arbeitslosenversicherung Most, über 
den gegenwärtigen Stand der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in 
Deutschland der Verfasser dieses Aufsatzes. Außerdem hatte die Ge-
neralkommission der freien Gewerkschaften zwei besondere Berichte 
erstattet, enthaltend Vorschläge zur Regelung der Arbeitsvermittelung 
und solche zur Organisation der Arbeitslosenversicherung. Außer die-
sen deutschen Berichten seien die drei Generalberichte genannt: Über 
die Frage des Arbeitsnachweises berichtete Schiavi-Mailand, über die 
Arbeitslosenstatistik Westergaard-Kopenhagen, über die Kontrolle der 
Arbeitslosigkeit bei der Versicherung Falkenburg-Amsterdam. Die 
Gesamtzahl der offiziellen Konferenzberichte betrug 49. In ihnen liegt 
zweifellos der Hauptwert der Konferenz, und dahinter tritt die Bedeu-
tung der mündlichen Erörterungen zurück, obwohl auch in diesen 
mancherlei wichtige Gesichtspunkte, Übereinstimmungen und Gegen-
sätze zutage traten, und sie einen wertvollen Meinungsaustausch zwi-
schen den Fachleuten anbahnten. 
(…) 
Über die Entwicklung des öffentlichen Arbeitsnachweises im Auslan-
de hat jüngst Dominicus auf dem Breslauer Arbeitsnachweiskongreß 
unter Benutzung der Pariser Konferenzberichte gesprochen, es möge 
daher das bisher Angedeutete genügen. Die Pariser Konferenz hat ge-
zeigt, daß der öffentliche, paritätische Arbeitsnachweis überall da be-
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rufen ist, eine besondere Rolle zu spielen, wo in der einen oder ande-
ren Weise dem Problem der Arbeitslosenversicherung nähergetreten 
wird. In Dänemark, wo sich die eigenen Nachweise der Arbeitslosen-
kassen anscheinend nicht bewähren, dürfte dieser Umstand zur Förde-
rung der öffentlichen, paritätischen Nachweise führen. Von den Be-
richten über die Kontrolle bei der Arbeitslosenversicherung betonen 
die Benutzung der öffentlichen Arbeitsnachweise als Kontrollstellen 
der von Most, der für Belgien von de Bruyne und de Clerck und na-
mentlich der Generalbericht von Westergaard. Auch Beveridge be-
zeichnete den öffentlichen Arbeitsnachweis als Voraussetzung der ge-
planten englischen Arbeitslosenversicherung. 
So ergab sich ein naher Zusammenhang der Arbeitsnachweisfrage mit 
dem wichtigsten Gegenstande der Konferenz, der Arbeitslosenversi-
cherung. Denn war das Thema auch eigentlich nur die Frage der Kon-
trolle, so wuchs sich die Erörterung doch naturgemäß zu einer solchen 
über die Grund- und Organisationsfragen der Arbeitslosenversiche-
rung aus. 
Über die Notwendigkeit scharfer Begriffsbestimmung der zu versi-
chernden Arbeitslosigkeit, die auch der Verfasser in seinem Berichte 
versucht hatte, sprach sich in interessanten Ausführungen Ed. Fuster 
aus, der bekannte Generalsekretär des ständigen internationalen Komi-
tees für Arbeiterversicherung. Auf Grund scharfer Abgrenzungen von 
der Arbeitslosigkeit wegen Arbeitsunfähigkeit und von der gewollten 
Arbeitslosigkeit aus gewerkschaftlichen Gründen und aus eigenem 
Verschulden hält er für durchaus möglich die obligatorische Versiche-
rung der Arbeitslosigkeit aus Arbeitsmangel. Noch ein anderer Fran-
zose, Professor Raoul Jay, bekannte sich in temperamentvollen Aus-
führungen zum Versicherungszwange, der übrigens durchaus nicht die 
Beseitigung der gewerkschaftlichen Arbeitslosenversicherung bedeu-
te. Verfasser dieses Aufsatzes hatte für die internationale Arbeiterver-
sicherungskonferenz, die ebenfalls im September 1910 in Haag tagte, 
über Stand und Aussichten der Arbeitslosenversicherung in Deutsch-
land berichtet und dabei gegenüber dem Gedanken einer freiwilligen 
Reichsarbeitslosenversicherung ausgeführt, daß, von anderen Gründen 
abgesehen, in Deutschland, dem Lande der Zwangsversicherungen, 
eine vom Staat organisierte, freiwillige Arbeitslosenversicherung, die 
nur einen kleinen Teil der Versicherungsbedürftigen erfassen würde, 
von vornherein allgemeiner Verurteilung sicher wäre. Die Möglichkeit 
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einer Zwangsarbeitslosenversicherung wird jedoch vom Verfasser aus 
einer Reihe von Gründen sehr skeptisch beurteilt. Auf der Pariser 
Konferenz fand jedoch der Versicherungszwang außer den schon ge-
nannten noch weitere Befürworter, so Most, der sich für gemeindliche 
Kassen mit Beitrittszwang aussprach, und den Sekretär der französi-
schen Maschinenbaugewerkschaft, Cupat. Leider wurde von keiner 
Seite der Plan der englischen Regierung erörtert, der auf eine 
Zwangsversicherung für drei wichtige Industrien zielt, und dessen 
Durchführbarkeit noch recht problematisch erscheint. Die Mehrzahl 
der Redner, die in Paris zum Wort kamen, erklärte sich gegen den 
Versicherungszwang und für Unterstützung der gewerkschaftlichen 
Arbeitslosenkassen (Genter System), darunter von deutscher Seite der 
Gewerkschaftsvertreter Umbreit und der Mitarbeiter an dem Zu-
schußplane der Stadt Charlottenburg, Badtke. Die Heranziehung der 
Unternehmer zu Beiträgen wünschen Zacher, der wenigstens für die 
aus der Konjunktur entspringende Arbeitslosigkeit die Zwangsgenos-
senschaften der Unternehmer haften lassen will, und Goldschmidt, der 
Vertreter der H.-D. Gewerkvereine. Irgendeine Beschlußfassung oder 
auch nur Feststellung einer überwiegenden Meinung fand nicht statt, 
sollte auch nicht stattfinden, und die neue internationale Vereinigung 
wird noch manche Tagungen aufzuweisen haben, ehe die Frage der 
Arbeitslosenversicherung, die in das innerste Gefüge unserer Wirt-
schaftsordnung eingreift, als gelöst betrachtet werden kann.  
 







25. Die Stellung des Deutschen Städtetags  
zur Arbeitslosenversicherung 
 
Oberbürgermeister Dominicus, Schöneberg 
 
Am 12. September 1911 verhandelte der III. Deutsche Städtetag in 
Posen über die Frage der Arbeitslosenversicherung. Referenten waren 
die Herren Oberbürgermeister Wallraf-Köln und Dr. Adickes-
Frankfurt a. M. 
(…) 
Zur Sache selbst kann man die Ausführungen von Adickes in folgende 
kurze drei Sätze zusammenfassen: 
1. Das moderne Problem der Arbeitslosigkeit ist völlig verschieden 
nach Umfang, Grund und Wirkung für die verschiedenen Beru-
fe; infolgedessen ist eine einheitliche Behandlung und Lösung 
des Problems, etwa im Wege einer allgemeinen Arbeitslosenver-
sicherung, unmöglich. Die sorgfältige Differenzierung ist viel-
mehr erforderlich. 
2. Ungeeignet als Lösung erscheint der Weg der Freiwilligkeit, 
wohin insbesondere auch das Genter System zu rechnen ist. 
3. Zu empfehlen ist vielmehr der Weg des partiellen Versiche-
rungszwanges für einzelne Berufe, unter denen das Baugewerbe 
in erster Linie in Betracht kommt. 
 
Prüft man hiernach die Stellung und Auslegung, die Adickes den von 
ihm vertretenen Thesen gibt, so kommt man zu folgendem Urteil: A-
dickes hat in seinem Referat wie im Schlusswort sich ausdrücklich als 
Freund der Arbeitslosenversicherung bekannt; er hat ferner erklärt, der 
von ihm angegebene Weg der partiellen Zwangsversicherung bedeute 
nach seiner Auffassung eine wesentliche Klärung der Frage und er 
fasse es als Pflicht der Regierung auf, diesen vom Städtetag ihr gewie-
senen Weg zu versuchen. Er ist aber noch weiter gegangen. Während 
in den Thesen auch für die dringendste Versicherungsfrage, die der 
Bauarbeiter, nur Untersuchungen verlangt wurde, gab Adickes gleich-
zeitig positiv den Weg an, wie nach seiner Meinung dieses Problem 
gelöst werden müßte. Er verlangte ein Reichsgesetz, das den Bundes-
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rat ermächtigt, für einzelne von ihm abzugrenzende Kommunalver-
bände nach einheitlich von ihm festzusetzenden Normen eine 
Zwangsarbeitslosenversicherung für Bauarbeiter einzuführen. 
(…) 
In seinem Referat verneinte zunächst Oberbürgermeister Wallraf-Köln 
die Frage, ob die Stadtverwaltungen gesetzlich verpflichtet seien, eine 
über die Armenpflege hinausgehende Fürsorge für Arbeitslose einzu-
richten. Das Recht auf Arbeit erkennt die Gesetzgebung nicht an. Es 
scheine aber, als ob eine Wandlung vor sich geht, und zwar nach der 
Richtung, daß man nicht ein geschriebenes Recht auf Arbeit aner-
kennt, aber den öffentlichen Körperschaften Verpflichtungen aufer-
legt, nach dieser Richtung zu sorgen. Die Reichsregierung habe bisher 
eine Lösung dieser Frage nicht versucht. Allerdings habe 1902 der 
Reichstag eine Resolution angenommen, die eine Untersuchung durch 
eine Sachverständigenkommission fordert; das Ergebnis sei bisher nur 
die wertvolle Erhebung von 1906. So trivial der Satz klinge, daß man 
Arbeitslosigkeit am besten durch Arbeitsnachweise bekämpfen kann, 
so fundamental richtig sei er; denn die Arbeitsnachweise bildeten die 
Grundlage der Arbeitskräfteverteilung und der Notstandsarbeiten. Die 
Notstandsarbeiten blieben aber immer nur ein notwendiges Übel. Sie 
seien beschränkt auf einige Kategorien von Arbeiten und stopften an 
einer Stelle ein Loch, während sie ein anderes öffnen. Wenn der Ar-
beitsnachweis versage und Notstandsarbeiten nur im beschränkten 
Maße in Anwendung kommen könnten, so ergebe sich die Notwen-
digkeit der Arbeitslosenversicherung. Früher hätten sich weite Kreise 
ablehnend verhalten; aber dieselben Bedenken seien auch gegen die 
Feuerversicherung, die Hagelversicherung und gegen jede Versiche-
rung von vornherein erhoben und durch die Praxis doch beseitigt wor-
den. Die Arbeitslosigkeit sei kein Notstand, der nur einzelne Personen 
trifft, sondern der die Gesamtheit bedroht. Die Frage der Arbeitslo-
senversicherung dürfe nicht mehr von der Tagesordnung verschwin-
den. 
Sehr eingehend sprach sich der zweite Referent Oberbürgermeister 
Adickes-Frankfurt a. M. aus: Die größte Arbeitslosigkeit haben wir im 
Winter. Dies ist durch das Klima bedingt. Ebenso wichtig ist der Um-
stand, daß ein weiterer großer Teil von Arbeitslosigkeit abhängig ist 
von der Saison. Weiter kommt hinzu als Ursache der Arbeitslosigkeit 
die Einführung neuer Maschinen. Dann kommen auch durch die Kri-
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sen in der Weltwirtschaft Arbeitslosigkeiten vor. Es ist nicht zu leug-
nen, daß manche gesetzgeberischen Maßnahmen Einfluß auf den 
Weltmarkt haben. Hieraus ist daher auch für das Reich eine gewisse 
Verpflichtung abzuleiten. Auch die Versicherung kann kein Allheil-
mittel sein. Es muß für jedes einzelne Gewerbe geprüft werden, ob ein 
Bedürfnis für eine Versicherung vorliegt und in welchem Maße hier 
Abhilfe geschafft werden kann. Wir haben die Pflicht, dafür zu sor-
gen, daß unsere Gemeinden nicht allzu sehr belastet werden. Daher 
begrüße ich es, daß die Frage der Arbeitslosenversicherung in eine 
Reihe von einzelnen Fragen sich auflöst. Damit wird auch die Frage 
der Zwangsversicherung und die Unterstützung des Arbeitsnachweises 
ein ganz anderes Gesicht gewinnen. An die Spitze unserer Leitsätze 
setzen wir die Frage der Zwangs- oder freiwilligen Versicherung. 
Nach den bisherigen Erfahrungen müssen wir sagen, daß die reine 
Freiwilligkeit sich nirgends bewährt hat, selbst bei den Gewerkschaf-
ten nicht, so bewundernswert das ist, was sie an Opfern geleistet ha-
ben. Es fragt sich nun, ob die gewerkschaftlichen Organisationen als 
Träger der Versicherung aufzufassen sind und ob sie aus öffentlichen 
Mitteln unterstützt werden sollen. Alle Vertreter des Gedankens, daß 
die Gemeinden eine Unterstützung geben sollen, sagen selbst, daß das 
nur ein mangelhafter Weg sei, der später zur Reichsunterstützung füh-
ren muß. Glaubt aber jemand, daß sich im Reiche eine Mehrheit bil-
den wird, die Millionen von Unterstützung an die Angehörigen  von 
Gewerkschaften auszahlen wird, die sich nur auf einen Teil der Mit-
glieder des Gewerbes erstrecken? Der stellungslose Kaufmann, der 
kleine Handwerker muß selbst für sich sorgen; weshalb soll eine Aus-
nahme zugunsten der Arbeiter gemacht werden? Die Gewerkschaften 
würden durch die öffentliche Unterstützung allerdings gefördert wer-
den. In allen diesen Fällen aber bedeutet dann die öffentliche Unter-
stützung einen Eingriff in den Lohnkampf und in die Gestaltung der 
Arbeitsbedingungen. Das Gros der gewerkschaftlichen Mitglieder be-
steht aus Anhängern der Sozialdemokratie. Solange die Sozialdemo-
kratie nicht die Mehrheit in Deutschland hat, werden wir Andersge-
sinnten doch Bedenken tragen müssen, dieser Partei die Geldmittel an 
die Hand zu geben, um sich die Mehrheit zu schaffen. Mit welchem 
Recht soll eine öffentliche Unterstützung für Saisongewerbe Platz 
greifen? Jeder arbeitsfähige Mensch soll doch für seinen Lebensunter-
halt selbst sorgen und wenn jemand einem Gewerbe angehört, in dem 
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er nur sechs Monate Arbeit hat, so muß er dafür sorgen, daß er in den 
übrigen sechs Monaten andere Arbeit hat. Die Arbeitslosen in großen 
Krisen zu unterstützen, ist Menschenpflicht. Aber die dauernde Unter-
stützung bedeutet einen Umsturz der wirtschaftlichen Ordnung. Der 
Weg, den die Regierung uns gewiesen hat, nach dem Genter System 
die öffentliche Unterstützung zu Hilfe zu nehmen, ist ein Verlegen-
heitsweg gewesen, und ich kann den Gemeinden nur raten, den popu-
lären Strömungen nach dieser Richtung nicht nachzugeben. Die Re-
gierung wird sich auf die Dauer einer allgemeinen Regelung nicht ent-
ziehen können. Mit großer Sorgfalt muß die Bedürfnisfrage bei den 
einzelnen Gewerben geprüft werden. Von allergrößter Bedeutung ist, 
daß die Arbeitgeber bei der Lösung der Aufgabe mitwirken. In vielen 
Fällen kann die Ursache der Arbeitslosigkeit nur durch den Arbeitge-
ber beseitigt werden, indem er mitwirkt und uns Beiträge zahlt. Auch 
die Leistungsfähigkeit des Gewerbes muß in Betracht gezogen wer-
den. Die ganze Arbeitslosenversicherung ist eine wirtschaftliche Auf-
gabe für das ganze Reich. Es kann daher nicht die Regelung auf einige 
hundert Rathäuser verteilt werden, sondern die Frage muß einheitlich 
geregelt werden. Verschiedene Experimente in einzelnen Städten kön-
nen uns nicht weiter helfen, die Gemeinden sind nicht geeignet, hier 
als Organisatoren aufzutreten. Bundesrat und Reichstag müssen ein 
Gesetz schaffen, das für bestimmte Gewerbe und bestimmte Bezirke 
im ganzen Reiche zwangsweise die Versicherung gegen Arbeitslosig-
keit einführt. 
(…) 
Oberbürgermeister Dominicus-Schöneberg hob den Kern der Ausfüh-
rungen von Adickes hervor. Gerade den Experimenten einzelner Städ-
te, über die Adickes etwas despektierlich sprach, sei es zu danken, daß 
eine gewisse Klärung herbeigeführt worden ist. Als er die Thesen las, 
habe er die Empfindung gehabt, daß damit nur zu leicht der Verdacht 
geweckt werden könne, die deutschen Städte wälzen die Verantwor-
tung auf das Reich ab und kommen leider zu einer negativen Stellung. 
Dieser Eindruck aber wurde berichtigt durch die sehr entschiedenen 
Erklärungen, die Oberbürgermeister Adickes an den Schluß seines Re-
ferats gestellt hat und die eine reichsgesetzliche Regelung empfehlen. 
Redner betonte schließlich nachdrücklich die Notwendigkeit einer 
einheitlichen Organisation des paritätischen Arbeitsnachweises. Ober-
bürgermeister Beutler-Dresden beantragte, die Leitsätze als Eingabe 
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bei Bundesrat und Reichstag einzureichen. Stadtverordneter Dupont 
(Berlin) sprach vom sozialdemokratischen Standpunkt aus seine Be-
friedigung über das Referat Wallrafs aus, aber angesichts der Thesen 
müsse er sagen, zwei Seelen wohnen in Eurer Brust. Seine Freunde 
würden dafür sorgen, daß die Arbeitslosenversicherung weiter behan-
delt und zur Durchführung gebracht wird. Redakteur Düwell (Berlin): 
Es wäre für das deutsche Volk beschämend, wenn es ablehnen sollte, 
diese Frage zu lösen. Wenn das Reich nicht an die Lösung herantritt, 
sei der Deutsche Städtetag hierzu verpflichtet. Stadtrat Fischbeck: Es 
ist ein Verdienst der Tagung, daß hier ausgesprochen wird, es sei Sa-
che der Reichsregierung, die Arbeitslosenversicherungsfrage zu lösen. 
 
Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. 20. Jahrgang, Nr. 51, 










Man hat sich daran gewöhnt, Beobachtungen und technische Bezeich-
nungen, die für den Warenmarkt üblich sind, auf den sogenannten Ar-
beitsmarkt zu übertragen. Diese mechanische Betrachtung der Markt-
lage läßt es oft den Beobachter vergessen, daß es sich auf dem Ar-
beitsmarkt nicht um Materien, sondern um eine Menge von Einzelwe-
sen handelt, von denen jedes seine Eigenart besitzt. Ein großer Teil 
unserer heutigen sozialen Bewegungen darf wohl auf die zu geringe 
Beachtung des Einzelwesens als solches und eine zu weit fortgeschrit-
tene Verallgemeinerung zurückgeführt werden.  
Wenn es schon auf dem Warenmarkt schwierig ist, die Lage umfas-
send zu verfolgen und in ziffernmäßiger Darstellung die Bewegungen 
zu überblicken, so ist diese Beobachtung auf dem Arbeitsmarkt noch 
wesentlich unvollkommener. Wir sind hier lediglich auf Kriterien an-
gewiesen, können die gesamte Bewegung nicht zahlenmäßig darstel-
len und müssen vielmehr durch die Beobachtung der verschiedenen 
Kriterien und deren Zusammenfassung ein Gesamtbild zu gewinnen 
suchen.  
Die nächst liegenden Beobachtungszahlen sind die Angaben über die 
Vermittlungen in den öffentlichen Arbeitsnachweisen. Hier werden 
die gemeldeten offenen Stellen, die Zahl der Arbeitsuchenden und die 
Zahl der Vermittlungen notiert. Der unbefangene Beobachter der Ar-
beitsvermittlungstätigkeit wird aber unzweifelhaft zugestehen müssen, 
daß die ganze Bewegung der öffentlichen Arbeitsvermittlungstätigkeit 
doch erst im Anfang begriffen ist. So gibt uns also die Notierung über 
Angebot und Nachfrage auf den öffentlichen Arbeitsvermittlungsstel-
len nur einen verhältnismäßig kleinen Bruchteil der gesamten Bewe-
gung. Man müßte außer den gemeinnützigen Arbeitsvermittlungsstel-
len zunächst noch die Facharbeitsnachweise der Gewerkschaften, der 
Innungen, von Korporationen und Vereinen hinzurechnen und würde 
dann aber auch wiederum auf einen Fehler stoßen, der nämlich durch 
die Doppelzählungen infolge der Meldung eines Angebots oder einer 
Nachfrage an verschiedenen Stellen entsteht. Über die Tätigkeit der 
privaten Arbeitsvermittlung liegt aber überhaupt nur wenig Material 
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vor. Einen Teil der Vermittlungstätigkeit wird man wohl in absehbarer 
Zeit in die Statistik der Arbeitsnachweise aufnehmen können, es sind 
dies die Notierungen über die Herbergsvermittlung, besonders wenn 
sie ihre Tätigkeit in Verbindung mit den öffentlichen Arbeitsnachwei-
sen ausübt. 
Was nun die Ziffern der öffentlichen Arbeitsnachweise angeht, so bil-
den dieselben, wie gesagt, nur einen kleinen Bruchteil der Gesamtzif-
fer und für ihre Verwendung kommt die in der wissenschaftlichen Sta-
tistik so gefürchtete "Auswahl von Fällen" zur Erscheinung. Die Er-
fahrung hat ferner gezeigt, daß diese Ziffern vielmehr Aufschluß ge-
ben über die Tätigkeit des Arbeitsnachweises, als über die Marktlage 
und man ist nicht einmal in der Lage, auch nur annähernd die Fehler-
grenze zu bestimmen, da scheinbar ganz geringfügige Änderungen in 
der Organisation eines Nachweises schon erhebliche Veränderungen 
in der Vermittlungstätigkeit bewirken können. Man muß also bei der 
Beurteilung der Vermittlungsziffern von Fall zu Fall und nach den ört-
lichen Verhältnissen beurteilen, wie dieselben zu bewerten sind. Im 
wesentlichen werden die Ziffern vorwiegend periodische Schwankun-
gen zu verfolgen gestatten, während die Steigerung gegen das Vorjahr 
usw. unter Umständen eine Steigerung der Vermittlungstätigkeit, die 
Heranziehung neuer Gebiete des Arbeitsmarktes und dergl. bedeutet, 
nicht aber auf eine gesteigerte Nachfrage oder auf ein gesteigertes 
Angebot unzweideutig hinweist. Aber auch hier mag dem Beobachter 
die Ziffer des Arbeitsnachweises mancherlei Erklärung geben, bei-
spielsweise wenn nach allgemeinen Marktberichten über Mangel an 
Angebot oder Nachfrage geklagt wird, während der Arbeitsnachweis 
solche einzelnen Branchen nicht erkennen läßt. Nach alledem ist also 
bedauerlicherweise gerade das mit dem Arbeitsmarkt in nächster Be-
ziehung stehende Material für dessen Beobachtung nicht unzweideutig 
zu verwenden. 
Ein weiteres recht umfangreiches Material bieten die Mitgliederziffern 
der Krankenkassen. Die An- und Abmeldungen, der jeweilige Stand 
im Vergleich mit dem Vorjahr und zu verschiedenen Jahreszeiten ge-
ben ähnliche Beobachtungsdaten wie die Arbeitsvermittlungsstellen, 
und man hat sich bereits daran gewöhnt, aus der Bewegungskurve der 
Kassenmitglieder den Begriff des "Beschäftigungsgrades" in einer 
Gegend oder in einer bestimmten Stadt zu konstruieren. Es hat sich 
nun herausgestellt, daß zu Zeiten wirtschaftlichen Niedergangs eine 
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große Zahl von versicherten Personen zur Vermeidung des Verlustes 
bereits erworbener Unterstützungsansprüche in die Gruppe der frei-
willigen Mitglieder übertritt, so daß also für die Beurteilung der Be-
wegung auf dem Arbeitsmarkt nicht die Gesamtzahl der Kassenmit-
glieder, sondern nur diejenige der versicherungspflichtigen Mitglieder 
herangezogen werden darf. Die Änderung dieser Zahl im Vergleich 
mit dem Vorjahr oder nach bestimmten Perioden bietet also einen Bei-
trag zur Beobachtung des Arbeitsmarktes; zu beachten ist aber, daß es 
sich lediglich um die Zahl der tatsächlichen Beschäftigten handelt, 
nicht um einen Überblick über die Arbeitsmöglichkeit. Außerdem bie-
ten eben auch die Ziffern der Krankenkassen lediglich in ihrem Rah-
men das entsprechende Bild des Arbeitsmarktes, und auch hier entgeht 
ein großer Teil desselben der Beobachtung. 
Einen besonderen Beitrag zu dem Überblick über die Beschäftigung 
der verschiedensten Industrien liefert das Material, welches die Kö-
niglichen Gewerbe-Inspektionen in Preußen und beispielsweise in 
Sachsen das Königliche Ministerium in Verbindung mit dem Statisti-
schen Landesamt durch seine Arbeiterzählungen gewinnen. Es werden 
die in Fabriken und diesen gleichgestellten Betrieben beschäftigten 
Arbeiter notiert und diese bieten in ihrer Gruppierung nach Gewerben 
wenigstens ein Material, welches im Vergleich mit den Vorjahren eine 
Orientierung bietet über die Schwankungen in der Zahl der beschäftig-
ten Personen, wobei vorausgesetzt ist, daß selbstverständlich die Zahl 
der hinzugekommenen und die Zahl der in Wegfall gekommenen Be-
triebe berücksichtigt wurde. Einen Mangel zeigen allerdings diese Zu-
sammenstellungen, nämlich daß sie sich auf einen bestimmten Erhe-
betermin beschränken, während die Beobachtung des Arbeitsmarktes 
ein größeres Gesichtsfeld verlangt. 
Es wäre zu wünschen, daß die von den gewerblichen Aufsichtsbehör-
den in den verschiedenen Bundesstaaten gesammelten Materialien 
mehr vereinheitlicht würden und nach Form und Umfang der Beo-
bachtung des Arbeitsmarktes dienstbar gemacht würden, zumal der 
Weg von den Interessen der Arbeitsvermittlungsstellen zu denen der 
Gewerbeaufsicht kein sehr großer ist. 
In geschickter Weise lassen sich sodann noch eine Reihe von Angaben 
verwenden für die Statistik des Arbeitsmarktes, wie die Bewegung auf 
dem Wohnungsmarkt, die Zahl der polizeilichen An- und Abmeldun-
gen, die Inanspruchnahme der Presse für Angebot und Nachfrage und 
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eine Reihe sonstiger Erscheinungen, welche nach den örtlichen Ver-
hältnissen verschieden sind. 
Von besonderem Wert sind sodann Situationsberichte sachkundiger 
Personen, die, wenn sie von möglichst vielen Beobachtern eingereicht 
werden, von einem sachkundigen Bearbeiter sehr gut für die Arbeits-
markt-Beurteilung Verwendung finden können, wobei sie weniger die 
Bewegung auf dem Arbeitsmarkt in die Erscheinung treten lassen, als 
vielmehr ein Bild des Zustandes entwerfen und die im übrigen ge-
wonnenen statistischen Zahlen ergänzen und erläutern, während die 
bisher besprochenen Notierungen sich hauptsächlich auf die Zahl der 
beschäftigten Personen beziehen. Wie nun bei der Statistik der Ar-
beitsnachweise die Zahl der besetzten Stellen die wichtigste ist, be-
nutzt eine andere Untersuchung, für die Beurteilung des Arbeitsmark-
tes, die Zahl der beschäftigungslosen Personen. Es ist von jeher eine 
strittige Frage gewesen, welche Form Arbeitslosenzählungen zu geben 
seien. Bekannt sind die einander gegenüberstehenden Methoden der 
sogenannten hausierenden Zählung durch Nachfrage von Haus zu 
Haus, unter Inanspruchnahme einer Körperschaft von Zählern, sodann 
die Meldestelle, an der sich auf öffentliche Bekanntmachung hin die 
Arbeitslosen selbst melden. Diese beiden Methoden ergeben völlig 
verschiedene Resultate, sowohl dem Umfang wie auch dem Inhalt 
nach. Geht man von der Voraussetzung aus, daß man unter dem Beg-
riff des Arbeitslosen im Sinne der Beurteilung des Arbeitsmarktes sol-
che Personen begreift, die arbeitswillig sind, aber weder selbst noch 
durch fremde Hilfe passende Arbeit, oder überhaupt Arbeit, erlangen 
können, so sind die Mängel der beiden Zählmethoden unzweideutig 
klar. Die hausierende Zählung wird immer eine Menge von Personen 
enthalten, die nicht unter diejenigen gehören, welche man erfassen 
möchte, wobei auch wohl das Bestreben der Zähler maßgebend íst, ein 
möglichst umfangreiches Material zu beschaffen, in der Befürchtung, 
daß andernfalls der Zählung Personen entgehen könnten. 
Bei dem System der Meldungen werden sich aber vorwiegend nur die-
jenigen Personen melden, die glauben, hierdurch sich einen entspre-
chenden Vorteil zu verschaffen, sei es in der Hoffnung Arbeit zu fin-
den, sei es in der Hoffnung eine Unterstützung zu erhalten, sei es end-
lich zur Unterstützung agitatorischer Zwecke. Daß jemand lediglich 
zur Klärung der Sachlage sich bei der Meldestelle einfindet, dürfte 
wohl schwerlich anzunehmen sein. Es wird also die mehr oder weni-
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ger große Vollständigkeit des bei diesem Verfahren gewonnenen Re-
sultats im wesentlichen davon abhängen, was die Meldestelle den Ar-
beitsuchenden zu bieten vermag. Es wird einerseits davon die Zahl der 
sich meldenden Personen abhängen, andererseits aber auch die Quali-
tät derselben, je nach der gegebenenfalls Arbeit, die im Sinne gemein-
nütziger Bestrebungen den Arbeitslosen zur Verfügung gestellt wird. 
Wir sehen also, daß auch dieses umgekehrte Verfahren zur Erfor-
schung des Beschäftigungsgrades keineswegs geeignet ist, ein klares 
Bild zu schaffen und die gewonnenen Resultate sollten nur mit äußers-
ter Vorsicht aufgenommen werden, da gerade diese Ziffern im wirt-
schaftlichen Leben von außerordentlich weittragender Bedeutung sind 
und bei falscher Anwendung zu völlig unrichtigen Maßnahmen Ver-
anlassung geben können. 
Wir sehen also, daß nach den vorstehenden Ausführungen statistische 
Notizen über den Arbeitsmarkt nur in sehr unvollkommener Form 
bisher bestehen, daß die zur Verfügung stehenden Kriterien keinen 
Anspruch auf sehr große Genauigkeit machen können und daß ledig-
lich die Vereinigung aller in Betracht kommender Gesichtspunkte als 
Unterlage für die Gewinnung eines umfassenden Bildes dienen kann. 
Eine ziffernmäßige Behandlung des Arbeitsmarktes allein ist nicht an-
gängig und wie bei so vielen anderen Beobachtungen hat auch hier die 
monographische Behandlung miteinzutreten. 
 










Die Organisation des Arbeitsmarktes ist eine der wichtigsten wirt-
schaftlichen und sozialen Probleme der Gegenwart. Aber weder Ge-
setzgebung noch Verwaltung beschäftigen sich mit diesem Problem in 
einer seiner Bedeutung entsprechenden Weise. Der Verband Deut-
scher Arbeitsnachweise, welcher im Jahre 1898 begründet wurde, hat 
sich die Organisierung des deutschen Arbeitsmarktes zur Aufgabe ge-
stellt. Wird er imstande sein, diese Aufgabe vollkommen zu lösen? 
Der Verband Deutscher Arbeitsnachweise umfasst nur die allgemei-
nen öffentlichen Arbeitsnachweise nebst den ihnen angeschlossenen 
Facharbeitsnachweisen. Außerhalb des Verbandes stehen die einseiti-
gen Arbeitgeber- und Arbeitnehmernachweise und die gewerbsmäßige 
Stellenvermittlung. Die allgemeinen öffentlichen Arbeitsnachweise 
der einzelnen Bundesstaaten und preußischen Provinzen haben sich zu 
Landes- bzw. Provinzialverbänden zusammengeschlossen und es sich 
zur Aufgabe gemacht, ihre Bezirke mit einem Netz öffentlicher Ar-
beitsnachweise zu umziehen und den interlokalen Arbeitsmarkt in ih-
rem Bezirke zu fördern. Während der Verband Deutscher Arbeits-
nachweise früher auf dem Standpunkt stand, erst dann auf die Bildung 
von Unterverbänden zu dringen, wenn eine größere Anzahl öffentli-
cher Arbeitsnachweise in den betreffenden Bezirken vorhanden war, 
wird jetzt die Bildung von Unterverbänden sofort in Angriff genom-
men und diesen Verbänden die Aufgabe gestellt, nunmehr die Be-
gründung von öffentlichen Arbeitsnachweisen in ihrem Bezirke zu 
betreiben. 
(…) 
Während die Kosten des Reichsverbandes fast ausschließlich vom 
Reich getragen werden, werden die Kosten der Unterverbände entwe-
der ganz vom Staat (wie in Bayern und Württemberg) oder von den 
verschiedenen Interessentengruppen, Staat, Provinz, Gemeindeverwal-
tungen und sonstigen Körperschaften (Handelskammern, Handwerks-
kammern, Landwirtschaftskammern), gemeinschaftlich getragen. 
Wenn nun auch in den Verbänden die hingebungsvollste Arbeit ge-
leistet wird, so vollzieht sich die Entwicklung nur langsam und unter 
großen Schwierigkeiten, weil die Geldmittel oft nicht ausreichen und 
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weil insbesondere der Unterverband mit keinerlei öffentlicher Autori-
tät bekleidet ist.  
(…) 
Die Frage des gesetzgeberischen Eingreifens in die Organisation des 
Arbeitsmarktes habe ich in Nr. 4 Jahrg. 12 des "Arbeitsmarkt" behan-
delt. In diesem Aufsatze habe ich mich mit dem Verbande Deutscher 
Arbeitsnachweise auf den Standpunkt gestellt, daß wenigstens zurzeit 
ein gesetzgeberisches Eingreifen in dem Sinne nicht empfohlen wer-
den kann, daß Gemeinden bzw. Kommunalverbände zur Einrichtung 
von allgemeinen öffentlichen Arbeitsnachweisen gezwungen werden 
sollen, daß auch paritätische Facharbeitsnachweise für die einzelnen 
Gewerbe- und Industriezweige zwangsweise errichtet werden sollen, 
daß endlich diesen Arbeitsnachweisen eine Monopolstellung einge-
räumt werden soll. Auf diesem Standpunkt stehe ich noch heute. Die 
Arbeitsnachweisorganisation ist ein zu kompliziertes Gebilde, als daß 
es durch gesetzgeberischen Zwang aus der Erde gestampft werden 
könnte. Hier bietet die freiwillige Tätigkeit der Gemeinden und Inte-
ressenten eine ungleich größere Gewähr für eine erfolgreiche Ent-
wicklung. Diejenigen Staaten, welche zu früh gesetzgeberisch vorge-
gangen sind, haben keine zufriedenstellenden Erfolge erzielt. Daß in 
der Zukunft aber ein gesetzgeberisches Eingreifen notwendig sein 
wird, ist mir nicht zweifelhaft. Nur werden dann reichere Erfahrungen 
vorliegen, die Richtung, welche die Gesetzgebung zu nehmen hat, 
wird klarer zu erkennen sein, und das Eingreifen der Gesetzgebung 
wird sich in milderer Form vollziehen. 
Etwas anderes ist es aber, wenn ich heute ein gesetzgeberisches Ein-
greifen lediglich zum Zweck empfehle, um die in guter Entwicklung 
begriffene Organisation des Arbeitsmarktes zu fördern und den 
Abschluß der Entwicklung zu beschleunigen. Dieses Mittel sehe ich in 
dem Ausbau der Landesverbände zu öffentlichen Selbstverwaltungs-
körpern mit behördlichem Charakter. Die Organisation soll sich in ei-
ner Weise vollziehen wie bei den Landesversicherungsanstalten der 
Invalidenversicherung. Die Landesarbeitsämter werden für größere 
Bezirke (Bundesstaaten, Provinzen) durch die Landesregierungen mit 
Genehmigung des Bundesrats errichtet. Die Leitung des Arbeitsamts 
geschieht durch einen Vorstand, welcher die Eigenschaft einer öffent-
lichen Behörde hat. Der Vorstand besteht aus einem beamteten Mit-
gliede, welches von dem Kommunalverbande des Bezirks bestellt 
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wird, als Vorsitzendem, und Vertretern der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer, welche von einem Ausschusse gewählt werden. Dieser Auss-
chuß steht dem Vorstand zur Seite, und in ihm sind alle Interessenten-
gruppen vertreten. Das Nähere über die Zusammensetzung des Aus-
schusses und seiner Kompetenz bestimmt ein Statut, welches der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf. Als Aufsichtsbehörde wird 
ein Reichsarbeitsamt gebildet. 
(…) 
Den Landesarbeitsämtern wäre an erster Stelle zu übertragen: die Auf-
sicht über das gesamte Arbeitsnachweiswesen ihres Bezirkes, also 
nicht nur über die öffentlichen allgemeinen Arbeitsnachweise, sondern 
vor allem auch über die gewerbsmäßige Vermittlung und die einseiti-
gen Arbeitgeber- und Arbeitnehmernachweise. Eine derartige Spezial-
aufsicht erweist sich als durchaus notwendig. Die jetzigen Überwa-
chungsorgane, die Polizeibehörden, sind bei der Vielseitigkeit ihrer 
Aufgaben und ihrer Belastung mit Arbeit außerstande, dieser wichti-
gen Frage der Volkswirtschaft genügende Aufmerksamkeit zuzuwen-
den; auch fehlt diesen Behörden die Sachkunde. Dies hat ja auch dazu 
geführt, daß schon jetzt in Süddeutschland Beamte der Arbeitsnach-
weise von den Polizeibehörden zur Überwachung der gewerbsmäßi-
gen Stellenvermittler herangezogen werden. Solange nicht eine inten-
sive sachkundige Aufsicht und Überwachung der gewerbsmäßigen 
Vermittlung stattfindet, wird das neue Stellenvermittlergesetz wir-
kungslos bleiben. 
Aber auch die einseitigen Arbeitgeber- und Arbeitnehmernachweise 
bedürfen einer Aufsicht und Kontrolle, um den Mißbrauch der Ar-
beitsnachweiseinrichtungen für andere Zwecke zu verhüten, die Un-
parteilichkeit des Betriebes zu gewährleisten und die mannigfachen 
Beschwerden und Klagen genau prüfen zu können.  
Eine weitere Aufgabe der Landesarbeitsämter wäre die genaue Durch-
führung einer Statistik nach einheitlichen, vom Reichsarbeitsamt zu 
erlassenden Vorschriften. Über die Bedeutung und Notwendigkeit ei-
ner derartigen Statistik braucht kein Wort gesagt zu werden. Das Kai-
serliche Statistische Amt bemüht sich schon jetzt im Einvernehmen 
mit dem Verbande Deutscher Arbeitsnachweise um die einheitliche 
Gestaltung der Statistik. Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß die 
Statistik noch sehr unbefriedigend ist, und zwar zunächst deshalb, 
weil die Grundlagen der einheitlichen Statistik: einheitliche Verwal-
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tungsvorschriften für den Betrieb der Arbeitsnachweise, fehlen. Zur 
Erzielung einer derartigen Einheitlichkeit wird das Reichsarbeitsamt 
mit den nötigen Vollmachten auszustatten sein.  
Eine dritte Hauptaufgabe der Landesarbeitsämter wäre die Förderung 
des Ausbaues der Arbeitsnachweisorganisation in ihren Bezirken, eine 
Aufgabe, welche jetzt schon den Landesverbänden obliegt, welche a-
ber mangels jeder autoritären Stellung nur unvollkommen erfüllt wer-
den kann. Neben der Errichtung von allgemeinen öffentlichen Ar-
beitsnachweisen an geeigneten Orten wird das Landesarbeitsamt sein 
besonderes Augenmerk auf die Errichtung paritätischer Facharbeits-
nachweise an Stelle der einseitigen Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
nachweise zu richten haben. Eine mehrjährige Tätigkeit der Landesar-
beitsämter auf diesem Gebiete wird dann leicht die Grundlagen schaf-
fen, auf denen ein Arbeitnachweisgesetz aufzubauen wäre, welches 
den Landesarbeitsämtern die Befugnis gebe, gegebenenfalls die Er-
richtung von allgemeinen öffentlichen Arbeitsnachweisen oder die 
Auflösung einseitiger Arbeitsnachweise anzuordnen. 
Was das Reichsarbeitsamt anlangt, so wird daßelbe in ähnlicher Weise zu 
organisieren sein, wie das Reichsversicherungsamt: ständige, vom Bundes-
rat dem Kaiser vorzuschlagende Mitglieder und nicht ständige Mitglieder. 
Von den nicht ständigen Mitgliedern wählt ein Teil der Bundesrat; der an-
dere Teil besteht aus Vertretern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, welche 
durch die Vorstände der Landesarbeitsämter gewählt werden. Die Kosten 
des Reichsarbeitsamtes trägt das Reich. Das Reichsarbeitsamt führt die 
Aufsicht über die Landesarbeitsämter und bildet die Beschwerde- bzw. 
Oberaufsichtsinstanz für alle Arbeitsnachweisangelegenheiten der Arbeits-
ämter. Das Reichsarbeitsamt genehmigt die Statuten der Landesarbeitsäm-
ter, erläßt Normativbestimmungen für die Aufstellung einer einheitlichen 
Statistik und den Betrieb der Arbeitsnachweise, leistet gesetzgeberische 
Vorarbeit und erörtert auf Konferenzen mit den Landesarbeitsämtern wich-
tige, das Gebiet der Arbeitsvermittlung betreffende Fragen. Um die Durch-
führung der Organisation möglichst zu beschleunigen, könnte man mit der 
Funktion des Reichsarbeitsamtes zunächst die vorhandene Abteilung für 
Arbeitsstatistik des Kaiserlich Statistischen Amtes betrauen und dieselbe 
für diese Zwecke weiter ausbauen. 
(…) 




28. Konferenz zur Berufsberatung  




Im Bürgersaal des Berliner Rathauses tagte am 29. und 30. September 
die Konferenz zur Berufsberatung des weiblichen Geschlechts. Der 
Einladung waren zahlreiche Leiterinnen von Auskunftsstellen, Vertre-
ter der Lehrschaft, der Frauenvereine, der Arbeitsnachweise gefolgt. 
Die Behörden bezeugten das lebhafte Interesse, das sie an der zur Dis-
kussion stehenden Frage nahmen, durch Entsendung eines Vertreters. 
Im Namen der einberufenden Vereine eröffnet Frl. Dr. Alice Salomon 
die Konferenz. Der Gedanke zu dieser Konferenz ist ausgegangen von 
Frau Dr. Levy-Rathenau, der Leiterin der Auskunftsstelle des Bundes 
deutscher Frauenvereine. In dieser Eigenschaft hat sie erfahren kön-
nen, wie notwendig eine Berufsberatung des weiblichen Geschlechts 
ist. Ganz spontan sind an vielen Stellen solche Beratungsstellen be-
gründet worden, ohne etwas voneinander zu wissen, häufig auch, ohne 
daß sich die Veranstalter selbst über die Schwierigkeiten einer richti-
gen Handhabung klar waren. 
Wenn wir gesunde soziale Verhältnisse schaffen wollen, muß der 
Strom weiblicher Erwerbstätigkeit in gesunde Bahnen gelenkt werden. 
Wir sind fest davon überzeugt, daß die Eigenart der Frauen sich auch 
dann Bahn brechen wird, wenn man ihnen das Wirtschaftsleben frei 
läßt. Wir fordern volle Berufs- und Bildungsfreiheit. Wir wissen, daß 
das freie Spiel der Kräfte im Wirtschaftsleben häufig zu einem Spiel 
der Launen und des Zufalls wird. Dieser Frage gilt die Konferenz. Der 
erste Referent, Herr Dr. Silbermann, führte in seinem Referat über die 
Frage: Warum brauchen wir eine Berufsberatung für die weibliche Ju-
gend? aus, daß die anarchische Art der Berufswahl ein Überhandneh-
men ungelernter Tätigkeiten verschuldet hat. Die Aussicht auf die spä-
tere Verheiratung läßt immer noch vielen Eltern eine verhältnismäßig 
kostspielige Ausbildung ihrer Tochter unrentabel erscheinen. Das Ü-
berhandnehmen ungelernter Arbeit schädigt nicht nur die einzelnen 
Erwerbstätigen, sondern auch die gesamte Volkswirtschaft. Auch die 
ungelernten Berufe sind nicht wahllos anzunehmen. Die Übelstände 
können zurzeit wesentlich gemildert werden durch rastlose Aufklä-
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rungsarbeit, die am besten von sachgemäß betriebenen Auskunftsstel-
len geleistet wird. Frau Dr. Levy behandelt die Grundsätze für eine 
gemeinnützige Berufsberatung. Die Vielgestaltigkeit der Arbeitsgebie-
te, die den Frauen erschlossen wurden, erschweren die Ausfindigma-
chung geeigneter Tätigkeiten. Besonders die Frauen der höheren 
Stände müssen von eingewurzelten Vorurteilen und Standesrücksich-
ten befreit werden, damit nicht eine rechtzeitige, gründliche Berufs-
schulung versäumt wird, um so mehr, als es von Jahr zu Jahr schwerer 
wird, älteren, unvorbereitet zum selbständigen Lebensunterhalt ge-
zwungenen Frauen Erwerbsmöglichkeiten zu zeigen. 
 
Zur Ausübung einer wirksamen Beratung ist Voraussetzung, daß die 
beratenden Persönlichkeiten mit der Materie gründlich vertraut sind. 
Die Beratungstätigkeit kann nicht nebenher ausgeübt werden, sondern 
erfordert berufsmäßige Vorbereitung, damit eine Irrführung des ratsu-
chenden Publikums vermieden wird. Das Verantwortlichkeitsgefühl 
der Auskunftsstellenmitarbeiterinnen muß durch gemeinschaftliche 
Besprechungen, durch Veranstaltung von Konferenzen verstärkt wer-
den. Die Tätigkeit der Beratungsstellen muß in unparteilicher Kenn-
zeichnung der verschiedenen Berufsgebiete und ihrer Anforderungen 
bestehen. Die Fragestellerinnen sollen veranlaßt werden, über die 
Wichtigkeit einer geeigneten Berufswahl nachzudenken und sich 
rechtzeitig nach allen in Betracht kommenden Faktoren zu erkundi-
gen. Eine allzu starke Beeinflussung der Ratsucherinnen muß vermie-
den werden. Es genügt, wenn die Auskunftsstelle die Angelegenheit 
von allen Seiten beleuchtet und die endgültige Entschließung dem ei-
genen Ermessen überläßt. 
Die Beratungsstellen sind keine Lehrstellen- oder Stellenvermittlun-
gen noch Arbeitsnachweise, sie haben keine praktischen Abschlüsse 
anzustreben, sondern ideelle Aufgaben zu erfüllen. Deshalb ist auch 
eine direkte Verbindung mit den genannten Vermittlungsstellen sowie 
mit Darlehens- oder Unterstützungskassen nicht zweckmäßig, da sonst 
die Gefahr besteht, Augenblickserscheinungen zu verallgemeinern 
und die großen Gesichtspunkte außer acht zu lassen. Auch geht die 
Tätigkeit der Auskunftsstellen weit über den Rahmen von Lehrstel-
lenvermittlungen hinaus, da sie sich nicht auf Berufe beschränkt, für 
die die Annahme von Lehrstellen zweckmäßig ist, sondern auf alle, 
den Frauen zugänglichen Tätigkeiten. 
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Mittel der Berufsberatung sind neben mündlichen und schriftlichen 
Auskünften, Merkblätter, Wegweiser usw. Die jetzige zum Teil ober-
flächliche und gewissenlose Art der Herausgabe von Berufsbüchern 
ist zu bekämpfen. Für die zahlreichen Aufgaben der Beratungstätig-
keit gilt es, Mittel und Wege zu finden, damit bleibende Erfolge er-
zielt werden können. Die Schaffung von allgemeinen öffentlichen Be-
rufsämtern mit Frauenabteilung unter weiblicher Leitung könnte hier 
außerordentlichen Nutzen stiften. Dieses Ziel würde näher rücken, 
wenn die Organisationen, die sich jetzt mit der Berufsberatung der 
Frauenwelt beschäftigen, zunächst ein gemeinnütziges Frauenberuf-
samt schaffen würden, das sein Material allen angeschlossenen Verei-
nen zugänglich macht. Diesem Amt würden Beihülfen aus öffentli-
chen Mitteln hoffentlich nicht versagt werden, da sich immer mehr die 
Erkenntnis Bahn bricht, daß alle Bestrebungen zur Hebung der Be-
rufsbildung der Frauen dem Gesamtwohlstand zugute kommen.  
(…) 
Als zweite Korreferentin sprach Frl. Edith Klausner über die Aufga-
ben der Arbeitsnachweise. Sie zeigt an der Hand einer Lohnkurve, wie 
sich das gewerbliche Leben im Arbeitsnachweis spiegelt. Hier werden 
im Laufe eines Jahres Zehntausende von Frauen beraten und nach ih-
rem bisherigen Verdienst gefragt.  
(…) 
Der Arbeitsnachweis der Erwachsenen gibt daher das beste Material 
für die Berufsberatung der Jugendlichen. In Süddeutschland, in Öster-
reich, ja sogar der neue Arbeitsnachweis in England arbeitet Hand in 
Hand mit der Schule an der Berufsberatung und der Lehrlingenun-
terbringung. Die Auskunftsstellen hätten die Aufklärungsarbeit zu 
leisten, die Vermittlungstätigkeit selbst gehört dem Nachweis. Frl. 
Gennrich vom Verein Berliner Volksschullehrerinnen spricht über die 
Aufgabe, die der Schule bei der Berufsberatung zufällt. Um sicher zu 
sein, daß ihre Raterteilung befolgt wird, muß sie sich das Vertrauen 
der Eltern zu gewinnen suchen, durch Veranstaltung von Mütteraben-
den aufklärend wirken. Frl. Gennrich schlägt vor, an jeder Volksschu-
le einen Ausschuß für die Berufsberatung zu gründen, diesem Auss-
chuß sollen Lehrer der Oberklassen, Rektor, Schularzt und die Vertre-
ter der Arbeitsnachweisvereine angehören. In der Diskussion sprach 
im Auftrage des Jugendpflegeverbandes der Berliner Lehrerschaft, 
Herr Frauendienst. Er unterstrich die Ausführungen von Frl. Gennrich 
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und führte aus, daß die Berufsberatung von der Schule nur unterstützt, 
nicht selbständig gehandhabt werden könnte. Die Lehrerschaft hätte 
die Schulentlassenen dem Arbeitsnachweis zuzuführen, dessen Sache 
wäre dann die Lehrlingsunterbringung. Nach lebhafter Debatte wurde 
ein Kartell der Auskunftsstellen begründet, das in Zusammenarbeit 
mit Schule, Arbeitsnachweis und Berufsorganisationen die Berufs-
wahl aus dem bisherigen anarchischen Zustand zu einem wirklichen 
Ausgleich von Bedarf der Nachfragenden und den Erfordernissen von 
Handwerk, Industrie und Handel führen soll. Die Konferenz hat so-
weit klärend gewirkt, daß man sich einig war, nicht neue Einrichtun-
gen ins Leben zu rufen, sondern die vorhandenen auszubauen und zu 
gedeihlicher Zusammenarbeit zu vereinigen. 
 






29. Die Gestaltung des Arbeitsmarktes 
 
Rudolf von Fürer 
 
(…) 
In den einleitenden Kapiteln wurde angedeutet, wie sich der Arbeits-
markt im Laufe der Jahrhunderte entwickelt hat. Die Erscheinungen, 
die ihn heute gegenüber früheren Zeiten charakterisieren, sind die fol-
genden: 
1. Der Bedarf an Arbeitskräften tritt nicht mehr nur allmählich, son-
dern sehr häufig auch plötzlich auf. Dadurch, daß ebenso plötzlich die 
Arbeitsgelegenheit für viele schwindet, entsteht auch der Bedarf nach 
Arbeit plötzlich. Das Auftreten akuter Erscheinungen auf dem Ar-
beitsmarkte nimmt zu.  
2. Der Arbeitsmarkt erstreckt sich nicht mehr auf eng begrenzte, son-
dern auf weite Wirtschaftsgebiete. Er ist nicht an Landes- oder Staats-
grenzen gebunden, er greift sogar von einem Weltteil zum anderen 
über. Es zeigt sich die wachsende Expansionskraft des Arbeitsmarktes 
3. Der Arbeitsmarkt der Gegenwart unterscheidet sich aber auch da-
durch von jenem der Vergangenheit, daß er es nicht mehr mit Arbeits-
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kräften zu tun hat, die dauernd einem und demselben Berufe angehö-
ren, sondern daß der Übergang von einer Beschäftigung zur anderen 
sehr häufig geworden ist. 
(…) 
Infolge dessen ist die Zahl der für einen bestimmten Produktionszweig 
in Betracht kommenden Arbeitskräfte selbst innerhalb kleiner Zeit-
räume eine variable Größe, d. h. wir haben mit der Unbeständigkeit 
der Arbeitstruppen zu rechnen. Diese Erscheinung hat ihren Grund 
nicht zuletzt auch in dem bereits erwähnten häufigen Übergang von 
selbständiger zu unselbständiger Erwerbstätigkeit. 
4. Der Arbeitsmarkt hat aber in unserer Zeit auch dadurch eine Verän-
derung erfahren, daß er zum Kampfplatz der Klassengegensätze ge-
worden ist. 
(…) 
Nationalpolitische Erwägungen führen dazu, ausländischen Arbeitern 
das Aufsuchen deutscher Arbeitsplätze zu erschweren. 
So ist heute der Arbeitsmarkt unbegrenzt, unübersehbar hinsichtlich 
der auftretenden Arbeitskräfte, von plötzlichen Ereignissen wirtschaft-
licher Natur erschüttert und überempfindlich für politische Verände-
rungen. Und nun müssen wir fragen: Können die heutigen Einrichtun-
gen zur Regulierung des Arbeitsmarktes diesem viel nützen? Braucht 
nicht die neue Zeit neue Einrichtungen? 
(…) 
Mit einem Worte: Neue Zeiten bedürfen neuer Einrichtungen. Die 
moderne Volkswirtschaft kann nicht einer Regulierung des Arbeits-
marktes entraten. 
Die Wege hierzu seien im Folgenden angedeutet. 
 
I. Die Schaffung von Einrichtungen 
zur Beobachtung des Arbeitsmarktes. 
 
Es wäre in erster Linie notwendig: Die Schaffung von Observatorien 
für den Arbeitsmarkt für alle Kulturstaaten, die wieder miteinander in 
Verbindung stehen müßten. Diese Observatorien hätten sich durch ei-
nen ständigen Nachrichtendienst Kenntnis über alle wirtschaftlichen 
und politischen Vorgänge in ihrem Beobachtungsgebiete und im Aus-
lande zu verschaffen und auf Grund der bei ihnen einlaufenden Nach-
richten allen Interessenten Auskunft zu geben. Diese Anstalten wären 
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von größter Bedeutung für die gesamte Volkswirtschaft. Die Arbeit-
geber könnten sich ein Urteil darüber bilden, ob für die nächste Zeit 
ein Mangel an Arbeitskräften eintreten dürfte oder nicht. Sie könnten 
unter Umständen erfahren, wo Arbeitskräfte der von ihnen benötigten 
Kategorie zu finden wären. Die Arbeiter erhielten dadurch Einblick in 
die Arbeitmarktverhältnisse anderer Städte. Sie würden in jeder Hin-
sicht klarer sehen als heute. 
(…) 
 
II.Vereinheitlichung der Arbeitsvermittlung. 
 
Es wurde in den früheren Abschnitten dargestellt, wie stark das Fluk-
tuieren von einem Berufe zum anderen ist, wie wenige Menschen heu-
te als einer bestimmten Berufskategorie zugehörig betrachtet werden 
können. Diese Tatsache spricht mit voller Kraft für die Institution des 
allgemeinen Arbeitsnachweises und zwar, da allgemeine Interessen-
tennachweise zwar denkbar sind, aber heute noch nirgends bestehen 
und auch kaum errichtet werden dürften, für den allgemeinen öffentli-
chen Arbeitsnachweis. Nur dieser kann der überall zu Tage tretenden 
Erscheinung des Überganges von einem Berufe zum anderen Rech-
nung tragen, kann den Arbeiter und den Arbeitgeber über alle Ar-
beitsmarktverhältnisse verläßlich orientieren und den Bedürfnissen 
von Angebot und Nachfrage entsprechen. Aber es soll nicht gesagt 
sein, daß der öffentliche Arbeitsnachweis die Tätigkeit aller anderen 
Arten der Arbeitsvermittlung ausschalten soll. Die Arbeitgeber- wie 
die Arbeitnehmernachweise sollen vielmehr bestehen bleiben, sie sol-
len sogar vermehrt und ausgestaltet werden. 
(…) 
 
III.Ausgestaltung der öffentlichen Arbeitsvermittlung. 
 
Die erste Vorbedingung, daß die öffentlichen Arbeitsnachweise die 
ihnen zugedachte Funktion der Vereinheitlichung der Arbeitsvermitt-
lung erfüllen, ist selbstverständlich die, daß sie überhaupt vorhanden 
sind. Das ist aber noch keineswegs überall der Fall und ist nur dann zu 
erzielen, wenn eine gesetzliche Regelung der Arbeitsvermittlung ein-
setzt. Im anderen Falle wird es immer Lücken geben, welche die 
durch private Initiative geschaffene Organisation nicht zur vollen 
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Wirksamkeit gelangen lassen. Ein diesbezügliches Gesetz darf sich 
daher nicht darauf beschränken, die Schaffung öffentlicher Arbeits-
nachweise zu begünstigen, sondern es muß deren Errichtung erzwin-
gen, so wie die Schaffung von Krankenversicherungskassen, der Un-
fallversicherungsanstalten gesetzlich statuiert wurde. 
(…) 
Es ist also auch erforderlich, daß die notwendigen Mittel sichergestellt 
werden die eine wirkungsvolle Entwicklung des Amtes sichern. Der 
Grund des Scheindaseins, das so viele öffentliche Arbeitsnachweise 
führen, liegt fast immer nur in einer unzulänglichen Dotierung dieser 
Anstalten. Sie haben ungenügende Räume, Mangel an Personal und 
müssen mit jedem Heller für Reklamezwecke, für Telephon- und Te-
legrammauslagen, ja für Briefporto sparen. 
(…) 
Ein Arbeitsnachweis kann vor allem nicht gedeihen, wenn seine Be-
amten schlecht entlohnt werden, wenn sie nicht das größte Interesse 
an ihrer Stellung haben. Insbesondere der Leiter eines Arbeitsnach-
weises oder einer Abteilung eines solchen darf nicht ein braver Durch-
schnittsbeamter sein, sondern er muß eine besondere Qualifikation für 
dieses Amt besitzen. Er muß außerordentlich regsam, erfinderisch und 
energisch sein. Er muß nicht nur in seinem Bureau, sondern auch in 
seiner freien Zeit stets auf die Entwicklung seines Amtes bedacht sein, 
muß jeden Anlaß, einzugreifen, benützen und über jede Bewegung auf 
dem Arbeitsmarkte im Tätigkeitsgebiete des Amtes informiert sein, 
kurz, wie ein tüchtiger Geschäftsmann, stets nach Ausdehnung der 
Wirksamkeit seiner Anstalt streben. Beamte mit dieser Qualifikation 
sind aber sehr selten und können nur gewonnen bzw. erhalten werden, 
wenn man ihnen auch das entsprechende Einkommen bietet. Sie dür-
fen aber auch nicht in der Entfaltung einer erfolgreichen Tätigkeit 
durch Beschränktheit der ihnen zur Verfügung stehenden Regiemittel 
gehemmt sein. Die Reklame ist für ein Arbeitsamt unentbehrlich; es 
muß sich der Bevölkerung unausgesetzt auf jede mögliche Art in Er-
innerung bringen; notwendige Reisen der Beamten dürfen nicht wegen 
Geldmangels unterbleiben. All das erfordert aber reichliche Mittel. 
(…) 
 









Der Ausbau des öffentlichen Arbeitsnachweises in Deutschland voll-
zieht sich nicht ohne Kämpfe. Immer neue Gegensätze entstehen und 
müssen überwunden werden. Zuerst war es der Gegensatz zwischen 
Stadt und Land. Die ländlichen Kreise brachten den von städtischen 
Körperschaften begründeten Arbeitsnachweisen das äußerste Mißtrau-
en entgegen. In langsamer, mühevoller Arbeit ist dieses Mißtrauen 
zerstreut worden. Die Landwirte haben erkannt, daß ihre Befürchtun-
gen, die Arbeitsnachweise würden zur Entvölkerung der ländlichen 
Bezirke beitragen, unbegründet sind. Die Landwirtschaftskammern 
sind in ihrer Mehrzahl dem Verbande Deutscher Arbeitsnachweise 
beigetreten, Stadt und Land wirken friedlich zusammen. 
 
Alsdann kam der Kampf mit den Arbeitgeberverbänden, der jahrelang 
von letzteren mit großer Heftigkeit geführt wurde. Die Vertreter der 
öffentlichen und paritätischen Arbeitsnachweise wurden als dem Le-
ben fernstehende Theoretiker, als Leute vom grünen Tisch, als unbe-
wußte und bewußte Förderer der Sozialdemokratie hingestellt. Dieser 
Kampf ist noch nicht beendet, aber die Gegensätze haben sich doch 
abgeschwächt. Er wird in anderen Formen geführt. Beide Gegner ha-
ben im Laufe der Zeit Wandlungen durchgemacht. Die öffentlichen 
Arbeitsnachweise haben immer mehr praktische Erfahrungen gesam-
melt. Die Arbeitgeberverbände haben im Laufe der Jahre gleichfalls 
viel zugelernt. Sie haben das zuerst von vielen erstrebte Ziel, durch 
den Arbeitsnachweis die Gewerkschaften zu vernichten, aufgegeben. 
Der Arbeitsnachweis soll ihnen immer noch als Waffe dienen, aber 
neben den Kampfzweck ist der friedliche Zweck, Arbeit zum besten 
beider Teile zu vermitteln, immer mehr in den Vordergrund getreten. 
Die Arbeitgeber haben ihre Arbeitsnachweise größtenteils technisch 
vervollkommnet, sie haben es aufgegeben, Arbeiter wegen ihrer Zu-
gehörigkeit zu einer Organisation, einer politischen Partei oder wegen 
ihres Hervortretens in wirtschaftlichen Kämpfen von der Vermittlung 
auszuschließen, sie haben durch ihre Vertreter vor der Öffentlichkeit 
erklären lassen, daß sie das System der schwarzen Listen verwerfen. 
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Sie erkennen auch die Berechtigung des öffentlichen Arbeitsnachwei-
ses an und sind, wie die Kongresse in Breslau und Hamburg bewiesen 
haben, bereit, in einer Reihe von Fragen mit den Vertretern des öffent-
lichen Arbeitsnachweises zusammenzuwirken. 
Zwischen öffentlichem Arbeitsnachweis und Arbeitnehmern bestan-
den bisher weniger Streitpunkte. Es muß anerkannt werden, daß die 
Arbeitnehmer verhältnismäßig früh ihre gegensätzliche Stellung zum 
öffentlichen Arbeitsnachweis aufgegeben haben und bereit waren, an 
seinem Ausbau mitzuarbeiten. Bestanden auch in Einzelheiten ver-
schiedene Auffassungen, so ist es doch deshalb niemals zum Bruch 
gekommen, die Vertreter der Arbeitnehmerorganisationen erweisen 
sich verständigen Erwägungen zugänglich. 
 
Inzwischen aber hat sich langsam ein neuer Gegensatz vorbereitet, der 
auf dem Arbeitsnachweiskongreß in Hamburg zu einem Zusammen-
stoß zwischen den Vertretern der freien Gewerkschaften und denen 
des öffentlichen Arbeitsnachweises geführt hat. Neben den öffentli-
chen allgemeinen Arbeitsnachweisen, die von Gemeindeverbänden 
oder gemeindlich unterstützten Vereinen unterhalten werden, sind in 
den letzten Jahren in verschiedenen Gewerben sogenannte paritätische 
Facharbeitsnachweise entstanden. Sie haben mit der Mehrzahl der öf-
fentlichen Arbeitsnachweise das gemeinsam, daß sie von einer paritä-
tischen Kommission verwaltet werden, unterscheiden sich aber sonst 
in wesentlichen Punkten von ihnen. Träger des Arbeitsnachweises 
sind bei ihnen die vertragschließenden Organisationen: entweder nur 
ein Arbeitgeberverband und eine Arbeitnehmervereinigung, die freie 
Gewerkschaft, oder auch auf einer Seite oder auf beiden Seiten mehre-
re Verbände. Die paritätische Kommission wird aus Vertretern der be-
teiligten Verbände gebildet und hat in der Regel keinen unparteiischen 
Vorsitzenden. Auch die Beamten des Arbeitsnachweises, die eigentli-
chen Vermittler, sind regelmäßig Angestellte ihrer Verbände, ein Ar-
beitgeber und ein Arbeitnehmer. Die Verträge über den Arbeitsnach-
weis sind teilweise im Anschluß an Tarifverträge, teilweise unabhän-
gig von solchen geschlossen worden. 
(…) 
Bei einigen dieser Nachweise besteht die Bestimmung, daß nur für ta-
riftreue Betriebe vermittelt werden darf. Bei einigen anderen werden 
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bei der Vermittlung die Mitglieder der vertragschließenden Verbände 
bevorzugt. 
 
Wohl zu unterscheiden von solchen paritätischen Facharbeitsnachwei-
sen sind Fachabteilungen, wie sie einige größere Arbeitsnachweise, 
z. B. der Münchener, errichtet haben, sie werden nach den Grundsät-
zen des allgemeinen Arbeitsnachweises geleitet. 
 
Es sind indessen in einigen Orten auch die paritätischen Facharbeits-
nachweise in engere Verbindung mit den städtischen Arbeitsnachwei-
sen getreten und haben sich ihnen als Fachabteilungen angeschlossen. 
Eine solche Verbindung hatte in Hannover zwischen dem öffentlichen 
Arbeitsnachweis und dem Facharbeitsnachweis der Maler stattgefun-
den. Die Folge davon war, daß beim städtischen Arbeitsnachweise die 
organisierten Maler vor den unorganisierten bevorzugt wurden. Von 
diesem Sachverhalt hatte der preußische Handelsminister Kenntnis 
erhalten. Auf seine Anregung hin ist alsdann die Bestimmung über die 
Bevorzugung der organisierten Arbeiter gestrichen worden. 
 
Dieses Vorkommnis, über dessen Einzelheiten näheres nicht bekannt 
war, wurde von den Vertretern der freien Gewerkschaften auf dem 
Arbeitsnachweiskongreß in Hamburg zur Sprache gebracht. Sie 
knüpften daran die Forderung, daß der Kongreß gegen das Vorgehen 
des Ministers einmütig Einspruch erheben solle. Der Kongreß hat die-
sem Wunsche nicht entsprochen. 
(…) 
Die Bevorzugung Organisierter bei der Vermittlung wäre die denkbar 
schwerste Verletzung der Parität und der einer öffentlichen Körper-
schaft obliegenden Pflichten. Der Grundsatz der Parität besagt nicht 
nur, daß Arbeitgebern und Arbeitern gleiche Rechte eingeräumt wer-
den, er besagt nicht minder, daß innerhalb der Arbeiterschaft keine 
Bevorzugungen stattfinden dürfen. Eine aus öffentlichen Mitteln un-
terhaltene Anstalt, zu deren Kosten alle Gemeindeangehörigen beitra-
gen müssen, darf nicht einzelnen Gruppen von Arbeitern Vorrecht ein-
räumen und sich damit in den Dienst von Sonderbestrebungen stellen. 
(…) 
Der öffentliche Arbeitsnachweis hat sich als Ziel gesteckt, die gesamte 
Arbeitsvermittlung in Deutschland nach einheitlichen Grundsätzen zu 
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ordnen, Angebot und Nachfrage nicht nur innerhalb eines Ortes oder 
eines Berufszweiges, sondern von Ort zu Ort, von Beruf zu Beruf aus-
zugleichen. Er will damit die wichtige volkswirtschaftliche Aufgabe 
erfüllen, die Arbeitslosigkeit auf ein Mindestmaß zurückzuführen und 
die Arbeitskräfte so zu verteilen, daß sie am wirksamsten werden. Er 
will, wie ein Schlagwort lautet, für jeden Arbeiter die beste Stelle, für 
jede Stelle den besten Arbeiter suchen. Die Erfüllung dieser Aufgabe 
erfordert es, daß der Arbeitsnachweis seine Tätigkeit auf alle Arbeiter 
gleichmäßig erstreckt. Sobald er nur für bestimmte Gruppen vermit-
telt, macht er sich selbst die Erfüllung seiner Aufgabe unmöglich. 
(…) 
Die Vertreter des öffentlichen Arbeitsnachweises sind es gewohnt, 
bald nach rechts, bald nach links Front machen zu müssen und dann 
abwechselnd bald als Sozialisten, bald als Reaktionäre verschrieen zu 
werden. Sie dürfen sich durch solche Parteiäußerungen nicht beein-
flussen lassen. Sie erstreben weder das „besondere Vertrauen“ der Ar-
beiter noch das der Arbeitgeber, sondern wollen unparteiisch der Sa-
che dienen. Wenn sie dies Ziel selbst im Auge behalten, so wird sich 
das Vertrauen beider Teile schließlich von selbst einfinden. 
 
Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. 22. Jahrgang, Nr. 21, 









Die Frage der Arbeitslosenversicherung ist dazu berufen, in der bevor-
stehenden Reichstagssession einmal recht gründlich erörtert zu wer-
den. 
(…) 
Daß ernsthafte Erörterungen bevorstehen, zeigt auch der Eifer der Un-
ternehmerverbände und -vertretungen, die jetzt fast tagtäglich gegen 
die Arbeitslosenversicherung Stellung nehmen und die Reichsregie-
rung in gleichem Sinne zu beeinflussen suchen. So hat der Vereini-
gung deutscher Arbeitgeberverbände, die neue deutsche Unterneh-
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merzentrale, auf einer am 7. d. M. in Hannover abgehaltenen Arbeits-
nachweiskonferenz nach einem Vortrag von Dr. Stojentien sich in ei-
ner Resolution scharf gegen den Gedanken einer Arbeitslosenversi-
cherung ausgesprochen. Es heißt in jener Resolution:  
„Die Versammlung sieht in der Steigerung der volkswirtschaftlichen 
Produktivität und in der Vermehrung der Arbeitsgelegenheit den wirk-
samsten Weg zur Einschränkung der Arbeitslosigkeit und ist über-
zeugt, daß eine Arbeitslosenversicherung die Steigerung der Produkti-
vität erheblich erschweren müßte. Die Unternehmerschaft muß, nach-
dem soeben erst die Reichsversicherungsordnung und das Reichsge-
setz über die Angestelltenversicherung ihr namhafte Opfer auferlegt 
haben, die Uebernahme weiterer, aus einer Arbeitslosenversicherung 
ihr zugemuteten Lasten ablehnen. Die Konferenz warnt auf das nach-
drücklichste vor den für die Volkswirtschaft verhängnisvollen Folgen, 
die aus einer Ueberspannung des Versicherungsgedankens und einer 
immer weitergehenden Verminderung der Selbstverantwortlichkeit 
sich ergeben. Sie wendet sich endlich gegen die Förderung des sog. 
Genter Systems, weil dieses eine einseitige Stellungnahme zugunsten 
der der Arbeitgeberschaft feindlichen Kampfgewerkschaften der Ar-
beiter bedeutet. Aus diesen Gründen bedauern die Arbeitgeber auf das 
lebhafteste die Stellungnahme der Kgl. Bayrischen Staatsregierung, 
die in mehrfachen Erläuterungen diese Versicherungseinrichtung emp-
fohlen und gefördert hat.“ 
(…) 
Mit solchen Schlagworten ziehen unsere Großindustriellen gegen eine 
Versicherung zu Felde, die in Belgien, Holland, Frankreich, in der 
Schweiz, in weitem Umfange öffentlich anerkannt, in Dänemark, 
Norwegen und Großbritannien bereits landesgesetzlich geregelt ist. In 
der deutschen Unternehmercentrale scheint man entweder allen geisti-
gen Anstrengungen abhold oder der Meinung zu sein, für die deut-




Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften 
Deutschlands. 







Das wachsende Interesse für die Frage der Arbeitslosenversicherung 
zeigt sich auch in den Kreisen der Wissenschaft und Sozialpolitik. Un-
ter den zahlreichen Artikeln und Schriften der letzten Zeit über dieses 
Problem greifen wir besonders eine Schrift von Dr. Karl Kumpmann = 
Bonn heraus, die das Thema im Sinne einer reichsgesetzlichen Lösung 
behandelt. Der Verfasser untersucht zunächst in etwas umständlicher 
Weitschweifigkeit das Problem der Arbeitslosigkeit, ihre Bedeutung 
für die Volkswirtschaft, Begriffsbestimmung, zahlenmäßige Umgren-
zung und Bekämpfung. 
(…) 
Das A und O der Arbeitslosenversicherung sind in der Tat die ge-
werkschaftlichen Einrichtungen. Nur wo diese als Vorspann benutzt 
werden, wo auf diesen aufgebaut wird, geht die Versicherung glatt 
vonstatten. Darüber kommt alle Gegnerschaft gegen die Gewerk-
schaftsbewegung nun einmal nicht hinweg. Jede Zwischenlösung der 
Arbeitslosenversicherung muß in erster Linie mit den Gewerkschaften 
rechnen. Die Gewerkschaften wissen recht wohl, daß nicht alle Ar-
beitnehmer ihnen angehören. Sie wollen den Außenstehenden die 
Möglichkeit, sich gegen Arbeitslosigkeit zu sichern und dazu öffentli-
che Zuschüsse in Anspruch zu nehmen, nicht verschließen und haben 
deshalb gegen die Schaffung von gemeindlichen Versicherungskassen 
mit städtischen Zuschüssen nichts einzuwenden. Auch Versicherungs-
vereine auf Gegenseitigkeit, die den Mindestbedingungen genügen, 
mögen solche Zuschüsse erhalten. Aber Spareinrichtungen sind zur 
Arbeitslosenversicherung ungeeignet, weil sie bei dem Arbeiter das 
Gefühl der Sicherung erwecken wollen, ohne eine wirkliche Sicher-
heit bieten zu können. Die Arbeiterschaft bekämpft sie und wird sie zu 
verhindern suchen. Sie wird allerdings nicht so weit gehen, die Ein-
führung des Genter Systems im jeweiligen Falle wegen der Zuschüsse 
zu Sparfonds scheitern zu lassen, aber sie lehnt jede Verantwortung 
für solche ungeeigneten Surrogate der Arbeitslosenversicherung ab. 
 
Die Reichsarbeitslosenversicherung wird kommen, früher oder später, 
je nachdem die gesetzgebenden Faktoren sich von der Auffassung be-
freien können, daß die Arbeiterschaft politisch zu Kreuze kriechen 
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muß, ehe sie in ihren Daseinsbedingungen vor den verheerenden 
Sturmwirkungen der kapitalistischen Wirtschaftsweise geschützt wird. 
Das hat die politisch und wirtschaftlich so gut organisierte Arbeiter-
schaft Deutschlands nicht nötig und sie würde es auch mit Entrüstung 
von sich weisen. Sie wird aber mit nimmermüder Zähigkeit fortfahren, 
die Wirkungen der Arbeitslosigkeit der öffentlichen Meinung zum 
Bewußtsein zu bringen und zugleich Rechenschaft zu verlangen über 
die fadenscheinigen Gründe der Regierung, die die Industriellen und 
Junker mit Schutzzöllen und Liebesgaben füttert, die deutsche Arbei-
terschaft aber skrupellos dem Arbeitslosenelend überläßt, weil diesel-
be von ihrem Koalitionsrecht nach eigenem Gutdünken Gebrauch 
macht. Wer in diesem Streit der Stärkere ist, dürfte sich im Verlauf 
weniger Jahre herausstellen. 
 









Im Jahre 1902 habe ich auf der dritten Verbandsversammlung des 
Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise in dem Korreferat zu dem 
Verhandlungsgegenstande „Arbeitslosenversicherung und Arbeits-
nachweis“ meine Ansicht in den beiden Sätzen zusammengefaßt: „Ar-
beitslosenversicherung und Arbeitsnachweis stehen in unmittelbarem 
Zusammenhang. Vor der Arbeitslosenversicherung muß der Arbeits-
nachweis organisiert werden.“ Man kann wohl behaupten, daß diese 
Auffassung heute communis opinio allen Sachverständigen auf die-
sem Gebiete geworden ist. Auch die Internationale Vereinigung zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit hat sich auf den gleichen Standpunkt 
gestellt, und die praktischen Engländer haben den Gedanken in die ge-
setzgeberische Tat umgesetzt. Die englische Gesetzgebung hat nur 
den Fehler gemacht, daß sie beide Organisationen – Arbeitsnachweis 
und Arbeitslosenversicherung – kurz hintereinander zur Einführung 
gebracht hat, während nach meinem Dafürhalten die Organisierung 
des Arbeitsnachweises der Organisierung der Arbeitslosenversiche-
rung lange Zeit vorangehen muß. Es genügt nicht, öffentliche Arbeits-
nachweiseinrichtungen zu schaffen, das ganze Land mit solchen Ein-
richtungen zu überziehen, sondern diese Einrichtungen haben erst ihre 
wichtigste Aufgabe zu erfüllen: eine Übersicht über Arbeitsangebot 
und Nachfrage und einen Ausgleich von Angebot und Nachfrage 
durch das ganze Land zu erzielen. Die Erfüllung dieser Aufgabe berei-
tet aber große Schwierigkeiten und kann erst in langer mühevoller Ar-
beit erreicht werden. Ist diese Aufgabe erfüllt, dann kann erst an die 
Organisierung der Arbeitslosenfürsorge gedacht werden. Wie die Ar-
beiterversicherung sich in langer Arbeit zu dem Standpunkt durchge-
rungen hat, daß es ihre vornehmste Aufgabe sein muß, durch vorbeu-
gende Maßnahmen vor allem auf die Verhütung des Eintritts von Un-
terstützungsfällen hinzuwirken, so wird es auch die Arbeitslosenversi-
cherung als ihre erste Aufgabe ansehen müssen, den Eintritt des Ar-
beitslosenunterstützungsfalles dadurch zu verhüten, daß Arbeitslosen 
Arbeit verschafft wird. Zur Durchführung dieser prophylaktischen 
Maßnahmen ist aber eine lückenlose Organisation des Arbeitsnach-
weises, ein tadelloses Zusammenarbeiten der einzelnen Arbeitsnach-
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weisorganisationen durch das ganze Reich unbedingt erforderlich. So-
lange diese Organisation nicht durchgeführt ist, sind wir außerstande, 
das Risiko der Arbeitslosenversicherung auch nur annähernd zu schät-
zen. Wenn heute der Umfang der Arbeitslosigkeit in einer bestimmten 
großen Zahl von Arbeitslosen festgestellt wird, so ist damit in keiner 
Weise eine auch nur einigermaßen sichere Grundlage für die Arbeits-
losenversicherung geschaffen. Denn eine vollkommen ausgebaute Ar-
beitsnachweisorganisation und ein sicheres Funktionieren der zwi-
schenörtlichen Arbeitsvermittlung durch das ganze Reich würde je-
denfalls die Zahl der Arbeitslosen erheblich verringern.  
(…) 
Es entsteht die weitere Frage: Inwieweit kann dem Arbeitslosen zu-
gemutet werden, eine Beschäftigung in einem anderen Berufe anzu-
nehmen oder ungelernte Arbeit zu verrichten? Es kommt hier nament-
lich die landwirtschaftliche Arbeit in Frage. Von größter Bedeutung 
ist des weiteren die Frage der Beschäftigung der ausländischen Arbei-
ter. Wenn zurzeit in Deutschland 1¼ bis 1½ Millionen ausländischer 
Arbeiter beschäftigt werden, wenn andererseits etwa 800 000 deutsche 
Arbeiter ohne Arbeit sind, so wird man eingehend zu prüfen haben, ob 
und inwieweit die ausländischen Arbeiter durch deutsche Arbeiter er-
setzt werden können und damit vielleicht die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland auf ein Minimum herabgedrückt werden könnte. Ich ver-
hehle mir keineswegs, daß in gewissem Umfang leider die Beschäfti-
gung ausländischer Arbeiter notwendig ist, ich bin aber überzeugt, daß 
man den Ersatz von einheimischen Arbeitern durch ausländische er-
heblich einschränken könnte.  
 
Das Deutsche Reich ist gegenwärtig, dank der Tätigkeit des Verban-
des Deutscher Arbeitsnachweise, von einem Netz von großen öffentli-
chen, über ganze Provinzen oder Bundesstaaten sich erstreckenden 
Arbeitsnachweisverbänden umzogen. Diese Verbände haben es sich in 
erster Linie zur Aufgabe gemacht, ihre Bezirke mit einem lückenlosen 
Netz von öffentlichen Arbeitsnachweisen zu umziehen und diese Ar-
beitsnachweise untereinander zwecks Erzielung eines möglichsten 
Ausgleichs von Arbeitsangebot und Nachfrage in Verbindung zu set-
zen (zwischenörtliche Arbeitsvermittlung). Zwei Momente hindern bis 
jetzt das rasche Fortschreiten der Entwicklung: der Mangel an genü-
genden Mitteln und der Mangel an auf gesetzlicher Grundlage beru-
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henden Befugnissen der Verbände. Die Forderung des Tages muß da-
her sein: die öffentlichen Arbeitsnachweisverbände auszugestalten zu 
öffentlichen Zentralstellen für die Organisierung des Arbeitsmarktes 
und diese auszustatten mit den nötigen Machtbefugnissen, um gege-
benenfalls zwangsweise die erforderlichen Maßnahmen durchzufüh-
ren. Es handelt sich hier um kein kostspieliges, sozialpolitisches Expe-
riment, sondern um die gesetzliche Förderung einer schnelleren Ent-
wicklung von bereits vorhandenen Einrichtungen, welche den Beweis 
ihrer Tauglichkeit erbracht haben. Ist die Organisation des Arbeits-
marktes vollkommen durchgeführt und sind die mannigfachen 
Schwierigkeiten überwunden, welche die sichere Arbeit des Räder-
werks hindern, dann wird man erst einen klaren Einblick in die Ver-
hältnisse des deutschen Arbeitsmarktes gewinnen können. Erst dann 
werden wir die unerläßliche Grundlage für die Beurteilung der Frage 
gewinnen, in welcher Weise und in welchem Umfang eine öffentlich-
rechtliche Arbeitslosenfürsorge einzutreten hat. Vorerst bedürfen wir 
keines Arbeitslosengesetzes, sondern eines Arbeitsnachweisgesetzes.  
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. Zeitschrift des Verbandes Deut-





33. Die gegenwärtige Stellung der deutschen 
Reichsregierung zur Arbeitslosenversicherung 
 
Staatssekretär Clemens Delbrück 
 
„Die Frage der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und ihrer unerfreuli-
chen und bedenklichen Begleiterscheinungen gehört zu den ungelös-
ten Problemen, welche die wirtschaftliche und industrielle Entwick-
lung der modernen Kulturstaaten gezeitigt hat; ungelöst, nicht weil es 
uns an Verständnis und an gutem Willen fehlte, sondern ungelöst we-
gen der in der Sache liegenden Schwierigkeiten, ungelöst, weil sie 




Seit 20 Jahren erörtern wir hier im Reichstag die Frage, ob es möglich 
ist, die Arbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen durch Maßnahmen der 
Gesetzgebung oder Maßnahmen der Verwaltung von seiten des 
Reichs, der Bundesstaaten und der Kommunen, und den Schlußstein 
aller der Forderungen, die im Laufe der Jahrzehnte in dieser Bezie-
hung aufgestellt sind, bildet die ja wiederholt und heute erneut von 
uns geforderte allgemeine Arbeitslosenversicherung für das Deutsche 
Reich, die sämtliche gewerbliche und landwirtschaftlichen Arbeiter 
umfassen soll.  
(…) 
Meine Herren, ich möchte hiermit schließen und möchte das Ergebnis 
meiner Ausführungen, die zu meinem Bedauern länger gedauert ha-
ben, als ich in ihrem Interesse gehofft habe, nochmals kurz zusam-
menfassen. Erstens: eine alle Angestellten und Arbeiter umfassende, 
reichsgesetzliche Arbeitslosenversicherung ist jedenfalls zurzeit nicht 
spruchreif und nicht durchführbar. Zweitens: selbst wenn sich die be-
stehenden grundsätzlichen und praktischen Bedenken gegen ihre 
Durchführbarkeit überwinden lassen sollten, ist an sie nicht zu den-
ken, solange nicht Handel und Industrie, Handwerk und Landwirt-
schaft die durch die Versicherungsordnung ihnen auferlegten neuen 
Lasten verarbeitet haben und sich die Wirkungen dieser Lasten über-
sehen lassen. Drittens: was zunächst geschehen muß, ist eine Vervoll-
kommnung unserer Arbeitsmarktstatistik und sachgemäßerer Ausbau 
unserer Arbeitsnachweise. In dieser Beziehung, meine Herren, sind 
die erforderlichen Anordnungen von mir bereits getroffen und ich 
werde dafür sorgen, dass alles geschieht, was nach meiner Ansicht 
notwendig ist oder der Sache förderlich sein kann. 
(… 
(Aus der am 5. Dezember 1913 im Reichstag gehaltenen Rede) 
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Die jetzt herrschende Arbeitslosigkeit drängt uns die Frage auf, wel-
che Mittel wir zur Bekämpfung derselben zu ergreifen haben. Neben 
der so viel erörterten Arbeitslosenfürsorge betrachten wir die Rege-
lung des Arbeitsnachweises für das Wichtigste. Es wird noch manchen 
Kampf kosten, ehe wir alle Widerstände und Voreingenommenheiten 
aus dem Wege geräumt haben, die sich einer endgültigen Erledigung 
dieser Frage entgegenstellen. Aber selbst der beste Arbeitsnachweis 
ist nicht imstande, den berechtigten Wünschen der Arbeitslosen auch 
nur annähernd gerecht zu werden, wenn in einem Gewerbe die Zahl 
der Arbeitslosen bis ins Unendliche steigt. Noch schlimmer wird der 
Zustand, wenn diese Arbeitslosigkeit Jahre hindurch anhält und die 
Überzeugung Platz greift, daß zu viel Arbeiter des betreffenden Beru-
fes am Orte sind. Einige Beispiele der letzten Jahre beweisen, wie 
verhältnismäßig schnell ein solcher Zustand eintritt. 
 
Die Zahl der in Berlin beschäftigten Bauarbeiter ist nach Zeitungsbe-
richten innerhalb der letzten 5 Jahre um zirka die Hälfte zurückgegan-
gen. Der Grund ist zu suchen in der mangelhaften Bautätigkeit. Eine 
Änderung ist noch nicht vorauszusehen. Für die Arbeiter, welche in-
folgedessen arbeitslos wurden und werden, eröffnet dieser Zustand 
keine günstige Perspektive. Die Zahl der Arbeitslosen ist so groß, daß 
die meisten keine Aussicht haben, in nächster Zeit Beschäftigung in 
ihrem Berufe zu finden. Hinzu kommt, daß viele Gebäude, die früher 
nur aus Mauerwerk hergestellt wurden, heute zum größten Teil in Be-
ton ausgeführt werden. Es ist zwar möglich, auch bei dieser Arbeit die 
entbehrlichen Maurer, und bei den notwendigen Verschalungen auch 
die Zimmerer zu beschäftigen, aber ihre Zahl ist beschränkt. 
(…) 
Ein anderes Beispiel: vor einigen Jahren wurde eine Maschine zur 
Fabrikation von Glasflaschen erfunden, die nach den Patenten des 
Amerikaners Owen rein automatisch arbeitet. Während bis dahin ein 
fleißiger und geschickter Arbeiter täglich höchstens 240 Flaschen an-
fertigen konnte, liefert diese Maschine täglich 20 000 Flaschen; das 
entspricht der Leistung von 80 Glasarbeitern. Die Maschine wird von 
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5 Mann bedient. Ähnliche Umwälzungen treten auch in anderen Beru-
fen ein, z. B. die Setzmaschine im Buchdruckgewerbe, der „eiserne 
Geselle“ im Drechslergewerbe. Darum ist die Frage nicht überflüssig: 
„Inwieweit ist ein Berufswechsel bei großer Arbeitslosigkeit mög-
lich?“  
 
Es dürfte Einigkeit darüber herrschen, daß die Lösung dieser Frage 
ungemein schwierig ist. Bei den in Betracht kommenden Arbeitern 
wird man wenig Gegenliebe finden, da im allgemeinen niemand ohne 
dringenden Zwang seinen Beruf wechseln will. Abgesehen von der 
finanziellen Schädigung bedeutet ein Berufswechsel für den Arbeiter 
die Preisgabe des von ihm unter vielen Mühseligkeiten erlernten 
Handwerks, in welchem er sich eine Menge Erfahrung und Fähigkei-
ten angeeignet hat. Er hat einen Teil seines Lebens darauf verwandt, 
um etwas Tüchtiges leisten zu können, und nun soll er dieses alles 
fahren lassen, soll mit allen liebgewordenen Lebensgewohnheiten bre-
chen. Das ist der Grund, weshalb so viele eine monatelange Arbeitslo-
sigkeit auf sich nehmen, bevor sie sich entschließen, eine außerhalb 
ihres bisherigen Berufes liegende Beschäftigung zu suchen oder anzu-
nehmen. Für den Bauarbeiter ist es noch leichter, eine andere Arbeit 
zu ergreifen, weil er durch die Art, seiner bisherigen Beschäftigung 
nicht verwöhnt wurde. Er hat in Sturm und Wetter draußen im Freien 
aushalten müssen und manchmal diejenigen beneidet, die in der war-
men Werkstatt arbeiten. Wie oft mußte er durch den Einfluß der Wit-
terung gezwungen feiern, während andere arbeiteten! Diese unange-
nehmen Begleiterscheinungen erleichtern ihm den Wechsel. Deshalb 
finden wir auch in der Großeisenindustrie viele frühere Bauarbeiter, 
die dort als Fabrikmaurer oder -zimmerleute, aber auch als ungelernte 
Arbeiter beschäftigt werden. 
 
Der Berufswechsel ist für die Arbeiter aller nicht hochqualifizierten 
Gewerbe leichter möglich als wie für die Arbeiter der Berufe, die eine 
längere Lehrzeit und bessere Vorbildung erfordern. 
(…) 
Bei den Ungelernten kann man nicht von Berufswechsel, sondern nur 
von Stellenwechsel reden, weil sie keinen Beruf gelernt haben; aber 
aus diesen entwickelt sich die Kategorie der Angelernten. Letztere 
verdienen manchmal so viel wie die gelernten Berufskollegen; sie ha-
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ben nur mit der Schwierigkeit zu kämpfen, daß sie beim Wechsel der 
Arbeitsstelle infolge ihrer einseitigen Ausbildung nicht so leicht Ar-
beit finden. Für den Ungelernten macht es wenig aus, ob er in einem 
Eisen- oder Holzbetriebe als Hilfsarbeiter oder Platzarbeiter tätig ist. 
 
Durch die oben erwähnte Krise im Berliner Baugewerbe sind die da-
mit im Zusammenhang stehenden Handwerker sehr in Mitleidenschaft 
gezogen. Bauschlosser, -klempner und -tischler, Rohrleger usw. sind 
in großer Zahl arbeitslos. Bis auf einen geringen Prozentsatz sind sie 
von ihrer Organisation ausgesteuert, erhalten also keine oder nur noch 
geringe Unterstützung. Da liegt der Gedanke nahe: „Übergang zur In-
dustrie.“ Dem stellen sich aber eine Reihe Schwierigkeiten entgegen. 
Z. B. wird speziell in der Metallindustrie von einer Anzahl Firmen der 
Nachweis verlangt, daß der Einzustellende „längere Zeit“ auf den 
betreffenden Artikel gearbeitet hat.  
(…) 
Vielfach sind es auch Wohlfahrtseinrichtungen, die dem älteren Ar-
beiter über 45 Jahren den Stellenwechsel erschweren. Die Werks-
Pensionskassen und ähnliche Einrichtungen haben die Tendenz, zu 
verhüten, daß ältere Leute eingestellt werden. Wo die älteren Leute 
nicht ohne weiteres zurückgewiesen werden, wird bei der ärztlichen 
Untersuchung um so schärfer darauf geachtet, daß nur junge und ge-
sunde Leute zur Einstellung kommen. Durch diesen Zustand wird 
nicht nur der Berufswechsel, sondern auch der Branchenwechsel un-
möglich gemacht, zum mindesten sehr erschwert. Diese Ansprüche 
der Arbeitgeber werden durch die große Arbeitslosigkeit gefördert, denn 
bei Mangel an Arbeitskräften läßt sich so etwas nicht durchführen. 
(…) 
Der Übergang in andere Branchen wird erleichtert, wenn ein neuer In-
dustriezweig entsteht. So hat die Fahrradindustrie seinerzeit eine große 
Zahl von Angehörigen der Metallbranchen aufgenommen. Das gleiche 
ist jetzt bei der Flugzeugindustrie der Fall, in der in Groß-Berlin allein 
zirka 700 Tischler Beschäftigung gefunden haben. 
(…) 
Die Frage des Berufs- oder Branchenwechsels darf also nicht von dem 
Gesichtspunkt aus beurteilt werden, wie der einzelne dabei fährt, son-
dern welche Wirkung dieser Vorgang auf die Gesamtheit ausübt. Der in 
Stellung befindliche Arbeiter wird immer geschädigt, wenn das Heer der 
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Arbeitslosen groß ist. Das gilt für alle Berufe; Überangebot drückt den 
Preis. Das Sinken des Arbeitslohnes in der einen Branche drückt wieder 
indirekt auf den Lohn in einer anderen. Die Hauptschuld des Überange-
botes ist aber auf die Zuwanderung von auswärts zurückzuführen. Und 
diese Zuwanderung hört bei Krisen nicht etwa auf, nein, man könnte fast 
sagen, es ergießt sich eine Flutwelle über die Großstadt, weil jeder dort 
Arbeit zu finden hofft. Leider vollzieht sich die Abwanderung nicht so 
leicht, selbst dann nicht, wenn nach auswärts Arbeit nachgewiesen wird. 
(…) 
Ein Berufswechsel ist überhaupt schwierig. Während der Krise wird er 
fast zur Unmöglichkeit, dagegen kommt ein Wechsel der Branche inner-
halb des Berufes verhältnismäßig häufig vor. Leichter durchführbar ist 
eine Abschiebung von überflüssigen Arbeitskräften in kleinere Städte 
und auf das Land, doch ist auch dieses nur möglich, wenn Lohn- und 
Arbeitsverhältnisse keinen allzugroßen Unterschied aufweisen. Desglei-
chen ist der Berufs- oder Branchenwechsel leichter, denn dort haben Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer noch mehr persönliche Fühlung; die Ent-
fremdung der im Produktionsprozeß aufeinander angewiesenen Faktoren 
ist noch nicht so weit vorgeschritten wie in der Großstadt.  
(…) 





35. Das Problem der öffentlichen Arbeitslosenver-




Die Frage, ob man überhaupt eine Arbeitslosenversicherung einführen 
soll, ist von den Gegnern dieser Einrichtung mit allen möglichen 
Gründen verneint worden. Man hat zwischen den prinzipiellen Geg-
nern zu unterscheiden und denen, die nur noch nicht den Zeitpunkt für 
die Einführung der Arbeitslosenversicherung gekommen halten. Es ist 
durchaus wahrscheinlich, daß die Durchführung der Arbeitslosenver-
sicherung in der Tat größere Schwierigkeiten bietet als die übrigen 
Gebiete der sozialen Versicherung. Dennoch kommt es bei näherer 
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Betrachtung aller Umstände, wie bei so vielen sozialpolitischen Fra-
gen, nicht so sehr auf die Bedenken an, die man dagegen geltend ma-
chen kann; maßgebend ist in erster Linie doch immer der mehr oder 
minder starke Wille zur sozialen Reformarbeit, der den Ausschlag 
gibt. Ist dieser Wille wirklich vorhanden, so werden - natürlich immer 
nur innerhalb gewisser von Fall zu Fall verschiedener Grenzen - auch 
die Schwierigkeiten, die sich in den Weg stellen, mit in den Kauf ge-
nommen. Die Sozialpolitik kann eben, wie man jüngst gerade im Hin-
blick auf die Arbeitslosenversicherung gesagt hat, vielfach nur eine 
„Politik der kleineren Übel“ sein. Die theoretischen und praktischen 
Bedenken aller Art, die wirtschaftlichen und organisatorischen Ge-
genargumente, die Hinweise auf die politischen und sittlichen Gefah-
ren einer Arbeitslosenversicherung werden aus jener alten Rüstungs-
kammer hervorgeholt, von wo noch immer jeder Gegner des sozialpo-
litischen Fortschrittes, insbesondere der Arbeiterversicherung, seine 
Kampfmittel bezog. Dazu kommen natürlich noch eine Reihe neuerer 
Bedenken, die speziell gegen die Arbeitslosenversicherung geltend 
gemacht werden. Diese Einwände verdienen teilweise wenigstens 
durchaus beachtet zu werden. Jedenfalls wäre eine Verständigung ü-
ber die strittigen Fragen wesentlich erleichtert, wenn man sich erst 
einmal auf den gemeinsamen Boden stellen könnte, daß die Arbeitslo-
senversicherung ein sozialpolitisches Desiderat ersten Ranges dar-
stellt. Treffend hat Jastrow darauf hingewiesen, daß vor allem der 
Staat an den Tatsachen der Arbeitslosigkeit nicht vorbeigehen kann, 
schon darum, weil er mit seiner ganzen Handels- und Wirtschaftspoli-
tik die Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt indirekt mehr oder minder 
beeinflußt.  
(…) 
In einem verwandten Einzelfall, der Abänderung des Tabaksteuerge-
setzes vom 15. Juli 1909, hat auch das Deutsche Reich bereits diesen 
Gesichtspunkten durchaus Rechnung getragen, worauf wir im einzel-
nen noch zurückkommen werden. 
 
Gibt man einmal zu, daß die öffentlichen Körperschaften auf diesem 
Gebiet aktiv vorgehen müssen, so kann sich die Erörterung der Frage 
der zweckmäßigen Organisation der Arbeitslosenversicherung und 
dem Zeitpunkt ihrer Einführung zuwenden, wobei natürlich die Ver-
hältnisse in den einzelnen Ländern zu berücksichtigen sind. Eine er-
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neute Diskussion, ob denn überhaupt die Arbeitslosenversicherung 
möglich, zweckmäßig oder notwendig sei, kann hier um so eher un-
terbleiben, als die ganze Frage in der Tat ja das Stadium der theoreti-
schen Betrachtung längst verlassen hat. Aus verschiedenen Ländern 
liegen bereits beachtenswerte Erfahrungen und Ansätze vor. Vor al-
lem hat die seit dem 15.Juli 1912 in Tätigkeit getretene englische Ar-
beitslosenversicherung die ganze Erörterung auf ein neues Niveau ge-
rückt.  
 
Mehr und mehr erkennt man, daß das sogenannte Genter System, bei 
dem die Berufsvereine öffentliche Zuschüsse zu der von ihnen ge-
währten Arbeitslosenversicherung erhalten, nur eine ganz provisori-
sche Lösung des Problems bedeutet. Das Genter System vermeidet 
gewiß die Meldung von nur ungünstigen Risiken; es faßt die gleichar-
tigen Risiken zusammen, erleichtert die Erhebung der Beiträge und 
die Kontrolle der Arbeitslosen, die Selbsthilfe wird gefördert. Ob 
Staat, Provinz oder Kommune die Zuschüsse gewähren, ob diese nach 
Beiträgen oder Unterstützungen bemessen werden, ob sie direkt den 
Arbeitslosen oder mit Hilfe der Berufsvereine gezahlt werden, diese 
letzten Endes mehr technischen Fragen treten an Bedeutung vor der 
einen Tatsache zurück, daß dem Genter System bei allen Vorzügen 
ein großer Nachteil eigen ist. Die Unorganisierten bleiben unberück-
sichtigt, die vielfach der Arbeitslosigkeit mehr ausgesetzt sind als die 
Organisierten, unter denen sich überwiegend qualifiziertere Arbeiter 
mit relativ geringerer Beschäftigungslosigkeit befinden.  
(…) 
Das Genter System, das als erster Versuch auf diesem Gebiet dem 
Gedanken der öffentlichen Arbeitslosenversicherung sicher die Bahn 
geebnet hat, kann vor allem durch eine Annäherung an das Kölner 
System verbessert und ausgebaut werden. In Köln hat die bereits seit 
1896 bestehende Stadt Kölnische-Versicherungskasse gegen Arbeits-
losigkeit im Winter 1911 eine Umgestaltung von weittragender Be-
deutung erfahren. Die Kölner Kasse wurde nämlich zur Rückversiche-
rung für die Organisierten und Versicherung für die Nichtorganisier-
ten ausgebildet. Die Organisationen der Arbeiter und Angestellten er-
halten hier keine direkte öffentliche Unterstützung, sondern gehen mit 
der öffentlichen Arbeitslosenkasse eine Rückversicherung ein, indem 
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sie die Beträge, die unverschuldet arbeitslos gewordenen Mitgliedern 
gewährt werden, zum Teil ersetzt bekommen.  
(…) 
Bevor wir einen kurzen Überblick über den Stand der öffentlichen Ar-
beitslosenversicherung in den einzelnen Ländern geben, sei der Ver-
such gemacht, kurz die Gesichtspunkte und Grundsätze zusammenzu-
fassen, die nach dem jetzigen Stande der Erfahrungen für die Durch-
führung der öffentlichen Arbeitslosenversicherung in Betracht kom-
men. 
 
1. Das Zwangsprinzip. Alle freiwilligen, von den Berufsvereinen un-
abhängigen Einrichtungen sammeln nur die schlechtesten Risiken, 
erfassen nur einen Bruchteil der Arbeiterschaft. 
(…) 
Im allgemeinen kann also, auch wo die Selbsthilfe bereits vorge-
sorgt hat, nur die Zwangsversicherung der Aufgabe voll gerecht 
werden. 
2. Förderung der Selbsthilfe. Es darf die Selbsthilfe gerade auf dem 
Gebiete der Arbeitslosenversicherung durch eine öffentliche 
Zwangseinrichtung nicht unterdrückt, sondern muß auch im Rah-
men einer öffentlichen, obligatorischen Arbeitslosenversicherung 
weiter gefördert werden. 
(…) 
3. Örtliche Ausdehnung. Bei Beschränkung der Arbeitslosenversi-
cherung auf einzelne Gemeinden geht der Unterstützungsanspruch 
bei Ortswechsel verloren. Mit den Nachbargemeinden müssen be-
sondere, oft recht verwickelte Vereinbarungen getroffen werden, 
damit die Arbeitslosenversicherung weiter ausgedehnt werden 
kann.  
(…) 
Wenn auch die Großstädte, wo die Arbeitslosigkeit besonders hart 
auftritt, an einer Arbeitslosenversicherung das meiste Interesse ha-
ben, so kann doch nur die staatliche Arbeitslosenversicherung das 
Endziel bilden. 
4. Berufliche Gliederung. Die Arbeitslosenversicherung ist am bes-
ten beruflich zu gliedern, da die Arbeitslosigkeit nach Dauer, Ursa-
chen, Häufigkeit usw. von Gewerbe zu Gewerbe durchaus ver-
schieden ist. Da das Risiko der Arbeitslosigkeit ähnlich etwa wie 
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die Unfallhäufigkeit in den einzelnen Industrien verschieden ist, 
muß die Versicherung gegen Arbeitslosigkeit analog der gegen Un-
fälle sich den Verhältnissen in den einzelnen Gewerben anpassen. 
Wenn sie nicht dem von Gewerbe zu Gewerbe wechselnden Risiko 
der Arbeitslosigkeit folgt, so fehlen dem Ganzen die sicheren fi-
nanziellen und versicherungstechnischen Grundlagen. 
(…) 
5. Streiks und Aussperrungen. Ausgeschlossen von der Arbeitslo-
senversicherung bleibt sicher die Arbeitslosigkeit, die durch Streiks 
und Aussperrungen veranlaßt wurde.  
(…) 
6. Statistische Grundlagen der Arbeitslosenversicherung. Gegen 
die Einführung einer öffentlichen Arbeitslosenversicherung wird 
vielfach gesagt, es fehle an einer ausreichenden Arbeitslosenstatis-
tik; so auch der Staatssekretär des Innern in der Reichstagsverhand-
lung vom 05. Dezember 1913. Gewiß liegt hier vieles im argen. 
Seit 1895 hat in Deutschland keine allgemeine Arbeitslosenzählung 
mehr stattgefunden, während im Ausland, z. B. in Frankreich, 
mehrfach bei Volkszählungen auch die Arbeitslosenziffer festge-
stellt wurde. 
(…) 
7. Mitwirkung der Berufsvereine. Eine fakultative Arbeitslosenver-
sicherung kann, wie alle Erfahrungen gezeigt haben, z. B. bei uns 
in Köln, aber auch in Dänemark, Norwegen u. a., ohne die Mithilfe 
der Berufsvereine sich überhaupt nicht entwickeln. Eine obligatori-
sche Arbeitslosenversicherung wird erleichtert, indem die Gewerk-
schaften, wie dies in England geschieht, als Zahlstellen der staatli-
chen Arbeitslosenversicherung dienen und durch Gewährung eige-
ner Zusatzunterstützungen ein Interesse daran behalten, den Ar-
beitslosen möglichst bald wieder in Stellung zu bringen. 
(…) 
8. Kontrolle der Arbeitslosen. Der wichtigste Einwand, der heute 
gegen eine öffentliche Arbeitslosenversicherung geltend gemacht 
werden kann, besteht sicher darin, daß der Arbeitsnachweis, der die 
Grundlage des Ganzen bilden muß, nicht genügend entwickelt ist. 
Zweifellos liegt hier die größte Schwierigkeit der Arbeitslosenver-




Die Kontrolle der Arbeitslosen, die Scheidung in Arbeitsscheue, 
Arbeitswillige und Arbeitsfähige, die Entscheidung, welche Arbeit 
als „passend“ anzusehen ist, kann nur bei einer völlig durchgeführ-
ten Organisation der Arbeitsvermittlung wirklich gelingen. 
(…) 
 
Was die Kosten einer öffentlichen Arbeitslosenversicherung betrifft, 
so müssen, abgesehen von den öffentlichen Körperschaften und den 
Versicherten selbst, auch die Arbeitgeber herangezogen werden. 
(…) 
Auch die Kosten für die Arbeitslosenversicherung müssen zu den 
Produktionskosten gerechnet werden. Im übrigen dürfen die Kosten 
einer öffentlichen Arbeitslosenversicherung nicht überschätzt werden. 
Die direkten Ausgaben werden natürlich zunächst nicht unbeträchtlich 
sein. Den bisher bei uns aufgestellten Berechnungen und Schätzungen 
fehlen freilich genügende Unterlagen, um exakte Zahlenangaben ma-
chen zu können. Sind doch die Kosten bereits von den Einzelheiten 
der Arbeitslosenversicherung, der Höhe der Beiträge und Unterstüt-
zungen, der Wartezeit usw., abhängig. Unter volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten werden die Kosten bei weitem nicht so hoch sein, 
wie man vielfach annimmt, da an anderen Stellen Ersparnisse gemacht 
werden können. Schon jetzt pflegen ja die Arbeitslosen bei allen Ent-
behrungen noch nicht gleich zu verhungern. Eine allgemeine Arbeits-
losenversicherung wird die Ausgaben für Armenwesen, Arbeits- und 
Korrektionshäuser, Notstandsarbeiten, Krankenhäuser usw. vermin-
dern; auch das Justizbudget dürfte bei dem bekannten Zusammenhang 
von Kriminalität und Arbeitslosigkeit erleichtert werden. Schließlich 
werden auch Kranken- und Invalidenversicherung bei Einführung ei-
ner Arbeitslosenversicherung gewisse Ersparnisse machen. 
(…) 
Nachdrücklich muß betont werden, daß eine vermehrte Beanspru-
chung der Krankenkassen bei Verschlechterung des Arbeitsmarktes 
keineswegs durchgehend auf Simulation zurückzuführen ist. Arbeiter, 
die an kleineren Leiden laborieren und nicht allzu schwer erkranken, 
geben ihre Beschäftigung nicht gleich auf. Bekannt ist in dieser Hin-
sicht etwa das Rheuma bei Maurer. Bei Eintritt der Arbeitslosigkeit 
wird natürlich und mit gutem Recht die Krankenkasse in Anspruch 
genommen. In anderen Fällen kommt noch die Entbehrung, die Not, 
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die schwere psychische Depression der Arbeitslosigkeit hinzu, um 
vorhandene Dispositionen akut werden zu lasen.  
(…) 
Von den volkswirtschaftlich bedeutsamen Folgen einer allgemeinen 
Arbeitslosenversicherung seien nur noch zwei Punkte erwähnt. Die 
wirtschaftlichen Krisen der Gegenwart werden bekanntlich, wiewohl 
natürlich nicht allein verursacht, so doch sicher verschärft durch einen 
Rückgang des Massenkonsums. Eine Arbeitslosenversicherung, so 
mäßig auch die gezahlten Unterstützungen ausfallen mögen, wird da-
her in gewissem Grade einen krisenmildernden Faktor bilden. - Nicht 
zu den geringsten Vorzügen unserer Sozialversicherung gehören be-
kanntlich die Bestrebungen der Versicherungsträger, das Eintreten des 
Unterstützungsfalles durch vorbeugende Maßnahmen einzuschränken. 
Eine öffentliche Arbeitslosenversicherung würde zweifellos neben ei-
ner besseren Organisation der Arbeitsvermittlung zur Folge haben, 
daß man weit planmäßiger als bisher durch eine systematische Ar-
beitsmarktpolitik den Eintritt eines Arbeitsmangels einschränken 
könnte. Vor allem gilt dies von der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
durch eine zweckmäßigere Verteilung der öffentlichen Arbeiten, deren 
Vergebung bisher überwiegend ohne jede Rücksicht auf die Lage des 
Arbeitsmarktes erfolgte. Auf diesem Gebiet können noch bedeutsame 
Fortschritte gemacht werden.  
(…) 
 
Schmollers Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung und Volkswirt-
schaft im Deutschen Reiche. 38. Jahrgang, Zweites Heft, München-





36. Bedürfnisse und Organisation  




Die Frage nach der wirtschaftlichen Kriegsvorsorge ist in den letzten 
Jahren in Deutschland zu einem Gegenstand lebhafter Erörterung ge-
worden. In Tageszeitungen, Zeitschriften und größeren volkswirt-
schaftlichen Veröffentlichungen hat das Thema eine vielseitige Be-
handlung erfahren; und aus gewissen Anzeichen ist - sicherlich nicht 
zu Unrecht - auch der Schluß gezogen worden, daß die militärischen 
Behörden für ihr Teil dem Problem ihre ernste Beachtung keineswegs 
versagen. 
 
Die Schaffung eines wirtschaftlichen Kriegsrates hat in militärischen 
wie in volkswirtschaftlichen Kreisen gleichermaßen an Anhängern zu-
sehends gewonnen; und es würde seltsam berühren, wenn die hier und 
da vernommene Äußerung zutreffend sein sollte, daß an solchen amt-
lichen Stellen, in deren Wirkungsbereich besonders die sozialpoliti-
sche Fürsorge gehört, das rechte Interesse für die hohe Bedeutung der 
ganzen Frage noch nicht geweckt worden sei. Gerade die sozialpoliti-
schen Ressorts sollten eifrigsten Anteil nehmen an der Lösung einer 
Aufgabe, die den Sozialpolitiker viel näher berührt, als es vielleicht 
auf den ersten Blick erscheinen mag. 
(…) 
Auf der Hand liegt, daß mit dem Tage der Mobilmachung der Ar-
beitsmarkt eine völlig umgewandelte Gestalt annimmt. Hunderttau-
sende von deutschen Arbeitskräften werden unmittelbar durch die 
Einberufung zur Fahne dem Arbeitsmarkte entzogen, darüber hinaus 
Hunderttausende ausländischer Wanderarbeiter, die unverzüglich in 
ihr Heimatland beordert werden: auf der einen Seite also ein außeror-
dentlich verringertes Angebot an Arbeitskräften, auf der anderen Seite 
binnen kurzer Frist eine notwendigerweise durchaus veränderte Nach-
frage. Dazu kommt ein Faktor von nicht zu übersehender Wichtigkeit: 
der Umstand nämlich, daß die Dringlichkeit der Nachfrage im Kriegs-
falle sehr verschieden zu bewerten und daß die verschiedene Bewer-




Darauf wurde bereits hingewiesen, daß vor allen Dingen die Nah-
rungsmittelversorgung und die Versorgung der eigentlichen Kriegsin-
dustrien mit Arbeitskräften von weit überragender Bedeutung sind. 
Gerade der Nahrungsmittelversorgung aber werden im Kriege beson-
ders zahlreiche Hände entzogen, sowohl infolge der massenhaften 
Verwendung ausländischer Wanderarbeiter in der Landwirtschaft wie 
infolge des Umstandes, daß die ländliche Bevölkerung einen verhält-
nismäßig besonders hohen Prozentsatz Militärtauglicher und kriegs-
pflichtiger Reservisten enthält. Andere Zweige des Wirtschaftslebens, 
andere Teile des Arbeitsmarktes werden durch den Krieg nach kürze-
rer oder längerer Zeit brachgelegt. Es stockt die ganze Nachfrage für 
die Erzeugnisse der Luxusindustrien, wenn das Volk in allen seinen 
Schichten schwer belastet wird durch die finanziellen Opfer des Krie-
ges. Es stockt in dem Maße, in dem die Grenzen durch das Kriegsge-
tümmel für den wirtschaftlichen Verkehr abgeschnitten sind, in dem 
Maße, in dem die Verbindungen mit dem großen Weltmarkte unter-
bunden werden: die Einfuhr der von unserer Industrie benötigten Roh-
stoffe, die Ausfuhr der von ihr für den Weltmarkt erzeugten Fabrikate. 
Aus all den Industriezweigen, die von dieser Entwicklung betroffen 
werden, strömen frei werdende Kräfte auf den Arbeitsmarkt. Nicht 
immer und nicht überall kann der Staat dieser Stockung gelassen ge-
genüberstehen; er wird sein Augenmerk darauf zu richten haben, daß 
zum mindesten die Zufuhr solcher Rohstoffe, deren auch die Kriegs-
industrie bedarf - und dazu gehört als Bekleidungslieferantin für das 
Heer auch die Textilindustrie -, nicht völlig unterbunden werde; dass, 
sei es auch auf weiten Umwegen und mit großer Spesenverteuerung, 
der dringendste Bedarf auf diesem Gebiet doch gedeckt bleibe. 
 
Im übrigen ist das gleichzeitig starke Sinken des Angebotes an Ar-
beitskräften, das mit der Mobilmachung notwendigerweise verbunden 
ist, und der Nachfrage nach Arbeitskräften, die mit der automatischen 
Einschränkung vieler Industriezweige Hand in Hand geht, ein Faktor 
vorteilhaften Ausgleiches, insofern es gelingt, die verbleibenden Ar-
beitskräfte dorthin zu bringen, wo das Interesse der Kriegführung und 
das Gesamtinteresse des heimischen Wirtschaftslebens ihrer am meis-
ten bedarf; mit anderen Worten: insofern es gelingt, diejenigen Ge-
werbezweige, in denen ein Stillstand der Produktion unerträglich wä-
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re, ja, die zum Teil während des Krieges eine gesteigerte Produktion 
entwickeln müssen, mit den notwendigen Arbeitskräften zu versorgen. 
Kann die Lösung dieser Aufgabe dem freien Spiel der Kräfte sorglos 
überlassen bleiben, bis der Kriegsfall eingetreten ist? - Diese Frage 
wird wohl vielfach dahin beantwortet werden, daß ein solches Verfah-
ren verbrecherischer Leichtfertigkeit gleichkäme, die sich am Volks-
ganzen in ernster Zeit auf das bitterste rächen könnte. 
 
Die Vorsorge für eine entsprechende Verteilung der Arbeitskräfte im 
Kriegsfalle würde zweifellos zu den wesentlichsten Aufgaben des 
wirtschaftlichen Kriegsrates zu gehören haben. Es ist keineswegs da-
mit getan, daß Staat und Reich während des Feldzuges die Aufgabe 
übernehmen, die Arbeitslosen finanziell zu unterstützen. Diese finan-
zielle Unterstützung würde große Mittel verschlingen gerade in einer 
Zeit, in der jeder Pfennig aus den Reichskassen in erster Linie bean-
sprucht werden müßte durch die eigentlichen Kriegszwecke. Zudem 
bleiben selbst bei materieller Unterstützung wirklich Arbeitslose be-
ständig Elemente der Unzufriedenheit und Unruhe. Mit ihrer Besch-
wichtigung durch staatliche Almosen ist es nicht getan. Außerdem ha-
ben ja Volkswirtschaft und Kriegsbedarf ihre Beschäftigung an geeig-
neten Stellen dringend nötig. Die Riesenaufgabe, nach der Mobilma-
chung einerseits der Landwirtschaft das nach der Jahreszeit stark 
schwankende Maß notwendiger Arbeitskräfte zuzuführen, andererseits 
in der Industrie die Arbeitskräfte auf ganz veränderter Grundlage zu 
verteilen, setzt eine gewaltige Arbeit der Arbeitsnachweise voraus, die 
einer Aufgabe von diesem Umfange nur gewachsen sein können, 
wenn sie in Friedenszeiten nach allen Richtungen hin planmäßig aus-
gebaut sind, wenn sie darüber hinaus sich mit ihren Aufgaben für den 
Kriegsfall vertraut gemacht haben und wenn für diesen Kriegsfall ih-
nen die Mittel an die Hand gegeben sind, die neue Organisation des 
Arbeitsmarktes mit allem Nachdruck und mit voller Wirksamkeit zu 
vollziehen. 
(…) 
In einem Aufsatz über volkswirtschaftliche Kriegsvorsorge (…) habe 
ich ausgesprochen, daß wir uns auf diesem so ungemein wichtigen 
Gebiete der Regulierung des Arbeitsmarktes im Kriegsfalle einem I-
dealzustand nähern würden, wenn der Mobilmachung des Heeres eine 
Art Mobilmachung der allüberall verzweigten Arbeitsnachweise der-
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gestalt nebenherginge, daß nach wohlvorbereitetem Plan sowohl der 
Landwirtschaft wie den während des Feldzuges ihrer Bedeutung für 
den Kriegsbedarf gemäß wichtigsten Industriezweigen die unentbehr-
lichen Hände alsbald zugeführt werden könnten. 
(…) 
Aussichtsreiche Vorbereitungen einer Mobilmachung des Arbeits-
marktes im Falle der militärischen Mobilisierung sind nur möglich bei 
enger Fühlungnahme zwischen der Militärverwaltung und der Leitung 
der Arbeitsmarkt-Organisationen. Es wäre von wesentlicher Bedeu-
tung für die Vorbereitungen der Arbeitsnachweise, wenn ihre maßge-
benden Vertreter in einem wirtschaftlichen Kriegsrat vertraulich dar-
über unterrichtet würden, wo und in welchem Umfange die Militär-
verwaltung glaubt, ihnen eine erfolgreiche Offensive mit entsprechen-
der Offenhaltung der Arbeitsgelegenheiten ins Aussicht stellen zu 
können, wo etwa mit einer zum mindesten vorläufigen Defensive auf 
zurückgezogenem Posten zu rechnen wäre. Aufgabe und Aussichten 
der Arbeitsnachweis-Mobilisierung würden natürgemäß in nicht ge-
ringem Umfange von der Beantwortung dieser Fragen abhängen. 
(…) 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 1. Jahrgang, Nr. 9, 15. Juni 




37. Arbeitslosigkeit und ihre Bekämpfung. 




Die Gefahr längerer Arbeitslosigkeit ist nicht nur wirtschaftlicher, 
sondern auch moralischer Natur. Der ständige nutzlose Aufenthalt in 
den Arbeitsnachweisen, das Herumlaufen auf der Straße, das vergebli-
che und deshalb mit der Zeit demütigende Anbieten der Arbeitskraft, 
die Gleichstellung mit Elementen, denen man sich in normalen Zeiten 
fernhalten würde, die stets wachsende Sorge um das Wohl der Ange-
hörigen und der eigenen Person, die Erbitterung, meist schuldlos in 
diese Lage gekommen zu sein, werden und müssen oft von demorali-
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sierendem Einflusse sein. Mag diese Gefahr in der jetzigen Zeit all-
gemeiner Not auch geringer als in den sonstigen Tagen sein, so sollte 
sie doch bei den Erörterungen über Arbeitslosenfürsorge nicht ausge-
schaltet bleiben. 
 
„Jeder unversorgte Arbeitslose ist eine genau so große öffentliche Ge-
fahr wie jeder nicht isolierte Scharlachkranke“, sagen die beiden 
Webb im „Problem der Armut“ und entwerfen dann einen großzügi-
gen Plan zur Beseitigung dieser Gefahren. Die Zeit der Arbeitslosig-
keit sollte nach ihrer und anderer Sozialpolitiker Rat eine Zeit der 
Ausbildung werden. „Läßt sich im ganzen Lande kein Posten für sie 
(die Arbeitslosen) auffinden, so bleibt der Gesellschaft nichts Nützli-
cheres zu tun, als die erzwungene Muße dieser Leute im höchsten 
Sinne produktiv zu machen, das heißt: sie für deren Ausbildung zu 
verwerten.“ 
 
Kann dies nun auch in jetziger Zeit geschehen? Die Vorbedingung für 
diese Vorschläge ist natürlich eine wirtschaftliche Arbeitslosenfürsor-
ge von Staats wegen und zwar mit wirklich ausreichenden Sätzen. 
Ferner ein gut wirkender Reichsarbeitsnachweis. 
 
Wenn nun auch in den jetzigen Kriegszeiten, in denen in erster Reihe 
bei der Arbeitslosenfrage an die wirtschaftliche Notlage gedacht wer-
den muß, keine Rede von einer allgemeinen Ausbildungspflicht der 
Arbeitslosen sein kann, so könnte doch mit Hilfe von Staat und Ge-
meinde, noch mehr aber durch die Berufsorganisationen, Gewerk-
schaften, Innungen, Handels- und Handwerkskammern usw. eine frei-
willige Fort- und Ausbildung der Arbeitslosen ermöglicht und geför-
dert werden. 
 
Jeder Handwerksmeister klagt heute über den Mangel an tüchtigen 
Gesellen. Ließen sich denn nicht für die Arbeitslosen, von denen sich 
viele ihrer mangelnden Kenntnisse und Fähigkeiten gewiß voll bewußt 
sind, im Anschluß an die bestehenden Fortbildungs- und Fachschulen, 
die im Besitze der nötigen Hilfsmittel sind, neue Ausbildungsstätten 
schaffen? Wir kennen so und so viele „überholte Berufe“, deren tüch-
tige und früher gutverdienenden Angehörigen sich jetzt dem großen 
Heere der ungelernten Arbeiter zugesellen müssen. Wir wissen ganz 
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genau, in welchen Berufen ein Überangebot von Arbeitskräften vor-
handen ist, und wir können mit einiger Gewißheit voraussehen, in 
welchen Berufen nach dem Kriege und auch schon während desselben 
ein Arbeitermangel eintreten wird.  
(…) 
Aber auch aus sozial-pädagogischen Gründen müßte der Bevölkerung 
zu zeigen versucht werden, daß, wenn einmal das Gleichmaß unserer 
Tage - wie jetzt - gestört wird, unsere Pflichten nicht aufhören. Kann 
man nicht durch regelmäßige Arbeit für sich und die Angehörigen 
sorgen, so versuche man wenigstens, durch Benutzung der bestehen-
den Einrichtungen seine Ausbildung zu vergrößern und seine Fertig-
keiten zu vervollkommnen. Dieser Gedanke wird sicherlich auch auf-
gegriffen werden, denn nichts wird von der handarbeitenden Bevölke-
rung - und an die denkt man ja zunächst, wenn man von den Arbeits-
losen spricht - schmerzlicher empfunden als die Unmöglichkeit, trotz 
besten Willens ihrer Ansicht nach ungerecht zur Arbeitslosigkeit ver-
urteilt zu sein. Und wenn auch sachliche Ausbildung nicht als ein ge-
gen Arbeitsverlust wirkendes Allheilmittel bezeichnet werden kann, 
so wird doch ein großer Teil unserer Arbeiterschaft gern die Mittel 
benutzen, die ein besseres berufliches Fortkommen ermöglichen.  
(…) 
 
Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. 24. Jahrgang, Nr. 8, 




38. Der gesetzliche Ausbau der  
Arbeitsvermittlung in Deutschland 
 
ist eine Aufgabe, deren Lösung nach der Überzeugung aller einsichti-
gen Fachkreise der Gewerbewelt, der Arbeitsnachweisverwaltung und 
der Sozialpolitik unbedingt schon während des Krieges und zwar so 
bald wie möglich in Angriff genommen werden muß, damit wir in 
Deutschland den starken Erschütterungen des Arbeitsmarktes, die 
beim Friedensschluß nach der einen oder der anderen Richtung eintre-
ten werden, besser vorbereitet gegenüberstehen, als es beim Ausbruch 
des Krieges angesichts der plötzlichen starken Stockungen und Be-
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darfsverschiebungen der Fall war. Gewiß haben unsere Arbeitsnach-
weise auch für die Verteilung der Arbeitskräfte in den ersten Kriegs-
monaten und selbst ohne die improvisierte Reichszentrale für Arbeits-
vermittlung Erhebliches geleistet und ihre Leistungen durch Anpas-
sung im Laufe der Monate noch gesteigert, aber gerade die kundigsten 
Arbeitsnachweispolitiker geben es zu, daß wir bei vollkommenerer 
Organisation unseres öffentlichen und gemeinnützigen Arbeitsnach-
weiswesens doch noch viel Besseres in aller Ruhe hätten leisten kön-
nen. Kein Mensch kann nun zwar beurteilen, wie der Arbeitsmarkt 
beim Friedensschlusse sich gestalten wird, wie und innerhalb welcher 
Fristen das Zurückfluten der Soldaten in die heimatliche Arbeitswelt 
sich vollziehen wird, welche Gewerbezweige den Übergang von der 
Kriegsarbeit zu den Friedensaufträgen am raschesten und umfassends-
ten vornehmen werden, welche Jahreszeiteinflüsse und Außenhan-
delsverhältnisse dabei mitspielen werden - das eine aber stets fest: ei-
ne starke Krisis wird beim Friedensschlusse den Arbeitsmarkt durch-
zucken, und darauf müssen wir uns beizeiten planmäßig rüsten unter 
Nutzbarmachung der Beobachtungen der Kriegswirtschaft sowie der 
breiten und gründlichen Einzelerfahrungen, Studien und Gesetzesvor-
schläge, die gerade in den letzten Friedensjahren sehr eifrig von den 
Theoretikern und Praktikern des Arbeitsnachweises gesammelt und 
erörtert worden sind. 
 
Diese allgemeine Überzeugung hat auch den Anstoß zur Veranstal-
tung einer Sachverständigentagung gegeben, welche die General-
kommission der Gewerkschaften auf den 10. Februar in ihr Berliner 
Gewerkschaftshaus zur Beratung der Frage: „Regelung des Arbeits-
nachweises“ eingeladen hatte; und in der starken Beschickung der Ta-
gung durch Vertreter aller Lager bekundete sich die lebhafte Teilnah-
me, welche die Fachkreise einem entschlossenen Lösungsversuche ge-
rade jetzt entgegenbringen.  
 
Es waren auf der Tagung neben den Vorständen einiger 40 der Gene-
ralkommission angeschlossenen Zentralverbände und der Berliner 
Gewerkschaftskommission das Reichsamt des Innern, das Kaiserliche 
Statistische Amt, der Deutsche Städtetag, der Verband deutscher Ar-
beitsnachweise, der Verband märkischer Arbeitsnachweise, die Ge-
sellschaft für Soziale Reform, das Bureau für Sozialpolitik, die Zent-
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ralstelle für Volkswohlfahrt durch je einen oder zwei zuständige Per-
sönlichkeiten vertreten. Ferner waren der Gesamtverband der christli-
chen Gewerkschaften (mit drei Vertretern), der Verband der deutschen 
Gewerkvereine (H.=D.) und die polnische Berufsvereinigung der Ein-
ladung der Generalkommission gefolgt, die selbst 23 Vertreter zu der 
Beratung entsandt hatte. 
 
Der Vorsitzende der Generalkommission Legien begrüßte mit sichtli-
cher Genugtuung die freundliche Aufnahme seiner Einladung und er-
blickte darin einen Beweis für die weitverbreitete Tatbereitschaft, die 
Arbeitsnachweisorganisation, die ohne Nebenzwecke nur der wirk-
samsten Beschaffung von Arbeitsgelegenheit und Arbeitskräften die-
nen soll, durch eine großzügige Ausgestaltung einen erheblichen 
Schritt vorwärts zu bringen. Die der Tagung unterbreiteten Leitsätze, 
die einen von der Generalkommission für gangbar erachteten Weg 
schilderten, bezeichnete er als unverbindliche Vorschläge und Anre-
gungen für die Aussprache. 
 
Reichstagsabgeordneter Robert Schmidt, Mitglied der Generalkom-
mission, legte in einem längeren klaren und überzeugenden Vortrag 
die Tatsachen und den Gedankengang dar, die zur Aufstellung dieser 
Leitsätze geführt haben. Wir brauchen eine vollkommenere, ein-
wandsfreiere statistische Übersicht über den Arbeitsmarkt und die Ar-
beitslosen, wir brauchen eine bessere Verbindung der Arbeitsnachwei-
se untereinander zum wirksamen Ausgleich der örtlichen Spannungs-
unterschiede im Arbeitsmarkte, wir brauchen eine vom Vertrauen der 
Arbeitgeber und vor allem auch der Arbeiter getragene Verwaltung 
der Arbeitsnachweise, die ohne Tendenz gegen die organisierten Ar-
beiter wirkt, die fachlichen und sachlichen Interessen zur alleinigen 
Richtschnur nimmt und der Lohndrückerei keinen Vorschub leistet. 
Robert Schmidt glaubt nicht, daß durch die freie Organisationsarbeit 
des Verbandes der gemeinnützigen Arbeitsnachweise im freien Spiel 
der Konkurrenz mit allen möglichen privaten Interessentennachweisen 
das große Ziel neutraler, voll leistungsfähiger, zentralisierter Arbeits-
vermittlung erreicht werden kann, sondern daß die Gesetzgebung hier 
nachhelfen muß, und zwar, damit wir rascher vorankommen, im Wege 
einer Kriegsnotverordnung des Bundesrats. Der Vortrag Robert 
Schmidts berührte dann im einzelnen noch eine Reihe wichtiger prak-
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tischer Punkte der Arbeitsnachweisverwaltung und -benutzung, auch 
die viel erörterten Fragen des Obligatoriums, des Verhältnisses zum 
Tarifvertrag, zu den Arbeitskammern, zum Krankenkassenmeldewe-
sen, und gab so eine vielseitige anregende Einleitung zu den Verhand-
lungen der Tagung. 
 
In der Aussprache kamen zunächst auf besonderen Wunsch des Vor-
sitzenden die Vertreter der außerhalb der freien Gewerkschaften ste-
henden Körperschaften zum Worte, um ihren allgemeinen und grund-
sätzlichen Standpunkt zu den Grundgedanken der Veranstaltung und 
der Leitsätze zu kennzeichnen. Diese Erklärungen lauteten überein-
stimmend günstig für das ganze Beginnen und seinen Zweck, wenn 
sich auch die Herren Stegerwald (Christliche Gewerkschaften), Klein 
(Deutsche Gewerkvereine H.=D.), Riemer (Polnische Berufsvereini-
gung) und Prof. Dr. Francke (Gesellschaft für Soziale Reform) auf die 
Einzelheiten der Leitsätze nicht festlegen konnten, da sie sie erst mit 
ihren Vereinsvorständen zu Hause durchsprechen müssen. Auch Lan-
desrat Dr. Freund, der in längeren Ausführungen die Wirksamkeit des 
Verbandes deutscher Arbeitsnachweise auf den im Vortrag umschrie-
benen Gebieten schilderte und manche Vorschläge der Leitsätze mit 
Genugtuung begrüßte, behielt sich die endgültige Stellungnahme sei-
nes Verbandes noch vor. Alle diese Sprecher aber sagten gleichzeitig 
die Mitwirkung ihrer Gruppen an der Förderung der Beratungszwecke 
gern zu. Stadtrat Dr. Luther vom Deutschen Städtetage bekundete das 
natürliche Interesse der Stadtgemeinden an diesen Dingen, wenn es 
seines Erachtens auch weit über die ihnen vor allen zugedachte finan-
zielle Rolle hinausgeht. 
 
Aus den Reihen der freigewerkschaftlichen Zentralverbände brachten 
die Vorstandsmitglieder des Holz- und des Metallarbeiterverbandes 
Leipart und Cohen eine Fülle praktischen Erfahrungsstoffes aus der 
Arbeitsvermittlung bei, der für die künftige Ausgestaltung des Ar-
beitsnachweiswesens nutzbar gemacht werden müsse, um bisherige 
Unzulänglichkeiten und Reibungen zu verhüten. 
Auf Vorschlag des Vorsitzenden Legien beschloß die Zusammen-
kunft, ihre Einzelberatungen im Rahmen eines engeren Ausschusses 
fortzusetzen, an dessen Arbeit jede der zur Mitarbeit bereiten Gruppen 
mit einer gleichen Vertreterzahl (je 3) sich beteiligen soll. Die 4 Ge-
 143
  
werkschaftsrichtungen werden also 12 Vertreter, die Gesellschaft für 
Soziale Reform 3 stimmberechtigte Vertreter entsenden. Der Verband 
Deutscher Arbeitsnachweisverbände und die Reichsämter werden zu 
beratender Teilnahme eingeladen. Angesichts dieses Ausganges der 
ersten Zusammenkunft konnte der Vorsitzende Legien im Schlußwort 
mit Genugtuung das Vorhandensein eines einmütigen guten Willens 
feststellen, der die Gewähr für einen greifbaren guten Erfolg in sich 
trägt. Alle Beteiligten aber, so betonte Legien nochmals, sollen die 
Überzeugung mitnehmen, daß die Gewerkschaften den Arbeitsnach-
weis nur mehr von dem Standpunkt aus betrachten, daß er eine neutra-
le Anstalt sein muß, die Angebot und Nachfrage auf dem Arbeits-
markt rein sachlich ohne irgendwelche Nebeninteressen zu einem 




Die Erfahrungen in der Arbeitsvermittlung, besonders seit dem 
Kriegsausbruch, haben große Mängel des Arbeitsnachweises dargetan, 
die eine energische Reform im Interesse unserer gesamten heimischen 
Volkswirtschaft auch schon während des Krieges, notwendig erschei-
nen lassen. 
 
Der Arbeitsnachweis wird seine Aufgaben nur dann erfüllen können, 
wenn er Angebot und Nachfrage auf dem gesamten Arbeitsmarkt re-
gelt. Außer dieser seiner wichtigsten Aufgabe wird er die Unterlage 
schaffen müssen für eine zuverlässige Arbeitslosenzählung und der 
Arbeitslosenversicherung durch Staat und Gemeinde als wichtige 
Kontrolleinrichtung und Hilfsorganisation zu dienen haben. 
 
Die Vorbedingung für eine ersprießliche Tätigkeit des Arbeitsnach-
weises wird eine einheitliche Organisation sein, die unter Berücksich-
tigung der Berufsverhältnisse örtlich gegliedert sein muß. Die örtli-
chen Organisationen müssen zu Bezirksverbänden zusammengefaßt 
sein, die wiederum in Verbindung mit einer Reichszentrale stehen. In 
einer solchen Organisation läßt sich der wechselnde Anspruch des Ar-
beitsmarkts erkennen und lassen sich die in unserem heutigen Wirt-





Für die Neuorganisation des Arbeitsnachweises durch ein Reichsge-
setz wird folgendes zu fordern sein: 
 
1. Für jede größere Stadt mit ihren Vorortsgemeinden sowie für einen 
Bezirk von Landgemeinden und kleineren Städten ist ein Ar-
beitsamt zu errichten. Die Arbeitsämter sind zu Verbänden für be-
stimmte Landesteile (Bezirksarbeitsämtern) zusammenzufassen. 
Die Zentrale dieser Organisationen bildet das Reichsarbeitsamt. 
2. Dem Arbeitsamt sind alle Arbeitsnachweise in seinem Bezirk zu 
unterstellen. 
3. Das Arbeitsamt wird zu gleichen Teilen zusammengesetzt aus Ver-
tretern der Arbeiter und Unternehmer auf Grund einer Verhältnis-
wahl. Es steht unter Leitung eines unparteiischen Vorsitzenden. 
4. Die gleiche Vorschrift gilt auch für die Verwaltung der Landes- 
resp. Bezirksämter und für das Reichsarbeitsamt mit der Maßgabe, 
daß die Verwaltungsmitglieder der örtlichen Arbeitsnachweise die 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter zu den Landes- resp. Be-
zirksämtern und diese wiederum die Vertreter zum Reichsar-
beitsamt zu wählen haben. 
5. Dem Arbeitsamt sind alle An- und Abmeldungen über Eintritt und 
Austritt aus dem Arbeitsverhältnis zu melden, es dient zugleich als 
Meldestelle für die Krankenversicherung. 
Dem Arbeitsamt sind für die vom Reichsarbeitsamt geführten Sta-
tistiken der Arbeitsvermittlung und Arbeitslosigkeit durch die Ar-
beitsnachweise des Bezirks die geforderten Angaben zu übermit-
teln. 
Dem Arbeitsamt sind alle im Bezirk von den Arbeitsnachweisen 
nicht erledigten Anforderungen an Arbeitskräften oder Überange-
bot zu melden, um, wenn  möglich, einen Ausgleich in anderen Be-
zirken herbeizuführen. 
6. Im Bezirk des Arbeitsamts sind öffentliche Arbeitsnachweise mög-
lichst mit beruflicher Gliederung zu errichten und von den Ge-
meinden zu unterhalten. 
7. Facharbeitsnachweise, die auf Grund von Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisation errichtet werden, sind 
gleichfalls dem Arbeitsamt zu unterstellen. Die für ihre Tätigkeit 
erforderlichen Räume sind ihnen unentgeltlich zur Verfügung zu 
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stellen, die übrigen Kosten haben in der Regel die Vertragschlie-
ßenden selbst zu tragen.  
8. Die Arbeitsnachweise haben eine Verwaltung einzurichten, die aus 
Arbeitern und Unternehmern zu gleichen Teilen besteht, die durch 
eine Verhältniswahl bestimmt werden. 
9. Die Arbeitsvermittler sind in fachlichen Arbeitsnachweisen und in 
der Berufsabteilung des öffentlichen Arbeitsnachweis aus den Be-
rufskreisen zu entnehmen, für die der Arbeitsnachweis eingerichtet 
ist. 
Die Wahl der Beamten für den Arbeitsnachweis geschieht durch 
die Verwaltung des Arbeitsnachweises. 
10.Die Arbeitsvermittlung hat unentgeltlich zu geschehen, sie soll un-
abhängig sein von der Zugehörigkeit zu einer Organisation. Dage-
gen soll bei der Arbeitsvermittlung Rücksicht auf die fachgewerbli-
chen Ansprüche genommen werden. Ausländische Arbeitskräfte 
dürfen nur herangezogen werden, wenn keine Einheimischen auf 
dem Arbeitsmarkt vorhanden sind.  
11.Die Unternehmer (einschließlich der Gemeinde- und Staatsbetrie-
be) haben alle offenen Stellen rechtzeitig dem Arbeitsnachweis zu 
melden, desgleichen müssen alle Arbeitslosen sich in die Liste des 
Arbeitsnachweises eintragen lassen und sich täglich oder in näher 
zu bestimmenden Fristen zur Vermittlung bereithalten. 
Das Suchen von Arbeit oder die Einstellung von Arbeitskräften un-
ter Umgehung des Arbeitsnachweises ist, so weit nicht besondere 
Ausnahmen vorgesehen sind, nicht zulässig. 
12.Sind für ein bestimmtes Gewerbe Tarifverträge abgeschlossen, so 
kann durch Beschluß der Verwaltung bestimmt werden, daß die 
Arbeitsvermittlung nur zu den tariflichen Arbeitsbedingungen er-
folgt. 
Für Arbeitsnachweise, die von Tarifgemeinschaften ins Leben ge-
rufen und verwaltet werden, gelten lediglich die von der Tarifge-
meinschaft getroffenen Bestimmungen. 
(…) 
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39. Die gesetzliche Regelung der Arbeitsvermittlung 
und die Arbeiterorganisationen in Deutschland 
 
Die nach der Konferenz im Gewerkschaftshause Berlins am 10. Feb-
ruar eingesetzte Kommission (Sp. 491 ff.), die mit der Aufgabe der 
weiteren Beratung und endgültigen Bestimmung des Vorgehens in Sa-
chen des Arbeitsnachweises betraut war, hat vom 18. bis 20. Februar 
im Hause des Deutschen Holzarbeiterverbandes in Berlin ihre Bera-
tungen gepflogen und ist, um dies sofort hervorzuheben, zu einer Ei-
nigung der sämtlichen gewerkschaftlichen Richtungen, die gegen 3 
Millionen deutsche gewerbliche Arbeiter umfassen, gelangt. Vertreten 
waren die freien Gewerkschaften, der Gesamtverband der Christlichen 
Gewerkschaften, die Deutschen Gewerksvereine H.=D. und die Polni-
sche Berufsvereinigung durch je drei Bevollmächtigte, ebenso die Ge-
sellschaft für Soziale Reform (durch ihre beiden Vorsitzenden und den 
Generalsekretär); den Verhandlungen wohnten außerdem zum Zwecke 
der Information ein Mitglied des Kaiserlichen Statistischen Amtes und 
Beamte des Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise bei. In der Bera-
tung trat immer wieder der dringende Wunsch nach einem einigen Zu-
sammengehen aller Arbeiterorganisationen nicht nur in der Forderung 
der Regelung des Arbeitsnachweises, sondern auch auf anderen Ge-
bieten, insbesondere des Arbeitsrechts (Vereins- und Versammlungs-
recht, Koalitionsrecht, Arbeitskammern) zutage, und sämtliche Rich-
tungen sprachen ihre Bereitwilligkeit zu weiteren Verhandlungen 
nachdrücklichst aus. Andererseits aber war nicht zu verkennen, daß 
eine Einigung gerade auf dem viel und lang umstrittenen Felde der 
Arbeitsvermittlung erhebliche Schwierigkeiten bot, da hier die Vertre-
ter der einzelnen Verbände durch frühere Kongreßbeschlüsse, durch 
Rücksichten auf organisatorische Bedürfnisse, durch die Erfahrungen 
der Praxis sich gebunden fühlten. Mit anerkennenswerter Entsagung 
stellte man jedoch schließlich die trennenden Punkte in den Hinter-
grund, um das allen gemeinsame große Ziel einer gesetzlichen Rege-
lung und eines großzügigen Ausbaues der Arbeitsvermittlung auf der 
Grundlage der Selbstverwaltung unter gesetzlicher Beaufsichtigung 
aller Arbeitsnachweise ohne Ausnahme zu erreichen. Nach einem 
Vorschlage der Gesellschaft für Soziale Reform wurden folgende 




Leitsätze für die gesetzliche Regelung des Arbeitsnachweises. 
 
Die Erfahrungen in der Arbeitsvermittlung, besonders seit dem 
Kriegsausbruche, haben große Mängel des Arbeitsnachweises darge-
tan, die eine energische Reform im Interesse unserer gesamten heimi-
schen Volkswirtschaft notwendig erscheinen lassen. Diese Reform 
muß schon jetzt während des Krieges in Angriff genommen werden, 
da nach Beendigung des Krieges für Millionen von Arbeitern, die aus 
dem Militärverhältnisse heraustreten, Beschäftigung gefordert wird. 
Für die Bewältigung dieser Aufgabe ist eine geordnete Arbeitsvermitt-
lung notwendig. 
 
Der Arbeitsnachweis wird seine Aufgaben nur dann erfüllen können, 
wenn er Angebot und Nachfrage auf dem gesamten Arbeitsmarkte re-
gelt. Außer dieser seiner wichtigsten Aufgabe wird er die Unterlage 
schaffen müssen für eine zuverlässige Arbeitslosenzählung und der 
Arbeitslosenversicherung durch Staat und Gemeinde als wichtige 
Kontrolleinrichtung und Hilfsorganisation zu dienen haben. 
 
Die Vorbedingung für eine ersprießliche Tätigkeit des Arbeitsnach-
weises wird eine einheitliche Organisation sein, die unter Berücksich-
tigung der Berufsverhältnisse örtlich gegliedert sein muß. Die örtli-
chen Organisationen müssen zu Bezirksverbänden zusammengefaßt 
sein, die wiederum in Verbindung mit einer Reichszentrale stehen. In 
einer solchen Organisation läßt sich der wechselnde Anspruch des Ar-
beitsmarkts erkennen und lassen sich die in unserem heutigen Wirt-
schaftssystem notwendigen Verschiebungen der Arbeitskräfte dirigie-
ren. 
 
Für die Neuorganisation des Arbeitsnachweises durch ein Reichsge-
setz wird namentlich zu fordern sein: 
 
1. Im ganzen Reiche ist für jede größere Gemeinde mit ihren Vororten 
sowie für je einen Bezirk von kleineren Gemeinden ein Arbeitsamt 
zu errichten. Die Arbeitsämter sind für bestimmte Landesteile bzw. 
Einzelstaaten zu Verbänden (Bezirks- bzw. Landesarbeitsämtern) 
zusammenzufassen. Die Zentrale bildet das Reichsarbeitsamt. 
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2. Dem Arbeitsamte sind alle Arbeitsnachweise in seinem Bezirke zu 
unterstellen. 
3. Das Arbeitsamt wird zu gleichen Teilen zusammengesetzt aus Ver-
tretern der Arbeiter und Unternehmer auf Grund einer Verhältnis-
wahl. Die Grundsätze der Wahlordnung sind durch Gesetz festzu-
legen. Das Arbeitsamt steht unter Leitung eines unparteiischen 
Vorsitzenden. 
4. Die gleiche Vorschrift gilt auch für die Verwaltung der Landes- 
bzw. Bezirksämter und für das Reichsarbeitsamt, mit der Maßgabe 
daß die Verwaltungsmitglieder der örtlichen Arbeitsnachweise die 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter zu den Landes- bzw. Be-
zirksämtern und diese wiederum die Vertreter zum Reichsar-
beitsamt zu wählen haben. 
5. Dem Arbeitsamte sind alle An- und Abmeldungen über Eintritt und 
Austritt aus dem Arbeitsverhältnis zu melden, es dient zugleich als 
Meldestelle für Krankenversicherung. 
Dem Arbeitsamte sind für die vom Reichsarbeitsamte geführte Sta-
tistik der Arbeitsvermittlung und Arbeitslosigkeit durch die Ar-
beitsnachweise des Bezirks die geforderten Angaben zu übermit-
teln. 
Dem Arbeitsamte sind alle im Bezirke von den Arbeitsnachweisen 
nicht erledigten Anforderungen an Arbeitskräften oder Überange-
bot zu melden, um, wenn möglich, einen Ausgleich in anderen Be-
zirken herbeizuführen.  
6. Im Bezirke des Arbeitsamts sind öffentliche Arbeitsnachweise 
möglichst mit beruflicher Gliederung zu errichten und von den 
Gemeinden zu unterhalten. Ihre Verwaltung wird aus Vertretern der 
Unternehmer und der Arbeiter zu gleichen Teilen gebildet, die 
durch eine Verhältniswahl bestimmt werden. Für die Berufsabtei-
lungen sind besondere Fachausschüsse in gleicher Weise zu bilden. 
7. Die Arbeitsvermittler werden von der Verwaltung des Arbeits-
nachweises gewählt. Sie müssen, soweit die Berufsabteilungen in 
Frage kommen, mit den Verhältnissen des Berufs vertraut sein, für 
den der Arbeitsnachweis errichtet ist. 
8. Die Arbeitsvermittlung hat unentgeltlich zu geschehen. Ausländi-
sche Arbeitskräfte dürfen nur herangezogen werden, wenn keine 
einheimischen auf dem Arbeitsmarkte vorhanden sind. 
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9. Sind für ein bestimmtes Gewerbe Tarifverträge abgeschlossen, so 
kann durch Beschluß der Verwaltung bestimmt werden, daß die 
Arbeitsvermittlung nur zu den tariflichen Arbeitsbedingungen er-
folgt. 
Für Arbeitsnachweise, die von Tarifgemeinschaften ins Leben ge-
rufen und verwaltet werden, gelten im übrigen die von der Tarif-
gemeinschaft getroffenen Bestimmungen, die jedoch, soweit sie den 
Arbeitsnachweis betreffen, der Genehmigung des Reichsar-
beitsamts bedürfen. 
10.Dem Arbeitsamt obliegt die Beaufsichtigung und Kontrolle aller 
Arbeitsnachweise ohne jede Ausnahme. Es sind hierüber entspre-
chende Vorschriften durch Gesetz zu erlassen. Ebenso sind Maß-
nahmen zu treffen, um zu verhindern, daß der Arbeitsnachweis sei-
nem eigentlichen Zwecke, der Arbeitsvermittlung, entfremdet wird. 
Insbesondere darf der Arbeitsnachweis nicht dazu ausgenutzt wer-
den, die Organisationsfreiheit des einzelnen Arbeitgebers oder Ar-
beiters zu beschränken. 
 
Diese Leitsätze sind durch eine Abordnung je eines Vertreters der 
freien Gewerkschaften, der Christlichen Gewerkschaften, der Deut-
schen Gewerksvereine und der Polnischen Berufsvereinigung inzwi-
schen der zuständigen Amtsstelle übergeben worden; außerdem wer-
den sie als Petition mit einer eingehenden Begründung an Bundesrat 
und Reichstag gesandt, endlich wollen die Organisationen der Arbei-
ter die ihnen nahestehenden Fraktionen des Reichstags für ein Vorge-
hen in der Richtung der Leitsätze gewinnen. So tritt zum ersten Male 
seit langen Jahren die gesamte deutsche organisierte Arbeiterwelt ei-
nig und geschlossen für eine große, grundlegende Aufgabe der Sozial-
politik ein, deren glückliche Lösung zugleich im höchsten Interesse 
des öffentlichen Wohles liegt, ja geradezu eine Reichs- und Staats-
notwendigkeit ist. Daß Vertreter der Gesellschaft für Soziale Reform 
an diesem Werke mitgearbeitet haben, erfüllt uns mit aufrichtiger Ge-
nugtuung.  
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In Nr. 11 der „Deutschen Wirtschaftszeitung“ hat Herr Geheimer 
Kommerzienrat Ziese über die von den Gewerkschaften angestrebte 
„Monopolisierung der Arbeitsvermittlung“ einen Artikel veröffent-
licht, der nicht unwidersprochen bleiben darf. Der Artikel enthält 
schwere, durchaus unbegründete Angriffe gegen die Organisation der 
öffentlichen Arbeitsnachweise im allgemeinen und gegen die paritäti-
schen Arbeitsnachweise im besonderen. Ich bin von jeher für die Be-
gründung einer paritätischen Verwaltung der Arbeitsnachweise unter 
dem Gesichtspunkte eingetreten, dass Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
das gleiche Interesse an der Verwaltung der Arbeitsnachweise haben, 
und dass keine der beiden Parteien einen Anspruch auf überwiegende 
Einflussnahme in dieser Verwaltung erheben darf. Insbesondere er-
scheint es durchaus ungerecht, die Arbeitnehmer aus der Verwaltung 
der Arbeitsnachweise auszuschliessen, da es sich um ihre eigensten, 
wichtigsten Interessen handelt. Die Behauptung, die paritätischen und 
öffentlichen bürokratischen Arbeitsnachweise liefen auf eine Stärkung 
der Sozialdemokratie hinaus, ist durchaus unbegründet. Wenn in man-
chen paritätischen Arbeitsnachweisen die Vertreter der Arbeitnehmer 
einen allzu grossen Einfluss besitzen und denselben mit aller Energie 
zur Geltung bringen, so liegt das lediglich an der Gleichgültigkeit der 
Arbeitgeber. Wenn in der paritätischen Organisation Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer die gleiche Stimmenzahl haben und dem unparteiischen 
Vorsitzenden ein Stimmrecht nicht zusteht, sondern demselben nur 
eine vermittelnde Tätigkeit obliegt, wenn ferner immer nur die gleiche 
Anzahl Arbeitgeber und Arbeitnehmer abstimmen darf, so können Be-
schlüsse gegen den Willen der einen oder anderen Gruppe überhaupt 
nicht zustande kommen. Weder Arbeitgeber noch Arbeitnehmer kön-
nen in einer solchen Organisation einen überragenden Einfluss aus-
üben. Geschieht dies dennoch, so liegt dies eben an der schwächlichen 
Haltung einer der beiden Parteien. In meiner langen praktischen Tä-
tigkeit auf diesem Gebiete habe ich genugsam Erfahrungen nach die-
ser Richtung hin machen können. Nun habe ich gerade bei der Bera-
tung der von den Gewerkschaften angestrebten Arbeitsnachweis-
Gesetzgebung im Gewerkschaftshause zu Berlin ausgeführt, dass viel-
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fach die Errichtung von paritätischen Arbeitsnachweisen aus dem Ge-
sichtspunkte angestrebt wurde, dass diese paritätische Verwaltung ei-
ne unparteiische Handhabung des Arbeitsnachweisbetriebes gewähr-
leistet. Ich gebe nun durchaus zu, dass auch in einer paritätischen 
Verwaltung die Unparteilichkeit des Arbeitsnachweisbetriebes ge-
fährdet sein kann, dass andererseits ein Arbeitgebernachweis die volle 
Unparteilichkeit gewährleisten kann. Man braucht also keineswegs 
grundsätzlich jede andere als die paritätische Verwaltung abzulehnen. 
Das wichtigste Moment bleibt die unparteiliche Handhabung des prak-
tischen Arbeitsnachweisbetriebes. Diese unparteiliche Handhabung 
wird bei den paritätischen Arbeitsnachweisen am besten dadurch ge-
wahrt werden, dass die Träger des öffentlichen Arbeitsnachweises, die 
Stadtgemeinden, die Kreisverbände, die Anstellung der Arbeitsnach-
weisbeamten besorgen, so dass diese Beamten bezüglich ihrer Ge-
schäftsführung lediglich der Anstellungsbehörde und nicht den Orga-
nisationen der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer verantwortlich sind. 
Herr Geheimrat Ziese wendet sich mit besonderer Schärfe gegen den 
angeblichen Grundsatz der paritätischen Arbeitsnachweise, die sich 
meldenden Arbeitslosen nach der Reihenfolge ihrer Meldung in Arbeit 
zu bringen, ohne Rücksicht darauf, ob sich die betreffende Person für 
die betreffende Arbeitsstellung besonders eignet. Es ist richtig, dass in 
manchen Gewerkschaften früher der Grundsatz des sogenannten 
Nummernzwanges eifrig verfochten wurde. Dieser Grundsatz ist aber 
fallen gelassen worden. Schon auf dem Hamburger Arbeitsnachweis-
Kongress, welchem ich präsidierte, sprach der Vorsitzende des Deut-
schen Holzarbeiter-Verbandes von dem „blöden Nummerzwang“. Auf 
den bereits erwähnten Verhandlungen im Gewerkschaftshause bestä-
tigten die Gewerkschaften diese ihre Stellungnahme. Die Ausführun-
gen des Herrn Geheimrat Ziese gegen diesen Grundsatz sind daher 
gegenstandslos.  
 
Es ist durchaus zuzugeben, dass die Organisation der öffentlichen Ar-
beitsnachweise noch lange nicht so vollkommen ausgestaltet ist, dass 
sie in der Lage wären, ihre Aufgabe vollständig zu erfüllen. Aber die 
öffentlichen Arbeitsnachweise haben gerade in der gegenwärtigen 
Kriegszeit nicht nur ihre Existenzberechtigung, sondern die absolute 
Notwendigkeit ihres Vorhandenseins glänzend bewiesen. Ich möchte 
nur darauf hinweisen, dass der öffentliche Arbeitsnachweis in Berlin, 
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welcher mit grosser materieller Unterstützung der Stadtgemeinde vom 
Centralverein für Arbeitsnachweis unterhalten wird, nicht weniger als 
60.000 gelernte und ungelernte Arbeiter, die durch den Krieg arbeits-
los geworden waren, in anderweitige Stellungen, insbesondere für Ar-
beiten im Interesse der Heeresverwaltung, untergebracht hat. In letzter 
Zeit ist dieser Arbeitsnachweis mit grossem Erfolge bemüht gewesen, 
für wichtige Betriebe, wie z. B. die Kruppschen Werke, die dringend 
benötigten Arbeiter in grosser Anzahl heranzuschaffen, und so wie in 
Berlin haben fast alle öffentlichen Arbeitsnachweise und insbesondere 
die provinziellen und Landesarbeitsnachweis-Verbände eine äusserst 
segensreiche Tätigkeit während der ganzen Kriegszeit entfalten kön-
nen. Dem gegenüber wurde in einer Sitzung des Ausschusses des 
Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise widerspruchslos festgestellt, 
dass die einseitigen Arbeitgebernachweise gerade während der 
Kriegszeit bei der Umgruppierung der Arbeitskräfte und im interloka-
len Arbeitsmarkt durchaus versagt haben, so dass sich grosse Betriebe 
und Arbeitgeber-Organisationen, welche früher jede Verbindung mit 
den öffentlichen Arbeitsnachweisen ablehnten, genötigt sahen, die 
Hilfe dieser Arbeitsnachweise in Anspruch zu nehmen.  
 
Was die Ausführungen in dem fraglichen Artikel über die Arbeitslo-
sen-Versicherung anbelangt, so bedauere ich die Schärfe derselben, 
welche von einer Versicherung für Nichtstun, von einer Prämie für die 
Faulheit sprechen. In meiner Eigenschaft als Vorsitzender der Lan-
desversicherungsanstalt Berlin habe ich während des Krieges auf dem 
Gebiete der Arbeitslosen-Fürsorge Erfahrungen sammeln können, da 
bekanntlich die Landesversicherungsanstalt Berlin kurz nach Beginn 
des Krieges eine Arbeitslosen-Fürsorge für ihre Versicherten organi-
sierte. Ich will durchaus zugeben, dass bei der Durchführung der Ar-
beitslosen-Fürsorge sich gezeigt hat, dass ein gewisser Prozentsatz un-
ter den Arbeitslosen bestrebt war, in skrupelloser Weise diese Fürsor-
ge auszunutzen. Es hat sich auch zweifellos gezeigt, dass die Einfüh-
rung einer solchen Fürsorge auf die Arbeitslust der Arbeitslosen hem-
mend einwirkt. Das berechtigt aber keineswegs zu dem Schluss, die 
ganze Einrichtung in Bausch und Bogen zu verwerfen, sie als eine 
Prämie für die Faulheit hinzustellen. Ganz ausserordentlich zahlreich 
waren die Fälle, in denen die bereits festgesetzte Arbeitslosen-
Unterstützung von den Arbeitslosen abgelehnt wurde, weil sie inzwi-
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schen Arbeit erhalten hatten. Gegen die erwähnten Missstände kann 
eine scharfe zentralisierte Kontrolle und namentlich die engste Ver-
bindung der Arbeitslosen-Fürsorge mit der Organisation des Arbeits-
nachweises schützen. 
 
Schliesslich möchte ich nicht unterlassen, meinem Bedauern darüber 
Ausdruck zu geben, dass Herr Geheimrat Ziese gerade in der gegen-
wärtigen Zeit, in der man von allen Seiten mit Erfolg bestrebt ist, ins-
besondere die Gegensätze zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
möglichst zu mildern, sich veranlasst gesehen hat, in einer derartig 
schroffen Weise ein Problem zu behandeln, das bei verständigem ge-
genseitigen Entgegenkommen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer un-
zweifelhaft einer gedeihlichen Lösung wird zugeführt werden können. 
 









Die Frage der Errichtung von Zentralauskunftsstellen steht augen-
blicklich im Mittelpunkte des Interesses der Arbeitsnachweisverbän-
de. (…) Ausgangspunkt dieser Erwägung bildet wohl überall die Tat-
sache, daß in den größeren Städten eine bedauerliche und schwer zu 
übersehende Zerspitterung der nicht gewerbsmäßigen Arbeitsvermitt-
lung besteht. In Breslau zum Beispiel wurden vor einiger Zeit nicht 
weniger als 60 verschiedene, meist ohne jede gegenseitige Fühlung 
mit einander arbeitende Stellen gezählt, die sich der Arbeitsvermitt-
lung widmen, ohne daß jedoch diese Zählung irgend welchen An-
spruch auf Vollständigkeit erheben kann. Darunter befinden sich Ein-
richtungen kleinen und allerkleinsten Umfanges, über deren Daseins-
berechtigung bei niemanden - mit Ausnahme der zunächst Beteiligten 




Dieser Zustand ergab bald nach Beginn des Krieges schwer zu ertra-
gende Übelstände. Kreuzungen und Verwirrung waren, zumal bei der 
sofort stark einsetzenden Vermittlung nach auswärts, gar nicht zu 
vermeiden, so daß der Gedanke nahe lag, eine Vereinigung oder doch 
eine Zusammenarbeit dieser zahlreichen, nebeneinander bestehenden 
Arbeitsnachweise herbeizuführen. Schon im August v. J. regte daher 
der Arbeitsnachweisverband einen derartigen Zusammenschluß an, 
der jedoch erst Anfang November als „Arbeitsgemeinschaft Breslauer 
Arbeitsnachweise“ ins Leben trat.  
 
Vorweg sei ausdrücklich betont, daß es sich - wie auch der Name be-
sagt - lediglich um eine Gemeinschaft, nicht etwa um eine Verschmel-
zung der beteiligten Arbeitsnachweise handelt. Grundsätzlich ist je-
dem Arbeitsnachweis ohne Einschränkung die bisherige Selbständig-
keit belassen worden; auch irgend welche Vorschriften über Ge-
schäftsgang, Einrichtungen und sonstige innere Angelegenheiten der 
Arbeitsnachweise sind nicht getroffen worden. Ebensowenig wurden 
an die Aufnahme in diese Arbeitsgemeinschaft irgend welche weiteren 
Bedingungen geknüpft als die Zusage, an den Arbeiten der Arbeits-
gemeinschaft teilnehmen zu wollen: aufnahmefähig ist also grundsätz-
lich jeder Arbeitsnachweis innerhalb der Stadt Breslau, gleichgültig, 
ob es sich um solche von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern, von In-
nungen, gemeinnützigen Vereinen und dergleichen handelt. Eine sehr 
erhebliche Anzahl von Arbeitsnachweisen, nahezu alle für die Ar-
beitsvermittlung der Stadt überhaupt in Betracht kommenden, ist so-
fort dieser neu errichteten Arbeitsgemeinschaft beigetreten. Mittel-
punkt und geschäftsführende Stelle der Breslauer Arbeitsgemeinschaft 
ist der Städtische Arbeitsnachweis. Zweimal wöchentlich werden an 
diesen auf vorgedruckten Karten Mitteilungen über Meldungen arbeit-
suchender und offener Stellen gerichtet, die von den Arbeitsnachwei-
sen selbst nicht erledigt werden können; daneben stehen diese mit dem 
Städtischen Arbeitsnachweis in dauernder telephonischer Verbindung. 
Der Ausgleich wird von dem Städtischen Arbeitsnachweis ebenfalls 
im Wege telephonischen Verkehrs herbeigeführt; die Vermittlung 
selbst bleibt im allgemeinen demjenigen Arbeitsnachweise vorbehal-




Dieses sehr einfache Verfahren hat sich durchaus bewährt. Da die Ar-
beitsgemeinschaft bzw. der Städtische Arbeitsnachweis in dauernder 
engster Fühlung mit der Geschäftsstelle des Arbeitsnachweisverban-
des steht, so ist die Möglichkeit des Verkehrs von und nach auswärts 
in ausreichendem Maße gegeben. Im Gegensatz zu der Berliner Zent-
ralauskunftsstelle tritt jedoch die Breslauer Arbeitsgemeinschaft im 
allgemeinen nicht unmittelbar mit außerhalb der Stadt gelegenen Ar-
beitsnachweisen in Verbindung, sondern bedient sich dabei regelmä-
ßig der Vermittlung der Verbandsgeschäftsstelle. 
 
Dieses ganze hier dargelegte Verfahren hat sich, wie gesagt, bewährt. 
Die zahlenmäßigen Ergebnisse sind zufriedenstellend; es ist bereits in 
Aussicht genommen worden, diese Kriegsgemeinschaft Breslauer Ar-
beitsnachweise zu einer dauernden Einrichtung zu machen und durch 
Einsetzung eines Beirates oder Ausschusses, der den angeschlossenen 
Arbeitsnachweisen ein ausreichendes Maß von Einfluß auf die Füh-
rung der Geschäfte der Arbeitsgemeinschaft gewährleisten soll, auf 
eine festere organisatorische Grundlage zu stellen. Es ist ferner in 
Aussicht genommen, ähnliche Arbeitsgemeinschaften in einigen ande-
ren größeren Städten der Provinz sowie für größere, wirtschaftlich zu-
sammenhängende Bezirke zu bilden; vielleicht läßt es sich später so-
gar ermöglichen, allen diesen Arbeitsgemeinschaften in Gestalt eines 
besonderen gemeinsamen Ausschusses eine geeignete Vertretung in-
nerhalb der Organisation des Arbeitsnachweisverbandes zu gewähren.  
 
Es bedarf kaum besonderer Erwägung, daß derartiger Arbeitsgemein-
schaft auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlung aller Voraussicht nach 
schon in naher Zukunft eine recht erhebliche Bedeutung zukommen 
wird. Sie bedeutet einen sehr wichtigen Schritt vorwärts zu dem Ziele 
einheitlicher Regelung der Arbeitsvermittlung und gewährt, soweit 
das zur Zeit überhaupt möglich ist, einen Überblick über die Lage des 
Arbeitsmarktes einer großen Stadt oder eines wirtschaftlichen Bezir-
kes, der auf andere Weise gar nicht zu erreichen wäre. Nachdem die 
Anzeige- und Meldepflicht für fast alle nicht gewerbsmäßigen Ar-
beitsnachweise eingeführt ist, lassen sich derartige Arbeitsgemein-
schaften vielleicht auch zu Sammelstellen für derartige Meldungen der 
Arbeitsnachweise einer Stadt ausgestalten, was ihrer Wirksamkeit er-
neut erheblich zugute kommen müßte. Die Arbeitsvermittlung Kriegs-
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verletzter sowie die Arbeitsvermittlung unmittelbar nach dem Kriege 
lassen sich jedenfalls, wie die Verhältnisse mindestens in Preußen nun 
einmal liegen, ohne gemeinschaftliche Arbeit aller an der Arbeitsver-
mittlung beteiligten Faktoren kaum zweckentsprechend durchführen. 
 
Es ist ferner angeregt worden, die Arbeitgeber einer Stadt oder eines 
Bezirkes zu veranlassen, sämtliche offenen Stellen bei einem der einer 
solchen Arbeitsgemeinschaft angehörigen Arbeitsnachweise anzumel-
den. Wie bekannt, haben zahlreiche Arbeitgeberverbände bezüglich 
der von ihnen errichteten Arbeitsnachweise eine ähnliche Bestimmung 
bereits durchgeführt. Sollte es gelingen, diese Anregung zu verwirkli-
chen - was allerdings nicht ohne weiteres sicher erscheint - so wäre 
damit ein weiterer, sehr erheblicher Schritt nach vorwärts getan. - 
 
Wichtiger aber als diese äußeren, zahlenmäßig zu erfassenden Ergeb-
nisse solche Arbeitsgemeinschaften scheinen mir die inneren Vorteile 
zu sein, die den Arbeitsnachweisen und der Sache der Arbeitsvermitt-
lung selbst aus derartiger Gemeinschaftsarbeit bei richtiger Leitung 
erwachsen werden. Es ist ein sehr bedeutender, in seiner Folgeer-
scheinung noch gar nicht abzuschätzender Gewinn, wenn es auf dieser 
Weise den öffentlichen Arbeitsnachweisen gelingt, die bisher fernste-
henden anderen Organisationen der Arbeitsvermittlung, insonderheit 
die einseitigen Arbeitgeber- und Arbeitnehmernachweise, überhaupt 
zur Mitarbeit heranzuziehen. Es ist nicht zu bezweifeln, daß bisher die 
Arbeit der öffentlichen Arbeitsnachweise und der Arbeitsnachweis-
verbände darunter gelitten hat, daß die großen Organisationen der Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer im allgemeinen außerhalb der von den 
Arbeitsnachweisverbänden geschaffenen Organisationen gestanden 
und durchaus nicht immer mit Unrecht darauf hingewiesen haben, ih-
nen stünde auf die provinziale bzw. bundesstaatliche Organisation der 
Arbeitsvermittlung kaum Einfluß zu. 
(…) 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 2. Jahrgang, Nr. 12, 20. Sep-










Es unterliegt aber keinem Zweifel, daß dem Ausbau und der Neu-
schaffung gemeinnütziger weiblicher Arbeitsnachweise jetzt eine weit 
größere Bedeutung denn je zuvor zukommt, denn nach den Statistiken 
im „Reichs-Arbeitsblatt“ hat die Frauenerwerbstätigkeit vom Februar 
1915 bis November 1915 eine Zunahme von rund 731.000 Personen, 
also fast ¾ Millionen, erfahren. Diese außerordentlich starke Zunahme 
hat ihre Ursachen gleichweise in der Notwendigkeit, Frauen als Ersatz 
für die zum Heeresdienst einberufenen Männer zu verwenden, als 
auch in dem starken Erwerbsbedürfnis der Kriegerfrauen und Krie-
gerwitwen, sowie anderer durch den Krieg in wirtschaftliche Be-
drängnis geratener Frauen, die namentlich auch infolge der Teuerung 
gezwungen sind, durch eigene Erwerbsarbeit zum Lebensunterhalt der 
Familie beizutragen. Gewiß werden bei Friedensschluß tausende die-
ser jetzt erwerbstätigen Frauen die nur vertretungsweise und vorüber-
gehend aufgenommene Arbeit wieder aufgeben und von dem Ein-
kommen des gesund heimgekehrten Mannes erhalten werden können, 
aber es muß doch auch mit den großen Frauenscharen gerechnet wer-
den, die vielleicht für immer, zum mindesten aber für geraume Zeit 
nach dem Friedensschluß an Stelle der gefallenen, kriegsbeschädigten 
und gesundheitsgeminderten Männer Familienerhalterinnen werden 
müssen. 
 
Um diese Frauen an eine geregelte Arbeitsvermittlung zu gewöhnen 
und die schweren Schädigungen, die dem Arbeitsmarkt aus der Inan-
spruchnahme gewerbsmäßiger privater Arbeitsvermittlungsstellen o-
der dem Erlangen von Arbeit durch Umschau erwachsen, zu verhüten, 
müssen die gemeinnützigen öffentlichen und privaten Arbeitsnach-
weise so ausgestaltet werden, daß sie wirklich in der Lage sind, 
zweckentsprechend zu wirken. Deshalb ist es in erster Reihe notwen-
dig daß die Vermittlungstätigkeit in die Hände fachlich geschulter Be-
amten oder Beamtinnen gelegt wird, die für diese Arbeit vorgebildet 
sind und auch über genügend soziales Verständnis verfügen, um die 
Einzelbedürfnisse der weiblichen Arbeitsuchenden berücksichtigen zu 
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können. Es ist deshalb unzweckmäßig, wenn, wie es jetzt häufig ge-
schieht, Frauen, die früher Gesindevermieterinnen waren und dem 
gewerblichen Leben ganz fern stehen, mit jeder Art von Arbeitsver-
mittlung auch für ungelernte und gelernte Arbeiterinnen betraut wer-
den, da diese Vermittlung ein gewisses Vertrautsein mit dem betref-
fenden Arbeitsgebiet voraussetzt und bei höher geschulten gewerbli-
chen und handwerksmäßigen Berufen am besten durch frühere Be-
rufszugehörige, die selbstverständlich auch Menschenkenntnis und 
Verwaltungsumsicht besitzen müssen, erfolgt. Wo deshalb die Zahl 
der weiblichen gewerblichen Arbeitsvermittlungen so gering ist, daß 
die Anstellung eigener geschulter Beamtinnen für gesonderte weibli-
che Abteilungen nicht ausreicht, sollte die Frauenvermittlung zweck-
mäßig durch die männliche Fachabteilung erfolgen, die durch ihre Er-
fahrungen imstande ist, die Arbeits- und Lohnverhältnisse richtig zu 
beurteilen. Freilich kommen bei der Eingliederung der Frauen in die 
Männerabteilungen die besonderen Frauenbedürfnisse, die unstreitig 
vorhanden sind, leicht etwas zu kurz und deshalb ist mindestens in 
großstädtischen Verhältnissen die Schaffung gesonderter weiblicher 
Abteilungen, die soweit als nur irgend möglich fachlich gegliedert 
werden sollten, erstrebenswert. Eine solche fachliche Gliederung muß 
die verschiedenen Industrien und innerhalb dieser wieder die Art der 
Arbeitsleistung, ferner das Alter der Arbeitsuchenden, d. h. die Ju-
gendlichen, berücksichtigen. Die häuslichen Angestellten  mit ihren 
von den Bedürfnissen der gewerblichen Arbeiterinnen weit abwei-
chenden Verhältnissen sind gesondert von diesen zu behandeln.  
 
Um den Arbeitsverhältnissen der weiblichen Erwerbsbedürftigen, be-
sonders während des Krieges und später nach Friedenschluß gerecht 
werden zu können, müssen die Arbeitsnachweise auch der Arbeits-
vermittlung von Ort zu Ort Beachtung widmen. Es wird ihre Aufgabe 
sein, nach Kräften gegen die Landflucht zu wirken und leichtfertige 
Annahme von Arbeit in der Stadt, die sich während des Krieges bietet, 
zu verhindern. Sowohl bei den weiblichen Jugendlichen, die in Scha-
ren zur Stadt strömen, in der Hoffnung, dort z. B. Arbeit in Geschoß-
fabriken zu finden, als auch bei den Kriegswitwen, die im Besitz ihrer 
Rente der Stadt zudrängen, in der sie leichten Zuverdienst erhoffen, 
muß der Arbeitsnachweis vorbeugend wirken und immer erneut vor 
der städtischen Zuwanderung warnen. 
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Er sollte dagegen nach Kräften bestrebt sein, den ländlichen Arbeitge-
bern, die weibliche Arbeitskräfte verlangen, ihre Verpflichtung zu de-
ren angemessener Unterbringung klarlegen und seinen Vermittlungs-
dienst von sicheren Bürgschaften in dieser Richtung abhängig ma-
chen. Ferner muß der Arbeitsnachweis, wenn anders es gelingen soll, 
der viel zu stark überhandnehmenden Heimarbeit zu steuern, den Ver-
such machen, wenigstens die großbetrieblichen Arbeitgeber zur Be-
reitstellung von Tageseinrichtungen zur Unterbringung vorschul-
pflichtiger Kinder, Stillgelegenheiten, Krippen, Bewahranstalten usw. 
anzuregen. Des weiteren wird, um jüngeren unverheirateten Arbeite-
rinnen das Wohnen bei ihren Angehörigen zu erleichtern, auf Schaf-
fung von günstigen Fahrgelegenheiten zu den Hauptarbeitsstätten und 
auf Gewährung von Fahrpreisermäßigung zu wirken sein. 
 
Der weibliche Arbeitsnachweis muß in ganz anderem Umfange als der 
männliche daran denken, daß die Frau fester an ihre Wohnung und ih-
re Familie gebunden ist, als im besonderen der unverheiratete Arbei-
ter, und daß eine zweckmäßige Verteilung der weiblichen Arbeitskräf-
te nur dort erfolgen kann, wo man diesen besonderen Bedürfnissen 
Rechnung trägt. 
 
Handelt es sich bei den bisher erwähnten Aufgaben um Maßnahmen, 
die jederzeit notwendig sind, so wird der Arbeitsnachweis bei Kriegs-
beendigung noch besonders drängende Pflichten zu erfüllen haben. 
Wie bereits erwähnt wurde, ist mit Sicherheit darauf zu rechen, daß 
sich das Erwerbsbedürfnis der zurzeit in regelmäßiger Arbeit stehen-
den Frauen nicht so schnell vermindern kann, um alle diese Arbeits-
kräfte zur Einnstellung der Arbeit zu veranlassen und dadurch große 
Arbeitsgebiete wieder völlig den heimkehrenden Männern frei-
zugeben. In zahlreichen Fällen ist den Frauen aber bei ihrer Einstel-
lung deutlich gesagt worden, daß es sich um Kriegsvertretung handelt, 
die bei Kriegsbeendigung ihren natürlichen Abschluß findet. Sie wer-
den also ihre Plätze zu einer Zeit verlieren, in der die Erlangung neuer 
Arbeitsgelegenheit besonders schwierig sein wird. 
 
So außerordentlich hoch man auch die Leistungsfähigkeit unseres 
Wirtschaftslebens einschätzen, so fest man auch an einen baldigen 
wirtschaftlichen Aufschwung glauben mag, man wird doch nicht um-
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hin können, wenigstens in den ersten Monaten nach Kriegsbeendigung 
mit gewissen Erschütterungen des Wirtschaftslebens zu rechnen, die 
jedenfalls die Einstellung neuer Arbeitskräfte ungünstig beeinflussen 
müssen. Dazu kommt, daß zum gleichen Zeitpunkt die natürliche Ar-
beitsteilung der Geschlechter, nach der die Frau im allgemeinen die 
körperlich leichter zu verrichtende Arbeit übernimmt, fast aufgehoben 
sein wird. Auf die gleichen, körperlich nicht gar zu anstrengenden Ar-
beitsplätze werden nicht nur ein Teil der Kriegsbeschädigten, sondern 
auch viele solche Krieger Anspruch machen müssen, die zwar arbeits-
fähig sind, aber doch nach den Anstrengungen des langen Feldzuges 
nicht sofort wieder ganz schwere Arbeiten verrichten können. Es wird 
und muß also eine außerordentlich gesteigerte Nachfrage nach körper-
lich leichter sowie ungelernter Arbeit entstehen, da manche hochquali-
fizierten Arbeiter auch ohne Kriegsbeschädigung zunächst nicht in ih-
rem alten Fachgebiet unterkommen können und wenigstens vorüber-
gehend auf anderen Gebieten sich zu betätigen suchen werden. 
Sollen die Frauen infolge aller dieser für sie ungünstigen Umstände 
nicht zu unerträglich langer Arbeitslosigkeit verurteilt werden, so wird 
der Arbeitsnachweis versuchen müssen, sich schon jetzt über die mit 
den Frauen geschlossenen Anstellungsbedingungen zu unterrichten 
und außerdem überlegen müssen, in welcher Weise Massenentlassun-
gen vorgebeugt werden kann. Vielleicht wäre es möglich, namentlich 
die staatlichen und städtischen Behörden zu Arbeitsstreckungen in 
noch weiterem Maße, als es jetzt schon im Webstoff- und Konfekti-
onsgewerbe geschieht, zu veranlassen. 
Schließlich müssen die Arbeitsnachweise auch Feststellungen darüber 
zu erlangen versuchen, auf welchen Gebieten sich die Frauen beson-
ders bewährt haben, so daß sie diesen in größeren Mengen zugeführt 
werden können. Je eingehender der Arbeitsnachweis alle mit dem 
weiblichen Erwerbsleben zusammenhängenden Fragen beobachtet, je 
sorgfältiger er planloser, unüberlegter Arbeitsannahme entgegenwirkt, 
je sachverständiger alle seine Mitarbeiter die Entwicklung des Wirt-
schaftslebens auch in seiner Wirkung auf die Frauenarbeit zu erfassen 
bemüht sind, um so größer wird der Nutzen für die Gesamtlage auf 
dem Arbeitsmarkte werden. 
Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. Jahrgang 25, Nr. 27, 6. 
April 1916, Sp. 617-620. 
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43. Angliederung paritätischer Facharbeitsnachwei-




Die Kriegsverhältnisse haben in den weitesten Kreisen das Verständ-
nis für die große Bedeutung starker öffentlicher Arbeitsnachweise und 
für die Zusammenarbeit aller nicht gewerbsmäßigen Arbeitsnachweise 
wesentlich gefördert. Letzterem Gedanken ist durch Ausdehnung der 
Meldepflicht und Schaffung von Zentralauskunfts- oder Ausgleichs-
stellen Rechnung getragen, während ersterer bisher in der Hauptsache 
nur in der stärkeren Benutzung der öffentlichen Arbeitsnachweise zum 
Ausdruck gekommen ist. Dringend notwendig wäre auch eine Stär-
kung der öffentlichen Arbeitsnachweise durch Verminderung der Zer-
splitterung, das heißt durch feste Angliederung vieler Einzel-
(Fachnachweise) an den öffentlichen (gemeindlichen oder gemeinnüt-
zigen) Zentralarbeitsnachweis. 
(…) 
Daß die Zentralisierung nur langsam Fortschritte macht, liegt vielfach 
daran, daß es nicht gelingt, die richtige Form für die Angliederung zu 
finden, die einen gerechten Ausgleich der verschiedenen Interessen 
gewährleistet. 
(…) 
Eine Nichtberücksichtigung der bestehenden Besonderheiten würde 
die Angliederung vielfach des Erfolges berauben oder ständig neue 
Schwierigkeiten schaffen. Dagegen lassen sich m. E. gewisse Richtli-
nien aufstellen, innerhalb deren eine gesunde Entwicklung möglich 
ist: 
 
1. Notwendig ist für die Fachabteilung eine gewisse Selbständigkeit 
und Bewegungsfreiheit. Läßt man sie ganz im allgemeinen Nach-
weis als untergeordnete Abteilung aufgehen, so geht zu leicht die 
Fühlung mit den beteiligten Organisationen verloren. Deshalb wird 
man jedenfalls bei allen größeren Arbeitsnachweisen für die Fach-
nachweise besondere Verwaltungsausschüsse einsetzen müssen, die 
unter unparteiischem Vorsitz aus Vertretern der am Orte vertrete-
nen Organisationen ihrer Bedeutung entsprechend paritätisch zu-
sammengesetzt sind; den Vorsitz wird am besten der Leiter des öf-
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fentlichen Arbeitsnachweises oder ein Vertreter von ihm führen, 
jedenfalls muß dieser zu allen Sitzungen zugezogen werden. 
(…) 
2. Auf die Anstellung und Entlassung der Beamten (Leiter) der Fach-
arbeitsnachweise wünschen namentlich die Gewerkschaften we-
sentlichen Einfluß zu haben, sie verlangen meist für den Aus-schuß 
das Wahlrecht, oder wenigstens ein Vorschlagsrecht. Andererseits 
wird der Träger des ganzen Arbeitsnachweises (Gemeinde oder 
gemeinnützige Organisation) auf die maßgebende Entscheidung bei 
der Anstellung nicht verzichten können und dürfen; da es sich um 
Angestellte handelt, die dem Beamtenkörper des Trägers einzufü-
gen, von ihm zu besolden und zu versorgen sind, muß er verlangen, 
daß die organisatorischen und finanziellen Gesichtspunkte, die für 
die Anstellung der sonstigen Beamten maßgebend sind, auch für 
die Angestellten des Facharbeitsnachweises unbedingt berücksich-
tigt werden. Der Angestellte darf auch nicht das Gefühl haben, daß 
er dem Ausschuß und nicht etwa der Leitung des gesamten Ar-
beitsnachweises untersteht, er muß unparteiisch seines Amtes wal-
ten können und sich als Glied des ganzen Organismus fühlen. 
(…) 
3. Von wesentliche Bedeutung ist noch die Frage der Vermittlungs-
grundsätze, insbesondere hinsichtlich bestehender Tarifverträge 
und bezüglich der Zugehörigkeit zu bestimmten Organisationen. 
Verlangt wird bei der Angliederung vielfach, daß nur zu den jewei-
ligen Tarifbedingungen oder nur solche Arbeiter oder an solche 
Arbeitgeber vermittelt wird, welche bestimmten Organisationen 
angehören oder nicht angehören.  
(…) 
Hier wird man m. E. unterscheiden müssen. Ein öffentlicher Ar-
beitsnachweis darf die Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu 
einer Organisation niemals zur Voraussetzung seiner Vermittlung 
machen; entschließt er sich aber bei einzelnen Facharbeitsnachwei-
sen zur Vermittlung nur zwischen den Angehörigen bestimmter 
Organisationen, so muß er daneben in seinem allgemeinen Nach-
weis für die übrigen Angehörigen des Gewerbes vermitteln, wenn 
er sich nicht eines unzulässigen Eingriffes in die Koalitionsfreiheit 
schuldig machen soll. Anders kann es sehr wohl bei der Vermitt-
lung nur zu Tarifbedingungen liegen. Werden diese derart allge-
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mein angewandt, daß sie als ortsüblich erscheinen, so kann auch 
der öffentliche Arbeitsnachweis sehr wohl eine Vermittlung zu an-
deren, d. h. unangemessenen Löhnen ablehnen, da er auch ohne Ta-
rifverträge Vermittlung zu Löhnen, die unter den ortsüblichen lie-
gen, ablehnen wird; der öffentliche Arbeitsnachweis hat m. E. die 
Aufgabe, die Entwicklung geordneter Lohn- und Arbeitsverhältnis-
se seinerseits zu unterstützen und muß minderwertige Elemente in 
der Arbeiterschaft wie in der Arbeitgeberschaft von der Vermitt-
lung ausschließen. Es wird danach ganz von der tatsächlichen Ges-
taltung der Verhältnisse am einzelnen Ort und im einzelnen Ge-
werbe abhängen ob bei Vermittlung nur zu den jeweiligen Tarifbe-
dingungen an den Facharbeitsnachweisen auf eine Vermittlung zu 
anderen Bedingungen im allgemeinen Arbeitsnachweis völlig ver-
zichtet werden kann. 
4. Nicht gangbar erscheint endlich die Einführung des Benutzungs-
zwanges, d. h. die Sperrung des Facharbeitsnachweises für solche 
Arbeitgeber oder Arbeiter, welche den Nachweis nicht ausschließ-
lich benutzen. Solche Einschränkungen der Bewegungsfreiheit des 
Einzelnen durchzuführen, ebenso wie den Beitritt zu einer Organi-
sation, ist Sache der Verbände selbst, nicht Sache eines öffentlichen 
Arbeitsnachweises, der jedem offen stehen muß, der angemessene 
Arbeitsbedingungen gewähren oder annehmen will. 
(…) 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 4. Jahrgang, Nr. 1, 20. Oktober 





44. Leitsätze zur Ausgestaltung  
des öffentlichen Arbeitsnachweises 
 
Im Anschluß an die Bundesratsverordnung vom 14. Juni 1916 sind 
vom Vorstand des Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise in seiner 
letzten Sitzung folgende Leitsätze aufgestellt worden: 
Durch die Bekanntmachung des Bundesrates vom 14. Juni 1916 wird 
die weitere Entwicklung des öffentlichen Arbeitsnachweises auf eine 
neue Grundlage gestellt. Für die Neugestaltung sollen den dem Ver-
bande Deutscher Arbeitsnachweise angehörenden Verbänden der öf-
fentlichen Arbeitsnachweise folgende Gesichtspunkte als maßgebend 
empfohlen werden: 
 
1. In allen Fällen, wo für eine Gemeinde bzw. einen Gemeindever-
band ein Bedürfnis besteht, ist ein öffentlicher Arbeitsnachweis 
zu errichten. In der Regel wird zum mindesten für jeden weite-
ren Kommunalverband (Preußische Kreise) die Bedürfnisfrage 
zu bejahen sein. Die Zusammenfassung kleinerer Arbeitsnach-
weise zu Kreis- bzw. Bezirksnachweisen wird in vielen Fällen 
zweckmäßig sein. Die zuständigen Arbeitsnachweisverbände 
werden dementsprechende Vorschläge bei der zuständigen Stelle 
zu machen haben.  
2. Es ist dafür Sorge zu tragen, daß die neu errichteten Arbeits-
nachweise nicht nur auf dem Papier stehen, sondern leistungsfä-
hige Einrichtungen darstellen. Es ist daher zunächst die Einrich-
tung einer hauptamtlichen Geschäftsführung anzustreben. Den 
zuständigen Arbeitsnachweisverbänden muß die Befugnis einge-
räumt werden, die Arbeitsnachweise auf ihre Leistungsfähigkeit 
zu prüfen und gegebenenfalls auf die Abstellung von Mißstän-
den hinzuwirken.  
3. Die Arbeitsnachweise sind so auszugestalten, daß sie den Be-
dürfnissen der erwerbstätigen Bevölkerung einschließlich der 
weiblichen Arbeitskräfte gerecht werden, insbesondere sind für 
die am Orte befindlichen Industrien gegebenenfalls Fachabtei-
lungen ins Leben zu rufen. 
4. Die als Träger der Arbeitsnachweise in Betracht kommenden 
Gemeinden bzw. Gemeindeverbände werden vielfach nicht in 
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der Lage sein, die gesamten Kosten wirklich leistungsfähiger 
Einrichtungen zu tragen. Es muß daher für die Bereitstellung 
von Geldmitteln gesorgt werden, um den Trägern der Arbeits-
nachweise gegebenenfalls Beihilfen gewähren zu können. Diese 
Geldmittel sind durch die öffentlichen Körperschaften, insbe-
sondere Reichs-, Bundesstaaten und Kommunalverbände aufzu-
bringen und unter Mitwirkung der Arbeitsnachweisverbände zu 
verteilen. 
5. Die Verbände werden darauf hinwirken, daß schon bestehende 
öffentliche Arbeitsnachweise, welche den Bedürfnissen nicht 
genügen, zweckentsprechend ausgestaltet werden. 
6. Das Bestehen einseitiger Arbeitsnachweise der Arbeitgeber oder 
Arbeitnehmer für einen Ort oder wirtschaftlichen Bezirk schließt 
nicht aus, daß öffentliche Arbeitsnachweise errichtet oder aus-
gebaut werden. Auch da, wo einseitige Facharbeitsnachweise 
bestehen, kann noch ein Bedürfnis nach Errichtung entsprechen-
der Fachabteilungen öffentlicher Arbeitsnachweise gegeben 
sein. Da wo nur paritätische Facharbeitsnachweise bestehen, ist 
auf einen möglichst engen Anschluß dieser Arbeitsnachweise an 
die öffentlichen Arbeitsnachweise hinzuwirken. 
7. Die öffentlichen Arbeitsnachweise haben danach zu streben, 
Mittelpunkt der gesamten Arbeitsvermittlung zu werden. Insbe-
sondere ist es zu diesem Zwecke erforderlich, daß alle nicht öf-
fentlichen Arbeitsnachweise einschließlich der gewerbsmäßigen 
Stellenvermittlung dem zuständigen öffentlichen Arbeitsnach-
weis regelmäßig die überschüssigen Meldungen der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer bekanntgeben, sowie über ihre gesamte Ge-
schäftstätigkeit Bericht erstatten. Außerdem müssen sie auf An-
suchen der öffentlichen Arbeitsnachweise zu einer Entzifferung8 
der Meldungen verpflichtet sein. 
8. Für die Errichtung neuer Arbeitsnachweise und den Ausbau be-
reits bestehender Einrichtungen ist von Bedeutung, daß ein gut 
geschultes leistungsfähiges Verwalterpersonal zur Verfügung 
                                            
8 D. h. Name und Wohnort des einzelnen Arbeitgebers, Zahl und Berufsart der 
von ihm gesuchten Arbeitskräfte, Zeitpunkt des gewünschten Dienstantritts, 
etwaige Angaben über die Arbeitsbedingungen und sonstige Wünsche des Ar-
beitgebers; bei den Arbeitsuchenden entsprechende Angaben. 
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9. Der Ausbau bestehender und die Errichtung neuer Arbeitsnach-
weise stellt auch an die Arbeitsnachweisverbände vermehrte An-
sprüche. Bereits jetzt kann nur eine ganz kleine Anzahl der Ver-
bände den an sie in finanzieller Hinsicht herantretenden Anfor-
derungen voll gerecht werden. Es ist daher dringend erforder-
lich, daß auch für diese Zwecke den Verbänden ausreichende 
Geldmittel zur Verfügung gestellt werden. 
10. Die Arbeitsnachweisverbände haben bisher nur im wesentlichen 
die öffentliche Arbeitsvermittlung zusammengefaßt. Es ist erfor-
derlich, daß sie, ähnlich wie die öffentlichen Arbeitsnachweise 
für ihren Gemeinde- oder wirtschaftlichen Bezirk, für das ge-
samte Verbandsgebiet Mittelpunkt der Arbeitsvermittlung wer-
den. Bei den Verbänden hätten die überschüssigen Meldungen 
aller Arbeitsnachweise zusammenzulaufen, und zwar mittelbar 
durch die Berichte der öffentlichen Arbeitsnachweise, in denen 
diese die Meldungen aller Arbeitsnachweise zusammenfassen, 
soweit sie nicht zum Ausgleich gebracht werden konnten. 
11. Um die Übersicht über den Arbeitsmarkt zu erlangen und die 
Durchführung der Meldevorschriften zu überwachen, sind den 
Arbeitsnachweisverbänden bzw. den zuständigen öffentlichen 
Arbeitsnachweisen entsprechende Befugnisse zu übertragen. 
12. Eine Möglichkeit für die Zusammenfassung der gesamten, nicht 
gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung bildet die Einrichtung von 
örtlichen Auskunftsstellen und Zentralauskunftsstellen für den 
Verbandsbezirk oder Teile desselben. Voraussetzung hierbei 
muß indessen sein, daß diese den öffentlichen Arbeitsnachweis-
einrichtungen organisch angegliedert werden. Die Gründung ei-
nes besonderen Beirats für die Zentralauskunftsstellen im Rah-
men der Verbände ist zweckmäßig. 
13. Die öffentlichen Arbeitsnachweise für ihre Bezirke und der Ar-
beitsnachweisverband für das Verbandsgebiet werden bestrebt 
sein, ein enges Zusammenarbeiten mit den unparteiisch geleite-
ten und leistungsfähigen, einseitigen Arbeitsnachweisen der Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer sowie sonstigen nicht gewerbsmä-
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ßigen Arbeitsnachweisen herbeizuführen. Dies soll nicht aus-
schließen, daß da, wo es tunlich und zweckdienlich ist, auf die 
Auflösung einseitiger Nachweise und ihren Anschluß an die öf-
fentlichen Arbeitsnachweise hingewirkt wird. 
14. Die öffentlichen Arbeitsnachweise haben dem Interesse der All-
gemeinheit zu dienen; sie haben gleichmäßig und unparteiisch 
Stadt und Land, Industrie und Landwirtschaft mit Arbeitskräften 
zu versorgen. Es darf keine Begünstigung irgend welcher einsei-
tigen Interessen stattfinden. 
15. Was die besonderen Maßnahmen nach Friedensschluß anbetrifft, 
so wären folgende Gesichtspunkte beachtenswert: 
a) Um die möglichst rasche Unterbringung der nach Frie-
densschluß heimkehrenden Kriegsteilnehmer zu erleichtern, 
wäre den Arbeitsnachweisen das Recht einzuräumen, diesen 
freie Fahrt zur Arbeitsstelle zu gewähren. 
b) Während des Krieges sind zahlreiche weibliche Arbeitskräfte 
erwerbstätig geworden, die bei Friedensschluß voraussichtlich 
teilweise arbeitslos werden. Wenn auch die öffentlichen Ar-
beitsnachweise bestrebt sein müssen, die aus dem Felde 
heimkehrenden Arbeiter möglichst in ihrer früheren Beschäf-
tigung wieder unterzubringen, so werden sie gleichzeitig auch 
für die anderweite Unterbringung der durch diese Maßnahme 
arbeitslos werdenden weiblichen Arbeitskräfte Sorge tragen 
müssen. 
c) Eine Reihe von Arbeitsnachweisen bzw. deren Verbände ha-
ben während des Krieges Aufträge auf Heimarbeit oder deren 
Verteilung an andere Stellen übernommen. Es wäre zu erwä-
gen, ob diese Einrichtungen nicht für die erste Zeit nach Frie-
densschluß oder überhaupt dauernd als Mittel der Arbeitslo-
senfürsorge beizubehalten wären. 
d) Falls nach Friedensschluß für einzelne Bezirke oder einzelne 
Gewerbe Einrichtungen zur Arbeitslosenfürsorge ins Leben 
gerufen werden sollten, ist danach zu streben, daß diese Ein-
richtungen in engster Fühlung mit den öffentlichen Arbeits-
nachweisen stehen; insbesondere werden die öffentlichen Ar-




e) Damit die Tätigkeit der Arbeitsnachweise nach Frie-
densschluß technisch möglichst auf volle Höhe gebracht wer-
den kann, ist erforderlich, daß alle zum Heeresdienst eingezo-
genen Arbeitsnachweisbeamten nach Friedensschluß in erster 
Linie zur Entlassung kommen.  
f) In welcher Weise die Technik der Arbeitsvermittlung den ge-
steigerten Ansprüchen, die nach Friedensschluß an sie heran-
treten, gerecht werden kann, wäre zweckmäßig in einer, aus 
Geschäftsführern und Beamten der größeren Arbeitsnachwei-
se zu bildenden Kommission zu erörtern. 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 4. Jahrgang, Nr. 1, 20. Oktober 









Der Stand des Arbeitsnachweises vor dem Kriege war charakterisiert 
durch die Lückenhaftigkeit des Arbeitsnachweisnetzes und eine starke 
Zersplitterung des Arbeitsnachweises. In beiden Beziehungen ist, be-
sonders infolge der durch den Krieg gegebenen Notwendigkeit, eine 
gewisse Besserung eingetreten. 
(…) 
Trotz der immer noch bestehenden großen Zersplitterung hat sich 
während des Krieges immer mehr herausgestellt, daß der Schwerpunkt 
des Arbeitsnachweiswesens in seinen beiden bedeutendsten Erschei-
nungsformen liegt, dem Arbeitgebernachweis und dem öffentlichen 
Arbeitsnachweis, und daß nur diese bestimmend auf den Arbeitsmarkt 
einzugreifen in der Lage sind. Es bestehen zwar daneben noch eine 
große Anzahl von Arbeitsnachweisen verschiedener Formen und ver-
schiedener Richtungen, aber diese sind in ihrer Bedeutung in der 
Hauptsache örtlich oder beruflich beschränkt.  
(…) 
Zunächst ist festzustellen, daß beide Arbeitsnachweisformen von ver-
schiedenen Gesichtspunkten ausgehen und Verschiedenes wollen. Die 
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Arbeitgebernachweise tragen einen rein privatwirtschaftlichen Cha-
rakter und haben als solche ihre Stärke und ihre Begrenzung. Sie sind 
für die Arbeitgeberverbände ein wichtiger Organisationsfaktor zur 
Durchführung ihrer wirtschaftspolitischen Ziele und Aufgaben. Vom 
Standpunkt des Privatbetriebes aus betrachtet, bezwecken sie die För-
derung der Produktion durch Auslese der Tüchtigen und möglichste 
Abstoßung weniger leistungsfähiger oder minderwertiger Arbeitskräf-
te. 
(…) 
Während der Arbeitgebernachweis Arbeiter, und zwar in der Auswahl 
der Tüchtigsten heranziehen will, sucht der öffentliche Arbeitsnach-
weis auf dem Arbeitsmarkt sozial, örtlich und beruflich ausgleichend 
zu wirken. Die Hauptträger des öffentlichen Arbeitsnachweises in 
Deutschland, die Gemeinden, betrachten ihn als wichtiges Instrument 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, zur Verhinderung eines uner-
wünschten, volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigten Zuzuges von 
außen, als Kontrollorgan für die Einrichtungen zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit (Notstandsarbeiten, Arbeitslosenunterstützung), so-
wie wohl auch zur Erfüllung gewisser karitativer Aufgaben auf dem 
Gebiete der gesundheitlich oder moralisch als halbe Arbeitskräfte An-
zusprechenden oder sonst der Fürsorge Bedürftigen. Fortschrittliche 
Gemeinden haben in dem Arbeitsnachweis weiterhin eine wichtige 
Einrichtung gesehen, Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einer das Ge-
werbe auf das innigste berührenden Frage zu einheitlicher Arbeit zu-
sammenzuführen und damit Aufgaben zu erfüllen, die sich mit denen 
der Gewerbegerichte, des Schiedsgerichtswesens und des Tarifver-
tragswesens berühren. Während des Krieges traten wirtschaftliche Ge-
sichtspunkte diesen ursprünglichen Aufgaben hinzu, und es ist be-
kannt, daß gerade die öffentlichen Arbeitsnachweise an der Aufrecht-
erhaltung unseres Wirtschaftslebens durch Zuführung von Arbeits-
kräften lebhaften Anteil genommen und sich ihrer Aufgabe recht gut 
gewachsen gezeigt haben. Fürsorgerische und armenrechtliche Ge-
danken auf der einen und soziale Fürsorge unter Berücksichtigung der 
Erfordernisse des Wirtschaftslebens auf der anderen Seite haben zu-
sammengewirkt, um die gemeindlichen Arbeitsnachweise immer mehr 
als besondere Verwaltungsorgane aus dem Gemeindeorganismus he-
rauszuheben und sie zu Arbeitsämtern auszubauen. Die Folge dieser 
Entwicklung ist, daß sich die Tätigkeit der gemeindlichen Arbeitsäm-
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ter auf die reine Arbeitsvermittlung durchaus nicht mehr beschränkte, 
sondern im weitesten Umfange für die Arbeitslosenfürsorge sowie an-
derer sozialer Einrichtungen beansprucht wird. Der soziale Charakter 
der gemeindlichen Arbeitsnachweise findet in der Heranziehung des 
Gewerbes und der Organisationen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
seinen Ausdruck, ebenso wie auch der Arbeitsnachweis sich auf die 
reine Arbeitszuweisung nicht beschränken kann, sondern sich auch 
um die Arbeits- und Lohnbedingungen bekümmern muß, nicht in dem 
Sinne, daß er endgültig Streitigkeiten auf dem Gebiete des Arbeitsver-
trages entscheidet, sondern die beiderseitigen Interessen auszuglei-
chen versucht und sich das Recht vorbehält, die Vermittlung von Ar-
beitsverträgen bei nicht ortsüblichen Arbeitsbedingungen abzulehnen 
und Arbeiter, die die Pflichten des Arbeitsvertrags nicht erfüllen, von 
der Benutzung des Arbeitsnachweises auszuschließen. Eine wesentli-
che Aufgabe der öffentlichen Arbeitsnachweise ist von Anfang an der 
zwischenörtliche Austauschverkehr gewesen, denn dieser ist zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit und zur Erreichung einer möglichst 
gleichmäßigen Verteilung der verfügbaren Arbeitskräfte auf das ganze 
Land unumgänglich notwendig. 
(…) 
In Tat kann eine reine schematische Regelung der Arbeitsnachweise 
für das ganze Reich, die die wirtschaftlichen, politischen und ge-
schichtlichen Zusammenhänge nicht berücksichtigt, uns nicht weiter 
führen. Auf der andern Seite muß aber desto stärker hervorgehoben 
werden, daß die Mitwirkung der Arbeiterschaft bei der Regelung der 
Arbeitsnachweisfrage in Deutschland unerläßlich ist. Ein Zwangsar-
beitsnachweis hat seine sehr großen Bedenken, und wir möchten ihn 
am liebsten vermieden sehen. Einen Fortschritt bilden aber auch die 
Zentralauskunftsstellen nicht, wenn nicht gleichzeitig die Arbeitgeber-
schaft grundsätzlich der Arbeiterschaft das Recht der Mitwirkung bei 
den Fragen des Arbeitsnachweises und deren praktischer Durchfüh-
rung zuerkennt. Die Form dieser Mitwirkung ist an sich gleichgültig. 
Am zweckmäßigsten wäre zweifellos die Einrichtung großer leis-
tungsfähiger Facharbeitsnachweise. Die so eingerichteten Fachar-
beitsnachweise könnten unschwer organisatorisch und praktisch mit 
den öffentlichen Arbeitsnachweisen in Zusammenhang gebracht und 
schließlich mit einander verschmolzen werden. Jeder, der das Arbeits-
nachweiswesen in Deutschland kennt und von seinen Entwicklungs-
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möglichkeiten überzeugt ist, wird zugeben, daß die Vorteile auch nach 
der privatwirtschaftlichen Seite der Arbeitgeber ganz bedeutende wä-
ren. Denn auf dieser Grundlage wäre es möglich, den Arbeitsmarkt 
wirklich zu kennen und auf diese Kenntnis großzügige Wirtschafts-
pläne des Reiches, der Bundesstaaten und Gemeinden aufzubauen. 
Die allseitig als notwendig erkannte bessere Verteilung der Arbeiten, 
namentlich der öffentlichen Arbeiten, würde bedeutend erleichtert, 
und eine gewisse Stetigkeit des ganzen Ganges des Wirtschaftslebens 
sichergestellt. Auch das nach dem Kriege sicher in bedeutendem Um-
fange hervortretende Problem der Frauenarbeit könnten einigermaßen 
befriedigend gelöst werden. Ein solches Werk wäre ein schöner Lohn 
der Arbeitgeberschaft an unsere heimkehrenden Krieger, die die Auf-
rechterhaltung des deutschen Wirtschaftslebens zusammen mit den 
übrigen Volksgenossen durch ihre gesamte Persönlichkeit gesichert 
haben. Für die nicht ausbleibenden Kämpfe zwischen Kapital und Ar-
beit würde ein außerordentlich wertvolles Instrument des gewerbli-
chen Friedens geschaffen. Möchte die deutsche Arbeitgeberschaft mit 
Unterstützung des Reiches und der Staaten diesen Schritt in das neue 
Deutschland wagen! 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 4. Jahrgang, Nr. 3, 20. Dezem-








Neun Jahre sind verflossen, seit der damalige Straßburger Beigeordne-
te Dominicus den ersten Entwurf eines Reichsgesetzes über den öf-
fentlichen Arbeitsnachweis veröffentlichte, ohne auf viel Gegenliebe 
zu stoßen. Obwohl wir heute für ein solches Gesetz durchaus reif sind, 
auch der Unterbau der Organisation vorhanden und durch den Krieg 





Die erste Aufgabe des Reichsgesetzes ist die Schaffung eines brauch-
baren Netzes leistungsfähiger öffentlicher Arbeitsnachweise im gan-
zen Reiche. Die Ausführung im einzelnen ist Sache der Bundesstaaten 
nach den örtlichen Verhältnissen, es darf aber kein Bezirk im Reich 
ohne öffentlichen Arbeitsnachweis bleiben. Für Preußen scheint mir 
der richtige Weg, allen Stadt- und Landkreisen die Errichtung aufzuer-
legen, innerhalb der Landkreise aber an größeren Orten die Errichtung 
eigener Arbeitsnachweise daneben zu ermöglichen. Alle Kreisarbeits-
nachweise müssen einen hauptamtlichen Leiter haben, da sie nur so 
leistungsfähig werden und bleiben können. Unbedingtes Erfordernis 
der heutigen Entwicklung ist aber auch, daß die Verwaltung unter 
gleichmäßiger Mitarbeit von Arbeitgebern und Arbeitnehmern erfolgt; 
werden die Interessenten, denen der Arbeitsnachweis doch in erster 
Linie helfen soll, nicht zu ernsthafter Mitarbeit herangezogen, so wird 
man ihr Vertrauen nie völlig erwerben und auch ihren berechtigten 
Wünschen und den Bedürfnissen des Arbeitsmarkts nie voll gerecht 
werden können. Am besten wird die Verwaltung des Arbeitsnachwei-
ses Ämtern oder Ausschüssen übertragen, denen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer in gleicher Zahl angehören, in ländlichen Verhältnissen 
muß mindestens ein so zusammengesetzter Beirat bestehen, der über 
alle wichtigen Fragen und alle Beschwerden vor ihrer Entscheidung 
gutachtlich zu hören ist. An allen größeren Arbeitsnachweisen müssen 
ferner nach Bedarf besondere Fachabteilungen (z. B. für weibliche 
Arbeitskräfte, kaufmännische und technische Angestellte, Landwirt-
schaft, Gastwirtsgehilfen, Jugendlichen usw.) geschaffen werden, für 
die besondere Fachausschüsse einzusetzen sind. 
 
Die Geschäftsführung muß streng unparteiisch gehandhabt werden, 
bei Streiks und Aussperrungen sind die Beteiligten vor der Vermitt-
lung auf diese Tatsachen hinzuweisen, wie es heute schon allgemein 
geschieht. Von großer Bedeutung ist ferner auch die Unentgeltlichkeit 
der Vermittlung. Weitere Verwaltungsgrundsätze werden sich für ein-
zelne Zweige oder auch allgemein mit der Zeit herausbilden, insbe-
sondere auch über die Ablehnung der Vermittlung für Arbeitsuchende 
und unter Arbeitsbedingungen, die erheblich hinter den ortsüblichen 




Weiter gilt es aber das Zusammenarbeiten und den interlokalen Ver-
kehr der öffentlichen Arbeitsnachweise zu fördern. Diese Aufgabe 
können nur Verbände der öffentlichen Arbeitsnachweise lösen, denen 
es gleichzeitig obliegt, über den Ausbau der Arbeitsnachweise des Be-
zirks und ihre innere Ausgestaltung zu wachen, Differenzen unter ih-
nen auszugleichen, Verbesserungen anzuregen und gemeinsame Ein-
richtungen für das ganze Reich zu schaffen. Solchen Aufgaben kön-
nen die Arbeitsnachweisverbände aber nur gerecht werden, wenn ih-
nen das Reichsgesetz eine rechtliche Grundlage gibt und behördlichen 
Charakter verleiht. Ihnen müssen alle öffentlichen Arbeitsnachweise 
des Verbandes und die beteiligten Bezirksbehörden angehören (die 
gemeinnützigen Arbeitsnachweise können ihnen angehören), sie sind 
die Berater und Gutachter der Behörden in allen Fragen des Arbeits-
nachweises, insbesondere auch hinsichtlich der Verwendung der 
Reichs- und Staatsmittel. Nur wenn die Arbeitsnachweisverbände be-
hördlichen Charakter erhalten, wird ein wirkliches Rückgrat für den 
öffentlichen Arbeitsnachweis geschaffen, aber auch sie werden ihrer 
Aufgabe nur dann voll gerecht werden, wenn in ihnen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer in gleicher Zahl maßgebend mitwirken. 
Wesentlich gefördert werden die öffentlichen Arbeitsnachweise und 
ihre Verbände natürlich, wenn es gelingt, sie zu Zentralpunkten der 
gesamten öffentlichen Arbeitsfürsorge zu machen und ihnen andere 
gesetzliche und freiwillige Aufgaben zu übertragen, wie Wanderfür-
sorge, Arbeitslosenunterstützung, Arbeitslosenbeschäftigung, Berufs-
beratung, Lehrstellenvermittlung, Vermittlung Kriegsbeschädigter 
usw.; umgekehrt sind sie aber hierzu auch nur imstande, wenn durch 
Reichsgesetz überall für eine leistungsfähige Organisation gesorgt und 
ihre rechtliche Grundlage sichergestellt ist. 
 
Eine reichsgesetzliche Regelung würde aber eine Halbheit bleiben, 
wenn sie nicht auch eine Regelung des Verhältnisses der öffentlichen 
Arbeitsnachweise und ihrer Verbände zum Stellenvermittlergewerbe 
und vor allem zu den nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweisen, insbe-
sondere denen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer bringen wollte. Ein 
Verbot der Neugründung gewerbsmäßiger Stellenvermittlungen mit 
dem allmählichen Aussterben der bestehenden Vermittler erübrigt 
sich, wenn der öffentliche Arbeitsnachweis überall ausgebreitet ist 
und das Bedürfnis für die Konzessionierung eines gewerbsmäßigen 
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Vermittlers mit Recht verneint werden kann, hinzukommen müßte a-
ber, daß den Arbeitsnachweisverbänden, sobald sie Behördencharakter 
erhalten, die Aufsicht über die gewerbsmäßigen Stellenvermittler ü-
bertragen würde, damit wirklich sachverständige Organe zum Eingrei-
fen in der Lage sind. Vor allem erheischen es aber die Arbeitsverhält-
nisse nach dem Kriege, daß ein Gebiet jeder nichtöffentlichen Ver-
mittlung entzogen wird, nämlich die Anwerbung und Vermittlung aus-
ländischer Arbeiter aus dem Auslande. Unter den Problemen der Ü-
bergangswirtschaft bildet die Frage eine der wichtigsten, in welchem 
Umfange ausländische Arbeiter für Landwirtschaft und Industrie not-
wendig sein werden; es muß ausgeschlossen sein, daß etwa des Lohn-
drucks wegen mehr ausländische Arbeiter herangezogen werden als 
unbedingt erforderlich ist, ebenso müssen aber auch alle Lücken zur 
schleunigen Hebung unseres wirtschaftlichen Lebens ausgefüllt wer-
den. Die Entscheidung über die Hierbelassung und die Heranziehung 
ausländischer Arbeiter darf deshalb nur von einer Reichsstelle erfol-
gen und die Ausführung darf nur in die Hände der öffentlichen Ar-
beitsnachweise und ihrer Verbände oder besonderer staatlicher (nicht 
privater oder halböffentlicher) Vermittlungsstellen gelegt werden. 
(…) 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 5. Jahrgang, Nr. 1, 15. Oktober 








Große, nach Umfang und Inhalt gesteigerte Aufgaben erwachsen den 
Arbeitsnachweisen für Frauen in Gegenwart und vielleicht noch mehr 
in Zukunft. Während man vor dem Kriege annahm, daß ein Drittel al-
ler Erwerbstätigen Frauen waren, schätzt man ihren Anteil jetzt auf 
mehr als die Hälfte. Schon seit längerer Zeit übersteigt z. B. bei den 
Groß-Berliner Krankenkassen die Zahl der Frauen nicht unerheblich 
die der Männer. Der Anteil der Frauen am Erwerbsleben wird voraus-
sichtlich auch in Zukunft erheblich höher bleiben als vor dem Kriege. 
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Aber nicht nur die absolute Zunahme der Frauen im Arbeitsleben der 
Völker, sondern auch die gewaltigen Umschichtungen beim Übergang 
aus der Kriegs- in die Friedensarbeit, die teils zu umfangreichen 
Rückwanderungen der in die Kriegsindustrie übergegangenen Arbeite-
rinnen, teils zu erneutem auch zwischenörtlichem Wechsel der Ar-
beitsstellen führen wird, erfordern ein leistungsfähiges Arbeitsnach-
weiswesen auch für die Frauen, das imstande ist, sich Überblick über 
einen weiteren Markt zu verschaffen, die Arbeiterinnen dorthin zu lei-
ten, wo sie gebraucht werden, und sie von zwecklosen Hin- und Her-
reisen, namentlich von ungesunder und durch die Lage des Arbeits-
marktes nicht gerechtfertigter Zuwanderung in die Großstädte abzu-
halten. Die Kriegsnöte haben zu zahlreichen Verpflanzungen von Ar-
beiterinnen, zur Lösung wertvoller Verbindungen an Familie, Heimat, 
festgefügte Sitte gezwungen; diese Umschichtung war ein schwerer 
Raubbau an der sittlichen Kraft unseres Volkes. Und doch kamen hier 
die Frauen wenigstens in feste, gut gelohnte Arbeit, - wie aber, wenn 
dieser Wanderstrom sich von neuem ziellos ergießt, den Frauen aber 
nicht Arbeit, sondern Arbeitslosigkeit zuteil wird? 
 
Die Arbeitsvermittlung für Frauen ist in mehr als einer Hinsicht ein 
besonders schwieriges Problem. Strebt der fortgeschrittene Arbeits-
nachweis schon für die Männer nach einer sorglichen Behandlung des 
Einzelfalls, um Arbeitgeber und Arbeiter wirklich zu befriedigen und 
den richtigen Mann an die richtige Stelle zu bringen, so ist diese ver-
feinerte Art der Arbeitsvermittlung völlig unentbehrlich für Frauen. 
Der Mann weiß, wenn er auf den Arbeitsnachweis kommt, genau, 
welche Arbeit er annehmen will und kann; die Frau sucht, wenn man 
von der verhältnismäßig kleinen Gruppe der Facharbeiterinnen ab-
sieht, „Arbeit“ schlechthin. Darum braucht sie eine Arbeitsberatung, 
die auf ihre körperliche Eignung, Familienverhältnisse, Wohnort, frü-
here Tätigkeit und Art der Beschäftigung Rücksicht nimmt. Ein gut 
Teil der vielbeklagten Unstetigkeit der Arbeiterinnen, die unserer 
Volkswirtschaft alljährlich viele Tausende kostet, ist auf die wahllose 
Übernahme ungeeigneter Beschäftigung zurückzuführen, und die Er-
fahrung zeigt, daß eine sorgsam durchgeführte Einzelvermittlung die 




Unentbehrlich ist auch ein guter Arbeitsnachweis, der wirklich die 
Lage des Arbeitsmarkts überschaut und imstande ist, neue Arbeits-
möglichkeiten aufzudecken, für die Durchführung einer Erwerbslo-
senfürsorge für Frauen; die so schwierige Prüfung der Arbeitswillig-
keit, die Geltendmachung der Pflicht zur Arbeit und die Kontrolle 
kann nur durch den Arbeitsnachweis geleistet werden. Bei mangelhaf-
ter Durchführung dieser Maßnahmen wird nicht nur sehr viel Geld 
zwecklos verschwendet, es wird auch die Eigenschaft, auf der der 
Wiederaufbau unserer Volkswirtschaft ruht, das Selbstverantwor-
tungsgefühl und der Wille, sich selbst zu helfen, in weiten Kreisen ge-
lähmt. 
 
Mit all diesen Aufgaben hat der Ausbau der weiblichen Abteilung des 
öffentlichen Arbeitsnachweises bis jetzt noch nicht Schritt gehalten. 
Keine der verschiedenen Bundesratsverordnungen und Verordnungen 
gedenkt auch nur mit einem Wort der besonderen Bedürfnisse der 
Frauen; lediglich die Erlasse des Kriegsamts suchen eine vermehrte 
Leistungsfähigkeit der Frauen herbeizuführen. Tatsache ist, daß weder 
die Zahl, noch die Güte der Arbeitsnachweise für Frauen ausreicht, 
um den gesteigerten Anforderungen der Übergangswirtschaft zu ge-
nügen. Wohl hat eine Reihe von einsichtigen Stadtverwaltungen, un-
terstützt durch Kriegsamtsstellen und Arbeitsnachweisverbände, die 
neuerdings einen besonderen Ausschuß für die mit den Arbeitsnach-
weisen für Frauen zusammenhängenden Fragen gebildet haben, den 
weiblichen Abteilungen ihrer Arbeitsnachweise größere Aufmerk-
samkeit geschenkt und erhebliche Verbesserungen vorgenommen. 
Mehrere Arbeitsnachweisverbände, so der schlesische, märkische u. a. 
bemühen sich, durch Fortbildungskurse die fachliche Bildung der Be-
amtinnen zu heben. Aber der große Durchschnitt unserer Arbeits-
nachweise für Frauen befindet sich auf einem erschreckend niederen 
Stand, und Gemeinde- und Kreisverwaltungen stehen der Frage mit 
völliger Verständnislosigkeit gegenüber. Es ist kaum begreiflich, wie 
wenig diesen Stellen die durch den Krieg grundlegend veränderte 
Stellung der Frauenarbeit zum Bewußtsein gekommen ist. 
 
Gute Arbeitsnachweise für Frauen erfordern Geld, tüchtiges, sozial 
und fachlich geschultes Personal und eine Stellung dieses Personals 
innerhalb des Beamtenkörpers, die einer selbstständigen Initiative und 
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freien Betätigung Raum läßt. Solange man aus fiskalischen Gründen, 
und auch vielleicht, weil sie bequemer ist, die untergeordnete Bürohil-
fe, die sich vielleicht in der Bezugsscheinstelle bewährte, für genü-
gend hält und diese Kraft ohne jegliche Schulung auf die arbeitsu-
chende weibliche Menschheit losläßt, kann sich nichts anderes erge-
ben als eine rein schematische Verbindung des Arbeitgebers A mit der 
Arbeiterin B. Zahlreiche Nachweise sind noch heute, wie vor dem 
Kriege, in erster Linie Stellenvermittlungen für Dienstboten. Es wäre 
nicht uninteressant, festzustellen, wieviel Arbeitsnachweisbeamtinnen 
wohl systematisch die Betriebe ihres Bezirks besichtigt haben, um 
sich einen Einblick in die Arbeitsverhältnisse und die Art der Arbeit 
zu verschaffen. Die Schreiberin dieser Zeilen hat mit den Arbeits-
nachweisleiterinnen großer westdeutscher Industriestädte gesprochen, 
die noch nie in einen Betrieb hineingeschaut hatten. 
 
Da die Personalfrage das A und O jeder Besserung des Arbeitsnach-
weises ist, muß die Schaffung eines geordneten Bildungsganges, in 
dem bestimmte technische, fachliche und allgemein soziale Vorkennt-
nisse gegeben werden, am besten im Anschluß an einen guten Ar-
beitsnachweis, dringend gefordert werden. Die sozialen Frauenschulen 
wenden neuerdings dieser Aufgabe ihre besondere Aufmerksamkeit 
zu; daneben ist zu versuchen; namentlich für die Fachabteilungen 
Frauen zu gewinnen, die aus dem in Frage kommenden Gewerbe 
stammen. 
 
Besonderes Gewicht ist auf die Weiterbildung der schon im Dienst 
stehenden Beamtinnen zu legen. Die Versuche, die einige Arbeits-
nachweisverbände und Kriegsamtsstellen mit ein- bis vierwöchigen 
Kursen gemacht haben, zeigen zwar, daß solche kurzfristigen Kurse 
nur ein dürftiges Aushilfsmittel sind, daß sie aber doch, namentlich 
wenn sie öfter wiederholt werden, manche Anregung geben, manche 
technische Kenntnis vermitteln und vor allem das oft völlig mangeln-
de Verständnis für die volkswirtschaftliche und soziale Bedeutung der 
Arbeitsnachweise fördern können. Erfreulicherweise hat das Krieg-
samt für all, diese Ausbildungszwecke Mittel zur Verfügung gestellt. 
 
Der Ausbau eines guten Arbeitsnachweises kostet Geld. Unter Um-
ständen kann es sogar erforderlich sein, den Etat für die weibliche Ab-
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teilung höher als den für die männliche einzusetzen, da nicht nur man-
cherorts die weibliche Abteilung mehr Vermittlungen tätigt als die 
männliche, sondern auch die Ausstattung der Räume für Frauen gefäl-
liger sein muß, will man nicht gerade die besseren Elemente abstoßen. 
Vor allem muß für die Frauenabteilungen, die sich erst einführen müs-
sen, eine umfangreichere Werbung entfaltet werden. Um Klarheit in 
die geldlichen Bedürfnisse und Aufwendungen zu bringen, empfiehlt 
es sich, die Etats für die weiblichen Abteilungen gesondert aufzustel-
len. 
 
Erst eine fachliche Gliederung ermöglicht es dem Arbeitsnachweis, 
eine Tätigkeit, die dem Einzelfall gerecht wird, zu entfalten. Wenn 
zahlreiche, selbst großstädtische Arbeitsnachweise für Frauen dieser 
Grundlagen entbehren und in friedlichem Durcheinander Dienstboten, 
gewerbliche und landwirtschaftliche Arbeiterinnen, kaufmännische 
Angestellte vermitteln, so ist ihnen von vornherein die Möglichkeit 
einer inneren - und damit auch äußeren - Entwicklung beengt. Sie ge-
langen nie dazu, die höher qualifizierten Kräfte zu gewinnen, die mit 
Recht eine ihrer fachlichen Vorbildung entsprechend spezialisierende 
Behandlung verlangen. Damit verlieren die Nachweise aber auch die 
besseren Stellenangebote und bleiben auf die Vermittlung von Dienst-
boten und der unteren Schicht ungelernter Arbeiter beschränkt. In 
größeren Orten sollten für die Fachabteilungen eigene paritätische 
Fachausschüsse eingerichtet werden, um die so notwendige Fühlung-
nahme mit Arbeitgebern und -nehmern herzustellen. Nicht immer läßt 
sich namentlich in Klein- und Mittelstädten, eine weitgehende Gliede-
rung ermöglichen; dann kann man - wie das für einzelne Berufszweige 
auch von größeren Arbeitsnachweisen üblich ist, ohne Schaden den 
Ausweg wählen, die Frauen durch die entsprechende männliche Ab-
teilung gehen zu lassen. 
 
Dieser Weg hat überhaupt da den Vorzug, wo wegen der Kleinheit der 
Verhältnisse sich die Einstellung einer eigenen hauptberuflich tätigen 
Beamtin und Schaffung einer selbständigen Frauenabteilung nicht 
lohnt; es wird im allgemeinen zweckmäßiger sein, die Vermittlung der 
Frauen, vielleicht in besonderen Dienststunden, dem Verwalter der 
männlichen Abteilung zu übertragen, der ohnehin schon Überblick 
und Erfahrung hat, als eine nebenamtliche weibliche Kraft anzustel-
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len; nur muß auch hier in Verwalterkonferenzen oder besonderen Kur-
sen dafür gesorgt werden, daß die männlichen Beamten Verständnis 
für die besonderen Probleme der Arbeitsvermittlung für die Frauen 
gewinnen. 
Die Arbeitsnachweisfrage läßt sich nicht allein durch große gesetzge-
berische Maßnahmen lösen. Entscheidend ist die solide Kleinarbeit an 
tausend Stellen. Ehe nicht in die deutsche Stadt- und Kreisverwaltun-
gen, in die Arbeitsnachweise selbst das Verständnis für die großen 
volkswirtschaftlichen Aufgaben der Arbeitsnachweise einzieht, ehe 
nicht die bürokratische Stickluft durch einen frischen sozialen Wind 
vertrieben wird, bleiben die schönsten Verordnungen von oben herab 
ein Stück bedrucktes Papier. Der Buchstabe tötet; aber der Geist 
macht lebendig. 
 
Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. 27. Jahrgang, Nr. 21, 




48. Der bayrische Ministerialerlaß betreffend  




Das bayrische Staatsministerium hat vor kurzem einen umfassenden 
Erlaß betreffend Lehrstellenvermittlung und Berufsberatung veröf-
fentlicht und sich damit den wärmsten Dank aller in der Berufsbera-
tungsarbeit Stehenden verdient. Wird doch damit zum ersten Male von 
einer Staatsbehörde die Tatsache anerkannt, daß wir zum Wiederauf-
bau unseres Wirtschaftslebens, zur Erziehung eines leistungsfähigen 
Nachwuchses auf den Gebieten von Handwerk, Industrie und Handel 
der planmäßigen Berufszuführung der Jugendlichen bedürfen und daß 
es an der Zeit ist, diese Arbeit gerade jetzt zielbewußt zu fördern. 
 
Die Bestimmungen des Erlasses knüpfen an die verschiedenen zur 
Regelung des Arbeitsnachweiswesens erlassenen Verordnungen an 
und betonen, daß alle Bemühungen einen Überblick über die Bewe-
gung des Arbeitsmarktes zu erhalten, unwirksam und unvollständig 
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bleiben müssen, wenn dabei nicht auch die Vermittlung des Nach-
wuchses an Arbeitskräften mit erfaßt wird. Dieser Begründung für den 
Erlaß kann man nicht nachdrücklich genug zustimmen, da alle in der 
Beratungsarbeit tätigen Praktiker sich wohl darüber einig sind, daß ih-
re Arbeit durch das Fehlen statistischen Materiales außerordentlich 
erschwert wird. Aus diesem Grunde sind ja auch Erwägungen darüber 
im Gange, ob es nicht möglich sein würde, durch einheitliche Statis-
tikführung, die letzten Endes beim Kaiserlich Statischen Amte zu-
sammenlaufen müßte, zuverlässige Unterlagen von Angebot und 
Nachfrage der Lehrstellensuchenden und Lehrherren zu erhalten. 
 
Da, wie der Erlaß mit vollem Recht ausführt, „bei dem großen Verlust 
von Arbeitskräften jeder Erwerbsstand bestrebt sein wird, sich einen 
möglichst tüchtigen jungen Nachwuchs zu sichern“, muß über die 
Verteilung der Jugendlichen auf die verschiedenen Erwerbsstände 
künftig fortlaufend ein Überblick möglich sein. 
 
Die einleitenden Bemerkungen des Erlasses schließen mit zwei sehr 
erfreulichen Feststellungen. Sie betonen, daß unter Lehrstellenvermitt-
lung nicht nur die Vermittlung in jenen Berufen verstanden werden 
soll, die wie Handwerk und Handel einen geregelten Lehrgang auf-
weisen, sondern die Vermittlung der Anfangsplätze für jugendliche 
Arbeiter und Arbeiterinnen überhaupt, also auch solcher in der Indust-
rie sowie in der Land- und Hauswirtschaft. Diese weitgehende Ausle-
gung des Begriffes Lehrstellenvermittlung wird sicher den Jugendli-
chen zum großen Segen werden und viel dazu beitragen, daß die jun-
gen Anfänger geordneter Ausbildung und Lehre zugeführt und ihre 
Lehrjahre zweckmäßig gestaltet werden können.  
 
Die zweite dankbar empfundene Bemerkung: „Unter Schülern sind 
ferner auch Schülerinnen zu verstehen“, sollte ja als Selbstverständ-
lichkeit eigentlich nicht besonders erwähnt werden; wir Frauen sind 
aber so wenig verwöhnt, daß es uns wohltuend berührt, wenn uns 
einmal in einem so wichtigen Erlaß von vornherein Gerechtigkeit zu-
teil wird. 
 
Was nun die sachlichen Forderungen des Erlasses betrifft, so kann 
man ihnen im großen und ganzen gern zustimmen. Es wird zunächst 
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die Tätigkeit der Schule charakterisiert, wobei bemerkenswert ist, daß 
nicht nur die aus der Volkshauptschule zur Entlassung kommenden 
Kinder, sondern auch die Absolventen höherer Schulen beraten wer-
den sollen, sofern sie schon mit Abschluß der VI. Klasse austreten. Es 
sollen, wie das das jetzt ja schon in zahlreichen Städten üblich ist, 
Merkblätter und Fragebogen verteilt und ausgefüllt, mit ergänzenden 
Bemerkungen des Lehrers und Schularztes versehen und schließlich 
gesammelt an die Lehrstellenvermittlung abgegeben werden. 
Die Ergebnisse der gesammelten Fragebogen sind zu Übersichten 
nach einheitlichen Mustern zusammenzustellen, und zwar dort, wo 
kein Arbeitsamt besteht, von der Gemeindebehörde, sonst vom Ar-
beitsamt. Jedenfalls sind die Arbeitsämter in den Besitz des Gesamt-
materials zu setzen, damit sie die Zahl der Gesuche öffentlich bekannt 
geben können.  
 
„Im Anschluß an die Arbeitsämter und wenn möglich unter Eingliede-
rung in diese sind von den Gemeinden nach Maßgabe des Bedürfnis-
ses Berufsberatungsstellen für Jugendliche einzurichten.“ So erfreu-
lich diese Bestimmung an und für sich auch ist, so muß man doch be-
dauern, daß durch diesen Satz erneut der leider noch viel zu stark ver-
breiteten Anschauung, als wenn Lehrstellenvermittlung und Berufsbe-
ratung zwei verschiedenartige, nebeneinander stehende Aufgaben 
sind, Nahrung gegeben wird.  
 
Es kann doch keinem Zweifel unterliegen, daß eine von sozialpoliti-
schen Gesichtspunkten ausgehende Lehrstellenvermittlung ein Teilge-
biet der Berufsberatungsarbeit, und nicht etwas außerhalb ihrer Zu-
ständigkeit liegendes ist. Der Vermittlung einer Lehrstelle muß unbe-
dingt die Berufsberatung, d. h. die Besprechung aller Fragen betr. 
Eignung des Jugendlichen für den gewählten Beruf, in dem er eine 
Lehrstelle zu seiner Ausbildung sucht, vorangehen. Der Vermittlungs-
akt selbst ist ein formales Glied in der Kette der notwendigen Hand-
lungen, um den Jugendlichen dem für ihn geeigneten Ausbildungslatz 
(Lehrstelle) zuzuführen. Freilich hat die Berufsberatung nicht nur die 
Aufgabe, Wege der Ausbildung durch praktische Anlernung oder ge-
ordnete Lehre zu weisen, sondern muß den Ratsuchenden auch bei der 
Wahl geeigneter fachschulmäßiger Unterweisung behilflich sein kön-
nen und für diesen Teil ihrer Aufgaben geht die Berufsberatung über 
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die Lehrstellenvermittlung hinaus. Das wird aus der Formulierung des 
Erlasses aber nicht ohne weiteres klar. 
 
Sehr interessant ist die Bestimmung 10 des Erlasses, die von den pri-
vaten Berufsberatungsstellen handelt und betont, daß dort „nur sach-
kundige und erfahrene Personen“ verwendet werden dürfen. Da über 
die Qualitäten der Personen, die an den Arbeitsämtern diese Aufgaben 
übernehmen sollen, nichts gesagt ist, so liegt die Vermutung nahe, daß 
die dort vorhandenen Kräfte alle als „sachkundig und erfahren“ gelten 
sollen. Bei aller Hochschätzung der an Arbeitsnachweisen tätigen Be-
amten darf hinter diese Anschauung doch wohl ein Fragezeichen ge-
setzt und gesagt werden, daß gerade an der Gewinnung geeigneter 
Persönlichkeiten für die so verantwortungsvolle Beratungsarbeit die 
guten Absichten des Erlasses leicht scheitern könnten. Es muß deshalb 
unbedingt zunächst für die Ausbildung und Fortbildung der künftig 
auf dem Gebiete der Berufsberatung tätigen Beamten beiderlei Ge-
schlechts Sorge getragen werden. 
 
Da im allgemeinen die Absicht besteht, die fachliche Ausbildung der 
Arbeitsnachweisbeamten erheblich zu verbessern, so wird es vielleicht 
möglich sein, bei Gelegenheit von Fortbildungskursen für bereits täti-
ge Arbeitsvermittler auch diese ihnen neu zugewiesenen Aufgaben 
eingehend zu berücksichtigen. Dabei wird man sich unter keinen Um-
ständen damit begnügen können, den Berufsberatern den Gebrauch 
gedruckter Ratgeber für die Berufswahl zu empfehlen, wie der Erlaß 
das bedauerlicherweise tut. Es liegt sonst die Gefahr vor, daß der Be-
rufsberater sich der Mühe überhoben glaubt, sich selbst durch sorgfäl-
tige eigene Erhebungen dauernd fortzubilden und lediglich an Hand 
von gedruckten Angaben, die für den örtlichen Bezirk unter Umstän-
den durchaus unzutreffend sein können, seine Ratschläge erteilt. 
Selbst wenn der Erlaß in einem Nachsatz darauf hinweist, daß die ge-
druckten Ratgeber die Verhältnisse und Anforderungen der einzelnen 
Berufe immer nur in großem Umfange schildern können, genügt diese 
Warnung erfahrungsgemäß nicht. 
 
Sehr dankenswert sind dagegen die allgemeinen Bestimmungen die 
ausdrücklich betonen, daß die Jugendlichen nur in solchen Lehrstellen 
untergebracht werden sollen, die ihren Neigungen entsprechen und 
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ihren körperlichen und geistigen Kräften angemessen sind. Vielleicht 
wäre es zweckmäßig gewesen, die zweite Bedingung voranzustellen, 
aber es darf von einem tüchtigen Berufsberater wohl ohne weiteres 
angenommen werden, daß er die Neigungen nicht besonders berück-
sichtigt, wenn die Kräfte sie nicht gerechtfertigt erscheinen lassen. 
 
Der Erlaß betont, daß es Aufgabe der Beratungsstelle sein wird, mit 
den beteiligten Kreisen zusammen zu wirken. Hoffentlich wird das 
auch in der Praxis zur Durchführung gelangen, denn auch hier liegen 
genügend Erfahrungen vor, um zu zeigen, daß nur gemeinsame Arbeit 
aller interessierten Stellen gute Erfolge verbürgt. 
 
Der letzte Paragraph des Erlasses ordnet an, daß die Bestimmungen 
bezüglich der Lehrstellenvermittlung mit Rücksicht auf die Kriegs-
verhältnisse vorerst nicht in Kraft treten sollen, wenngleich die Ge-
meinden ermächtigt sind, sie einstweilen zu vollziehen. Das ist natür-
lich sehr bedauerlich, denn gerade jetzt wäre es notwendig, wenigs-
tens mit den Vorarbeiten zu beginnen, damit bei der nach Kriegsbeen-
digung zu erwartenden Arbeitslosigkeit die Bevölkerung schon von 
dem Bestehen der Beratungs- und Lehrstellenvermittlungstellen 
Kenntnis hat und sich an sie wendet.  
 
Hoffentlich werden deshalb recht viele Gemeinden schon jetzt von der 
ihnen gegebenen Anregung Gebrauch machen und mindestens dafür 
Sorge tragen, daß durch Schulung ihrer Beamten diese in den Stand 
gesetzt werden, die neu zu übernehmenden Aufgaben künftig gut zu 
erfüllen. Vor allem wird das bayrische Beispiel eines amtlichen Erlas-
ses hoffentlich in Preußen und anderen Bundesstaaten bald nachge-
ahmt werden. 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 5. Jahrgang, Nr. 5, 20. Februar 






49. Der gewerkschaftliche Wiederaufbau nach dem 
Kriege 
 
10. Die Arbeitslosen-Fürsorge 
 
a) Arbeitsvermittlung und Arbeitsbeschaffung 
(…) 
Als Erstes muß das Arbeitsnachweiswesen durch die Schaffung eines 
möglichst lückenlosen Netzes öffentlicher Arbeitsnachweise vervoll-
kommnet werden. Keine Stadt, kein Kreis von Landgemeinden darf 
ohne einen öffentlichen Arbeitsnachweis sein. Der öffentliche Nach-
weis genügt aber nur den primitivsten Bedürfnissen; er bedarf der 
fachlichen Gliederung, um für unser hochentwickeltes Wirtschaftsle-
ben, qualifizierte Arbeitskräfte zu beschaffen. Deshalb sind in den 
wichtigsten Erwerbszweigen paritätische Facharbeitsnachweise, sei es 
als gemeinsame Einrichtungen der Gewerkschaften und Unternehmer-
verbände oder in Angliederung an die öffentlichen Nachweise herbei-
zuführen.  
(…) 
Ein Zusammenwirken der Arbeitsnachweise ist im Interesse der Un-
terbringung der Arbeitslosen unentbehrlich. Deshalb müssen die wäh-
rend des Krieges geschaffenen Centralauskunftsstellen auch nach dem 
Kriege aufrechterhalten werden. Sie sollen alle Nachweisgruppen ih-
res Bezirks umfassen und keine Richtung ausschließen oder auf Kos-
ten anderer begünstigen.  
(…) 
Die Arbeitsvermittlung muß sodann durch die Arbeitsbeschaffung er-
gänzt werden. In früheren Arbeitslosigkeitszeiten wurden Notstands-
arbeiten hierfür ausersehen. Im Anfange des Krieges erfüllten die 
Heeresaufträge diesen Dienst. In der Uebergangswirtschaft werden die 
öffentlichen Aufträge und Arbeiten an deren Stelle treten müssen, um 
die Produktion wieder in beschleunigten Gang zu bringen. 
(…) 
 
Correspondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften 
Deutschlands. 28. Jahrgang, Nr. 23, 8. Juni 1918, S. 211-214.  
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b) Arbeitsorganisation und Arbeitslosenunterstützung 
 
(…) 
Da weder die Arbeitsvermittlung noch die Arbeitsbeschaffung im-
stande sein werden, alle Arbeitsuchenden restlos in Arbeit zu bringen, 
so ist trotz aller dieser Bemühungen mit einer starken Arbeitslosigkeit 
zu rechnen. Für sie wird die Arbeitslosenunterstützung zu einer öffent-
lichen Pflicht. Diese Pflicht darf aber nicht als eine lästige Angele-
genheit behandelt werden, wie es zahlreiche Gemeinden gegenüber 
den Erwerbslosen während des Krieges getan haben, indem sie das 
Vorhandensein von Arbeitslosigkeit in Abrede stellten, die Bedürftig-
keit verneinten, private Unterstützungen auf öffentliche anrechneten 
und gemeindliche Zuschüsse verweigerten. 
(…) 
Kann es für die erste Zeit der Uebergangswirtschaft mit der öffentlichen 
Arbeitslosenunterstützung aus Reichsmitteln vorläufig sein Bewenden 
haben, so muß doch für spätere Zeiten eine zuverlässigere Grundlage der 
Erwerbslosenhilfe erstrebt werden. Das kann nur im Wege der Versiche-
rung, und zwar mittels des in Deutschland bewährten Versicherungs-
zwanges geschehen. Die Gewerkschaften haben sich bereits seit langem 
eingehend mit dieser Frage beschäftigt und als Uebergang zur öffentlich-
rechtlichen Arbeitslosenversicherung eine staatliche Subvention der ge-
werkschaftlichen Arbeitslosenversicherung nach Art des Genter Systems 
gefordert. Die durch den Krieg veranlaßte Umwälzung der alten Wirt-
schaftsverhältnisse und die erhebliche Steigerung der Arbeitslosigkeit 
haben ihnen aber eine Revision ihrer früheren Forderungen aufgezwun-
gen. Sie verzichten heute auf den Uebergang und treten unmittelbar für 
die obligatorische Arbeitslosenversicherung ein, für die sie im Interesse 
einer Vereinfachung der Organisation eine Anlehnung an die Invalidi-
täts- und Altersversicherung empfehlen. Die Grundzüge dieser Reichs-
versicherung werden in einer Eingabe der freien Gewerkschaften an 
Bundesrat und Reichstag eingehend dargelegt. Sie soll auf Beiträgen der 
Versicherten und deren Arbeitgeber beruhen und sowohl mit den Ver-
waltungseinrichtungen der Berufsvereine, als auch mit den Arbeits-
nachweisen in ein enges Zusammenwirken gebracht werden. 
(…) 
 
Ebenda, Nr. 24, 15. Juni 1918, S. 221-223. 
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50. Eingabe des Verbandes Deutscher Arbeits-
nachweise betr. gesetzliche Regelung des Ar-
beitsnachweises 
 
Der Verband Deutscher Arbeitsnachweise hat gemäß einem Beschluß 
des Verbandsausschusses am 7. Mai 1918 an das Reichswirt-
schaftsamt folgende Eingabe gerichtet, die auch den Mitgliedern des 
Bundesrats und Reichstags zur Kenntnis überreicht wurde: 
 
Im Verlauf des Krieges sind eine Anzahl Maßnahmen zur Regelung 
des Arbeitsnachweises getroffen worden, die einen bedeutsamen Fort-
schritt gegenüber dem vor dem Kriege auf diesem Gebiet herrschen-
den Zustande darstellen. Es ist dringend erforderlich, daß diese Maß-
nahmen, soweit sie sich bewährt haben, beibehalten und weiter entwi-
ckelt werden auch für den Fall, daß nach Beendigung des Krieges die 
bisherigen gesetzlichen Unterlagen einer Regelung des Arbeitsnach-
weises (Belagerungsgesetz usw.) in Fortfall kommen. Den Mittel-
punkt der bisherigen Organisation des Arbeitsmarktes bildeten die ü-
ber das ganze Deutsche Reich verbreiteten öffentlichen Arbeitsnach-
weisverbände, die der Aufgabe, einen Überblick und Ausgleich auf 
dem Arbeitsmarkt zu schaffen, in ihrer Eigenschaft als Zentralstellen 
der öffentlichen Arbeitsnachweise und geschäftsführende Organe der 
Zentralauskunftsstellen gerecht zu werden suchten. 
 
Um den Aufgaben der Übergangswirtschaft gewachsen zu sein, muß 
angestrebt werden, die lockere, im Grunde nur auf einem Meldewesen 
aller nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise beruhende Organisation 
der Zentralauskunftsstellen durch ein festeres Gefüge zu ersetzen. Zu 
diesem Zweck ist eine baldige, das gesamte Arbeitsnachweiswesen 
erfassende gesetzliche Regelung wünschenswert.  
(…) 
Eine durchgreifende Organisation des Arbeitsmarktes wird vor allem 
die Ausgestaltung der öffentlichen Arbeitsnachweisverbände zum Ziel 
haben müssen, die in ihrer bisherigen Form solange an der vollständi-
gen Erfüllung ihrer Aufgaben behindert sein werden, als nicht die Ge-
setzgebung ihnen zu Hilfe kommt. Die Verbände stellen zurzeit priva-
te Vereinigungen ohne jede Autorität und ohne jede Rechtspersön-
lichkeit dar. Um ihnen mehr Autorität zu verschaffen, müssen diese 
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Arbeitsnachweisverbände zu öffentlichen Korporationen ausgestaltet 
werden. Zu diesem Zweck wird es notwendig sein, durch eine gesetz-
liche Vorschrift zu bestimmen, daß Verbände, welche ihre Satzungen 
bestimmten Normativbestimmungen anpassen, von den Landeszent-
ralbehörden als öffentliche Korporationen anzuerkennen sind. Um 
nach außen den öffentlich-rechtlichen Charakter der so ausgestalteten 
Verbände zum Ausdruck zu bringen, erscheint es zweckmäßig, ihnen 
die Bezeichnung „Landesarbeitsämter“ zu verleihen. 
 
Die so zu öffentlichen Korporationen ausgestalteten und der staatli-
chen Aufsicht unterstellten Arbeitsnachweisverbände müssen auf si-
chere finanzielle Grundlage gestellt werden, und zwar in der Form, 
daß die Kosten für die „Landesarbeitsämter“ von Reichs-, Staats- und 
solchen größeren Kommunal- bzw. Provinzialverbänden aufzubringen 
sind, in deren Gebiet sie ihre Tätigkeit entfalten. Es wird grundsätzlich 
daran festzuhalten sein, daß die Landesarbeitsämter volle Selbstver-
waltung besitzen und daß außer Behörden und öffentlichen Körper-
schaften Arbeitgeber und Arbeitnehmer in ihnen vertreten sein müs-
sen. 
 
Als Landesarbeitsämter hätten die Arbeitsnachweisverbände zunächst 
die Aufgabe, auf die Errichtung und den Ausbau der öffentlichen Ar-
beitsnachweise hinzuwirken.  
(…) 
Weiter gehört zu ihren Aufgaben, die Organisierung und Förderung 
der zwischenörtlichen Arbeitsvermittlung für ihren Bezirk. 
(…) 
Endlich wird Aufgabe der Landesarbeitsämter sein, alle Einrichtungen 
ihres Bezirks, welche sich mit Arbeitsvermittlung befassen, zu über-
wachen und auf deren gedeihliches Zusammenarbeiten hinzuwirken. 
(…) 
Auch die gewerbsmäßigen Stellenvermittler wären der Kontrolle der 
Landesarbeitsämter zu unterstellen, die diese bei weitem gründlicher 
und sachgemäßer durchführen können als Polizeiorgane. 
 
Neben der Ausgestaltung der Verbände zu Landesarbeitsämtern wird 
die gesetzliche Regelung sich auf die gesamte Arbeitsnachweismaterie 
zu erstrecken haben. Den örtlichen Unterbau der Arbeitsmarktorgani-
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sation werden die öffentlichen Arbeitsnachweise zu bilden haben. Ihre 
Kosten werden grundsätzlich von den Gemeinden und Kommunalver-
bänden aufzubringen sein. Eingehende Normativbestimmungen über 
ihre Einrichtung und Geschäftsführung werden zu erlassen sein. 
(…) 
Alle nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise werden zu verpflichten 
sein, ihre Errichtung den Landesarbeitsämtern anzuzeigen und diesen 
die Satzungen sowie sonstige Angaben über die Art ihrer Geschäftstä-
tigkeit einzureichen. Die Landesarbeitsämter würden auf diese Weise 
einen genaue Überblick über die Einrichtungen ihres Bezirkes erhal-
ten. Weiter wird allen nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweisen die 
Verpflichtung aufzuerlegen sein, regelmäßig gemäß besonderen Vor-
schriften Meldungen über die nicht erledigten Gesuche der Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer an die Landesarbeitsämter zu machen, damit 
diese in der Lage sind, einen Ausgleich in die Wege zu leiten. 
 
Endlich werden besondere Vorschriften über die statistische Bericht-
erstattung aller Arbeitsnachweise, insbesondere zur Herbeiführung ei-
ner einheitlichen Arbeitsmarkstatistik für das ganze Reich, zu treffen 
sein.  
(…) 
Wir richten daher an das Reichswirtschaftsamt die dringende Bitte, 
unverzüglich den gesetzgebenden Körperschaften des Reichs eine 
Vorlage wegen Erlasses eines deutschen Arbeitsnachweisgesetzes zu 
machen. Wir erachten es für dringend notwendig, daß dieses Gesetz 
möglichst bald, noch vor Beendigung des Krieges, zur Verabschie-
dung gelangt. Die künftige Demobilisierung und die Übergangswirt-
schaft werden so große Anforderungen an die Tätigkeit der Arbeits-
nachweisorganisation stellen, daß diese Organisation bei Beendigung 
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 des Krieges völlig ausgebaut und durchgeführt sein muß, wenn an-
ders sie nicht versagen soll. Es muß mit allen Mitteln danach gestrebt 
werden, daß bei Beendigung des Krieges eine tadellose funktionieren-
de Organisation vorhanden ist. 
 
Verband Deutscher Arbeitsnachweise 
Dr. Freund, Geheimer Regierungs-Rat. 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 5. Jahrgang, Nr. 9, 20. Juni 










Das Verhältnis der gewerkschaftlichen Arbeitsnachweise zu den öf-
fentlichen, besonders den kommunalen ist seit deren Bestehen im all-
gemeinen ein freundliches und förderliches gewesen. Viele städtische 
Arbeitsämter und Arbeitsnachweise verdanken überhaupt ihre Entste-
hung der Anregung und dem Drängen der Gewerkschaften. Zwar hat 
noch der Gewerkschaftskongreß von 1896 sich gegen kommunale Ar-
beitsnachweise ausgesprochen, aber dieser Beschluß ist wenig befolgt 
worden und wurde auch durch den nächstfolgenden Kongreß von 
1899 wenn nicht gerade aufgehoben, so doch sehr stark abgeschwächt. 
Seitdem treten die Gewerkschaften ganz allgemein für die Errichtung 
öffentlicher Arbeitsnachweise durch Staat und Gemeinden ein, mit 
dem Verlangen, daß die Verwaltung paritätisch aus Vertretern der Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer gebildet wird und daß die Arbeitsvermitt-
ler aus dem Gewerbe selbst entnommen werden. 
(…) 
Während des Krieges ist dies Zusammenarbeiten in weitem Umfange 
praktisch betrieben worden. Die gewerkschaftlichen Arbeitsnachweise 
haben sich nach Möglichkeit an der Errichtung der Zentralauskunfts-
stellen und an deren Tätigkeit beteiligt, wobei es allerdings auch in 
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einigen Fällen zu Reibungen gekommen ist. Nämlich da, wo der öf-
fentliche Arbeitsnachweis auf seine überragende Stellung pochte und 
von vornherein sich selbst als die Zentralstelle anerkannt sehen wollte. 
Wo eine freiwillige Vereinbarung hierüber mit allen übrigen Nach-
weisen loyal angestrebt wurde, sind dadurch solche Reibungen ver-
mieden worden. 
(…) 
Ihre Vorschläge und Forderungen für die Arbeitsvermittlung in der 
Übergangszeit haben die Gewerkschaften wiederholt öffentlich erho-
ben und vertreten. Sie decken sich zu einem Teil mit denen, die auch 
von den öffentlichen Arbeitsnachweisen durch den Verband deutscher 
Arbeitsnachweise vorgeschlagen worden sind. Insbesondere verlangen 
sie auch, daß die Arbeitsvermittlung einheitlich für das Reichsgebiet 
durch ein Gesetz geregelt werde. Für jede größere Stadt mit ihren 
Vorortgemeinden, sowie für jeden Bezirk von Landgemeinden wird 
die Errichtung eines Arbeitsamtes gefordert, dem die einzelnen Ar-
beitsnachweise unterstellt sein sollen. Die Arbeitsämter sollen zu Ver-
bänden für bestimmte Landesteile (Bezirksarbeitsämter) zusammenge-
faßt werden und in dem Reichsarbeitsamt ihre Zentralstelle finden. Bis 
zum Erlaß dieses Gesetzes sollen alle nicht gewerbsmäßigen Arbeits-
nachweise, einschließlich der öffentlichen, bezirksweise unter Zent-
ralauskunftsstellen zusammengeschlossen und einer Reichsstelle, die 
den Verkehr der Zentralauskunftsstellen untereinander zu regeln hätte, 
unterstellt werden. Die Tätigkeit der Zentralauskunftsstellen ist so ge-
dacht, wie die jetzt schon bestehenden sie auch verrichten, sie sollen 
lediglich zwischen den vorhandenen Arbeitsnachweisen den Aus-
gleich bei Mehrangeboten und unbefriedigter Nachfrage nach Ar-
beitskräften innerhalb ihres Bezirks vermitteln, während die Reichs-
stelle den Ausgleich wieder zwischen den Zentralauskunftsstellen zu 
besorgen hätte. 
(…) 
Ausländer sollen in der Übergangszeit nur angeworben und vermittelt 
werden dürfen, wenn nachweislich ein Mangel an einheimischen Ar-
beitern besteht. Die Zentralauskunftsstellen sollen das Recht der Ent-
scheidung über die Zulassung von Ausländern erhalten, aber nur nach 
Anhörung der wirtschaftlichen Organisationen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer und unter der Voraussetzung, daß jeder Lohndruck ver-
hindert, den ausländischen Arbeitern vielmehr der gleiche Lohn wie 
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den einheimischen gezahlt wird, wie ihnen auch sonst die gleichen 
Rechte gesichert sein sollen. 
 
In der Forderung nach reichsgesetzlicher Regelung des Arbeitsnach-
weises gehen also die Gewerkschaften mit dem Verband deutscher 
Arbeitsnachweise einig, nur lehnen sie die von letzterem vorgeschla-
gene Organisationsform ab. 
(…) 
Es geht nicht an, zu verlangen, wie es auch in der Eingabe des Ver-
bandes deutscher Arbeitsnachweise an das Reichswirtschaftsamt vom 
7. Mai 1918 geschehen ist, daß allein die öffentlichen Arbeitsnach-
weise als die Träger der zukünftigen Nachweisorganisation anerkannt 
werden sollen. Diese Eingabe wünscht bekanntlich, daß die bestehen-
den Arbeitsnachweisverbände zu öffentlichen Korporationen ausges-
taltet werden sollen und ihnen die Bezeichnung „Landes-
Arbeitsämter“ verliehen wird, sowie ferner, daß die Zentralauskunfts-
stellen wieder beseitigt und ihre Aufgaben einfach dem öffentlichen 
Arbeitsnachweis an den einzelnen Orten zugewiesen werden sollen. 
 
Hiermit können sich die Arbeiter ebensowenig wie die Arbeitgeber 
einverstanden erklären. Deren Auffassungen müssen jedoch berück-
sichtigt werden, wenn die seitherige günstige Entwicklung des öffent-
lichen Arbeitsnachweises nicht gefährdet werden soll. 
(…) 
Ein besonderes Vorrecht des öffentlichen Arbeitsnachweises würde 
die Eintracht, die gerade in der Übergangszeit dringend nötig sein 
wird, stören und somit direkt schädlich wirken. 
 
Mag man immer die einseitigen Nachweise der Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer ablehnen und sogar bekämpfen, so ist doch die Tatsache 
nicht zu leugnen, daß sie aus dem natürlichen Bedürfnis der beiden 
Parteien, einen starken Einfluß auf die Arbeitsvermittlung auszuüben, 
entstanden sind und noch bestehen. 
(…) 
Ist der Nachweis beruflich gegliedert und wird den Arbeitgebern auf 
die Verwaltung ein ausreichender Einfluß eingeräumt, so kann auch 
der öffentliche Arbeitsnachweis ihre berechtigten Wünsche erfüllen. 
Dasselbe Interesse wie die Arbeitgeber haben aber auch die Arbeiter, 
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weshalb eben die paritätische Verwaltung sich als die beste Lösung 
ergeben hat.  
(…) 
Es ist deshalb ein großer Fehler gewesen, daß der Verband Deutscher 
Arbeitsnachweise seinen früheren Programmpunkt „paritätische Ver-
waltung“ fallen gelassen und durch die Forderung der „Unparteilich-
keit“ ersetzt hat. Auch die paritätischen Arbeitsnachweise können nur 
dann bestehen, wenn sie unparteiisch, den Arbeitgebern wie den Ar-
beitnehmern gegenüber, geleitet werden. 
(…) 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 6. Jahrgang, Nr. 2, 20. Novem-











Die Arbeitslosigkeit als soziale Erscheinung ist sehr alt, aber in der 
Gegenwart eng verknüpft mit der Warenproduktion, der Produktion 
für den Markt, und dem gleichzeitigen Bestehen der Gewerbefreiheit. 
Das unregelmäßige Produzieren muß von Zeit zu Zeit die Absatzkanä-
le verstopfen und lähmend auf die Produktion zurückwirken, d. h. die 
an der Produktion in erster Linie beteiligten Arbeiter zur Arbeitslosig-
keit verdammen. Gegen diese unverschuldete Arbeitslosigkeit Mittel 
und Wege zu finden, mühen sich die Menschen schon seit langem ab; 
aber nach fast 2 ½ Jahrtausenden sind die Mittel noch nicht wohlfeiler 
geworden, geschweige denn, daß man das Mittel gefunden hätte, die 
Arbeitslosigkeit gar nicht aufkommen zu lassen. 
(…) 
Wir nehmen die Definition auf, die Schwander in seinem ausgezeich-
neten Bericht über die Einrichtung von Notstandsarbeiten in den 
Schriften des Deutschen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit 
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gegeben hat. Sie lautet: „Unter Notstandsarbeiten verstehen wir die 
von öffentlichen Gemeinwirtschaften (Gemeinde, Bezirk, Provinz, 
Staat) veranlaßten außergewöhnlichen Arbeiten mit dem ausgespro-




II. Maßnahmen der Städte zur Beschäftigung Arbeitsloser. 
 
1. Arten der Arbeiten. Die Notstandsarbeiten werden von den Städ-
ten zum Teil in eigener Regie ausgeführt, zum Teil werden sie an Un-
ternehmer vergeben, die vertraglich verpflichtet werden, die ihnen 
durch die Stadt zugewiesenen Arbeitslosen, soweit es der Umfang und 
die Ausführung der Arbeit zuläßt, zu beschäftigen. 
(…) 
In der allerjüngsten Zeit sind die Städte immer mehr davon abgekom-
men, Notstandsarbeiten in eigener Regie zu betreiben. Die Vergebung 
der Arbeiten an Unternehmer nimmt immer mehr zu. Das nimmt nicht 
wunder, wenn man erwägt, daß die Arbeiten der ersten Art den Stadt-
säckel übermäßig stark belasten, zum anderen doch nur recht wenigen 
und nicht den besten, am allerwenigsten den gelernten Arbeitern Hilfe 
bringen. Das ist gerade die für die Städte schwer zu lösende Aufgabe, 
auf der einen Seite den sich anbietenden Arbeitslosen Arbeit und zwar 
passende Arbeit zu geben, auf der anderen Seite solche Arbeiten aus-
findig zu machen, durch deren Ausführung die Gesamtzahl der Bürger 
auf Kosten einer verhältnismäßig kleinen Zahl Unbeschäftigter nicht 
allzusehr belastet wird. 
(…) 
Die allgemeine Forderung geht nun dahin, daß die Stadt nicht jede 
Arbeit den Arbeitslosen zumuten darf, sondern daß sie auf die körper-
lichen Eigenschaften und auf die Vorbildung der Arbeitslosen Rück-
sicht zu nehmen hat, um die Arbeitslosen während einer nur vorüber-
gehenden und verhältnismäßig kurzen Beschäftigung einmal nicht ge-
sundheitlich zu schädigen, zum anderen sie für ihren gelernten Beruf 
durch schwere Arbeit nicht untauglich zu machen.  
(…) 
Das Idealste wäre zwar, wenn die Stadt jeden Arbeitslosen in seinem 
Beruf beschäftigen könnte. Würde sie dies aber tun, so würde sie das 
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Uebel nur noch vergrößern, statt es abzuschwächen; denn gerade die 
Ueberfüllung des Marktes mit den Waren, die die Arbeitslosen fertig-
ten, führte ja zu ihrer Entlassung. Also bleibt nur übrig eine Beschäf-
tigung zu bieten, die im großen Stil betrieben werden kann und der 
Industrie und dem Gewerbe möglichst wenig Konkurrenz macht.  
(…) 
2. Voraussetzungen zur Annahme als Notstandsarbeiter. (…) Bei 
der Darreichung von Arbeit an Arbeitslose hat man bisher in Deutsch-
land ausschließlich an männliche Arbeitslose gedacht. Der außeror-
dentlich dankenswerten Publikation der Internationalen Vereinigung 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit über die Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit in den einzelnen Ländern können wir 
aber entnehmen, daß man in anderen Ländern wie in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika und in Frankreich sich auch der weiblichen 
Arbeitslosen angenommen hat. 
(…) 
 
3. Arbeitsbedingungen. Wer zur Beschäftigung angenommen ist, hat 
sich streng an die Arbeitsordnung zu halten, wenn er nicht sofort wie-
der entlassen werden will. Eine Kündigungsfrist besteht nirgends. Je-
der Notstandsarbeiter kann die Arbeit jederzeit aufgeben, wie er eben-
so jederzeit entlassen werden kann. 
(…) 
Die Lohnbemessung bietet bei den Notstandsarbeiten nicht geringe 
Schwierigkeiten. Einmal dürfen die Löhne nicht zu niedrig bemessen 
sein, noch gar auf den Satz der Armenunterstützung sinken, zum ande-
ren müssen sie hinter den regulär gezahlten Löhnen zurückbleiben, um 
dem Arbeiter den Anreiz, sich andere als Notstandsarbeit zu suchen, 
nicht zu nehmen; denn es darf nie aus dem Auge gelassen werden, daß 
Notstandsarbeiten nur vorübergehende Maßnahmen zur Linderung der 
durch Arbeitslosigkeit hervorgerufenen Notstände sind. Bei der Lohn-
bemessung wird die Leistungsfähigkeit der Arbeiter mitsprechen müs-
sen, es muß Sorge dafür getroffen werden, daß der träge Arbeiter nicht 
den gleichen Lohn erhält, als der fleißige; andererseits werden Abstu-






4. Kosten der Notstandsarbeiten. Allgemein hört man behaupten, 
daß Notstandsarbeiten eine recht hohe Zubuße von der Stadt erfor-
dern, daß bei ihnen Leistung und Gegenleistung in einem recht un-
günstigen Verhältnis zueinander stehen. 
(…) 
Geringer ist die Zubuße bei den durch Unternehmer ausgeführten Not-
standsarbeiten, ja es kommt hier vor, daß diese Arbeiten einer Stadt 
sogar billiger zu stehen kommen, als wenn sie unter normalen Ver-
hältnissen ausgeführt worden wären. Ihre Ursache kann diese Erschei-
nung in verschiedenen Umständen haben, die allgemeiner Natur sein 
können, wie z. B. billigere Preise für Rohmaterialien, oder die in der 
Person des Unternehmers liegen, der vielleicht nur durch Uebernahme 
von Notstandsarbeiten seinen Arbeiterstamm über den Winter hin-
durch weiter zu beschäftigen vermag oder sich billigere, aber vielleis-
tende Arbeitskräfte verschaffen kann. 
(…) 
 





II.2 Texte Weimarer Zeit 
 
 
53. Die reichsgesetzliche Regelung  




Der Verband Deutscher Arbeitsnachweise ist seit längerer Zeit mit 
Vorbereitungen für eine künftige Neuordnung des gesamten deutschen 
Arbeitsnachweiswesens beschäftigt.  
(…) 
Demgemäß hat sich der Verband Deutscher Arbeitsnachweise mit den 
in Betracht kommenden wichtigsten und maßgebenden Vereinigungen 
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer aller Berufsgruppen in Verbindung 
gesetzt und mit diesen die Richtlinien einer künftigen zweckmäßigen 
Gestaltung des gesamten deutschen Arbeitsnachweiswesens erörtert. 
In Übereinstimmung mit den Vertretern des Reichsarbeitsministeri-
ums wurde beschlossen, Richtlinien und Grundsätze für ein Reichsar-
beitsnachweisgesetz aufzustellen, mit dessen Abfassung das Reichsar-
beitsministerium, wie mitgeteilt wurde, soeben beauftragt worden ist. 
Es wurde ein Unterausschuß bestellt, dem die Abfassung dieser Richt-
linien übertragen wurde. 
(…) 
Diese Richtlinien stellen zunächst, wie ausdrücklich betont sei, ledig-
lich die Auffassung des Unterausschusses, noch nicht des Verbandes 
Deutscher Arbeitsnachweise und der mit ihm in Verhandlung stehen-
den weiteren Verbände und Vereinigungen dar. Die Richtlinien sind 
auch nicht überall einstimmig beschlossen worden. 
(…) 
 
Richtlinien für die reichsgesetzliche Regelung des Arbeitsnach-




I. Der Grundsatz der paritätischen Verwaltung jedes nichtgewerbsmä-
ßigen Arbeitsnachweises ist restlos durchzuführen. Dabei ist dafür 
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Sorge zu tragen, daß nicht allein überall paritätische Verwaltungsaus-
schüsse eingerichtet werden, sondern daß unter Berücksichtigung der 
besonderen örtlichen Verhältnisse und Bedürfnisse die Mitwirkung 
der Interessenten bei den Geschäften der Arbeitsvermittlung selbst ge-
sichert wird. 
 
II. Die gesetzliche Regelung soll alle Arten gemeinnütziger, d. h. 
nichtgewerbsmäßiger Arbeits- und Stellenvermittlung umfassen, also 
außer öffentlichen (gemeindlichen) Arbeitsnachweisen die Arbeits-
nachweise der Arbeitgeber und Arbeitnehmer, der Angestelltenver-
bände aller Art, insonderheit der Kaufleute und Techniker, der Innun-
gen, Wohlfahrtsvereine, die Stellenvermittlung von Schulen, gemein-
nützigen Anstalten, Behörden. 
 
III. Es sind besondere Vorschriften zu erlassen über die Stellenver-
mittlung durch die Presse (Anzeigenwesen). 
 
IV. Die gewerbsmäßige Stellenvermittlung ist von einem bestimmten, 
nicht zu fernen Zeitpunkt grundsätzlich und ausnahmslos zu verbieten 
und das Stellenvermittlergesetz aufzuheben. 
 
V. Die Beschaffung und Arbeitsvermittlung ausländischer Arbeiter ist 
durch das Gesetz zu regeln. Die Aufsicht über die gesamte Auslands-
vermittlung ist dem Reiche zu übertragen. 
 
VI. Durch gesetzliche Bestimmung ist Vorsorge zu treffen, daß der 
Betrieb der Arbeitsnachweise völlig unparteiisch erfolgt. 
 




1. Für den Umfang je einer preußischen Provinz oder eines Gliedstaa-
tes, gegebenenfalls für eine preußische Provinz und einen Gliedstaat 






II. Öffentliche Arbeitsnachweise. 
 
1. Im ganzen Reich ist für jeden Stadt- oder Landkreis, gegebenenfalls 
für einen Stadt- oder Landkreis gemeinsam, für Teile eines Stadt- oder 
Landkreises oder für einen zusammenhängenden wirtschaftlichen Be-
zirk ein öffentlicher kommunaler Arbeitsnachweis zu errichten. 
 
2. Träger dieses Arbeitsnachweises sind die Gemeinde, der Gemein-





1. Falls in einem Stadt- oder Landkreise oder in einem zusammenhän-
genden wirtschaftlichen Bezirke mehrere nicht gewerbsmäßig betrie-
bene Arbeitsnachweise vorhanden sind, kann auf Anordnung des Lan-
desarbeitsamtes ein Arbeitsnachweisamt eingerichtet werden. 
 
2. Träger des Arbeitsnachweisamtes ist die Gemeinde oder der Ge-
meindeverband, für dessen Bezirk die Errichtung erfolgt. Die Ge-
meinde oder der Gemeindeverband hat die durch Errichtung oder Be-




1. Zur Leitung und Beaufsichtigung des gesamten Arbeitsnachweis-
wesens im Reiche, der Aufstellung allgemeiner Richtlinien und zur 
Durchführung einer umfassenden Arbeitsmarktstatistik wird eine 
Reichsstelle gegründet, die die Bezeichnung „Reichsarbeitsamt“ führt 
und dem Reichsarbeitsministerium unterstellt ist.  
 
2. Die Kosten des Reichsarbeitsamtes trägt das Reich. 
 
3. Die Organe des Reichsarbeitsamts sind: 
 
a) der Vorsitzende, 
b) der Vorstand, 




4. Der Vorsitzende wird von dem Reichsarbeitsministerium bestellt. 
Ihm werden die erforderlichen Beamten und Hilfskräfte zur Verfü-
gung gestellt. 
Der Vorsitzende und die Beamten des Reichsarbeitsamtes sind 
Reichsbeamte. 
 
5. Der Vorstand besteht aus 6 von dem Reichsarbeitsministerium be-
rufenen Mitgliedern, von denen je 2 Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sein müssen. 
 
6. Der Ausschuß wird gebildet aus je 3 von jedem Landesarbeitsamte 
des Reiches zu bestellenden Mitgliedern, von denen je eines Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer sein muß. 
 
7. Sämtliche Vorschriften über Geschäftsordnung und Wirkungskreis 
des Reichsarbeitsamtes erläßt das Reichsarbeitsministerium. 
(…) 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 6. Jahrgang, Nr. 9, 20. Juni 









In Nr. 9 der vorliegenden Zeitschrift hat Landesgewerberat Schindler 
die „Richtlinien“ veröffentlicht, die von einer Unterkommission auf-
gestellt worden sind. Diese Richtlinien haben inzwischen im großen 
und ganzen die Zustimmung einer größeren Kommission gefunden 
und stehen zurzeit zur Erörterung bei den interessierten Verbänden. 
(…) 
In der Vorkriegszeit vertraten die Arbeitgeber in ihren Verbänden den 
Standpunkt, daß die Arbeitsvermittlung, weil es sich um die Beschaf-
fung der Arbeitskräfte für den Betrieb handelt, Sache des Arbeitgebers 
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sei. Diese Auffassung ist insbesondere auf den Arbeitsnachweiskonfe-
renzen der Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände - es sei 
namentlich an die Konferenz in Wiesbaden im Jahre 1911 erinnert - 
mit allem Nachdruck vertreten und begründet worden, auf ihr fußten 
in ihrer überwiegenden Mehrzahl die Arbeitsnachweise der Arbeitge-
berverbände. Damit war nach zwei Seiten eine Front gegeben: nach 
der Gewerkschaftsseite, die die Arbeitsvermittlung für sich bean-
spruchten und durchführten und nach der Seite der öffentlichen Ar-
beitsnachweise und ihre Vertreter, die die Arbeitsvermittlung als eine 
öffentliche Angelegenheit der alleinigen Entscheidung der Interessen-
ten entzogen gesehen wissen wollten. 
(…) 
Unter Betonung der Zweckmäßigkeitsgründe und den herrschenden 
Machtverhältnissen Rechnung tragend war schon damals ein Teil der 
Arbeitgeber dazu übergegangen, die Arbeitsvermittlung gemeinsam 
mit den Arbeiterorganisationen in paritätischen Arbeitsnachweisen 
durchzuführen und auch den Gegensatz zu den öffentlichen Arbeits-
nachweisen, den man auf Arbeitgeberseite namentlich in der bu-
reaukratischen und schematischen Handhabung der öffentlichen Ar-
beitsnachweise fand, suchte man zu überbrücken. 
(…) 
Zwei Gedanken kamen im Novemberabkommen hierüber zum Aus-
druck: die selbständige Verwaltung der Arbeitsnachweise durch die 
Interessenten (Arbeitgeber und Arbeitnehmer) und die paritätische 
Gestaltung. Damit erkannten Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihr ge-
genseitiges Recht an der Arbeitsvermittlung an, schlossen aber 
zugleich andere Personengruppen als „Interessenten“ aus. Diese zwei 
Gesichtspunkte: Ausschließlichkeit der Interessen der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer und gemeinsame Durchführung zu gleichen Rechten 
müssen nach meiner Auffassung das Gesetz beherrschen. 
(…) 
Der Grundsatz ist dann in den Einzelbestimmungen weiter zur Durch-
führung zu bringen, und zwar auch bei den öffentlichen Arbeitsnach-
weisen, für die der Grundsatz der Selbstverwaltung und Parität in 
gleicher Weise gilt, wie für die von den Interessenten selbst errichte-
ten. Hiernach wäre in der Praxis gar kein erheblicher Unterschied 
mehr zwischen öffentlichen und Interessentennachweisen zu ver-
zeichnen, der Unterschied ist eigentlich nur noch historisch begründet, 
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je nachdem die Gründung des Nachweises von den beteiligten Arbeit-
geber- oder Arbeitnehmerverbänden oder von den behördlichen Stel-
len ausgegangen ist. Nur die Regelung der Frage des Vorsitzenden 
und der Kosten zeigt eine unterschiedliche Behandlung der beiden 
Gruppen und weist auf die Entstehung der Arbeitsnachweise hin. Vor-
sitz soll bei den öffentlichen Nachweisen von der Behörde bestimmt, 
bei den Interessentennachweisen der Regelung durch diese überlassen 
bleiben. Die Kosten fallen bei den öffentlichen Nachweisen grund-
sätzlich den öffentlichen Körperschaften zu. 
Die öffentliche Gewalt soll ihre Hand im allgemeinen nicht in die ei-
gentliche Verwaltung und Geschäftsbehandlung erstrecken, sondern 
den Rahmen für die Organisation bereit halten, die Mittel und Wege 
zur praktischen Zusammenarbeit aller Nachweise schaffen und deren 
gesetzliche dem öffentlichen Interesse entsprechende Handhabung 
gewährleisten und beaufsichtigen. Von dem Grundsatze der freiwilli-
gen Durchführung der Einrichtung und Verwaltung ist hierbei nur ab-
zugehen, wo diese Freiwilligkeit praktisch versagt. 
(…) 
Deshalb ist auch auf gemeinsamen Antrag der Interessenten und unter 
einigen weiteren Voraussetzungen ein gewisser Benutzungszwang 
zweckmäßig. Deshalb können auch gewisse weitgehende Befugnisse 
namentlich der Landesarbeitsämter kaum entbehrt werden. 
(…) 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 6. Jahrgang, Nr. 11, 20. August 









Der innere Zusammenhang zwischen der Erwerbslosenfürsorge und 
dem Arbeitsnachweis läßt es geboten erscheinen, die beiden Einrich-
tungen organisch miteinander zu verbinden. Ist doch die Erwerbslo-
senfürsorge stets auf den Arbeitsnachweis angewiesen. In jedem Un-
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terstützungsfall hat die Erwerbslosenfürsorge, bevor sie die Unterstüt-
zung bewilligt, zu prüfen, ob für den Antragsteller tatsächlich keine 
geeignete Arbeit vorhanden ist. - Die vollkommenste Lösung der Or-
ganisationsfrage würde somit die sein, die beiden Aufgaben, Arbeits-
vermittlung und Fürsorge, in eine Hand zu legen. Dieses System be-
stand bereits seit langer Zeit bei den Gewerkschaften. In dem gleichen 
Raum wurden - vielfach von demselben Beamten - Arbeit vermittelt 
und, falls nicht sofort Arbeit zu beschaffen war, die Kontrollkarte aus-
gestellt, kontrolliert und die Unterstützung ausgezahlt. In früheren 
Zeiten ließ sich dieses Verfahren gut durchführen. Unter den heutigen 
Verhältnissen ist das praktisch nicht mehr möglich mit Rücksicht auf 
die ungeheure Zahl der Erwerbslosen. Dieser Grund hat daher auch 
die Mehrzahl der Gemeindeverbände, besonders in den großen Städ-
ten, veranlaßt, eine Trennung von Erwerbslosenfürsorge und Arbeits-
nachweis vorzunehmen. Beide Einrichtungen umfassen heute Arbeits-
gebiete, die völlig verschiedenartige Vorbildung der Angestellten be-
dingen. Die Erwerbslosenfürsorge ist Spezialwissenschaft geworden, 
sie verlangt insbesondere Kenntnis der gesetzlichen Unterlagen, 
Vertrautsein mit Kassengeschäften, Fähigkeiten zum Verkehr mit dem 
Publikum und zur Erteilung von Auskünften. Soll die Erwerbslosen-
fürsorge allen ihren Aufgaben gerecht werden, so muß sie Spezialbe-
amte ausbilden: Antragsaufnehmer, Aktenbearbeiter, Ermittlungsbe-
amte, Auskunftsbeamte, Kassierer, Buchhalter usw. - Demgegenüber 
setzt eine gute Arbeitsvermittlung eingehende Kenntnis der Verhält-
nisse des einzelnen Berufs und seiner Eigenart voraus, sie fordert fer-
ner die Fähigkeit, mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu verhandeln, 
Schwierigkeiten überbrücken zu können usw., kurz, die Arbeitsver-
mittlung ist ebenfalls ein Arbeitsgebiet mit Anforderungen besonderer 
Art. 
 
Bei dieser Sachlage war das Verfahren vieler Gemeindeverbände, die 
beiden Einrichtungen völlig selbständig aufzubauen, durchaus berech-
tigt. Teilweise wurde die Trennung vollständig durchgeführt. Jede 
Einrichtung erhielt ihr besonderes Kontrollverfahren. Der Erwerbslose 
hat sich demnach regelmäßig bei beiden Behörden zur Kontrolle zu 
melden. In anderen Orten ist der innere Zusammenhang der beiden 
Einrichtungen soweit gewahrt geblieben, als die Arbeitslosenkarten 
beim Arbeitsnachweis gestempelt werden und gleichzeitig der Er-
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werbslosenfürsorge als Unterlagen für die Berechnung der Erwerbslo-
senunterstützung dienen.  
 
Beide Wege führen zu praktischen Schwierigkeiten. In jedem Fall ist 
die Erwerbslosenfürsorge auf den Arbeitsnachweis angewiesen, um 
eine Kontrolle zu haben, ob der Erwerbslose keine geeignete Arbeit 
erhalten kann. Die Erwerbslosenfürsorge muß demgemäß in zahlrei-
chen Fällen Nachfrage bei dem Arbeitsnachweis halten, eine Belästi-
gung des Arbeitsnachweises, die bei der Zahl der Erwerbslosen kaum 
erträglich ist. - Ist der zweite Weg eingeschlagen, so kommt ohne wei-
teres hinzu: Die Erwerbslosenfürsorge ist auf die Kontrollkarte des 
Erwerbslosen angewiesen, um bei der Auszahlung festzustellen, für 
welche Tage die Unterstützung zu zahlen ist. Diese Unterlage ist je-
doch mit Rücksicht auf die ungeheuren Summen, die die Erwerbslo-
senfürsorge zu zahlen hat, nicht ausreichend. Fälschungen der Er-
werbslosenkarte, undeutliche Kontrollstempel, das Inverlustgeraten 
der Karte u. a. m. führen zu ständigen Unzuträglichkeiten. Eine Ge-
genkontrolle ist daher unbedingt erforderlich. Geschieht diese ledig-
lich durch den Arbeitsnachweis, so dient sie naturgemäß in erster Li-
nie dem Zweck der Arbeitsvermittlung und der Statistik. Soll die Ge-
genkontrolle, die in der Regel durch Karteien oder Listen geführt 
wird, in dem erforderlichen Umfange dem finanziellen Interesse der 
Erwerbslosenfürsorge dienstbar gemacht werden, so müßten die Büro-
einrichtungen des Arbeitsnachweises jederzeit den Angestellten der 
Erwerbslosenfürsorge zugänglich sein, damit in jedem Fall die Aus-
nutzung der Gegenkontrolle für die Erwerbslosenfürsorge erfolgen 
kann. Ein unerträglicher Zustand für beide Behörden. 
 
Um diese Unzulänglichkeiten zu vermeiden, muß ein Weg gesucht 
werden, der beiden Einrichtungen die Möglichkeit gibt, ihre Aufgaben 
restlos zu erfüllen bei Wahrung der Selbständigkeit der beiden Behör-
den und unter Vermeidung jeder Doppelarbeit. - Die Lösung ist m. E. 
zu finden, wenn man die mit der Kontrolle der Erwerbslosen zusam-
menhängenden Aufgaben in vollem Umfange der Erwerbslosenfür-
sorge überträgt und den Arbeitsnachweis auf seine vornehmste Auf-
gabe, die Arbeitsvermittlung, beschränkt. Dieses Verfahren ist mög-
lich, wenn man die Abfertigungsstellen des Arbeitsnachweises und 
der Erwerbslosenfürsorge in der Weise vereinigt, daß der Arbeitsver-
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mittler und der Beamte der Erwerbslosenfürsorge an ein und demsel-
ben Tische arbeiten. Die beiden Behörden können hierbei in ihren lei-
tenden Organen völlig getrennt bleiben, so daß sie die erforderliche 
Selbständigkeit behalten. 
 
Das vorstehend geschilderte Prinzip ist in Bremen von der Erwerbslo-
senfürsorge und dem Arbeitsnachweis zur Durchführung gebracht 
worden. Jede der beiden Einrichtungen hat ihre Verwaltungszentrale, 
die völlig selbständig arbeitet. Nur die Abfertigung der Erwerbslosen 
findet in gemeinschaftlichen Zweigstellen statt. Die Gruppierung der 
Erwerbslosen ist einheitlich von beiden Behörden nach Berufsgruppen 
vorgenommen worden. Für jede Berufsgruppe ist eine Zweigstelle 
eingerichtet. In dieser Zweigstelle sitzen der Arbeitsvermittler und der 
Beamte der Erwerbslosenfürsorge. Der Erwerbslose meldet sich täg-
lich einmal zur Kontrolle, und zwar stets an demselben Tisch bei dem-
selben Beamten. Der Arbeitsvermittler, an den er zunächst herantritt, 
hat Gelegenheit, mit ihm über Arbeitsmöglichkeit zu sprechen und 
seine Wünsche entgegenzunehmen. Der Beamte der Erwerbslosenfür-
sorge übt die Kontrolle und Gegenkontrolle durch Stempelung der 
Erwerbslosenkarte und Führung einer Kontroll-Liste aus. Die Liste 
enthält zugleich die für die Erwerbslosenfürsorge wichtigen Angaben 
über die Höhe der Unterstützung und den Zeitpunkt des Beginns der 
Unterstützung. Sie dient gleichzeitig als Zahlbuch und enthält eine 
Rubrik, in der der Erwerbslose am Zahltage die Quittung zu leisten 
hat, so daß auch für den Beamten der Erwerbslosenfürsorge Kontrolle 
und Zahlgeschäft ohne doppelte Schreibarbeit erledigt werden kann. 
Einmal wöchentlich erfolgt die Zahlung der Unterstützung. Eine für 
jeden Tisch eingerichtete Kartei enthält die Namen sämtlicher zu der 
Berufsgruppe gehörigen Erwerbslosen und erleichtert dem Arbeits-
vermittler die Übersicht. Sowohl der Arbeitsvermittler wie der Beamte 
der Erwerbslosenfürsorge stehen in täglicher Verbindung mit ihrer 
Zentralstelle. Da alle Zweigstellen untereinander und mit den Zentral-
stellen des Arbeitsnachweises und der Erwerbslosenfürsorge durch 
Fernsprecher verbunden sind, ist eine sofortige Verständigung und 
Benachrichtigung in allen Fällen möglich. An jedem Tisch können bis 




Die auf diesem Wege geschaffene Organisation bietet den Vorteil, daß 
Überzahlungen an Erwerbslosenunterstützung nicht vorkommen kön-
nen, da jede Arbeitsvermittlung sofort von dem Beamten der Erwerbs-
losensfürsorge in der Kontroll-Liste notiert wird. Alle die Erwerbslo-
sigkeit betreffenden Angaben kann der Arbeitsvermittler sofort bei 
Aufnahme des Antrages nachprüfen. Auch insoweit ist die Erwerbslo-
senfürsorge in denkbar größtem Maße gesichert. An Hand der Liste ist 
der Beamte der Erwerbslosenfürsorge in der Lage, bereits vor dem 
Zahltage festzustellen wieviel jeder Erwerbslose an Unterstützung zu 
erhalten hat. Er ist nicht mehr darauf angewiesen, erst am Zahltage 
durch Prüfung der Kontrollkarte den Betrag festzustellen; das ermög-
licht die Abfertigung einer großen Zahl von Erwerbslosen durch we-
nige Beamte in verhältnismäßig kurzer Zeit. - Es kommt hinzu, daß 
Arbeitsscheue sofort herausgefunden werden, weil die Beamten ihre 
Gruppe durch das tägliche Kontrollgeschäft genau kennen lernen. 
 
Für den Erwerbslosen bietet das geschilderte System den Vorteil, daß 
er durch einen einmaligen Gang täglich seine ihm obliegenden Pflich-
ten gegenüber dem Arbeitsnachweis und der Erwerbslosenfürsorge 
erledigen kann. Das System vermeidet somit für die Behörde wie für 
den Erwerbslosen jede Doppelarbeit bei größter Sparsamkeit hinsicht-
lich der Verwaltungskosten. 
 
Das Bremer System ist seit Januar 1919 durchgeführt und hat sich 
bewährt. Seitens des Reichsamtes für die wirtschaftliche Demobilma-
chung ist auch mehrfach darauf hingewiesen worden, daß ein derarti-
ges Zusammenarbeiten der beiden Einrichtungen die Lösung der zu 
erfüllenden Aufgaben wesentlich erleichtert. 
(…) 
 
Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. 28. Jahrgang, Nr. 48, 






56. Zur Errichtung einer Reichszentrale 




In der Sitzung der Deutschen Nationalversammlung vom 18. Oktober 
d. J. hat der Reichsarbeitsminister die Errichtung einer Reichszentrale 
für Arbeitsvermittlung als eine der notwendigsten Maßnahmen der 
nächsten Zeit bezeichnet. Begründet hat er sie, soweit sich aus dem 
Sitzungsbericht im Deutschen Reichsanzeiger erkennen läßt, damit, 
daß die Zentralauskunftsstellen der Kriegswirtschaft bei dem Über-
gang sich leider nicht bewährt hätten, da sie den so plötzlich an sie he-
rangetretenen Aufgaben nicht gewachsen gewesen seien. In der Ar-
beitsvermittlung dürfe keine Lücke entstehen, sie müsse vielmehr so 
schnell als möglich ausgebaut werden; deshalb könne mit der Errich-
tung nicht bis zur gesetzlichen Regelung des Arbeitsnachweiswesens 
gewartet werden, wenn diese auch so schnell als möglich erfolgen sol-
le. Vorerst solle zumindest die Notwendigkeit der Einrichtung des 
Zentralamts für Arbeitsbeschaffung anerkannt und der dafür im Haus-
haltsplan eingesetzte Betrag bewilligt werden. Hiernach ist also wohl 
das letztgenannte Amt als ein vorwegzunehmender Teil der Reichs-
zentrale für Arbeitsvermittlung gedacht. 
 
Über die Dringlichkeit einer umfassenden und großzügigen Regelung 
und Förderung der Arbeitsvermittlung kann in dieser Zeit der unge-
heuren Aufwendungen für die Zwecke der Erwerbslosenfürsorge bei 
allen Einsichtigen keine Meinungsverschiedenheit herrschen. Die 
deutschen Arbeitsnachweisverbände erkennen mit dem Reichsar-
beitsminister auch die Notwendigkeit der von ihm geforderten Reichs-
zentrale an. Nachdem einmal eine Zentralisierung des Arbeitsnach-
weiswesens im Kriege und in der Übergangszeit bestanden hatte, war 
es nicht richtig, sie wieder aufzugeben und ein Vakuum eintreten zu 
lassen bis zur gesetzlichen Regelung. Allerdings muß gefordert wer-
den, daß die neue Zentralstelle erheblich anders aussieht als die sei-
nerzeit beim Kriegsamt eingerichtete, bei der die öffentlichen Arbeits-
nachweise bekanntlich völlig ausgeschlossen waren, obgleich auf ih-
 207
  
nen die Hauptlast der praktischen Arbeitsvermittlung lastete. Und 
dann muß dafür gesorgt werden, daß durch die Finanzierung der Zent-
ralstelle nicht die Mittel für die Provinzialstellen aufgebraucht wer-
den, deren gutes Funktionieren für die Arbeitsnachweisorganisation 
von besonderer Bedeutung ist; denn wenn behauptet wird, daß die 
Zentralauskunftsstellen versagt haben, was übrigens in dieser Allge-
meinheit nicht zutrifft, so liegt das im wesentlichen daran, daß ihnen 
nicht die Mittel rechtzeitig zur Verfügung gestellt worden sind, die für 
ihren zweckmäßigen und großzügigen Ausbau nötig waren, und statt 
dessen eine Überorganisation in den betreffenden Referaten bei den 
Kriegsamtstellen geschaffen wurde. Nötig ist eine Zentralstelle, in der 
die Fachleute der Arbeitsvermittlung die gebührende Berücksichti-
gung finden, und daneben eine kräftige Betonung der Dezentralisation 
im Aufbau des Arbeitsnachweiswesens, ohne die auch die beste Zent-
ralstelle praktisch nicht vorwärtskommen kann. 
 
Für die Vorwegnahme des Zentralamts für Arbeitsbeschaffung spricht 
natürlich mancherlei: einmal die Tatsache der beängstigenden Arbeits-
losigkeit und sodann die unhaltbare Lage auf dem Arbeitsmarkt, wo 
einem großen Überangebot von Arbeitskräften in den großen Städten 
und Industriegebieten ein großer Mangel an solchen in verschiedenen 
Berufen, namentlich im Bergbau und in der Landwirtschaft, gegenü-
bersteht. Jene Tatsache der andauernden großen Arbeitslosigkeit ver-
langt, daß alles nur mögliche geschieht, daß geeignete Arbeit be-
schafft wird; vielfach werden Arbeiten nicht oder nicht in dem mögli-
chen Umfange ausgeführt, weil sich Schwierigkeiten irgendwelcher 
Art in den Weg stellen, die aber sicher zum Teil weggeräumt werden 
können, wenn sie in der richtigen Weise in Angriff genommen wer-
den. Hierzu kann eine Stelle, die lediglich für diese Zwecke da ist, au-
ßerordentlich viel beitragen. Von der größten Bedeutung ist die Lö-
sung des zweiten Problems, des Arbeitsmarktausgleichs, durch Über-
führung geeigneter Arbeitsloser in die an Arbeitermangel leidenden 
Berufe. Diese Erscheinung ist, wie jeder Fachmann weiß, keineswegs 
allein auf Arbeitsunlust zurückzuführen; hierbei sprechen vielmehr 
eine Reihe von Schwierigkeiten, vor allem in der Unterbringung und 
Verpflegung, mit, die einen Dauererfolg in der Arbeitsvermittlung er-
schweren oder unmöglich machen und alle Beteiligten auf das äußers-
te erbittern. Hier ist mit der einfachen Arbeitsvermittlung im engeren 
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Sinne nicht zum Ziele zu kommen, muß vielmehr eine sorgfältige 
Vorbereitung vorausgehen, um die Stellen gewissermaßen erst „ver-
mittlungsreif“ zu machen. Diese Fragen sind natürlich äußerst dring-
lich, und es ist daher nur richtig, daß eine Stelle geschaffen wird, wel-
che ihnen ihre besondere Aufmerksamkeit und Fürsorge widmet. Dies 
um so mehr, als alle möglichen berufenen und unberufenen Stellen 
sich mit diesen Aufgaben befassen, nebeneinanderher und gegenein-
ander arbeiten und dadurch die Schwierigkeiten nur noch steigern, 
statt beheben. 
 
Die neu zu schaffende Stelle müßte demgegenüber dafür sorgen, daß 
hier einheitlich vorgegangen wird, und zwar in engster Anlehnung an 
die bestehende Arbeitsnachweisorganisation. Man muß sich aber auch 
hier darüber vollkommen klar sein, daß von zentraler Stelle im we-
sentlichen nur Anregung und Unterstützung gegeben werden kann, 
und daß für die rechte Dezentralisation der Arbeit gesorgt werden 
muß. M. E. sind die einzelnen Provinzialämter für Arbeitsnachweis 
bzw. die Landesarbeitsämter die Stellen, denen leistungsfähige Ar-
beitsbeschaffungsämter anzugliedern sind, die ihrerseits mit den be-
stehenden oder zu entwickelnden lokalen Stellen dieser Art in organi-
scher Verbindung zu stehen hätten. Insbesondere würden diesen Pro-
vinz- bzw. Landesämtern auch die Gewerkschaftsfunktionäre zu un-
terstellen sein. 
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 7. Jahrgang, Nr. 3, 5. November 
1919, S. 42 f. 
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Die Erwerbslosenfürsorge steht unzweifelhaft in enger Beziehung 
zum Arbeitsnachweis. Dies ist durch die Organisation der Erwerbslo-
senfürsorge in vielfacher Beziehung zum Ausdruck gekommen.  
Mit Recht hat man gesagt, daß für die Erwerbslosenfürsorge wie für 
die Arbeitslosenversicherung ein gut funktionierender Arbeitsnach-
weis die unbedingte notwendige Voraussetzung ist. Gelingt es dem 
Arbeitsnachweis, viele Personen in Arbeitsstellen unterzubringen, so 
wird zweifellos die Erwerbslosenfürsorge stark entlastet und öffentli-
che Mittel werden gespart; funktioniert der Arbeitsnachweis nicht, so 
bleiben viele Personen arbeitslos, die an sich arbeiten könnten und 
auch wollten, öffentliche Mittel werden verschwendet, die Arbeits-
scheu wird gefördert und die Arbeitslosigkeit nimmt zu. Ein schlech-
tes Funktionieren des Arbeitsnachweises kann also für den Staat ka-
tastrophal werden. 
 
Nun kann man überall von dem mangelhaften Funktionieren des Ar-
beitsnachweises hören und lesen. Die vom Arbeitsnachweis zugewie-
senen Kräfte sollen minderwertig sein, sie sollen einseitig einer be-
stimmten Parteirichtung oder bestimmten Organisation angehören, 
Außenseiter werden angeblich überhaupt nicht vermittelt, der Arbeits-
nachweis soll schematisieren anstatt zu individualisieren. Der Arbeits-
nachweis müßte nicht bloß für die Besetzung der vorhandenen Stellen 
sorgen, sondern müßte selbst Stellen schaffen, Unternehmungen anre-
gen usw.  
(…) 
Der Arbeitsnachweis hat es allgemein übernommen, die Erwerbslosen 
zu kontrollieren. Die Erwerbslosen sind verpflichtet, sich regelmäßig 
beim Arbeitsnachweis zu melden, d. h. um Arbeit nachzufragen. 
Durch seinen Stempel bescheinigt der Arbeitsnachweis nötigenfalls, 
daß Arbeit für sie nicht vorhanden ist; nur wenn der Arbeitslose die-




Der Arbeitsnachweis übt eine vermittelnde Tätigkeit aus, diese ist nur 
denkbar, wenn er sich des Vertrauens der Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer erfreut. 
Die Erwerbslosenfürsorge muß alle Mittel anwenden, um diejenigen, 
welche die Erwerbslosenunterstützung in Anspruch nehmen, zur Ar-
beit anzutreiben. Das wirksamste Mittel dazu ist die Entziehung der 
Erwerbslosenunterstützung und an dieser Entziehung wird die Er-
werbslosenfürsorge durch den Arbeitsnachweis nicht gehindert. 
(…) 
Das Vertrauen der Arbeitsuchenden kann der Arbeitsnachweis auf die 
Dauer aber nicht haben, wenn er zum Anpeitscher zur Arbeit wird. 
Ein derartiger Anpeitscher ist ja heute vielleicht sehr vonnöten, aber 
diese Rolle kann der Arbeitsnachweis nicht übernehmen, sonst verlöre 
er nicht nur das Vertrauen der Arbeitnehmer, sondern auch das Ver-
trauen der Arbeitgeber, denn auch die Arbeitgeber wollen nur willige 
Arbeitnehmer haben, nicht solche, die erst mit Gewalt zur Arbeit an-
getrieben werden müssen. Darum gehören auf den Arbeitsnachweis 
überhaupt nur arbeitswillige Personen, ebenso wie auch nur solche 
Arbeitgeber zu ihm kommen sollen, die gewillt sind, wirklich Arbeiter 
zu beschäftigen, die sie vom Arbeitsnachweis beziehen. Alle Perso-
nen, die widerwillig zum Arbeitsnachweis kommen, stören nur die 
Arbeitsvermittlung. Arbeitsnachweis und Zwang sind Gegensätze, 
womit nicht gesagt sein soll, daß in bescheidenem Maße besonders 
zur Erfüllung von Formalien hier und da ein Zwang angebracht wäre.  
(…) 
Die Kontrollstelle der Arbeitslosen steht zweckmäßig unter der Lei-
tung des Arbeitsnachweises schon, damit dieser zur geeigneten Zeit 
auf die Reserve der Arbeitslosen zurückgreifen kann und damit die 
Leitung des Arbeitsnachweises unter Umständen auch für diese Ar-
beitslosen geeignete Beschäftigungsmöglichkeiten ausfindig machen 
und anbahnen kann - in dieser Richtung soll ja neuerdings der Ar-
beitsnachweis in besonders starkem Maße tätig werden. 
(…) 
Zum Schluß möchte ich der irrtümlichen Ansicht entgegentreten, daß 
das Hauptübel unserer jetzigen Produktion darin besteht, daß viele 
Menschen sich scheuen, Arbeitsstellen anzunehmen. Dadurch wird 
das Reich unter Umständen um die 6 M. pro Trag geschädigt die der 
Erwerbslose als Unterstützung erhält. Schlimmer ist aber die Schädi-
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gung durch diejenigen, welche in den Betrieben hohe Löhne beziehen, 
aber nichts leisten. Dagegen sollte man erst ein Mittel erfinden.  
 
Der Arbeitsnachweis in Deutschland. 7. Jahrgang, Nr. 12, 20. März 




58. Die Verpreußung des Arbeitsnachweiswesens 
 
Die reichsgesetzliche Regelung des Arbeitsnachweiswesens steht un-
mittelbar vor der Tür. Im Reichsarbeitsministerium ist bereits ein 
Entwurf in Ausarbeitung begriffen, der diese Materie einheitlich für 
das ganze Reich regeln soll. Es ist selbstverständlich, daß die Gewerk-
schaftsvertreter, soweit sie bisher zur Beratung dieses Entwurfs hin-
zugezogen wurden, für einen streng paritätischen Aufbau des Arbeits-
nachweises wie auch der Landesämter und des Reichsamts für Ar-
beitsvermittlung eingetreten sind. Sie fanden hierin die weitgehendste 
Unterstützung der Vertreter der Arbeitgeber, die gleichfalls mit erfreu-
licher Entschiedenheit den Standpunkt vertraten, daß der Arbeits-
nachweis unter der Selbstverwaltung der an der Arbeitsvermittlung 
interessierten Erwerbskreise stehen müsse, unter Ausschluß bu-
reaukratischer Einflüsse. Eine solche Regierung entspricht indes nicht 
den Erwartungen derjenigen Kreise, die seither im Verband deutscher 
Arbeitsnachweise die Arbeitsvermittlung beherrschten und sie dort 
unter Ausschaltung der Parität allen möglichen gemeindlichen korpo-
rativen oder privaten gemeinnützigen, vielleicht sogar politischen Ne-
benabsichten dienstbar machten. Diese Kreise sind bestrebt, auch in 
der reichsgesetzlich geregelten Arbeitsvermittlung die führende Rolle 
zu spielen, in der Annahme, daß der Arbeitsnachweis ohne sie nicht 
bestehen könne. Daß diese Annahme durch die Rückständigkeit und 
Bedeutungslosigkeit der meisten seither bestehenden öffentlichen Ar-
beitsnachweise widerlegt ist, bedarf keiner Erörterung. 
 
Der Verband deutscher Arbeitsnachweise muß also fürchten, daß für 
ihn und seine Hintermänner in der gesetzlichen Ordnung der Dinge 
kein Platz mehr vorhanden ist und sucht diese Ausschaltung mit allen 
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Mitteln zu verhindern. Er hat dabei Rückhalt gefunden bei dem preu-
ßischen Handelsministerium sowie dem Ministerium des Innern und 
dem Landwirtschaftsministerium, die in einer Verordnung vom 12. 
September 1919 die Oberpräsidenten angewiesen haben, die von sei-
ten des Verbandes deutscher Arbeitsnachweise errichteten Geschäfts-
stellen, die mit den Zentralauskunftsstellen organisch verbunden sind, 
in die neue Organisation zu übernehmen. Es heißt in dieser Verord-
nung: 
„Die reichsgesetzliche Regelung wird aller Wahrscheinlichkeit nach 
diesen organisatorischen Aufbau beibehalten, aber an dessen Spitze 
noch ein besonderes Reichsamt für Arbeitsvermittlung setzen (das be-
reits geschaffen worden ist). Nach der Errichtung der Provinzialämter 
für Arbeitsnachweis werden die Aufgaben der Zentralauskunftsstellen 
auf diese übergehen. Neben den Provinzialämtern werden die preußi-
schen Arbeitsnachweisverbände kaum noch Platz für eine ersprießli-
che Tätigkeit finden. Sollten die einzelnen Verbände ihre Auflösung 
beschließen, so liegt es im Interesse einer glatten Einführung der neu-
en Organisation, der Wahrung des Zusammenhanges mit der bisheri-
gen Entwicklung des Arbeitsnachweiswesens und der Vermeidung 
von Störungen auf dem Arbeitsmarkt, daß die Geschäftsstellen der 
Verbände, soweit dies möglich und zweckmäßig erscheint, in die Pro-
vinzialämter für Arbeitsnachweis übernommen werden. Die Herren 
Oberpräsidenten ersuchen wir ergebenst, unverzüglich die erforderli-
chen Maßnahmen zur Durchführung dieser Verordnung zu treffen …“ 
 
Wir finden es höchst befremdlich, daß die preußischen Ministerien 
sich beeilt haben, noch vor der reichsgesetzlichen Organisation des 
Arbeitsnachweiswesens von den veralteten Zentralauskunftsstellen zu 
retten, was möglich ist. Der Zweck der Neuorganisation ist gerade ein 
Aufbau auf anderen Grundlagen, als sie bisher vorhanden waren. Mit 
der Selbstverwaltung des Arbeitsnachweises durch die Interessenten 
verträgt sich die seitherige bureaukratische oder Wohlfahrtsorganisa-
tion in keiner Weise. Die neuen Träger des Arbeitsnachweises werden 
selbst die geeigneten Männer finden, die ihres Vertrauens würdig sind.  
 
Die preußische Verordnung ist nichts anderes als ein Versuch, die 
reichsgesetzlich zu regelnde Organisation des Arbeitsnachweises dau-
ernd zu verpreußen, und zwar im Interesse einer kleinen Clique von 
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Bureaukraten, die sich anmaßen, das gewerbliche Leben zu bevor-
munden. Ein solcher Zustand ist unerträglich und entspricht nicht den 
Interessen der Arbeiterschaft.  
 
Wir hoffen, daß die Gewerkschaften allerorts sich gegen die Durch-
führung solcher Bestrebungen zur Wehr setzen und ihre Mitwirkung 
in den vom preußischen Handelsministerium errichteten Provinzial- 
bzw. Landesämtern für Arbeitsvermittlung ablehnen, sofern diese mit 
den Geschäftsstellen der Arbeitsnachweisverbände in irgendwelchem 
Zusammenhang stehen und nicht die volle Parität der Arbeitgeber und 
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Keine Maßnahme, die durch die Demobilmachung veranlaßt worden 
ist, hat auch nur annähernd die wirtschaftliche und politische Bedeu-
tung erlangt, wie die Reichsverordnung über Erwerbslosenfürsorge. 
Sie bildete zeitweise die wirtschaftliche Grundlage der Existenz eines 
großen Teiles der Gesamtbevölkerung. 
(…) 
Der Gefahr der Arbeitslosigkeit sind die Arbeitnehmer mit hoher 
Wahrscheinlichkeit ausgesetzt. Durch nichts ist die besondere Unsi-
cherheit ihrer Lage so gekennzeichnet wie durch die drohende Ar-
beitslosigkeit. Es würde eine klaffende Lücke in der sozialen Ordnung 
bedeuten, wenn die Arbeitslosen ihrem Schicksal überlassen blieben. 
Die in der Not geschaffene Fürsorge darf nicht aufgehoben werden, 
ohne daß eine andere Versorgung an ihre Stelle tritt. - Aber während 
in früheren Jahren eine Einigung über die Einführung einer Arbeitslo-
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senunterstützung kaum erzielbar schien, ist diese Frage heute dem 
Streit der Meinungen beinahe entrückt. Nur noch wenige werden sich 
der Notwendigkeit einer Fortführung dieses Zweiges der Sozialpolitik 
verschließen können. Der weitaus größte Teil unseres Volkes wird 
dringend wünschen, daß die noch auf einer Demobilmachungsverord-
nung beruhende Erwerbslosenfürsorge, baldmöglichst eine gesetzliche 
Grundlage erhält. Die Frage ist jedoch, wie die bevorstehende gesetz-
liche Regelung getroffen werden soll, ob als „Fürsorge“, die lediglich 
aus öffentlichen Mitteln bestritten wird oder in der Form der obligato-
rischen genossenschaftlichen Selbsthilfe. An Befürwortern der ersten 
Richtung fehlt es leider nicht. Sie stammen zum Teil aus Kreisen der 
Arbeitnehmer. Diese sehen die die Arbeitslosigkeit als soziales Miß-
geschick an, für das der einzelne durch sein Handeln nicht verantwort-
lich ist und dessen Schäden infolgedessen von der Oeffentlichkeit ge-
tragen werden müssen. Zum anderen Teil treten für die „Fürsorge“ ei-
nige Sozialpolitiker ein, die eine weitere Belastung des Arbeitsver-
hältnisses durch Beiträge für eine Ueberspannung des sozialen Versi-
cherungsgedankens halten. 
(…) 
Um Erwerbslosenfürsorge und Arbeitslosenversicherung in einigen 
ihrer volkswirtschaftlichen und sozialethischen Wirkungen gegenein-
ander abzuwägen, sollen im folgenden einige der wesentlichsten Cha-
rakterzüge beider Arten der Arbeitslosenhilfe miteinander verglichen 
werden. 
 
Zuerst: Der Fürsorge fehlt die Selbstleistung und die Selbstverantwor-
tung der Beteiligten. Ihre Kosten werden lediglich von den öffentli-
chen Verbänden getragen. Dadurch wird das individuelle Verantwort-
lichkeitsgefühl, das durch das Prinzip der genossenschaftlichen 
Selbsthilfe geweckt und gestärkt werden könnte, auf einem Gebiet, 
auf dem man es lange Zeit für allein zuständig erklärt hat, ausgeschal-
tet. 
(…) 
Zweitens: Die Erwerbslosenfürsorge steht ihrem Wesen nach der 
„Armenunterstützung“ näher als der Arbeitslosenversicherung. Zwar 
darf ihr nicht der Rechtscharakter der Armenpflege beigelegt werden, 
aber wie diese tritt sie erst ein, wenn die Einnahmen des zu Unterstüt-
zenden einschließlich der in seinem Haushalt lebenden Familienange-
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hörigen nicht ausreichen, um damit den notwendigen Lebensunterhalt 
zu bestreiten. 
(…) 
Drittens ist die Feststellung und Kontrolle der Arbeitswilligkeit in der 
Erwerbslosenfürsorge nicht ausreichend geregelt. Diese ist jedoch für 
den Wert jeder Arbeitslosenhilfe von ausschlaggebender Bedeutung. 
Der Mangel ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß der Er-
werbslosigkeit nicht unbedingt eine Zeit der Arbeit vorausgegangen 
zu sein braucht. Die Erklärung zur Arbeitsbereitschaft genügt beim 
Vorhandensein der sonstigen Faktoren für die Erhebung des An-
spruchs auf Erwerbslosenunterstützung.  
(…) 
Viertens: Das internationale Arbeitsrecht geht den Weg der Arbeitslo-
senversicherung. Zwar haben die meisten Staaten (Frankreich, Nor-
wegen, Kanton Genf, Dänemark, Holland, Finnland, Spanien und 
Belgien) nur eine freiwillige Arbeitslosenversicherung, in der Regel 
beruhend auf dem Zuschußverfahren, dem sog. Genter System. Aber 
auch dieses geht von dem Grundsatz aus „nur wer sich selbst hilft, 
dem hilft auch die Gemeinschaft“ und bietet dadurch einen neuen An-
trieb für die Selbsthilfe. Mit der Einführung einer obligatorischen Ar-
beitslosenversicherung haben England, Italien, Oesterreich und die 
Schweiz Deutschland, welches durch seine glänzenden Erfolge auf 
dem Gebiet der Sozialversicherung dem Gedanken der Zwangsversi-
cherung im Ausland zum Siege verholfen hat, überholt. Artikel 162 
der Reichsverfassung verpflichtet das Reich, für eine zwischenstaatli-
che Regelung der Rechtsverhältnisse der Arbeitnehmer einzutreten. 
Auch für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zum Schutze ge-
gen die mit ihr verbundenen Schäden wird man zu möglichst gleichar-
tigen und gleichwertigen Einrichtungen in allen Kulturstaaten kom-
men müssen. Die ausgedehnten wechselseitigen Beziehungen werden 
dazu zwingen. Der Arbeitsmarkt ist nicht mehr national beschränkt; 
Vereinbarungen über internationale Arbeitsvermittlung sind mit 
Nachbarstaaten bereits angebahnt; die Auswanderungsbewegung ge-
winnt an Umfang und Bedeutung. Eine gegenseitige Anerkennung der 
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im Ausland geleisteten Beiträge für die Versicherung gegen Arbeitslo-
sigkeit wird in den verschiedenen Gesetzen verbürgt werden müssen. 
(…) 
 
Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. 30. Jahrgang, Nr. 39, 




60. Das Arbeitsnachweisgesetz 




Das Arbeitsnachweisgesetz hat es nicht leicht gehabt zu entstehen. Im 
August 1920 hat der Referentenentwurf, den der arbeitsrechtliche 
Ausschuss und das Reichsamt für Arbeitsvermittlung gemeinsam auf-
gestellt hatten, bereits die grundsätzliche Zustimmung der beteiligten 
Kreise gefunden. Erst im Juli 1922 hat der Reichstag den endgültigen 
Text des Gesetzes beschlossen. In dem Zeitraum, der von diesen bei-
den Terminen begrenzt wird, liegen wechselvolle und langwierige 
Verhandlungen im Reichswirtschaftsrate, im Reichsrate und im 
Reichstage. Das Gesetz, das aus diesen Verhandlungen hervorgegan-
gen ist, weicht fast in jeder seiner Vorschriften von dem Entwurfe ab, 
den die Reichsregierung vorgelegt hatte. Vielfach handelt es sich da-
bei freilich nur um Abweichungen rein redaktioneller Art. Ein erhebli-
cher Teil der Veränderungen aber geht sehr viel tiefer, und selbst die 
Grundlinien des Entwurfes sind nicht durchweg unberührt geblieben. 
(…) 
Dieser Wandel der äußeren Bedingungen und der inneren Einstellung 
hat sich vor allem in der Frage ausgewirkt, welche Stellung den wirt-
schaftlich Beteiligten, den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern, im 
Arbeitsnachweiswesen einzuräumen ist. Daß sie einen wesentlichen, 
ja entscheidenden Einfluß auf den Aufbau und die Durchführung der 
Arbeitsvermittlung besitzen müssen, ist allerdings eine Grundvorstel-
lung, die den Entwurf der Regierung ebenso beherrscht hat, wie alle 
Körperschaften, die sich mit ihm zu beschäftigen hatten. Auch daß der 
Regierungsentwurf den Interessenten diesen Einfluß durch einen 
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weitgehenden Anteil an der Geschäftsführung und Verwaltung der 
Arbeitsnachweisämter sichern wollte, ist allgemein gebilligt worden. 
Reichswirtschaftsrat und Reichstag haben diesen Einfluß noch über 
das Maß hinaus, das der Entwurf vorsah, zu verstärken gesucht. Wenn 
der Regierungsentwurf aber aus dieser Stellung der Interessenten zum 
öffentlichen Arbeitsnachweise die Folgerung zog, daß nunmehr die 
eigenen Arbeitsnachweise der Interessenten überflüssig würden und in 
den öffentlichen Arbeitsnachweis überführt werden könnten, so hat 
diese Folgerung sich nicht durchsetzen können. Schon der Reichswirt-
schaftsrat ist ihr in seinem abschließenden Gutachten nicht mehr un-
eingeschränkt gefolgt. Er hat vielmehr die Überführung auf die Fälle 
beschränken wollen, in denen die Arbeitsnachweise der Interessenten 
„den von diesem Gesetz gestellten Aufgaben nachweislich nicht ent-
sprechen“. Im Reichstag ist dann die Frage, wie das Schicksal der 
nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise sich gestalten soll, der eigent-
liche Gegenstand des Streites gewesen. Welche Lösung sie schließlich 
gefunden hat, ergibt sich aus den §§ 44- 46. Nach diesen Bestimmun-
gen bestehen die nichtgewerbsmäßigen Arbeitsnachweise grundsätz-
lich. Ein solcher Arbeitsnachweis kann nur dann in ein Arbeitsnach-
weisamt überführt und gegebenenfalls auch geschlossen werden, wenn 
er „den Anforderungen dieses Gesetzes trotz wiederholter, angemes-
sen befristeter Aufforderung nachweislich nicht entspricht oder seine 
Tätigkeit für seinen Geltungsbereich dauernd ohne nennenswerte Be-
deutung ist“. Nach § 46 des endgültigen Textes können nichtge-
werbsmäßige Arbeitsnachweise unter bestimmten Beschränkungen 
sogar neu errichtet oder in ihrer Selbständigkeit wieder hergestellt 
werden. Das ist der Punkt, in dem das endgültige Gesetz sich am wei-
testen von dem Entwurf der Regierung entfernt. Man mag das bedau-
ern, wird aber doch wohl hoffen dürfen, daß die notwendige Einheit-
lichkeit des Arbeitsnachweiswesens auch bei dieser Gestaltung keinen 
ernstlichen Schaden leidet. Die Gewähr dafür liegt in den Befugnissen 
der Aufsicht und Regelung, die der § 44 dem Reichsamt und den Lan-
desämtern einräumt.  
 
Auch die Rechtslage der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung ist von 
den Verhandlungen über den Entwurf nicht unberührt geblieben. Der 
Reichswirtschaftsrat hatte vorgeschlagen, die Stellenvermittlung 
schon mit dem 31. Dezember 1925 zu beenden, statt mit dem 31. De-
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zember 1930, wie die Regierung vorgeschlagen hatte. Der sozialpoliti-
sche Ausschuß des Reichstags strich demgegenüber jeden gesetzli-
chen Endtermin für die Stellenvermittlung. In der 3. Lesung ist der 
Termin wiederhergestellt worden, und zwar, nach der Formulierung 
des Reichsrates, derart, daß die Stellenvermittlung vom 1. Januar 1931 
verboten wird. Doch soll nunmehr denjenigen Stellenvermittlern, die 
das Gewerbe mindestens seit dem 2. Juni 1910 auf Grund behördli-
cher Erlaubnis ausüben, eine angemessene Entschädigung gewährt 
werden, deren Höhe durch besonderes Gesetz zu bestimmen ist. 
 
Alle Umgestaltungen, welche die rechtliche Lage der nichtgewerbs-
mäßigen Arbeitsnachweise und der gewerbsmäßigen Stellenvermitt-
lung in den Verhandlungen über den Entwurf erfahren hat, werden 
voraussichtlich nichts Wesentliches an dem rechtlichen und tatsächli-
chen Primat ändern, das die Arbeitsnachweisämter auch nach der end-
gültigen Fassung des Gesetzes besitzen werden. Der große Fortschritt, 
den das Gesetz auch in dieser Fassung den Arbeitsnachweisämtern 
bringt, liegt darin, daß es ihren Aufbau auf feste Grundlagen stellt, daß 
es ihre Verfassung regelt und zwar in einem Sinne, der ihre enge Ver-
bindung mit den entscheidenden Kräften des wirtschaftlichen Lebens 
sicherstellt, und daß es ihre Finanzierung wenigstens für eine Über-
gangszeit befriedigend erledigt. Zu diesen drei Punkten darf noch ei-
niges gesagt werden. 
 
Der Aufbau der Arbeitsnachweisämter in seinen drei Stufen, den Ar-
beitsnachweisen, Landesämtern und dem Reichsamte, hat sich auch in 
der endgültigen Fassung des Entwurfes durchgesetzt. Angefochten 
waren nur bei den Verhandlungen im Reichswirtschaftsrate und gele-
gentlich auch im Ausschusse des Reichstages die Landesämter. Es ist 
aber gelungen, darzutun, daß sie im Aufbau des Arbeitsnachweiswe-
sens unentbehrlich sind. Im übrigen ist ja der Aufbau der Arbeits-
nachweisämter, wie das Gesetz ihn vorsieht, tatsächlich schon vor-
handen. Das hat der Reichstag in der neuen Fassung, die er dem § 3 
des Gesetzes gegeben hat, für die örtliche Instanz klar zum Ausdruck 
gebracht. Gegenstand besonderer Aufmerksamkeit war in allen Sta-
dien der Verhandlungen, vor allem aber im Reichsrate, das Verhältnis, 
in dem die Arbeitsnachweisämter zu anderen Behörden der Gemein-
den und Länder stehen. Hier ist der Reichsrat in seinen Beschlüssen 
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bemüht gewesen, die Zuständigkeiten schärfer noch, als es im ersten 
Entwurf vorgesehen war, nach dem fachlichen und dem allgemeinen 
administrativen Charakter der einzelnen Aufgaben zu verteilen. Im 
übrigen hat der Reichsrat vor allem die Stellung des Reichsamtes für 
Arbeitsvermittlung zu den obersten Landesbehörden neu umschrieben. 
Für das Nähere ist der § 26 des Gesetzes zu vergleichen. 
 
Die Änderungen, die in der Verfassung der Arbeitsnachweisämter 
vorgenommen worden sind, haben, wie schon oben angedeutet wurde, 
den Anteil der wirtschaftlichen Interessenten an der Verwaltung und 
Geschäftsführung wesentlich verstärkt. Das gilt insbesondere für die 
Arbeitsnachweise, in geringem Maße aber auch für die Landesämter. 
Der Reichstag hat in diesen Fragen vielfach Anregungen aufgenom-
men, die der Reichswirtschaftsrat ausgesprochen hatte. Der Einfluß 
der öffentlichen Verbände in den Verwaltungsausschüssen ist zurück-
gedrängt worden, die Verwaltungsausschüsse haben neben den weit-
gehenden Befugnissen, die schon der Regierungsentwurf ihnen ein-
räumte, nunmehr auch bei der Bestellung des Vorsitzenden und der 
Aufstellung des Haushaltsplanes mitzuwirken. Die öffentlichen Ver-
bände sind aber doch nicht stärker beschränkt, als es mit dem öffentli-
chen Interesse, das in der Geschäftsführung der Arbeitsnachweisämter 
besteht, vereinbar ist. 
(…) 
Der Aufgabenkreis der Arbeitsnachweisämter ist im endgültigen Text 
des Gesetzes dem Sinne der Vorschriften nach ebenso bestimmt wie in 
dem Entwurfe der Regierung. Daß in diesen Aufgabenkreis auch die 
Berufsberatung und die Vermittlung von Lehrstellen fällt, ist zwar 
wiederholt angefochten worden, hat sich aber schließlich doch durch-
gesetzt. Dabei hat sich sowohl im Reichswirtschaftsrate wie im 
Reichstage das Bedürfnis ergeben, klarzustellen, daß die Berufsbera-
tung und die Lehrstellenvermittlung nicht dem öffentlichen Arbeits-
nachweise allein zustehen, sondern daß andere Einrichtungen, die heu-
te schon diesen Aufgaben dienen, unberührt fortwirken können. Das 
findet jetzt im § 26 des Gesetzes seinen Ausdruck, nach dem das 
Reichsamt für Arbeitsvermittlung Einrichtungen solcher Art nur dann 
der Schließung zuführen darf, wenn sie beharrlich den allgemeinen 
Grundsätzen zuwiderhandeln. Die Arbeitsvermittlung, die dem öffent-
lichen Arbeitsnachweise als wichtigste Aufgabe obliegt, erstreckt sich 
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nach § 2 der endgültigen Fassung ausdrücklich auf Arbeiter und An-
gestellte. Damit ist eine Frage im Sinne des Entwurfes erledigt, die 
insbesondere im Reichswirtschaftsrat eine Rolle gespielt hat. Dort hat-
ten die Arbeitgeber bei der zweiten Lesung im sozialpolitischen Auss-
chuß beantragt, die Arbeitsvermittlung der öffentlichen Arbeitsnach-
weise auf die Arbeiter zu beschränken, und die Vollversammlung des 
Reichswirtschaftsrates hatte vorgeschlagen, den Arbeitsnachweisen 
nur die Befugnis, nicht die Verpflichtung, zu der Vermittlung von An-
gestellten zu geben, der Reichstag ist ihm darin nicht gefolgt. 
(…) 
Für die Leistungen der Arbeitsnachweisämter ist die Auswahl der Per-
sonen von entscheidender Bedeutung, denen die praktische Arbeit in 
den örtlichen Arbeitsnachweisen obliegt. Reichswirtschaftsrat sowohl 
wie Reichstag haben deshalb der Auswahl und der rechtlichen Stel-
lung des Personals, das in den öffentlichen Arbeitsnachweisen be-
schäftigt wird, besondere Aufmerksamkeit zugewendet. Schon im 
Reichswirtschaftsrate war vorgeschlagen worden, für dieses Personal 
grundsätzlich das Angestelltenverhältnis vorzuschreiben. Der 
Reichstag ist diesem Vorschlage in seinen Beschlüssen zu § 13 ge-
folgt. Nur der Geschäftsführer darf nach § 13 Abs. 3 mit Zustimmung 
des Verwaltungsausschusses im Beamtenverhältnis angestellt werden. 
Diese Vorschriften werden allerdings zunächst nicht ihre volle Wir-
kung entfalten, weil nach einem Beschlusse des Reichsrats, der übri-
gens ähnlich auch vom Reichswirtschaftsrate angeregt war und jetzt 
im § 64 enthalten ist, Beamte, die jetzt schon im Arbeitsnachweis be-
schäftigt werden, unter bestimmten Voraussetzungen weiter zu über-
nehmen sind. 
 
Das Arbeitsnachweisgesetz ist in erster Linie ein Organisationsgesetz. 
Der Inhalt der Tätigkeit, welche die Arbeitsnachweise auszuüben ha-
ben, entzieht sich im einzelnen der gesetzlichen Regelung. Deshalb 
hatte sich der Entwurf von vornherein darauf beschränkt, in seinem 
dritten Abschnitt einige besondere bedeutsame Grundsätze für die 
Vermittlungstätigkeit, wie sie sich aus der praktischen Übung ergeben 
hatte, gesetzlich festzulegen. Diese Grundsätze sind im Laufe der 
Verhandlungen im einzelnen anders formuliert worden. Der Reichstag 
hat sich dabei vorzugsweise den Vorschlägen angeschlossen, die der 
Reichswirtschaftsrat gemacht hatte. Es handelt sich aber durchweg nur 
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um eine Darstellung, nicht um eine Änderung. Auch die bedeutungs-
vollen Zusätze, die sich jetzt im Abs. 3 des § 40 finden - die Frage 
nach der Vereinszugehörigkeit ist untersagt, der Arbeitsnachweis darf 
nicht zur Maßregelung mißbraucht werden -, stellen nur den obersten 
Grundsatz des § 40 klar, daß die Vermittlung unparteiisch zu erfolgen 
hat. Die besondere Bedeutung aller dieser Grundsätze liegt darin, daß 
sie nach den Beschlüssen des Reichstags alle Formen des Arbeits-
nachweises, nicht nur die Arbeitsnachweisämter, binden. Damit soll 
vor allem verhütet werden, daß der Arbeitsnachweis wirtschaftlicher 
Parteien wieder zu einem Instrumente des wirtschaftlichen Kampfes 
wird. 
(…) 
Reichsarbeitsblatt, Nichtamtlicher Teil. Jahrgang 1922, Nr. 14, 31. Ju-




61. Die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 




Das Arbeitsnachweisgesetz vom 22. Juli 1922 (Reichsgesetzbl. S. 
657) hat erfreulicherweise auch für die Berufsberatung und Lehrstel-
lenvermittlung eine reichsgesetzliche Regelung gebracht und damit 
eine einheitliche Rechtsgrundlage für diese wirtschafts- wie sozialpo-
litisch gleich wichtigen Gebiete geschaffen. Die Bestimmungen des 
Gesetzes sind allerdings Rahmenvorschriften, die ihren materiellen 
Inhalt erst durch die im Gesetz vorgesehenen besonderen Anordnun-
gen des Reichsamts für Arbeitsvermittlung erhalten. 
(…) 
Die wichtigste Vorschrift über die Berufsberatung und Lehrstellen-
vermittlung findet sich im § 26 Abs. 2. Hiernach steht dem Reichsamt 
im Einvernehmen mit seinem Verwaltungsrat und nach Anhörung der 
öffentlichen Berufsvertretungen und wirtschaftlichen Vereinigungen 
die Aufstellung allgemeiner Grundsätze für die Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung zu. Von diesen Grundsätzen sind streng zu un-
terscheiden die allgemeinen Bestimmungen, die das Reichsamt im 
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Einvernehmen mit seinem Verwaltungsrat gemäß den §§ 2 und 15 zu 
erlassen hat. 
(…) 
Für die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung außerhalb der Ar-
beitsnachweisämter sind, wie vorstehend erörtert, die auf Grund des 
§ 26 aufzustellenden allgemeinen Grundsätze maßgebend. Die Befol-
gung dieser Grundsätze wird durch die fachliche Aufsicht, die vom 
Reichsamt im Einvernehmen mit den obersten Landesbehörden aus-
geübt wird, sichergestellt. Die Aufsicht steht grundsätzlich nur dem 
Reichsamt zu, doch kann das Reichsamt die nachgeordneten Arbeits-
nachweisämter anweisen, in seinem Auftrage die Aufsicht auszuüben. 
Dabei ist die Aufsicht auf das Gebiet des „Fachlichen“ beschränkt, sie 
umfaßt also nicht die allgemeine Verwaltung dieser Einrichtung. 
(…) 
Während die Arbeitsvermittlung und die Mitwirkung bei der Durch-
führung von gesetzlichen Unterstützungsmaßnahmen für Arbeitslose 
zu den gesetzlichen Mindestaufgaben der Arbeitsnachweise gehören, 
die jeder Arbeitsnachweis erfüllen muß, ist die Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung eine sogenannte Mehraufgabe, deren Über-
nahme entweder freiwillig von dem öffentlichen Arbeitsnachweis er-
folgen oder die diesem durch besondere Anordnung des Reichsamts 
oder der obersten Landesbehörde übertragen werden kann. Die frei-
willige Übernahme der Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
seitens des öffentlichen Arbeitsnachweises wird durch einen Beschluß 
des Verwaltungsausschusses erfolgen, der jedoch im Hinblick auf die 
entstehenden Mehrausgaben und die möglicherweise notwendige Sat-
zungsänderung der Zustimmung der Errichtungsgemeinde bedarf. 
(…) 
Das Reichsamt beabsichtigt, die Tätigkeit der öffentlichen Arbeits-
nachweise auf den Gebieten der Berufsberatung und Lehrstellenver-
mittlung etwa in folgender Weise zu begrenzen: 
 
a) Erteilung von Rat und Auskunft an ratsuchende Personen beider-
lei Geschlechts in allen Fällen, welche die Berufswahl sowohl 
beim Eintritt in das Berufsleben wie beim Berufswechsel und die 
Berufsausbildung und -fortbildung betreffen; 
b) Nachweis von beruflichen Ausbildungsstätten; 
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c) Vermittlung in sittlich, gesundheitlich und beruflich einwand-
freie Anlern- und Lehrstellen. 
(…) 
Für die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung der Landesämter 
gilt sinngemäß das gleiche wie für die der öffentlichen Arbeitsnach-
weise. Das Reichsamt wird die Landesämter verpflichten, ihre Tätig-
keit auf diese Gebiete zu erstrecken, und wird das Arbeitsgebiet etwa 
folgendermaßen begrenzen: 
a) Mitwirkung bei Einrichtung und Ausbau der Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung bei den öffentlichen Arbeitsnachweisen 
des Bezirks; 
b) Fachaufsicht über die Berufsberatung und Lehrstellenvermitt-
lung bei den öffentlichen Arbeitsnachweisen; 
c) Beobachtung der Berufsbewegungen und des Lehrstellenmark-
tes; 
d) Durchführung des zwischenörtlichen Lehrstellenausgleichs; 
e) Sicherstellung der Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen 
Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung und den beteiligten 
Kreisen und Stellen; 
f) Fortbildung der Berufsberater; 
g) Sammlung und Bearbeitung berufskundlichen Materials sowie 
seine Nutzbarmachung für die praktische Berufsberatung; 
h) Berufsberatung für die Berufe und Personengruppen, für die bei 
den Arbeitsnachweisen die Berufsberatung nicht übernommen 




Reichsarbeitsblatt, Nichtamtlicher Teil. Jahrgang 1922, Nr. 18, 30. 





62. Kritische Betrachtungen zum neuen Arbeits-
nachweisgesetz 
 
C. A. Lieberich 
 
(…) 
In den nachstehenden Ausführungen will ich auf Wunsch der Schrift-
leitung vom Arbeitgeberstandpunkt aus das Gesetz einer kritischen 
Beurteilung unterziehen und dabei einige Hauptforderungen der Ar-
beitgeber zum Gesetzentwurf herausgreifen. Die Hauptforderungen 
der Arbeitgeber bewegten sich nach folgenden Gesichtspunkten: 
 
1. Ablehnung jeglicher Monopolisierung der Arbeitsvermittlung 
durch die öffentlichen Arbeitsnachweise, freie Entfaltung aller 
anerkannten nicht öffentlichen Arbeitsnachweise. 
2. Größtmögliche Vereinfachung des Apparates: Errichtung von 
Arbeitsnachweisen nach dem Bedürfnis, Ersatz der Landesämter 
durch Bezirksausgleichsstellen. 
3. Beschränkung der Tätigkeit der öffentlichen Arbeitsnachweise 
auf die Arbeitsvermittlung von Arbeitern, keine Erweiterung auf 
die der Angestellten. 
4. Ablehnung jeglicher Betätigung der öffentlichen Arbeitsnach-
weise auf anderem Gebiete als der reinen Arbeitsvermittlung für 
Arbeiter. 
5. Ausschluß aller Zwangsbestimmungen. 
6. Verringerung der Kosten, besonders unter Berücksichtigung der 
Forderungen zu 1 - 5. 
7. Weitestgehende Selbstverwaltung der Beteiligten, Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer. 
 
Die Entmonopolisierung der Arbeitsvermittlung durch die öffentlichen 
Arbeitsnachweise wurde nicht etwa eines theoretischen Dogmas wil-
len oder auch aus parteipolitischen Gründen verlangt, sondern in der 
Ueberzeugung, daß ein Monopol der öffentlichen Arbeitsnachweise 
den Bedürfnissen der Wirtschaft keineswegs Rechnung zu tragen 
vermag und statt produktionsfördernd in der schlimmsten Weise pro-
duktionshemmend wirken müßte. Die Folgen wären ernsthafte Stö-
rungen und Schädigungen für das gesamte deutsche Wirtschaftsleben, 
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für die Leistungs- und Konkurrenzfähigkeit der einzelnen Betriebe, 
sowie größte Nachteile für den einzelnen Arbeitnehmer selbst, beson-
ders den tüchtigen und intelligenten. Die Arbeitgeber in der überwie-
genden Mehrheit und mit ihnen große Teile der Arbeitnehmer sind der 
Auffassung, daß der öffentliche Arbeitsnachweis zwar die allgemeine 
Vermittlung von unqualifizierten und vielleicht auch von gering quali-
fizierten Arbeitskräften mit Erfolg vornehmen kann, daß er aber nicht 
in der Lage ist, bei Vermittlung von qualifizierten Arbeitskräften den 
vielgestaltigen Bedürfnissen der Wirtschaft und jeder einzelnen Ar-
beitsstelle, sowie den Wünschen und der Geeignetheit jedes einzelnen 
Bewerbers Rechnung zu tragen. Es mußte daher von jedem sachlich 
und objektiv Urteilenden die Berechtigung der Forderungen anerkannt 
werden, neben den öffentlichen Arbeitsnachweisen den dauernden Be-
stand der nicht gewerbsmäßigen Vermittlungsstellen, soweit sie ihre 
Leistungsfähigkeit erwiesen haben oder ihr Vorhandensein einem Be-
dürfnis entspricht, zu garantieren. Die bürgerlichen Parteien haben 
denn auch vor dieser wirtschaftlichen Notwendigkeit nicht die Augen 
verschlossen. Es konnte daher nicht ausbleiben, daß im Reichstag, wo 
sich zwei entgegengesetzte Weltanschauungen - Sozialisierung und 
freie Entwicklung der Arbeitsvermittlung - in scharfem Kampfe gege-
nüberstanden, den Sieg in diesem Kampfe schließlich die der Wirt-
schaft allein erträgliche Form der freien Entwicklung davongetragen 
hat. 
(…) 
Die allgemeine ausschließliche Vermittlung von Arbeitnehmern durch 
die öffentlichen Arbeitsnachweise mit der damit verbundenen Sche-
matisierung und Bürokratisierung hätte einen umfangreichen groß 
aufgezogenen behördlichen Apparat mit dem notwendigen Kosten-
aufwand zur Folge gehabt. Daher verlangten die Arbeitgeber Verein-
fachung des gesamten Apparates, die Errichtung von örtlichen Ar-
beitsnachweisen nach Bedürfnis - ähnlich wie in England - und Ersatz 
der Landesämter für Arbeitsvermittlung durch bezirkliche Ausgleichs-
stellen; in gleicher Weise erschien den Arbeitgebern der Dreiinstan-
zenweg für das Beschwerdeverfahren nicht erforderlich. 
(…) 
Die Gründe für das Verlangen nach Ausschluß der Angestelltenver-
mittlung durch die öffentlichen Arbeitsnachweise sind schon zuvor 
kurz gekennzeichnet worden. Allein die gar nicht zu umgehende 
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Schematisierung der öffentlichen Angestelltenvermittlung, die eine 
individuelle Behandlung jedes einzelnen Stellungsuchenden, abge-
stellt auf die Einzelperson und Einzelstelle unmöglich macht, gibt 
schon äußerlich einen Grund für die ablehnende Haltung der Arbeit-
geber ab. 
(…) 
Eine ähnliche Kritik, wie sie die Einbeziehung der Angestellten in die 
öffentliche Arbeitsvermittlung von Arbeitgeberseite erfahren hat, ist 
der Zuteilung des umfangreichen Aufgabengebietes zuteil geworden. 
Wie schon der Name besagt, sollte sich der Arbeitsnachweis darauf 
beschränken, dem Arbeitsuchenden Arbeit nachzuweisen. Die Be-
schränkung auf dieses Arbeitsgebiet, das dem öffentlichen Arbeits-
nachweis ohne weiteres die Mitwirkung bei Durchführung von gesetz-
lichen Unterstützungsmaßnahmen für Arbeitslose zubilligt, hätte ge-
rade im Interesse des Arbeitsnachweises selbst gelegen; denn wie 
kann das Vertrauen zu ihm erstarken, wenn ihm so zahlreiche Aufga-
ben obliegen, die er nicht in der Lage ist, völlig zu beherrschen. Man 
mußte daher verlangen, diese Aufgaben anderen geeigneteren Stellen 
zu überlassen.  
(…) 
Die Monopolstellung der öffentlichen Arbeitsnachweise sollte auf 
Wunsch der freien Gewerkschaften und Sozialdemokraten aller Rich-
tungen durch Annahme besonderer Zwangsvorschriften vervollstän-
digt werden. Sie erstrebten in erster Linie die Einführung des obligato-
rischen Benutzungszwanges, d. h. die Verpflichtung des Arbeitgebers, 
offene Stellen nur durch Vermittlung des öffentlichen Arbeitsnach-
weises zu besetzen, und umgekehrt die Verpflichtung des Arbeitneh-
mers, die ihm vom Arbeitsnachweis angebotene Stelle zu überneh-
men. Anstelle des Rechts der Freizügigkeit wäre die schlimmste 
Zwangswirtschaft auf dem Gebiete der Arbeitsvermittlung getreten. 
(…) 
Mußten die vorstehenden Forderungen der Arbeitgeber schon aus rein 
sachlichen Gründen erhoben werden, so war für deren möglichste 
Durchsetzung die finanzielle Auswirkung von entscheidender Bedeu-
tung. Der Aufbau der groß aufgezogenen Arbeitsnachweisorganisation 
und die über das notwendige Maß hinausgehende Aufgabenzuteilung 
wird die Schaffung eines großen Beamtenapparates erforderlich ma-
chen. An Stelle eines Abbaus der im öffentlichen Dienst stehenden 
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Personenkreise wird deren systematische Vermehrung treten. Die 
Kosten, die die Verwaltung der nunmehr gesetzlich festgelegten Ar-
beitsnachweisämter erfordert, werden ins Unermeßliche steigen. 
(…) 
Die Grundsätze der Selbstverwaltung, die eine einheitliche Forderung 
aller Beteiligten war, haben erfreulicherweise bei allen Parteien - au-
ßer den Kommunisten - Zustimmung gefunden. Zwar wurde ein von 
demokratischer Seite unternommener Versuch, den Arbeitsnachweis 
auf eine völlig neue Grundlage, nämlich ausschließlich in die Hände 
der wirtschaftlichen Berufsvereinigungen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer zu bringen, abgelehnt, doch fand eine Reihe von die Selbst-
verwaltung erweiternden Bestimmungen im Gesetz Aufnahme. 
(…) 
Läßt so das Gesetz in vielen einzelnen Bestimmungen eine ungünstige 
oder auch ablehnende Kritik zu, so darf dies doch nicht dazu führen, 
das Gesetz in seiner Gesamtheit abzulehnen. Es bedeutet gegenüber 
dem bisherigen Zustand sicherlich einen großen Fortschritt. Möge es 
dem öffentlichen Arbeitsnachweis im Wettbewerb mit den übrigen ge-
setzlich anerkannten Arbeitsnachweisen gelingen, das Vertrauen der 
Beteiligten zu gewinnen und möchten auf der andern Seite Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer durch tätige Mitarbeit den Arbeitsnachweis zu 
einem für die Wirtschaft brauchbaren Instrument zum Wohle unseres 
ganzen deutschen Volkes gestalten! Die Möglichkeit hierzu ist durch 
das neue Arbeitsnachweisgesetz gegeben. 
(…) 
 











Arten der Arbeitslosigkeit. Jede zielbewußte Arbeitslosenpolitik 
muß ausgehen von einer sicheren Kenntnis der Arbeitslosigkeit selbst, 
ihrer Entstehung und ihrer Arten. Eine solche Untersuchung ist um so 
mehr geboten, als sich hinter dem einheitlichen Namen der Arbeitslo-
sigkeit die verschiedensten sozialen Krankheitserscheinungen verber-
gen, die wirtschaftliche und sittlich ganz verschieden beurteilt und be-
handelt werden müssen. 
 
Sucht man die Fülle der Erscheinungen zu sichten, so dürfte das fol-
gende Schema einen vorläufigen Ueberblick gewähren: 
 
A. Subjektive Arbeitslosigkeit: 
I. Infolge von Unfähigkeit des Arbeiters: 
entweder absolute oder relative Unfähigkeit 
1. aus körperlichen Gründen 
2. aus geistigen Gründen, 
3. aus sittlichen Gründen 
II. Infolge von Unwilligkeit des Arbeiters: 
1. allgemeine Arbeitsscheu, 
2. bei den vorhandenen Arbeitsbedingungen: 
a) freiwilliger Austritt (oder verschuldete Entlas-
sung) des einzelnen Arbeiters, 
b) Streik und Aussperrung (soweit die Ursachen 
beim Arbeiter liegen). 
 
B. Objektive Arbeitslosigkeit: 
I. Infolge von Unauffindbarkeit der Arbeit (mangelhafter Or-
ganisation des Arbeitsmarktes). 
II. Infolge von Arbeitsmangel: 
1. relativer Arbeitsmangel: der Unternehmer will keine 
Arbeit geben: 
a) aus persönlichen Gründen, 
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b) aus wirtschaftlichen Gründen. 
2. absoluter Arbeitsmangel: der Unternehmer kann kei-
ne Arbeit geben: 
a) unregelmäßig eintretender Arbeitsmangel (Kon-
junkturenarbeitslosigkeit) hervorgerufen: 
α) durch elementare Ursachen, 
β) durch gesellschaftlich-politische Ursachen, 
γ) durch wirtschaftlich-technische Ursachen, 
δ) durch Umlaufsstörungen; 






Arbeitslosigkeit und Wirtschaftsordnung. Die Arbeitslosigkeit 
wechselt proteusartig ihre Gestalt, sie scharf zu umreißen, erscheint 
kaum möglich. Umsonst wäre das Bemühen, die Arbeitslosigkeit auf 
eine einheitliche Ursache zurückzuführen. Alle Theorien, die das ver-
suchen, erweisen sich als hinfällig. Damit ist auch schon gesagt, daß 
die Schuldfrage auf diesem Gebiet recht verwickelt liegt. Irreführend 
wäre es, wollte man die Arbeiter selbst als die Verursacher der Ar-
beitslosigkeit hinstellen, ebenso falsch ist es aber auch, wollte man 
ausschließlich die Arbeitgeber oder die kapitalistische Wirtschaftsord-
nung oder die Begrenzungen und Willkürlichkeiten der „Natur“ dieser 
Verschuldung zeihen. Die Arbeitslosigkeit ist verschuldet und unver-
schuldet, regelmäßig und wechselnd, vermeidbar und unvermeidlich, 
ein schweres Unglück und unter Umständen auch von geringem Be-
lang - es kommt alles auf den einzelnen Fall an. 
(…) 
Die Schäden der Arbeitslosigkeit. Die Arbeitslosigkeit ist eine Mas-
senerscheinung, sie ist die gefährlichste soziale Erkrankung des 
Volkskörpers, gefährlich vom Standpunkt der unmittelbar betroffenen 
Arbeiter, der gesamten Arbeitnehmerschaft wie der Allgemeinheit. 
(…) 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit im allgemeinen. Der Mittel und 
Wege, der Arbeitslosigkeit zu begegnen, sind viele, aus dem einfachen 
Grunde, weil das Übel selbst so vielgestaltig ist. Hier, wie immer, 
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muß die Behandlung sich individuell an die wechselnden Zustände 
anschließen, die man ändern möchte, und zwar könnte man, wie bei 
der Tätigkeit des Arztes, eine Vorbeugung und eine spätere Linderung 
und Heilung unterscheiden. Auch die Arbeitslosenpolitik muß zu-
nächst verhüten, daß Arbeitslosigkeit und Arbeitslosennot entsteht. 
Wie das bei der subjektiven Arbeitslosigkeit zu machen ist, läßt sich 
mit wenig Worten gar nicht sagen: die gesamte Sozialpolitik hat, 
wenn man es so ausdrücken will, die Aufgabe, Arbeitsunfähige ent-
weder auf die Höhe zu bringen oder zu unterstützen, Arbeitsunwillige 
mit Güte oder zwangsweise zu nützlicher Betätigung zurückzuführen. 
(…) Betrachtet man nur die objektive Arbeitslosigkeit, so kommen 
zwei Maßnahmen vorbeugender Art in Betracht: das Arbeitsnach-
weiswesen und die Arbeitsbeschaffung. 
(…) 
Ueber die Arbeitsvermittlung braucht nur bemerkt zu werden, daß sie 
jetzt in den sozial führenden Ländern, auch in Deutschland, wenigs-
tens der äußeren Vollendung entgegengeht. Geschaffen worden ist ein 
System von öffentlichen Arbeitsnachweisen, die eine entschiedene 
Ueberlegenheit über alle anderen Vermittlungsformen erlangt haben. 
Diese Nachweise erstrecken sich über das ganze Land, nur wenige 
Lücken sind noch auszufüllen, dann ist ein engmaschiges Netz über 
die ganze Wirtschaft gebreitet, das den Ueberschuß an Angebot oder 
Nachfrage nach Arbeit auffangen kann. Auch der organisatorische 
Aufbau wird bald vollendet sein: er sieht von unten nach oben drei 
Staffeln, die örtlichen Arbeitsnachweise, die Landesarbeitsämter und 
das Reichsamt für Arbeitsvermittlung vor. Jetzt muß der innere Aus-
bau folgen, auf den man bisher wenig Wert gelegt hat, es gilt Ernst zu 
machen mit dem Losungswort jedes gut geleiteten Arbeitsnachweises: 
„der rechte Mann an die rechte Stelle“. Die bisherige Massenarbeit 
muß durch Maßarbeit ersetzt werden, auf daß die öffentliche Arbeits-
vermittlung gewinnt, was sie am notwendigsten braucht, das allge-
meine Vertrauen. 
 
Zum anderen muß eine planvolle Politik der Arbeitsbeschaffung ein-
geleitet werden, von der auch in Deutschland erst spärliche Ansätze 
festzustellen sind. Zwar hat man in den am Weltkrieg beteiligt gewe-
senen Ländern beim Ende des Völkerringens insofern Arbeitsbeschaf-
fung betrieben, als man für die heimkehrenden Krieger durch Freima-
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chung und Einstellungszwang Arbeit bereitstellte. Solche Maßnahmen 
tragen den Uebergangscharakter an der Stirn. Die Arbeitsbeschaffung 
höherer Art umfaßt in der Hauptsache drei Mittel, um deren Erpro-
bung man sich jetzt bemüht: die Arbeitsverschiebung (Verfrühung, 
Verspätung), also die Ausführung der Arbeiten, besonders der öffent-
lichen Körperschaften, in den Zeiten des Arbeitsmangels, die Arbei-
terverschiebung, also die Ueberleitung von Arbeitskräften aus über-
setzten in aussichtsvollere Berufe (z. B. Landwirtschaft, Bergbau) und 
die Arbeitsbeschaffung im engeren Sinne, d. h. die Vermehrung der 
vorhandenen Arbeitsmenge durch Notstandsarbeiten (Arbeiten für Ar-
beitslose) und produktive Erwerbslosenfürsorge (Arbeiten zur Verhü-
tung der Arbeitslosigkeit). Alle diese Ziele - mit Ausnahme der primi-
tiven Notstandsarbeiten - hat man sich erst in jüngster Zeit gesteckt. 
Ueber das Stadium der Forderungen und des Experimentierens ist man 
noch nicht hinausgekommen. Doch scheint es sicher, daß gerade die 
planvolle Arbeitsbeschaffung noch eine große Zukunft hat. Vielleicht 
wird sie einmal das Hauptmittel gegen die Arbeitslosigkeit werden. 
(…) 
 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 4. gänzlich umgearbeitete 









Die Versuche, die in Deutschland in den letzten fünf Jahren auf dem 
Gebiete der Ausbildung und Umschulung Erwerbsloser gemacht sind, 
knüpfen eng an die Ideen an, die von den Webbs in dem „Problem der 
Armut“ niedergelegt sind. Ihr Gedanke, daß man sich bei der Bekämp-
fung der Armut nicht auf die Beseitigung irgendwelcher Symptome 
beschränken, sondern zu den Wurzeln der Not herabsteigen, Verhü-
tung und Vorbeugung vor Schadenersatz stellen müsse, ist heute theo-
retisch Allgemeingut geworden - was freilich noch nicht allzuviel für 
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die Durchführung in der Praxis des täglichen Lebens zu bedeuten 
pflegt. 
 
In einem der feinsten Kapitel des trefflichen Buches wird zur Verhü-
tung der Arbeitslosigkeit (…) gefordert, die erzwungenen Muße der 
Arbeitslosen im höchsten Sinne produktiv zu machen, das heißt: sie 
für ihre Ausbildung zu verwerten. 
(…) 
Es wird Aufgabe der folgenden Darstellung sein, die Ergebnisse einer 
etwa fünfjährigen Versuchszeit in Deutschland kritisch zu beleuchten 
und zu zeigen, wie die leicht beieinander wohnenden Gedanken in die 
harte Wirklichkeit überführt sind. Um die Versuche richtig würdigen 
zu können, muß man sich die Zeitumstände vergegenwärtigen, in der 




Die ersten Um- und Fortbildungsschulversuche sind im Drang der Not 
teils aus städtischen Mitteln, teils aus Mitteln der Kriegswohlfahrts-
pflege, die damals noch zur Verfügung stand, gemacht; erst allmählich 
kristallisierten sich festere Formen heraus, die dann schließlich ihren 
gesetzlichen Niederschlag fanden.  
 
Die rechtliche Grundlage der Umschulung Erwerbsloser ist der § 9 
Abs. 6/7 der Reichsverordnung über Erwerbslosenfürsorge vom 26. 
Januar 1920/6. Mai 1920/11. August 1920 und der § 15 der Reichs-
verordnung über Erwerbslosenfürsorge vom 10. Januar 1920. 
(…) 
Da sich die Nutzbarmachung dieser Bestimmung nicht überall als tun-
lich erwies, so ging man daran, auch die Mittel der produktiven Er-
werbslosenfürsorge, bei der man ursprünglich, wie auch die Ausfüh-
rungsverordnung des Reichsarbeitsministers zeigt, wesentlich an Not-
standsarbeiten gedacht hatte, für die Umschulung heranzuziehen.  
(…) 
 
Art und Umfang der Maßnahmen. 
Nach einer vom Forschungsinstitut für Sozialwissenschaften in Köln 
Anfang 1921 veranstalteten Erhebung, die trotz ihrer Lückenhaftigkeit 
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einen gewissen Überblick über das in den Jahren 1919 und 1920 Ge-
schaffene gibt, hatte die Mehrzahl der größeren Städte mit erheblicher 
Erwerbslosigkeit, wenn auch zum Teil recht dürftige und dilettanti-
sche Versuche mit der Fortbildung Erwerbsloser gemacht. Dabei ü-
berwogen anfangs die Haushalt- und Nähkurse für junge Mädchen; an 
zweiter Stelle standen die Kurse in Stenotypie; die allgemein bilden-
den Kurse traten gegen Ende der Berichtszeit gegenüber den eigentli-
chen Fachkursen mehr und mehr zurück. In erster Linie suchte man 
die Jugendlichen zu erfassen, vornehmlich, um der damals zutage tre-
tenden Verwahrlosung entgegenzuwirken; besondere Einrichtungen 
für Erwerbsbeschränkte wurden zunächst namentlich in Anlehnung an 
die Kriegsbeschädigtenfürsorge geschaffen. Die Kursdauer und Stun-
denzahl schwankte ganz ungemein. Eine Eignungsprüfung wurde an-
fangs nur in wenigen Städten vorgenommen, scheint sich aber allmäh-
lich als unentbehrliche Vorbedingung durchgesetzt zu haben, wenn 
auch oft in recht dürftiger Form. Ein Zwang zum Besuch der Kurse ist 
zumeist nur auf die jüngeren Leute ausgeübt bis zum 18., 20., auch 
wohl 24. vereinzelt bis zum 30. Lebensjahre. 
(…) 
 
Anlernung im Betriebe. 
Angesichts der Schwierigkeit der Einrichtung gewerblicher Kurse und 
der nicht zu leugnenden Mängel einer rein schulmäßigen Ausbildung 
ist der zweite Ausbildungsweg, die Anlernung im Betriebe, vielfach 
beschritten. Der Mangel an Spezialkräften ließ ein reges Interesse der 
Industrie an diesen Maßnahmen erwarten. Es lag an sich nahe, daß sie, 
wie bisher schon üblich, durch allmähliche Nachschulung ihres alten 
Arbeiterstammes sich diese fehlenden Kräfte selbst herangezogen hät-
te. 
(…) 
Weit wichtiger für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist die eigent-
liche fachliche Fortbildung und Umschulung. Da diese stets in engster 
Fühlung mit dem Arbeitsmarkt vorgenommen werden muß, ergeben 
sich eigentümliche Konsequenzen. Mangel an Arbeitskräften haben 
heute erstens hochgelernte Berufe, die eine lange Ausbildung erfor-
dern, und solche Berufe, mit denen es irgendeinen Haken hat, sei es, 
daß sie schlecht entlohnt, schwer und unangenehm oder verbunden 
mit dem unbeliebten Kost- und Logiszwang, der Unterordnung in ei-
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nen fremden Haushalt sind. Dazu kommen kleinere Spezialzweige, die 
plötzlich einen starken Aufschwung nehmen: die Herstellung von be-
stimmten Modeartikeln und dergleichen. 
 
Die Ausbildung wirklich hochwertiger Facharbeiter wird, von Aus-
nahmefällen abgesehen, an der Finanzfrage scheitern. Die Erwerbslo-
sen legen in der Regel selbst wenig Wert darauf, noch eine wirklich 
gründliche Fachbildung zu erzielen; sie wollen möglichst schnell 
möglichst viel verdienen und haben selten Neigung, besonders wenn 
sie nicht mehr ganz jung sind, längere Zeit als Schüler untertariflich 
zu arbeiten oder gar lediglich auf die unzureichende Erwerbslosenun-
terstützung angewiesen zu sein. Daraus erklären sich zum Teil die ü-
beraus stark gegen Schluß eines Lehrganges sinkenden Teilnehmerzif-
fern. 
(…) 
Sollen mit der Ausbildung wirkliche Erfolge erzielt werden, so ist ne-
ben zweckmäßiger Gestaltung des Lehrganges unentbehrliche Voraus-
setzung eine sorgsame Auswahl der Schüler. Hieran ist besonders im 
Anfang sehr gesündigt worden. 
(…) 
 
Reichsarbeitsblatt, Nichtamtlicher Teil. Jahrgang 1923, Nr. 20, 16. 




65. Bureaukratie gegen Autonomie 
 
L. 
Der Vorstand des Deutschen Städtetags hat in einer an den Reichsrat, 
den Reichsarbeitsminister, den Reichsfinanzminister und den Reichs-
sparkommissar gerichteten Eingabe um „Aenderung des Arbeitsnach-
weisgesetzes zur Vereinfachung der Organisation der Arbeitsvermitt-
lung“ nachgesucht, weil nach seiner Meinung „die Regelung des Ar-
beitsnachweisgesetzes betreffs der Landesämter für Arbeitsvermitt-
lung und ihres Aufgabenkreises nicht der Forderung streng rationeller 
Arbeitsnachweise entspricht“. Wie sich weiter aus dem Inhalt der Ein-
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gabe ergibt, wird nichts anderes als eine Beseitigung der Landesämter 
für Arbeitsvermittlung gewünscht. 
(…) 
Der Eifer zur Schaffung streng rationeller Arbeitsnachweise war bei 
den hinter der Eingabe des Städtetages stehenden Kommunalverwal-
tungen, von rühmlichen Ausnahmen abgesehen, bekanntlich nie sehr 
groß und ihrer Haltung ist es im wesentlichen mit zuzuschreiben, 
wenn im Arbeitsnachweiswesen jahrzehntelang eine heillose Verfah-
renheit und Zersplitterung bestand, die zu Beginn des Krieges ein 
stärkeres Eingreifen der Staatsgewalt, vor allem aber der Militärbe-
hörden notwendig machte und die Gewerkschaften erneut zu der Ein-
gabe vom 3. März 1915 an Bundesrat und Reichstag zwecks gesetzli-
cher Regelung der Arbeitsvermittlung veranlaßte. 
(…) 
Der Deutsche Städtetag versucht nunmehr die mühsam geschaffene 
gesetzliche Einrichtung der Arbeitsnachweisorganisation zum Ein-
sturz zu bringen, indem er wichtige Glieder dieser Organisation, näm-
lich die Landesämter für Arbeitsvermittlung, herauszureißen und zu 
beseitigen wünscht, und zwar in der durchaus richtigen Erkenntnis, 
daß mit Aufhebung dieser Stellen der Weg frei wird, um die Arbeits-
nachweise, soweit man ihre Existenzberechtigung überhaupt noch er-
kennt, völlig in das Schlepptau einseitiger Verwaltungsbureaukratie zu 
nehmen. Damit wäre das Arbeitsnachweiswesen unglücklicherweise 
wieder um Jahrzehnte zurückgeworfen und aller Aufwand der letzten 
Jahre wäre umsonst vertan. Denn es ist gar kein Zweifel, daß mit Hilfe 
der Landesämter in verhältnismäßig kurzer Zeit in der Organisation 
der Arbeitsnachweise das nachgeholt worden ist, was zahlreiche 
Kommunalverwaltungen jahrzehntelang bewußt oder unbewußt ver-
säumt haben. 
(…) 
Diese Auffassung zeigt deutlich eine völlige Verkennung des Wesens 
der Arbeitsvermittlung. Es ist einfach unmöglich, die Arbeitsvermitt-
lung mit der üblichen bureaukratischen Verwaltungsarbeit auf eine 
Stufe zu stellen, ohne zugleich den Arbeitsnachweis in seiner Ent-
wicklung zu hemmen und ihn aktionsunfähig zu machen. Der Arbeits-
nachweis kann, wenn er seinen Aufgaben gerecht werden will, nicht in 
die allgemeine Verwaltungsschablone eingezwängt werden, in der er 
elend verkümmern muß. Es muß vielmehr mitten in das Wirtschafts-
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leben hineingestellt werden und hat sich, so beweglich wie möglich, 
den wirtschaftlichen Eigenarten und Bedürfnissen, anzupassen. Ist 
somit der Arbeitsnachweis keine bureaukratische, sondern eine wirt-
schaftliche Einrichtung, so ergibt sich hieraus von selbst, daß er eben 
nur als amtliche Stelle mit der Kommunalverwaltung verbunden, im 
übrigen aber genötigt ist, seine eigenen, fernab von jeder Bureaukratie 
führenden Wege zu gehen, wobei er die organisatorische und fachli-
che Führung nicht entbehren kann. Hier haben die Landesämter für 
Arbeitsvermittlung einzusetzen.  
(…) 
Der Vorstand des Deutschen Städtetages ist aber gerade anderer Mei-
nung. Er würde sich zur Not eine staatliche Aufsicht gefallen lassen, 
will aber auf jeden Fall die Fachaufsicht beseitigt wissen. Das heißt 
also, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die auf dem Gebiete des Arbeits-
nachweiswesens in erster Linie als Sachverständige in Frage kommen, 
sollen ausgeschaltet werden, was gleichbedeutend ist mit Vernichtung 
des gerade im Arbeitsnachweiswesen so wichtigen wirtschaftlichen 
Selbstverwaltungsrechts. Hierin liegt der eigentliche Kern des Vorsto-
ßes des Deutschen Städtetages gegen die Landesämter für Arbeits-
vermittlung. Von den Landesämtern redet man und die wirtschaftliche 
Selbstverwaltung meint man. Darüber kann auch der Umstand nicht 
hinwegtäuschen, daß man bei Gründung von Arbeitsnachweisverbän-
den die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite zu „angemessener“ Mit-
wirkung berufen will. Dieses scheinbare Entgegenkommen ist in 
Wirklichkeit die beste Bestätigung dafür, daß der Vorstoß des Städte-
tages dem Selbstverwaltungsrecht der Wirtschaftsgruppen gilt. 
 
Alles Drumherumreden um diesen Kernpunkt ist bedeutungslos, und 
die Vorschläge, an Stelle der Landesämter etwas anderes zu schaffen, 
tragen den Stempel der Verlegenheit. Die den Landesämtern jetzt ob-
liegenden Aufgaben sollen auf andere Einrichtungen übergehen. Diese 
Aufgaben sind demnach selbst nach Ansicht des Vorstandes des Deut-
schen Städtetages nicht überflüssig. Sie können aber nach seiner Mei-
nung von einigen großstädtischen Arbeitsnachweisen mit erledigt 
werden. Ganz abgesehen davon, daß sich die mittleren und kleineren 
Arbeitsnachweise für eine solche „Regelung“ bestens bedanken wer-
den, hat diese Regelung auch noch eine Reihe anderer Nachteile. Die 
heute schon überlasteten großen Arbeitsnachweise werden dadurch 
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noch mehr überlastet und ihren eigentlichen örtlichen Aufgaben ent-
zogen. Statt der jetzigen wenigen Landesämter würden, wenn auch 
unter anderen Namen, eine Unmenge kleinerer Landesämter entstehen 
und die Kosten, die heute das einzelne Landesamt benötigt, müßten 
sich um so viel mal vermehren, als Arbeitsnachweise mit diesen Auf-
gaben betraut werden. Dabei aber wird durch die Aufteilung der jetzi-
gen Landesamtsbezirke das Arbeitsgebiet zerrissen, der Ueberblick 
geschmälert, Beobachtung und Ausgleich des Arbeitsmarktes über 
größere Wirtschaftsgebiete unmöglich gemacht. Hier soll nun die Bil-
dung von Verbänden von Trägern der öffentlichen Arbeitsnachweise 
einen Ausweg bringen. Wenn der Vorschlag ernstlich gemeint ist, 
dann muß man sich immerhin über den Mut wundern, mit dem längst 
erprobte Vorgänge ignoriert werden. Jeder einigermaßen auf dem Ge-
biete des Arbeitsnachweiswesens Erfahrene weiß, welchen unzuläng-
lichen Notbehelf der frühere Verband deutscher Arbeitsnachweise und 
die einzelnen Landesverbände darstellten und wie schnell und erleich-
tert man deren Auflösung betrieb, nachdem das Arbeitsnachweisge-
setz in Kraft trat. Auch diese Verbände haben nur mit Reichs- und 
Staatsmitteln sich mühsam am Leben halten können und da sie in Zu-
kunft erst recht nicht ohne solche Zuschüsse auskommen können, so 
bedeutet ihre Errichtung auch nicht einmal eine Verbilligung gegen-
über dem jetzigen Zustand. 
 
Es ist freilich nicht ausgeschlossen, daß die Vertreter solcher Vor-
schläge, falls es ihnen gelänge, die wirtschaftliche Selbstverwaltung 
zu erdrosseln und Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihres maßgeblichen 
Einflusses zu entkleiden, nebenher auch darauf rechneten, die mittle-
ren und kleineren Gemeinden völlig unter ihren Einfluß zu bringen, 
indem sie natürlich die tonangebende Rolle in solchen „Verbänden 
von Trägern der öffentlichen Arbeitsnachweise“ spielen würden. Nach 
dieser Richtung liegen von früher her Erfahrungen vor, die abschre-
ckend wirken können. 
 
Daß sich der Städtetag so nebenbei auch gegen die Uebertragung von 
Gefahrengemeinschaften für die Aufbringung der Mittel für die Er-
werbslosensfürsorge auf die Landesämter wendet, ist aus gewissen 
Gründen erklärlich. Damit läßt sich aber die Tatsache nicht aus der 
Welt schaffen, daß überall dort, wo bereits Gefahrengemeinschaften 
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für Landesamtsbezirke gebildet worden sind, die Durchführung der 
Erwerbslosenfürsorge und die Mittelaufbringung in kurzer Zeit eine 
günstige Regelung erfahren hat, die einzig dadurch erschwert wird, 
daß in höchst mühevoller Arbeit jetzt die teilweise recht unklaren 
Verhältnisse geklärt werden müssen, die sich vor Einschaltung der 
Landesämter in der Erwerbslosenfürsorge gebildet hatten. In Anbet-
racht des Umstandes, daß die Mittel für die Erwerbslosenfürsorge zum 
allergrößten Teil von Arbeitgebern und Arbeitnehmern und nur zu ei-
nem ganz geringen Teil von den Gemeinden aufgebracht werden, ist 
die geforderte Zurückdrängung der Selbstverwaltung der beteiligten 
Wirtschaftsgruppen nicht nur ungerecht, sondern auch höchst unklug. 
 
In der Eingabe des Vorstandes des Deutschen Städtetages kommt aber 
nicht nur die starke Gegnerschaft gegen das wirtschaftliche Selbst-
verwaltungsrecht, sondern auch eine mindestens ebenso große Un-
kenntnis der sachlichen und fachlichen Vorgänge auf dem Arbeits-
markt und in Arbeitsnachweisfragen zum Ausbruch, so daß schon aus 
dem letzterwähnten Grunde der Vorstoß allseitig und entscheiden ab-
gewehrt werden mußte. 
(…) 
 
Gewerkschaftszeitung. Organ des Allgemeinen Deutschen Gewerk-




66. Die Stellung der Arbeitgeberverbände zur Be-
rufsberatung 
 
charakterisiert folgende Stelle aus dem Geschäftsbericht der „Vereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände EV.“ 
 
„Im übrigen sind nach Auffassung der Vereinigung Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlung sachlich untrennbare Gebiete, deren 
Durchführung infolgedessen auch derselben Stelle übertragen werden 
muß. Die Arbeitgeberschaft hat nach Auffassung der maßgebenden 
Organe der Vereinigung an einer zweckmäßigen Ausübung der Be-
rufsberatung und Lehrstellenvermittlung in allgemein volkswirtschaft-
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licher Hinsicht und im Hinblick auf die Sicherstellung eines Fachar-
beiterersatzes ein erhebliches Interesse und ist infolgedessen auch 
unmittelbar an der Mitarbeit bei der Ausübung der Tätigkeit der Be-
rufsberatung und Lehrstellenvermittlung interessiert. Aus diesem 
Grunde wurde den Mitgliedern der Vereinigung empfohlen, die Arbei-
ten der selbständigen Berufsämter und Provinzialberufsämter nicht 
nur grundsätzlich anzuerkennen, sondern auch unmittelbar sowie 
durch Zuleitung berufskundlichen Materials an dieser Tätigkeit mitzu-
arbeiten. Insbesondere legt die Vereinigung Wert darauf, eine Verbin-
dung zwischen Berufsberatung und Arbeitsvermittlung herzustellen in 
den Fällen, in denen es sich um die Arbeitsvermittlung von jugendli-
chen Arbeitern handelt. Das Bestreben der Vereinigung geht dahin, 
die öffentlichen Arbeitsnachweise durch Anordnung der Reichsar-
beitsverwaltung zwingend zu verpflichten, die Arbeitsvermittlung an 
jugendliche Arbeiter erst dann vorzunehmen, wenn die jugendlichen 
Arbeiter bis zu einem bestimmten Lebensalter vorher nachweislich die 
berufsberatende Stelle passiert haben, um auf diese Weise den öffent-
lichen Arbeitsnachweisen Gelegenheit zu geben, bei der Durchfüh-
rung der Arbeitsvermittlung an jugendliche Arbeiter dem obersten 
Grundsatz jeder Arbeitsnachweistätigkeit entsprechend zu handeln: 
den geeigneten Mann an die für ihn geeignete Stelle zu bringen.“ 
 
Soziale Praxis und Archiv für Volkswohlfahrt. 33. Jahrgang, Nr. 32, 7. 








Immer mehr bricht sich die Erkenntnis Bahn, daß der Arbeitsnachweis 
keine bureaukratische Einrichtung sein darf, sondern nach sozialen 
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten geleitet werden muß. Ein-
gepreßt in den engen Rahmen der reinen Behördenverwaltung, die 
zwar peinlichst genau funktioniert, oft aber einen pedantischen Zug an 
sich hat, der dem freien Wirtschaftsleben hinderlich ist, verkümmert 
der Arbeitsnachweis. Er wird in der Erfüllung seiner rein wirtschaftli-
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chen Aufgaben gehemmt. Allerdings begegnet man nicht minder häu-
fig der Auffassung, daß der öffentliche Arbeitsnachweis eine Behör-
deneinrichtung sein und bleiben muß. Wert und Bedeutung der Ar-
beitsvermittlung wird dann gewöhnlich danach bemessen, welche 
Kosten für den Arbeitsnachweis aufgewendet werden können, und da 
die Gemeinden, die ja durchgängig Träger der Arbeitsnachweise sind, 
alle über Geldmangel klagen, so sind die Aufwendungen für den Ar-
beitsnachweis verhältnismäßig gering, jedenfalls viel zu gering, als 
daß damit ein zweckentsprechender Auf- und Ausbau überall herbei-
geführt werden könnte. Abgesehen von verschiedenen großstädtischen 
Arbeitsnachweisen und einigen anderen rühmlichen Ausnahmen äu-
ßert sich die knappe Mittelaufwendung meist in der räumlichen, viel-
fach ungenügenden und unzweckmäßigen Unterbringung des Arbeits-
nachweises. Räumlichkeiten, die von allen anderen Stellen der Ver-
waltung peinlichst gemieden werden, scheinen vielfach für den Ar-
beitsnachweis gerade gut genug. Wie aber jeder Geschäftsmann Wert 
darauf legen wird, daß seiner Kundschaft der Aufenthalt in seinen Ge-
schäftsräumen nicht verleidet wird, so müßten auch die Aufenthalts-, 
Arbeits- und Abfertigungsräume eines Arbeitsnachweises, der zeit-
weise mehr als jede andere Behördenstelle mit einer starken Besu-
cherzahl zu rechnen hat, so beschaffen sein, daß sich die bei ihm Vor-
sprechenden nicht schon durch dessen Aeußeres abgestoßen fühlen. 
Mangelhafte Raumverhältnisse sind nicht zuletzt die Ursachen, wes-
halb ein Teil der Arbeitgeber den öffentlichen Arbeitsnachweis immer 
noch meidet. Allein schon die schablonenhafte Anpassung der Dienst-
zeit an die bei der allgemeinen Verwaltung übliche, kann unter Um-
ständen zu Mißhelligkeiten führen, wenn dabei nicht genügend Rück-
sicht auf die Bedürfnisse und Gewohnheiten der Wirtschaft genom-
men wird. Die gewerbsmäßigen Stellenvermittler können ihre immer 
noch zu reichliche Inanspruchnahme vor allem darauf zurückführen, 
daß sie es verstanden haben, sich diesen Bedürfnissen und Gewohn-
heiten anzupassen und jederzeit auch dann noch zur Verfügung zu 
stehen, wenn die Türen zu den Amtsstellen bereits geschlossen sind. 
Treten zu den genannten Mängeln noch ungenügende Bureaueinrich-
tungen, unbefähigte, weil ungenügend bezahlte Angestellte, so darf 
man auch keine Qualitätsvermittlung erwarten, und es ist durchaus 
nicht verwunderlich, wenn viele öffentliche Arbeitsnachweise nicht 




Statt aber den wahren Ursachen des Mißerfolges nachzugehen, ist man 
nur zu leicht geneigt, den Arbeitsnachweis als eine höchst überflüssige 
Einrichtung anzusehen, als ein Uebel, das nur deshalb notwendig ist, 
weil es die Gesetzgebung erfordert. Zuweilen betrachtet man diese 
Einrichtungen auch als Kriegserscheinung, die längst wieder hätte be-
seitigt werden müssen. Diese total falsche Einstellung läßt indes nur 
erkennen, wie wenig man den wirtschaftlichen Aufbau unserer Zeit, 
die komplizierte Gestaltung des Arbeitsmarktes und dessen notwendi-
ge Beobachtung und Beeinflussung begriffen hat. Unter solchen Um-
ständen scheint es immerhin noch ein Vorzug, wenn der Arbeitsnach-
weis, allerdings ebenfalls unzutreffenderweise, als Wohlfahrtseinrich-
tung betrachtet und behandelt wird, was freilich mit dem Nachteil 
verbunden ist, daß in solchen Fällen der wirtschaftliche Charakter 
durch die bureaukratische Verwaltung noch mehr zurückgedrängt 
wird. Wo es aber dem Arbeitsnachweis gelingt, sich der Umklamme-
rung der reinen Behördenverwaltung zu entziehen, da wird er inner-
halb dieser Verwaltung mehr oder weniger zu einem Fremdkörper, 
den man zwar nicht aus der Hand gleiten lassen möchte, in die beste-
hende Behördenorganisation aber auch nicht recht einzureihen ver-
mag. Solche Wahrnehmungen liefern eigentlich den deutlichsten Be-
weis dafür, daß die Entwicklung dazu drängt, den Arbeitsnachweis als 
eine wirtschaftliche Einrichtung anzuerkennen und auszugestalten und 
daß alles Sträuben hiergegen für die Dauer zwecklos ist.  
 
Das Arbeitsnachweisgesetz hat in dieser Richtung keine klare Bahn 
geschaffen, aber es hat doch die wirtschaftliche Seite der Arbeitsver-
mittlung ziemlich deutlich hervorgekehrt und weist den Weg, auf dem 
den Erfordernissen der Wirtschaft Rechnung getragen werden kann. 
Daß die öffentliche Arbeitsvermittlung nicht ein Geldgeschäft sein 
darf, sondern unentgeltlich zu erfolgen hat, weist nicht nur auf ihren 
sozialen, sondern mehr noch auf ihren wirtschaftlichen Charakter hin. 
Dem gleichen Zweck dient die gesetzliche Vorschrift, daß die Ver-
mittlung unparteiisch sein muß. Am wichtigsten aber ist die Vorschrift 
über die Bildung von Verwaltungsausschüssen bei den öffentlichen 
Arbeitsnachweisen, in denen sich das wirtschaftliche Selbstverwal-
tungsrecht verkörpern soll. Den Verwaltungsausschüssen sind nach 
dem Gesetz Rechte eingeräumt, die, voll ausgenutzt, einen erhebli-
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chen Einfluß der Wirtschaft auf die öffentliche Arbeitsvermittlung si-
chern könnten. Daß von diesem Recht in sehr vielen Fällen nicht voll 
Gebrauch gemacht wird, ist bekannt und wird von kompetenter Stelle, 
nämlich in der Begründung des Gegenentwurfs der Gemeinden zum 
Entwurf einer Arbeitslosenversicherung folgendermaßen bestätigt: 
„Wenn bei einzelnen Arbeitsnachweisen trotz der im Arbeitsnach-
weisgesetz festgelegten Selbstverwaltungsbefugnisse sich diese 
Selbstverwaltung nicht auswirkt, so liegt das nicht an der Organisation 
des Arbeitsnachweisgesetzes, sondern an der lahmen Handhabung des 
Selbstverwaltungsrechts durch die Selbstverwaltungsvertreter der Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer.“ Diese Bemerkung ist sehr deutlich, lei-
der wird aber versäumt, auf die eigentlichen Ursachen der lahmen 
Handhabung des wirtschaftlichen Selbstverwaltungsrechts hinzuwei-
sen. Diese Ursachen bestehen im wesentlichen darin, daß den Verwal-
tungsbehörden verwaltungsrechtlich ein starkes Uebergewicht einge-
räumt worden ist. 
 
Daß die Gemeinden Träger der öffentlichen Arbeitsnachweise sind 
und in jedem Fall die Vorsitzenden stellen, braucht nicht angefochten 
zu werden. Damit allein aber sichern sich die Gemeinden einen so 
starken Einfluß, daß man alles übrige ruhig der wirtschaftlichen 
Selbstverwaltung hätte überlassen können. Ein noch viel größerer 
Einfluß steht aber den Gemeinden bei der Erwerbslosenfürsorge zu, 
die doch ohne Zweifel in weit überragendem Maße eine wirtschaftli-
che Einrichtung darstellt, infolge ihres fürsorgerischen Gewandes aber 
in erster Linie als Gemeindeangelegenheit betrachtet wird. Dabei steht 
die Mittelaufbringung durch die Wirtschaft einerseits und die Ge-
meinden andererseits in einem starken Mißverhältnis zu den diesen 
Stellen zustehenden Rechten. Und nun soll, nach dem Wunsche der 
Gemeinden, bei der künftigen Arbeitslosenversicherung das Miß-
verhältnis noch größer werden. Das hat den Zweck, wie in der bereits 
erwähnten Begründung des Gegenentwurfs der Gemeinden mit aller 
Deutlichkeit gesagt wird, „daß, besonders wenn die von den Städten 
noch vorgeschlagenen Verbesserungen der Versicherungsleistungen 
Berücksichtigung finden, für die Wohlfahrtspflege der Städte die Ent-
lastung, die zurzeit schon durch die Erwerbslosenfürsorge zu ver-
zeichnen ist, dauernd verankert wird“. Es scheint danach, daß der ei-
gentliche Zweck der Erwerbslosenfürsorge von den Gemeinden erheb-
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lich verkannt wird. Wenn, was kaum angezweifelt werden kann, Ar-
beitsvermittlung die beste Erwerbslosenfürsorge ist und wenn, wie 
auch die Reichsverordnung sagt, das Ziel der Erwerbslosenfürsorge 
die Beendigung der Erwerbslosigkeit durch die Aufnahme von Arbeit 
ist, dann gehört die Erwerbslosenfürsorge zu den Aufgaben der Ar-
beitsnachweise und in die Hand der wirtschaftlichen Selbstverwal-
tung, nicht aber in die der Gemeinden. 
 
Und wie steht es mit den übrigen Aufgaben des Arbeitsnachweises? 
Die Berufsberatung will, abgesehen von den Großstädten, nirgends 
recht vorwärtskommen. Es ist kein Geld da für eine Sache, die sich im 
Interesse der Wirtschaft vielfältig rentieren würde. Es ist angeblich 
kein Bedürfnis vorhanden, obgleich die ganze wirtschaftliche Ent-
wicklung geradezu nach einer geregelten Berufsberatung drängt. Der 
Einfluß der Wirtschaftsvertreter ist nicht stark genug, um solchen Ar-
gumenten erfolgreich entgegenzutreten. Vielleicht versucht man von 
dieser Seite gar nicht erst, einen Einfluß geltend zu machen, weil man 
selbst nicht immer die wirtschaftlichen Zusammenhänge und Erfor-
dernisse zu überblicken vermag. Hierauf deuten leider verschiedene 
Vorgänge hin. Man braucht nur daran zu denken, daß durch das un-
verminderte Drängen zahlreicher Arbeitgeber jährlich für viele Tau-
sende ausländischer Arbeiter Genehmigung zur Beschäftigung erteilt 
werden muß, während zu gleicher Zeit viele Hunderttausend einhei-
mische Arbeitskräfte sich vergeblich um Arbeit bemühen. Wenn Wirt-
schaftsvertreter eine derartige falsche Einstellung zur Wirtschaft er-
kennen lassen, so möchte man darin fast einen Milderungsgrund für 
die nicht weniger falsche Einstellung mancher Behördenverwaltungen 
erblicken.  
 
Wenn man unter der Bezeichnung Wirtschaft jede auf Befriedigung 
von Bedürfnissen, demnach jede auf Erzeugung und Verwendung von 
Gütern gerichtete Tätigkeit zu erblicken hat, so sind Arbeit und Ar-
beitsmarkt ein untrennbarer Bestandteil der Wirtschaft. Die Beobach-
tung des Arbeitsmarktes läßt das ständige Auf- und Absteigen der 
Wirtschaft erkennen, zeigt Stockungen und Schwankungen, zeigt hier 
rasende Produktion, dort Stillstand der Betriebe, bald Mangel, bald 
Ueberfluß an Arbeitskräften. Ungeheuer ist die Zahl derjenigen, die 
von Zeit zu Zeit aus dem Produktionsprozeß ausgeschieden, auf den 
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Wellen der Wirtschaft hilflos hin und her geschleudert werden. Das 
sind ständig wiederkehrende Erscheinungen des Wirtschaftslebens, 
gegen die der einzelne nicht anzukämpfen vermag, die vielmehr ein 
Problem von allgemeiner Bedeutung darstellen. 
 
Mit der bloßen Beobachtung des Arbeitsmarktes ist daher gar nichts 
zu erreichen. Beeinflussung des Arbeitsmarktes ist die Aufgabe, um 
die es sich handelt. Beeinflussung durch Beschaffung von Arbeit, 
durch Vermittlung von Arbeitskräften, wobei nicht allein die Quanti-
tät, sondern mehr noch die Qualität eine Rolle spielt, durch Aufrecht-
erhaltung, Verschiebung, Umstellung und Umschulung von Arbeitern 
je nach Eignung und Fähigkeit und unter Berücksichtigung der wirt-
schaftlichen Bedürfnisse. 
Daß beim öffentlichen Arbeitsnachweis nur wenig oder gar keine of-
fenen Stellen gemeldet sind, kann selbst in Zeiten ungünstigster Kon-
junktur nicht als Maßstab gelten, solange der Arbeitsnachweis sich nur 
als bureaukratische Einrichtung fühlt und geduldig wartet, bis sich zu-
fällig ein Arbeitgeber dorthin verirrt. Wenn die Reichsregierung sich 
jetzt entschlossen hat, besondere Mittel zur Verfügung zu stellen, um 
bei besonders rückständigen Arbeitsnachweisen die Vermittlungstä-
tigkeit zu beleben, so ist man dabei gewiß von dem sehr richtigen Ge-
danken ausgegangen, daß es trotz aller Gegenbehauptungen möglich 
ist, mit einem ausreichenden und geschulten Personal und mit der 
notwendigen wirtschaftlichen Einstellung die gewünschten Erfolge zu 
erzielen. Schlimm steht es um jeden Arbeitsnachweis, dessen Aufgabe 
sich darin erschöpft, die Erwerbslosen zu zählen und auf ihre Karten 
den Kontrollstempel zu drücken. Nein, hinausgehen muß der Arbeits-
vermittler, seinen Bezirk durchwandern, sich mit den Arbeitgebern 
bekannt machen, die augenblicklichen und künftigen Bedürfnisse der 
Betriebe erforschen, Anregungen geben und immer nach neuen Mög-
lichkeiten suchen, um Arbeitslosen unterzubringen. Das ist nichts an-
deres, als was jeder Geschäftsmann tut, um Aufträge zu erlangen. 
Derartiges ist in der Wirtschaft allgemein üblich und gilt in Industrie, 
Handwerk, Handel und Landwirtschaft als selbstverständlich. Auch 
der Arbeitsnachweis als wirtschaftliche Einrichtung darf sich dieser 
Aufgabe nicht entziehen, so wenig dies auch sonst bei den Behörden-




Nur Arbeitsnachweise, die in diesem Sinne eingerichtet und tätig sind, 
können auf Erfolg rechnen und sich das immer noch mangelnde, aber 
dringend notwendige Vertrauen bei Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
erwerben. Sie müssen sich bewußt sein, daß sie nicht um ihrer selbst 
willen da sind, sondern um wichtige Aufgaben im Dienste der Wirt-
schaft zu lösen. 
 
Gewerkschaftszeitung. Organ des Allgemeinen Deutschen Gewerk-




68. Allgemeine Deutsche Arbeitsnachweistagung  
in Dresden 2. - 4. Juni 1927 
 
Leitsätze zum Vortrage: 
„Die Berufsberatung im Dienste der Wirtschaft.“ 
Von Direktor Dr. van der Wyenbergh, Köln. 
 
1. Wirtschaftspolitische Begründung der öffentlichen Berufsberatung 
mit besonderer Berücksichtigung ihrer Bedeutung für die Arbeits-
markt- und Produktionspolitik. 
 
Eine planvolle Berufszuführung im Sinne weitschauender Berufs-
politik, die als Berufsberatung und Berufsvermittlung auf der 
Grundlage individueller Begutachtung den persönlichen Qualitäten 
und der sozial-wirtschaftlichen Lage des einzelnen sowie den Be-
dürfnissen der verschiedenen Wirtschaftszweige und Berufe Rech-
nung trägt, ist notwendige Voraussetzung einer zielbewußten Ar-
beitsmarktpolitik. Arbeitsmarkt und Facharbeiternachwuchs. Der 
Geburtenrückgang und seine Auswirkung auf den Arbeitsmarkt. 
Die vorbeugende Wirkung der Berufsberatung im Hinblick auf die 
Regulierung des Facharbeitermarktes, ihre heilsame Wirkung auf 
die Arbeitslosigkeit und Hilfsbedürftigkeit im Sinne der Wohl-





Die Frage des Facharbeiternachwuchses (Quantität und Qualität) ist 
eines der ernstesten Probleme deutscher Produktionspolitik. Die 
ökonomische Verwertung des Menschen und seiner Arbeitskraft im 
Produktionsprozeß. Berufs- und Schaffensfreudigkeit als Grundlage 
persönlichen und volkswirtschaftlichen Erfolges. Daher Notwen-
digkeit planmäßigen Ausgleiches von Arbeitsanforderung und indi-
vidueller Leistungsfähigkeit. 
 
2. Aufgabenkreis und praktische Durchführung der Berufsberatung 
mit besonderer Beachtung wirtschaftlicher Notwendigkeiten und 
der Zusammenarbeit mit der Wirtschaft und ihren Organen.  
 
Stellungnahme (offizielle Beschlüsse, Richtlinien usw.) der wirt-
schaftlichen Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer zur Berufsberatung. Oertliche Erfahrungen. Kritik und 
Ausblicke. Berufsausbildungsgesetz und darauf beruhende Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit. 
 
Die planmäßige Vorbereitung der Berufswahl Jugendlicher in be-
rufskundlicher und berufsethischer Hinsicht und die Aufklärung der 
Oeffentlichkeit über Berufsfragen als Dienst an der Wirtschaft. 
Vertiefung des Gedankens von der Bedeutung der Berufswahl für 
Persönlichkeit und Volkswirtschaft. Wert für die Erkenntnis wirt-
schaftlicher Zusammenhänge und Erfordernisse. Modeberufe und 
minderbeliebte Berufe. Die unbeeinflußten Berufswünsche der Ju-
gend - von wirtschaftlichen Notwendigkeiten keine Spur - und der 
Erfolg planmäßiger Einwirkung durch Zusammenarbeit von Schu-
le, Berufsberatung und Wirtschaft. Vorbereitung der regulierenden 
Arbeit der eigentlichen Berufsberatung und Berufsvermittlung im 
Sinne einer der volkswirtschaftlichen Lage entsprechenden Vertei-
lung der Arbeitskräfte. 
 
Die eigentliche Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung und ihre 
bisherigen Erfolge nach der quantitativen und qualitativen Seite. 
Inanspruchnahme der öffentlichen Berufsberatung. Begutachtung 
der persönlichen Eignung. Aerztliche Mitwirkung. Psychotechni-
sche Eignungsprüfungen. Ihre Organisation und Bewährung. Stel-
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lungnahme der Wirtschaftskreise. Privatwirtschaftliche oder be-
rufsamtliche Organisation der Berufsauslese. 
 
3. Eine weitere Förderung der Berufsberatung im Rahmen des öffent-
lichen Arbeitsnachweises ist dringend erforderlich. Berechtigte 
Forderungen der Wirtschaft. Aber auch Forderungen an die Wirt-
schaft. Vorschläge zum Auf- und Ausbau. 
 
Leitsätze zum Vortrage: 
„Die Arbeitsvermittlung im Dienste der Wirtschaft.“ 
Von Dir. Dr. Nerschmann, Dresden. 
 
Jeder Dienst des Arbeitsnachweises an der Wirtschaft ist Dienst am 
einzelnen Arbeitgeber oder Arbeitnehmer. 
I. 
 
Um dieser Aufgabe gerecht zu werden, muß jeder Arbeitsnachweis 
zunächst folgende organisatorische und verwaltungstechnische Auf-
gaben erfüllen: 
 
1. Alle Arbeitsuchenden müssen nach ihren sämtlichen beruflichen 
Fähigkeiten und Kenntnissen übersichtlich gegliedert erfaßt wer-
den. 
2. Die Auswahl der Arbeitsuchenden muß stets nach dem Grundsatz 
der Eignung erfolgen unter Berücksichtigung aller gemeldeten Be-
werber. 
3. Durch Ausstellung vollständiger und wahrheitsgetreuer Arbeitspa-
piere durch die Arbeitgeber und durch eine verständnisvolle und 
richtige Ausfüllung der Bewerbungsbogen durch die Arbeitsuchen-
den werden die Bemühungen des Arbeitsnachweises wirksam un-
terstützt. 
4. Darüber hinaus muß der Arbeitsnachweis mehr und mehr dazu 
kommen, durch eigene Tätigkeit die tatsächliche Eignung der Be-
werber unmittelbar festzustellen. 
5. Während der Zeit der Arbeitslosigkeit ist den Arbeitsuchenden 
durch Fortbildungskurse, Umschulungsmaßnahmen und sonstige 
Veranstaltungen die Möglichkeit zur Erhaltung und Steigerung ih-
rer beruflichen Leistungsfähigkeit zu geben.  
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6. Die innere Organisation des einzelnen Arbeitsnachweises muß ein-
fach und beweglich und kaufmännischen Grundsätzen angepaßt 
sein, insbesondere muß die Erwerbslosenfürsorge stets den Belan-
gen der Arbeitsvermittlung untergeordnet werden. 
7. Eine wirksame Werbetätigkeit ist notwendig zur Hebung der Quali-
tät, zur Verbesserung und Beschleunigung des Ausgleichs zwischen 
Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt. Ihre Kosten sind 
belanglos im Vergleich zu den Ersparnissen in der Erwerbslosen-




Darüber hinaus bedeutet jede Arbeitsvermittlung aber auch Dienst an 
dem einzelnen Menschen. Vermittelnd und beratend steht der Arbeits-
nachweis zwischen den Parteien des Wirtschaftslebens und dient der 
Erhaltung des Wirtschaftsfriedens. 
 
 
Leitsätze zum Vortrage: 
„Die Arbeitslosenhilfe im Dienste der Wirtschaft.“ 
Von Ministerialdirigenten Dr. Weigert, Berlin. 
 
I. 
Die eigentliche Aufgabe der Arbeitslosenhilfe ist die Bekämpfung und 
Beseitigung sozialer Notstände, die sich aus der Arbeitslosigkeit erge-
ben. Da aber die Arbeitskraft der wichtigste Faktor der Produktion ist, 
während anderereits der innere Markt die Grundlage unseres Konsums 
bildet, werden auch wirtschaftliche Zusammenhänge in großer Breite 
durch die Arbeitslosenhilfe berührt.  
 
II. 
Es ist richtig, daß die Arbeitslosenunterstützung eine untere Grenze 
für die Entlohnung bedeutet. Das ist wirtschaftlich unbedenklich, 
wenn sie in ihrer Höhe das richtige Verhältnis zu den tatsächlichen 
Löhnen einhält. In gewissen wirtschaftlichen Situationen ist es auch 
volkswirtschaftlich notwendig, weil es dahin drängt, andere Faktoren 





Hemmungen für die berufliche und örtliche Beweglichkeit der Ar-
beitskraft lassen sich durch sachgemäße Handhabung der Arbeitslo-
senfürsorge auf ein Maß zurückführen, das auch volkswirtschaftlich 
gerechtfertigt ist. Auf der anderen Seite können die Mittel der Arbeits-
losenhilfe wirksam in den Dienst der notwendigen beruflichen und 
örtlichen Verschiebungen gestellt werden. 
IV. 
Die Gefahr, daß das einzelne Arbeitsverhältnis durch die Arbeitslo-
senhilfe aufgelockert wird, läßt sich nicht ganz ausschließen. Auf der 
anderen Seite stärkt die Arbeitslosenhilfe die Stabilität der Gesamt-
wirtschaft, weil sie die Kaufkraft der Arbeitslosen in begrenztem Um-
fange aufrecht erhält. 
V. 
Die Erhaltung der Arbeitskraft und des Arbeitswillens in den Arbeits-
losen ist insbesondere auch eine Aufgabe der wertschaffenden Ar-
beitslosenhilfe. Die Bedenken gegen eine falsche Festlegung von Ka-
pital können durch richtige Auswahl der Arbeiten und durch die Art 
der Finanzierung beseitigt werden. 
 
VI. 
Eine besondere Aufgabe der Arbeitslosenhilfe ist es, in den Kreisen 
der wirtschaftlich Beteiligten das Interesse an der Verhütung und an 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wachzuhalten. Das ist nur zu er-
reichen, wenn die Beteiligten eine eindeutige finanzielle Verantwor-
tung für die Arbeitslosenhilfe tragen, und wenn sie maßgebenden 
Einfluß auf ihre Durchführung besitzen. 
 
 








Vorsitzender, Präsident Dr. Syrup: Meine Damen und Herren! Ich darf 
heute den zweiten Tag eröffnen. Unsere Vorträge haben das Thema 
„Die Arbeitsvermittlung im Dienste der Wirtschaft“. Dazu gebe ich 
zunächst das Wort Herrn Prof. Dr. Keßler. 
(…) 
Zu der heutigen Organisation des Arbeitsnachweises, (…) möchte ich 
an erster Stelle das aussprechen: der Arbeitsnachweis ist, wer ihn im-
mer in der Hand hat, wie immer er im einzelnen verwaltet und organi-
siert sein mag, keine Behörde im üblichen Sinne öffentlicher Behör-
den, er ist nicht das, was wir als sonstige Staatsbürger als Behörde 
kennen und heute noch meistenteils mit Zagen im Herzen betreten, 
wie z. B. das Einwohnermeldeamt, die öffentlichen Kassen, die Poli-
zei. Wie peinlich ist uns der Gedanke, uns an diesen Schalter zu set-
zen. Wir wissen nicht mal genau, was uns erwartet, namentlich, wenn 
wir normale, unvermögende und unbetitelte Staatsbürger sind (Heiter-
keit). Eine solche Behörde ist unser Arbeitsnachweis nicht, sondern er 
ist eine Markteinrichtung, und diese Markteinrichtung muß jedem, der 
sie braucht, zu benutzen eine Selbstverständlichkeit sein, so selbstver-
ständlich, wie ihm die Benutzung etwa einer Auskunftsstelle der Ei-
senbahn, eines Marktplatzes, einer öffentlichen Markthalle ist. Der 
Arbeitsnachweis ist eine Markteinrichtung, aber freilich, der Arbeits-
nachweis ist kein Warenmarkt. Die Arbeit ist keine Ware. Der Ver-
trag, der hier vorbereitet wird, der Arbeitsvertrag ist kein Kaufvertrag. 
In der theoretischen Nationalökonomie der klassischen Schule, die 
100 Jahre lang offiziell geherrscht hat und heute inoffiziell immer 
noch herrscht, hat man das verkannt. Man hat den Arbeiter als ein E-
lement der Kosten der Arbeit betrachtet, als ein Gut, das gekauft und 
verkauft wird. Man hat die Person, um die es sich auf dem Arbeits-
markte handelt, versachlicht. Wir werden uns dieser Auffassung mit 
aller Kraft und Entschiedenheit entgegenwerfen müssen.  
(…) 
Der billigste Arbeitsnachweis (…) ist keineswegs immer der beste, 
und entgegen wirtschaftlichen Bedenken, die namentlich in kleineren 
Gemeinden gegen den Arbeitsnachweisetat auftreten, vielleicht auch 
manchen Unternehmern nicht ganz fremd sind, wird man sagen müs-
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sen, falsche Sparsamkeit im Sachetat wie im Personenetat gefährdet 
die Leistungsfähigkeit des Arbeitsnachweises und schädigt damit die 
Wirtschaft. Der Arbeitsnachweis muß, wenn er das, was wir nun in 
der Theorie seit 25 Jahren immer wieder aussprechen, bieten will, den 
richtigen Mann an die rechte Stelle setzen, überdies auch die richtige 
Frau an die rechte Stelle setzen. Wenn er das leisten will, muß er indi-
vidualisieren können. Er muß so individualisieren können, daß sich 
der Arbeitsnachweisbeamte mit dem einzelnen - ich will sagen - Kun-
den seiner Anstalt in jedem Augenblick in das Einzelzimmer zurück-
ziehen darf. Das Einzelzimmer für die Einzelverhandlung, das macht 
natürlich Sachkosten, aber erinnern wir uns anderer wirtschaftlicher 
Vorgänge; wenn auf der Bank der Kunde Geldgeschäfte mit seinem 
Bankherrn vereinbart, so zieht sich der Bankleiter mit ihm zur Bespre-
chung dieser Geschäfte in das Einzelzimmer zurück. Meine Damen 
und Herren! Entgegen der geringen Achtung, die hier und da dem Ar-
beitsnachweis noch entgegengebracht wird, muß ich es aussprechen, 
daß ich das Geschäft der Arbeitsvermittlung für mindestens ebenso 
wichtig halte, wie das Geschäft der Geldvermittelung, der Kreditver-
mittelung. (Lebhaftes sehr richtig!) 
 
Es wäre auch falsch, wie es namentlich die lokale Kritik manchmal 
tut, die Bedeutung eines Arbeitsnachweises nach der Menge der Ver-
mittlungsleistungen zu beurteilen. Das ist falsch, denn bei guter Ver-
mittlung bleiben viele Stellen dauernd besetzt. Wir wollen gerade den 
richtigen Mann an einen Platz bringen, auf den er nun dauernd etwas 
leistet. Wenn wir dagegen schlecht vermitteln, müssen zahllose Plätze 
immer von neuem besetzt werden und die Ziffer der vermittelten Stel-
len wächst. Viel kennzeichnender für die wirtschaftliche Leistung ei-
nes Arbeitsnachweises (als) die Zahl der vermittelten Stellen (…) 
scheint mir die Zahl der im ganzen Bezirk des Arbeitsnachweises 
noch unvermittelt bleibenden Erwerbslosen zu sein, denn hier sieht 
man, wie weit der Arbeitsnachweis Fühlung mit den Betrieben hat und 
wie weit er die Möglichkeit des örtlichen Ausgleichs ausgenutzt hat. 
Also eine niedrige Erwerbslosenziffer, nicht eine hohe Ziffer der 
Vermittlungen ist eigentlich das Ziel und das Kennzeichnende für die 




Zur Wirtschaftlichkeit im Arbeitsnachweis gehört aber weiter ein 
fachlich geschultes, nicht unsachlich ausgewähltes, ein fachlich auch 
dauernd weiter gefördertes Personal. Meine Damen und Herren! Mag 
das Schicksal des neuen Entwurfs für die Neuordnung unserer Ar-
beitsnachweisverwaltung im einzelnen sein wie es wolle, wir werden 
auch bei der Schaffung einer ganz neuen Arbeitsnachweisorganisation 
das immer wieder festhalten müssen, daß die Frage der Personen im 
Arbeitsnachweis noch viel wichtiger ist, als die Frage der Organisati-
on. (Sehr richtig!) Der Arbeitsvermittler muß dem Berufe, dem er 
dient, wirklich gewachsen sein, charakterlich muß er gewachsen sein 
und nach den Kenntnissen muß er gewachsen sein. 
 
Das erste was charakterlich der Arbeitsvermittler braucht, ist Takt, 
Takt und immer wieder Takt, und dann die Sachlichkeit, die uner-
schütterliche Ruhe, Nervenkraft und Geduld. Diese Charakterzüge 
lernt man auf keinem Kurs und keiner Hochschule. Wer sie aber nicht 
mitbringt zur Arbeitsvermittelungstätigkeit, ruiniert sich selbst und 
ruiniert den ihm anvertrauten Arbeitsnachweis. Ueber oder vielmehr 
nach diesen charakterlichen Ansprüchen steht dann der Anspruch der 
Kenntnisse. Beruflich bedarf der Arbeitsvermittler der Menschen-
kenntnis, der Berufskenntnis, der Betriebskenntnis, volkswirtschaftli-
che Kenntnisse und Menschenkenntnis setzt in erster Linie Lebenser-
fahrung voraus. Der Vermittler darf nicht zu jung und er darf nicht 
reiner Theoretiker sein. Berufskenntnis dem Arbeitsvermittler zuzu-
führen, fangen wir eben eigentlich erst an. Arbeiten, wie sie das Insti-
tut für technische Arbeitsschulung in Düsseldorf ausführt, müssen al-
len unseren Vermittelungsstellen und Vermittlern zugeführt werden. 
Betriebskenntnisse gewinnt und erhält der Arbeitsvermittler nur durch 
immer wiederkehrende Besuche und Besichtigungen in den Betrieben 
seines Bezirkes. Dieser Außendienst ist für ihn berufliche Arbeit ge-
nau so wie der Dienst an seinem Schreibtisch in seiner Stelle. Die 
volkswirtschaftlichen und die psychologischen Kenntnisse, deren der 
Arbeitsvermittler bedarf, versuchen wir ja durch Schulungswochen, 
durch Kurse ihm zu geben. Auch hier sind wir, will mir scheinen, 
noch in den Anfängen, und ebenso wie der Nachwuchs bedarf auch 
das heutige Vermittelungspersonal hier eine lebendige Pflege und 
Förderung. Ohne solche Menschenkenntnis ist wirkliche wirtschaftli-




Und dann noch eins! Tüchtige Arbeitsvermittler müssen auch anstän-
dig bezahlt werden. (Sehr richtig!) (…) Auf dem Arbeitsnachweis 
werden nicht Akten bearbeitet und Konten geführt, sondern es wird 
Menschen gedient und die Leistung des Arbeitsvermittlers, der Klein-
dienst am lebendigen Menschen, ist, wenn wir sie überhaupt in ir-
gendeine Reihe stellen wollen, in eine Reihe zu stellen mit den Leis-
tungen am lebendigen Menschen, wie sie der Lehrer, der Anwalt, der 
Seelsorger oder Arzt vornimmt. Es wird hier dem Menschen gedient, 
und so muß diese Arbeit auch entsprechend bezahlt werden. Unab-
hängig von der Laufbahn des Kontor- und Verwaltungspersonals wird 
man auch die Laufbahn des Arbeitsvermittlers gestalten müssen. Ich 
hoffe, daß die geplante Neuordnung jede Aufstiegsmöglichkeit zu den 
Landesarbeitsämtern und zu der Reichsanstalt offen machen und offen 
halten wird. Nur die Freudigkeit, die aus dem Berufsaufstieg erwächst, 
wird zur Anspannung aller Kräfte, zu tüchtigen Leistungen auch in der 
untersten Stelle der Arbeitsvermittelung führen können. 
(…) 
Man wird aber aussprechen müssen, je mehr der Arbeitsvermittler 
schreibt und rechnet, umso schlechter wird er vermitteln. Deshalb 
wiederum brauchen wir große Arbeitsnachweise, die die Arbeit sorg-
sam teilen können, an der Spitze die Leitung mit der Propaganda und 
mit der Statistik, für die Vermittlung selbst die fachkundigen Fach-
vermittler, neben ihnen der Psychotechniker, der Arzt und der Berufs-
berater. Ganz getrennt von diesen Fachkräften steht dann das Personal 
für die Bureauarbeiten und für die Kasse. 
(…) 





69. Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslo-
senversicherung 
Vom 16. Juli 1927 
 
Einführung von Oscar Weigert 
 
Am 16. Dezember 1926 hat der Reichsarbeitsminister den Entwurf ei-
nes Gesetzes über Arbeitslosenversicherung dem Reichstage vorge-
legt. Am 7. Juli 1927 hat der Reichstag dem Entwurf mit 356 von 419 
Stimmen zugestimmt. Zwischen diesen beiden Terminen liegen die 
sehr ausgedehnten Verhandlungen über den Entwurf im Sozialpoliti-
schen Ausschuß des Reichstages, Verhandlungen, die in ihrer Gründ-
lichkeit und in ihrer unpolitischen Sachlichkeit allen Beteiligten in der 
besten Erinnerung bleiben werden. 
 
In diesen Verhandlungen hat sich das äußere Bild des Entwurfes in 
wesentlichen Zügen verändert. Aus dem Entwurf einer Arbeitslosen-
versicherung ist ein Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen-
versicherung geworden. Dieses Gesetz hat das Arbeitsnachweisgesetz 
vom 22. Juli 1922 in sich aufgenommen. 
(…) 
Die Frage nach dem besten Träger für die Arbeitslosenversicherung 
ist von jeher lebhaft umstritten worden. Wie die Begründung erwähnt, 
hat der Bayerische Städtetag schon im Jahre 1912 eine Reichsanstalt 
für die Arbeitslosenversicherung empfohlen. Viele andere Vorschläge 
haben seitdem zur Debatte gestanden. Der Entwurf von 1920 wollte 
Verbände der Krankenkassen zu Trägern machen, der Entwurf der 
vorläufigen Arbeitslosenversicherung von 1922 ging unter den beson-
deren Verhältnissen der Inflation an der Frage des Trägers vorüber. 
Seit 1925 verfolgt die Reichsregierung den Gedanken der Landesar-
beitslosenkassen, wie sie auch im letzten Entwurf vorgesehen sind. 
Vor diesen und anderen Möglichkeiten hat die Reichsanstalt, die das 
Gesetz nunmehr bringt, unzweifelhaft voraus, daß sie dem Risiko der 
Arbeitslosenversicherung am besten gerecht werden kann, daß sie die 
einheitliche Handhabung im ganzen Reich am sichersten gewährleistet 
und daß ihr innerer Aufbau sich am leichtesten nach ihren eigenen 
Bedürfnissen bestimmen läßt. Ihr Gegenbild findet diese Reichsan-
stalt, soweit es sich um die Arbeitslosenversicherung handelt, in der 
 255
  
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte, die ja schon seit 1911 be-
steht. 
 
Die neue Reichsanstalt ist aber nicht nur der Träger der Arbeitslosen-
versicherung, sie ist auch der Träger der öffentlichen Arbeitsvermitt-
lung, und das ist es, was den Streit um diese Anstalt vor allem entfacht 
hat. Eine Reichsanstalt für die Arbeitsvermittlung - das ist ein Bruch 
mit der ganzen geschichtlichen Entwicklung des deutschen Arbeits-
nachweises. Keiner seiner beiden Anfänge, weder der kommunale Ar-
beitsnachweis der Vorkriegszeit noch der Arbeitsnachweis der wirt-
schaftlichen Interessenten, weist auf dieses Ziel hin, und auch das Ar-
beitsnachweisgesetz vom 22. Juli 1922 hat den Arbeitsnachweis in 
seiner örtlichen Einzelstellung belassen und den Einfluß des Reichs 
auf eine fachliche Aufsicht beschränkt. Der Entwurf der Arbeitslosen-
versicherung hat an dieser Stellung des Arbeitsnachweises nichts än-
dern wollen. Er hat in seiner ersten Fassung darauf verzichtet, irgend-
einen organischen Zusammenhang zwischen seinen Versicherungsträ-
gern, den Landesarbeitslosenkassen, und den Arbeitsnachweisen her-
zustellen. 
(…) 
Daß das Interesse der Arbeitslosenversicherung nach der engsten Ver-
bindung mit den Arbeitsnachweisen drängt, steht außer Zweifel. Der 
Reichstag mußte sich nur fragen, ob nicht das eigene Interesse des Ar-
beitsnachweises, das sich ja keineswegs in seiner Mitwirkung an der 
Arbeitslosenversicherung erschöpft, durch diese Übertragung Schaden 
leidet. Über diese Frage ist nicht leicht zu sprechen, weil jeder, auch 
der gemilderte Vorwurf Empfindlichkeiten wachruft und weil es jetzt 
darauf ankommt, alle Kräfte für die neue Arbeit zu erhalten und zu 
gewinnen. Sicher gibt es Gemeinden, bei denen der Arbeitsnachweis 
ausgezeichnet aufgehoben war. Sicher ist aber auch die Zahl der lauen 
nicht gering, die ihn wenig gefördert haben, und sicher ist es endlich, 
daß wir in recht erheblichen Teilen des Reichs, insbesondere in gro-
ßen ländlichen Bezirken, der Sache nach einen Arbeitsnachweis nicht 
haben. Dabei ist der Ausgleich zwischen Stadt und Land eines der 
Grundprobleme unseres Arbeitsmarktes. Auch aus anderen Gesichts-
punkten mußte es zweifelhaft erscheinen, ob der Arbeitsnachweis als 
Gemeindebehörde seine endgültige Form gefunden hatte. Die Vertre-
ter der Wirtschaft, Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sahen in dieser 
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Form nicht die Wirkungsmöglichkeiten, die sie im eigenen Interesse 
sowohl wie in dem des Arbeitsnachweises haben müssen, und der Be-
zirk des Arbeitsnachweises muß sich auch nach der Auffassung der 
kommunalen Spitzenverbände von den politischen Gemeindebezirken 
lösen; er muß wirtschaftlich umgrenzt werden. 
Die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung steht vor drei Forderungen, 
die sie unbedingt erfüllen muß und die nicht leicht zu erfüllen sind. 
 
Der öffentliche Arbeitsnachweis darf auch als Glied der Reichsanstalt 
nicht den Zusammenhang mit anderen Zweigen der öffentlichen, vor 
allem der kommunalen Verwaltung und mit der öffentlichen Fürsorge 
verlieren. Er ist auf alle diese Verwaltungszweige angewiesen, sie 
sind es auf ihn. Dem trägt das Gesetz Rechnung, indem es die öffent-
lichen Körperschaften in die Organe der Reichsanstalt aufnimmt. Ihre 
Vertreter stehen, soweit es sich nicht um die Fragen der Arbeitslosen-
versicherung handelt (§ 200), mit gleichen Rechten neben den Vertre-
tern der Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 
(…) 
Die Reichsanstalt darf sich nicht zu einem umfangreichen bürokrati-
schen Apparat entwickeln. Das ist die zweite Forderung, vor der sie 
steht. Sie darf kein Heer von neuen Beamten in die Welt setzen. Das 
Gesetz sieht nur eine sehr beschränkte Zahl von Beamten vor. Nur der 
Präsident der Anstalt und die Vorsitzenden der Landesarbeitsämter 
sowie die ständigen Stellvertreter dieser Personen habe nach § 35 Abs. 
1 kraft Gesetzes die rechtliche Stellung von Reichsbeamten. Die Vor-
sitzenden der Arbeitsämter und ihre ständigen Stellvertreter können 
sie erhalten (§ 35 Abs. 2). 
(…) 
Zweifellos wird es möglich sein, die Zahl der Arbeitsnachweisämter 
ganz erheblich zu verringern, wenn der Vorstand der Reichsanstalt ih-
re Grenzen, wie es im § 2 Abs. 2 heißt, „unter Berücksichtigung wirt-
schaftlicher Zusammenhänge“ festsetzt. Die Bezirke der Arbeitsämter 
müssen so gebildet werden, daß sie einen wirklich leistungsfähigen 
Arbeitsnachweis tragen können, daß aber doch auch die Verbindung 
mit den örtlich wirksamen wirtschaftlichen Kräften nicht verloren 
geht. Das führt uns zu der dritten Forderung, die an die Reichsanstalt 
gestellt werden muß: die örtliche Selbstverwaltung im öffentlichen 
Arbeitsnachweis darf nicht ausgelöscht werden. Gewiß ist die These 
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nicht richtig, die in dem Kampf um die neue Organisation aufgestellt 
worden ist, daß es Selbstverwaltung nur als örtliche und nur als kom-
munale Selbstverwaltung geben könne. Auf der anderen Seite hat sich 
aber auch der Reichstag nicht der Einsicht verschlossen, daß den örtli-




Beilage zum Reichsarbeitsblatt. 7. Jahrgang, Neue Folge, Nr. 21, 20. 
Juli 1927, S. I-VII. 
 
 




I. Das doppelte Ziel der Berufsberatung. 
 
Die Berufsberatung verfolgt einerseits das menschlich-individuelle 
Ziel, den die Volks- oder höhere Schule verlassenden Jugendlichen 
beiderlei Geschlechts demjenigen Berufs- oder Arbeitszweig der 
Wirtschaft zuzuführen, zu dem er „berufen ist“ (nicht ohne weiteres 
zu dem er „sich berufen fühlt“, da die subjektive Meinung des Berufs-
anwärters sich durchaus nicht mit dem wirklichen Tatbestand zu de-
cken braucht). Tatsächliches „Berufensein“ oder „Sich-berufen-
fühlen“ zu einer Tätigkeit, mit anderen Worten die Berufsneigung, ist 
nichts anderes als der Wunsch nach Leistungen in eben diesem Be-
rufs- oder Arbeitszweige, und dieser Wunsch gründet sich auf die Ue-
berzeugung des Individuums von seiner Eignung zu dieser Leistung. 
 
Andererseits verfolgt die Berufsberatung das wirtschaftliche Ziel, den 
jugendlichen Berufsanwärter beiderlei Geschlechts an denjenigen 
Platz der Wirtschaft in Handwerk, Industrie, Handel usw. zu führen, 
an dem er 100 % erwerbsfähig ist, d. h. an dem seine körperlichen und 
geistigen Anlagen und Fähigkeiten (Kräfte) sich voll auswirken, sich 
restlos in Arbeit oder Leistung umsetzen können, für den er mit ande-




Die Erreichung dieses Doppelzieles schafft im Idealfalle einerseits als 
sozial-ethischen Wert Adäquatheit zwischen Mensch und Arbeit, d. h. 
Uebereinstimmung zwischen den Anlagen und Fähigkeiten des Men-
schen und der Arbeit, die er an dieser oder jener Stelle der Wirtschaft-
lichkeit zu leisten hat, andererseits als wirtschaftlichen Wert die 
höchstmögliche Produktion des Einzelnen und der Gesamtheit. 
(…) 
 
II. Der Arbeitscharakter der Berufsberatung. 
 
Ihrem doppelten Ziele entsprechend hat die Berufsberatung einerseits 
die Anlagen und Fähigkeiten (Neigung und Eignung) der Berufsan-
wärters, seine soziologischen Verhältnisse, seine wirtschaftliche Aus-
gangssituation usw. festzustellen, andererseits die entsprechende Ar-
beits- oder Lehrstelle zu er- und zu vermitteln. Wir scheiden daher 
zwischen einer qualitativen Berufsberatung, d. h. einer Berufsbera-
tung, die sich unter Berücksichtigung der soziologischen Verhältnisse, 
der wirtschaftlichen Ausgangssituation usw. aufgrund der Eignung des 
Berufsanwärters vollzieht, und einer quantitativen Berufsberatung, 
d. h. einer bloßen Stellenvermittlung, die zahlenmäßig-mechanisch 
lediglich das Verhältnis von Angebot und Nachfrage regelt. 
(…) 
 
III. Die Problemstellung der Berufsberatung. 
 
Das Berufsproblem ist (wie aus der Einleitung hervorgeht) zugleich 
ein rein menschliches und ein wirtschaftliches Problem. Es erschöpft 
sich in jedem Beratungsfalle in drei Fragen: 
 
1. Was wollen die Anwärter werden? 
2. Was können die Anwärter werden? 
3. Was dürfen die Anwärter werden? 
 
1. Die erste Frage - was wollen die Anwärter werden - bezieht sich auf 
den Berufswunsch, von dem die Berufsneigung, wie später erörtert 




2. Die zweite Frage - was können die Anwärter werden - erörtert die 
Eignung des Berufsanwärters für den gewünschten Beruf. 
(…) 
3. Die Beantwortung der dritten Frage - was dürfen die Anwärter wer-
den? - hängt von der wirtschaftlichen Lage der einzelnen Berufszwei-
ge ab. Selbst wenn Berufswunsch und Berufseignung sich decken, 
wird in zwei Fällen von dem Eintritt in den gewünschten Beruf vom 
Berufsberater abgeraten werden müssen und zwar einerseits, wenn der 
gewünschte Beruf dauernder Arbeitslosigkeit derart ausgesetzt ist, daß 
konstante Arbeitsmöglichkeiten nach vollendeter Lehre unwahr-
scheinlich sind (…), andererseits, wenn der gewünschte Beruf eine 
nicht nur zeitige, sondern dauernde Ueberfremdung an Lehrlingen 
aufweist (…). Ein Hauptregulativ bildet hier übrigens der Lehrstel-
lenmangel. Nur in Fällen hervorragender Eignung kann der Berufsbe-
rater die wirtschaftliche Lage vernachlässigen in der Hoffnung, daß 
der Tüchtige sich durchsetzen wird. 
(…) 
Aufgabe der Berufsberatung ist danach unter Beachtung ihres ein-
gangs aufgestellten Doppelzieles – den Ausgleich zwischen Nach-
wuchs und Wirtschaftsstruktur herbeizuführen. Das bedeutet mehr als 
die bloß quantitative Regelung des Verhältnisses zwischen Kräftean-
gebot und Kräftenachfrage, da sie das qualitativ-individuelle und das 




IV. Die Beziehungsformen zwischen Berufsberater und Ratsuchenden. 
 
1. Die Beziehungen zwischen Berufsberater und Ratsuchenden kön-
nen zunächst die Form einer generellen Beratung tragen, d. h. der Be-
rufsberater trägt seine Arbeit, seinen Rat zu gleicher Zeit an eine 
Mehrzahl von Ratsuchenden heran. 
(…) 
2. Die Beziehungen zwischen Berufsberater und Ratsuchenden kön-
nen weiter die Form der Spezial-Beratung tragen. In diesen Fällen bil-
den ein ganz bestimmter Beruf oder mehrere bestimmte, innerlich 
verwandte Berufe den Gegenstand der Beratung oder besser vorerst 
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der Besprechung oder Auskunftserteilung. Der Ausgangspunkt der 
Beratung bilden auch hier der Beruf oder die Berufe. 
(…) 
Die Beziehungen zwischen Berufsberater und Ratsuchenden gipfeln 
schließlich in der Individualberatung als Höchstform. Sie ist zugleich 
der schwierigste und verantwortungsvollste Bestandteil des Bera-
tungsvorganges. Hier formt sich u. U. mit dem Berufs- das Lebens-
schicksal. Den Ausgangspunkt der Individualberatung bildet der Sa-
che und dem Wort entsprechend das Individuum. Den Ansatzpunkt 




V. Die Stellung der Berufsberatung im System der Wissenschaften. 
 
Berufsberatung als Wissenschaft ist angewandte Wissenschaft, d. h. 
sie bedarf zur Erreichung ihrer Ziele und zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
der gesicherten Ergebnisse anderer Wissenschaften. Sie benutzt sie, 
wendet sie an in der ganz bestimmten Richtung der ihr gesetzten Ziele 
und gestellten Aufgaben. Letztere beziehen sich, wie gezeigt, einer-
seits auf den Menschen, andererseits auf die Wirtschaft. Dementspre-
chend bedarf die Berufsberatung als Grundlage sowohl als auch als 
Mittel zur Durchführung ihrer Arbeit einerseits aller derjenigen Wis-
senschaften, die sich auf den Menschen (als Einzelwesen und als An-
gehörigen einer Gruppe) beziehen, andererseits aller derjenigen Wis-
senschaften, die sich auf die Wirtschaft erstrecken, auf ihre Erschei-
nungs- und auf ihre Arbeitsformen beziehen. Zwischen beiden steht 
als gleichzeitig vermittelndes und übergeordnetes regelndes Wissen-
schaftsgebiet die Jurisprudenz. 
 
Die Berufsberatung deckt sich mit keiner dieser Wissenschaften, son-
dern wendet sie, wie gesagt, nur an. Daraus folgt weiter, daß der Be-
rufsberater nicht selbst Wissenschaftler der anzuwendenden Wissen-
schaftsgebiete ist. Vielmehr muß er die für seinen ganz speziellen 
Zweck in Frage kommenden Ergebnisse dieser Wissenschaften ken-
nen, er braucht ihre Verfahrensweisen aber nicht zu „können“. Jede 
andere Einstellung würde nicht nur zu einem Dilettantismus in diesen 
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Wissenschaftsgebieten führen, sondern die Berufsberatung selbst zu 




Von den Wissenschaften, deren Gegenstand der Mensch bildet, sind 
als Grundlagen der Berufsberatung heranzuziehen die Pädagogik, die 
Medizin, die Psychologie und die Soziologie. Auf der Grundlage von 
Pädagogik, Medizin, Psychologie und Soziologie formt der Berufsbe-
rater dann das Gesamtbild des Berufsanwärters als Mensch. 
 
1. Aus dem Gesamtgebiet der Pädagogik scheiden für den Berufsbera-
ter die weiten Gebiete pädagogischer Praxis, nämlich die allgemeine 
Pädagogik und die spezielle Unterrichtsmethodik aus; denn der Be-
rufsberater soll nicht Lehrer sein. Dagegen muß der Berufsberater 
Aufbau und Organisation des deutschen Schulwesens ebenso beherr-
schen wie der Schulmann, und zwar möglichst in seiner geschichtli-
chen Entwicklung. 
(…) 
2. Der Zusammenhang zwischen Medizin und Berufsberatung ist nicht 
derart, daß der Berufsberater über ein mehr oder weniger großes Maß 
spezieller medizinischer Kenntnisse verfügen oder gar in der Lage 
sein müßte, diese oder jene einfache Untersuchungen selbst vorzu-
nehmen. Vielmehr hat er als Faktoren seines Berufsrates immer ledig-
lich die Feststellungen in Ansatz zu bringen, die der Schularzt, der be-
sondere Arzt des Berufsamtes oder der Gewerbehygieniker gemacht 
und in gutachtlicher Aeußerung z. B. im Fragebogen niedergelegt hat. 
Für ihn spielen auch weit weniger berufsfördernde körperliche oder 
geistige Eigenschaften des Berufsanwärters eine Rolle, als vielmehr 
solche, die berufsbeschränkend oder gar berufsausschließend wirken. 
(…) 
3. Besonders eng ist der Zusammenhang zwischen Berufsberatung 
und Psychologie. Der Grund dafür liegt darin, daß die Berufsberatung 
bei der Durchführung ihres Prinzips, den beruflichen Nachwuchs 
möglichst nach Maßgabe seiner Eignung in die einzelnen Berufs- und 
Arbeitszweige der Wirtschaft zu überführen, weitgehend auf psycho-
logische Auslesemaßstäbe, die sogenannten psychologischen Berufs-
eignungsuntersuchungen, angewiesen ist, ja diese zum Teil selbst 
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durchführt. Dieser Umstand setzt ein Doppeltes voraus. Zunächst ist 
es für den Berufsberater von grundlegender Bedeutung, die sogenann-
ten berufswichtigen Eigenschaften oder Funktionen der einzelnen Be-
rufe zu kennen, (…). Da die Berufsberatung ferner die Ergebnisse 
psychologischer Untersuchungsmethoden oft entscheidend verwertet, 
ist sie lebhaft an den Hilfsmitteln und Methoden interessiert, mit deren 
Hilfe sie zustande gekommen sind. 
(…) 
4. Auf soziologischem Gebiete verlangt die Tätigkeit des Berufsbera-
ters Kenntnis der sozialgesellschaftlichen Struktur unseres Volkes in 
ihren Vor- und Nachteilen, um einerseits die Ausgangssituation des 
Berufsanwärters beurteilen und in Rechnung stellen zu können, um 
andererseits sich ein Urteil darüber zu bilden, ob der Berufsanwärter 
sich dem sozialen Milieu des gewählten Berufes anpassen wird oder 
nicht. 
(…) 
Auf dem Gebiete der Soziologie kommt für den Berufsberater weniger 
theoretisches Wissen in Frage als praktische Einfühlungsfähigkeit in 
die sozialen Verhältnisse des Einzelnen und bestimmter Menschen-
gruppen. Unter letzteren spielen die Berufs- und Standesorganisatio-




Von den Wissenschaften, die sich auf die Arbeit beziehen, kommen 
für den Berufsberater die Volkswirtschaft und die Betriebswissen-
schaft in Frage. Erstere lehrt ihn die wirtschaftlichen Belange, die 
Tendenzen, denen die wirtschaftliche Entwicklung folgt, die Arbeits-
marktpolitik usw. kennen. 
(…) 
Die Betriebswissenschaft klärt den Berufsberater über die verschiede-
nen Arbeitsformen in den verschiedenen Tätigkeits- und Berufszwei-
gen der großen Wirtschaftsfaktoren Handel, Industrie, Handwerk, 
Landwirtschaft und Verkehr, auf. Er gewinnt dadurch die einzelnen 
Berufs- und Tätigkeitszweige an den in ihnen tätigen Menschen stel-
len, der Bedingungen, die infolgedessen an die Aufnahme des Nach-
wuchses gestellt werden müssen usw. Insgesamt bildet sich ihm hier 
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eine wichtige Grundlage seiner Arbeit heraus, die als Berufskunde be-




Die Jurisprudenz bildet gewissermaßen den Uebergang vom Men-
schen zur Wirtschaft, indem sie das Verhältnis des Menschen zur Ar-
beit regelt. Wie allgemein die Möglichkeit des Zusammenlebens der 
menschlichen Gemeinschaft nur durch die Grundlage des Vertrages 
im weitesten Sinne gegeben ist, sichert sie auch die uns hier speziell 
interessierende Gemeinschaft zwischen Mensch und Arbeit auf der 
Grundlage des Vertrages (Lehrvertrag, Arbeitsvertrag). 
(…) 
 
VI. Die Grundlagen des Berufsrates. 
 
Entsprechend den vorhergehenden Darlegungen können die Grundla-
gen des Berufsrates nur dreifacher Natur, durch die zur Zeit der Bera-
tungsperiode gegebene Wirtschaftsstruktur, die Nachwuchsstruktur 
und den Einzelnen gegeben sein. 
 
1. An erster Stelle steht die Kenntnis der Wirtschaftsstruktur, und 
zwar nach der Richtung der Beherrschung des Lehrstellenmarktes und 
der Lage des Arbeitsmarktes. 
(…) 
2. Kenntnis der Nachwuchsstruktur. 
(…) 




VII. Die Stellung der Berufsberatung im System der 
übrigen öffentlichen menschenwirtschaftlichen Maßnahmen. 
 
1. Die Aufgaben der Menschenwirtschaft sind kurz die folgenden. Sie 
liegen für Schule und Beruf zunächst in der rechtzeitigen Erkennung 
der physischen und psychischen Anlagen des Menschen, ferner in ih-
rer richtigen, d. h. nach Zeit und Kraft ökonomischen und nach ihrem 
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Effekte maximalen Entwicklung, weiter in ihrem richtigen Ansatz in 
den verschiedenen Berufszweigen der großen Wirtschaftsfaktoren In-
dustrie, Handwerk, Handel, Verkehr und Landwirtschaft, der Arbeit 
der Berufsämter, und schließlich in ihrem rationellen Gebrauch inner-
halb der Wirtschaft zum Zwecke maximaler und optimaler Leistungen 
(Qualitätsarbeit). 
 
2. Menschenwirtschaftliche kommunale Einrichtungen sind daher im 
wesentlichen die Schule mit Einschluß besonders des Fachschulwe-
sens, die Berufsämter und die Arbeitsämter. 
(…) 
 
Arbeit und Beruf. Monatszeitschrift für Fragen der Berufsberatung 
und verwandter Gebiete im Deutschen Reich und in Oesterreich, Aus-




71. Die Arbeitslosigkeit in ihrer Verursachung 




Die Arbeitslosigkeit ist ihrem Wesen nach eine gesellschaftliche Er-
scheinung, weder aus dem Charakter der menschlichen Arbeit als sol-
cher noch aus dem Schicksal des Einzelnen bestimmbar, sie ist viel-
mehr das Produkt einer ganz bestimmt gearteten Wirtschafts- bzw. 
Arbeitsverfassung. (…) 
Wenn nun im folgenden der Versuch unternommen werden soll, diese 
Begriffsbestimmung mit einem bestimmten Inhalt zu füllen, so soll 
damit nur eine allgemeine Skizzierung der Problemstellung und keine 
endgültige Lösung  des Problems gegeben werden. 
(…) 
Aus diesen ganz allgemein gehaltenen Überlegungen dürfte klar ge-
worden sein, daß die Arbeitslosigkeit als eine Erscheinung anzusehen 
ist, die nicht nur in ihrem Ausmaße, sondern auch in ihrer inneren Zu-
sammensetzung Verschiedenheiten aufweist, die sich aus der Vielheit 
der die Arbeitslosigkeit verursachenden Faktoren erklären. Die Auf-
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deckung bzw. die Bestimmung der einzelnen Formen, aus denen sich 
jeweils eine zeitlich gegebene Arbeitslosigkeit zusammensetzt, wird 
uns erst einen tieferen Einblick in die Verursachung selbst geben und 
Ansatzpunkte zeigen, von wo aus ihr entgegenzutreten ist.  




Die konstante Minderarbeitslosigkeit. 
 
Hierunter ist jene Form der Arbeitslosigkeit zu verstehen, die auch bei 
günstiger Konjunktur der Wirtschaft in die Erscheinung tritt, die also 
nicht auf eine periodisch oder nicht periodisch bedingte Sonderve-
rumständung im wirtschaftlichen Ablauf (z. B. Saisonschwankungen) 
zurückzuführen ist, sondern es handelt sich hier vielmehr um eine 
ständige, durchaus normale Begleiterscheinung, mit der in dem 
marktmäßigen Prozeß unserer Wirtschaft als einer „Konstanten“ ge-
rechnet werden muß. Sie ergibt sich aus dem Charakter der zu Markt 
stehenden menschlichen Arbeitskraft als solcher bzw. aus der norma-
len Fluktuation, die zwischen dem Angebot und der Nachfrage von 
bzw. nach menschlicher Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt besteht. 
Diese konstante Zahl an Arbeitslosen erklärt sich aus dem natürlichen 
Stellenwechsel, der dem natürlichen Vorratslager entspricht, das wir 





Die regelmäßig wiederkehrende Arbeitslosigkeit. 
 
Hierbei handelt es sich um die zyklisch verlaufenden Bewegungser-
scheinungen der Wirtschaft und die sich daraus ergebenden Erschei-
nungsformen auf dem Arbeitsmarkt. Unter zyklischen Bewegungen 
sind solche zu verstehen, die in einem bestimmten Zeitabschnitt an 




1. Die Saisonarbeitslosigkeit 
 
Wir verstehen darunter alle periodischen Schwankungen, die in ihrer 
zeitlichen Dauer begrenzt und an bestimmte Zeitabschnitt gebunden 
sind, und zwar entweder bedingt durch den Wechsel der Jahreszeiten 
(klimatische Bedingtheiten) oder durch sogenannte kalendarische 
Termine: Zahlungstermine, Abrechnungstermine, Etatsjahre usw. Für 
unsere Betrachtung ist von Wichtigkeit, festzustellen, daß es sich hier 
um Bewegungen handelt, die einen gewissen „mechanischen“ Verlauf 
nehmen, d. h. innerhalb eines bestimmten Jahres auftreten und sich im 
nächsten Jahre zu der ungefähr gleichen Zeit wiederholen, nur in der 
Dauer und Stärke ihres Ausschlages leichte Veränderungen aufweisen. 
Diese Schwankungen machen sich auch auf dem Arbeitsmarkt be-
merkbar und verdunkeln das Bild über die Hauptbewegungsrichtung. 
Man hat daher versucht, diese Sonderbewegung auf dem Arbeitsmarkt 
aus dem allgemeinen Bewegungsstrom herauszunehmen und auf sei-
nen Durchschnitt genau zu berechnen. 
(…) 
 
2. Die konjunkturelle Arbeitslosigkeit. 
 
Während die obige Form der Arbeitslosigkeit durch die sogenannten 
jahreszeitlichen Schwankungen beeinflußt wird, deren Verursachung 
strenggenommen nicht in der Wirtschaft begründet liegt, handelt es 
sich bei der konjunkturellen Arbeitslosigkeit um einen Bewegungs-
gang, der zeitlich nicht streng gebunden ist und vornehmlich durch 
das Bewegungsgesetz der Wirtschaft selbst bestimmt wird. Ohne auf 
diese Wellenbewegung der Wirtschaft, die man auch kurzweg als 
Konjunkturwandel bezeichnet, näher einzugehen, wollen wir uns hier 
lediglich mit der Tatsache begnügen, daß die Wirtschaft dynamisch 
bewegt ist, d. h. daß Zeiten des Aufschwungs mit Zeiten des Nieder-
ganges wechseln, die in ihrem Ausmaß bald stärker bald weniger stark 
in die Erscheinung treten. 
 
Zum Unterschiede von den Saisonschwankungen erstreckt sich der 
Konjunkturzyklus über weitere Zeiträume und ergreift zudem mehr 
oder weniger unmittelbar die gesamte Wirtschaft. Gegenbewegungen 
sind möglich. Wichtig ist für unsere Fragestellung, daß ein derartiges 
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Auf und Ab in der Bewegung der Wirtschaft auch in der Beschäfti-
gungskurve seine Widerspiegelung findet und sich auf dem Arbeits-
markt in zunehmender oder abnehmender Arbeitslosigkeit auswirkt. 
Beispiele für den Bewegungsrhythmus auf dem Arbeitsmarkt ließen 
sich in großer Zahl aufführen. 
(…) 
Diese drei Formen, die konstante Mindestarbeitslosigkeit, die Saison-
arbeitslosigkeit und die konjunkturelle Arbeitslosigkeit kennzeichnen 
vom Arbeitsmarkt aus den Bewegungsrhythmus der heutigen Wirt-
schaft und bilden das Hauptobjekt der Konjunkturforschung. Haupt-
aufgabe einer Arbeitsmarktforschung wird es sein, in dem Gesamtbe-
wegungsverlauf diese drei Formen zu erkennen und auf ihre Bedeu-
tung hin zu bestimmen. Mit der Mindestarbeitslosigkeit ist wie mit ei-
ner Konstanten zu rechnen, ebenso liegt die Saisonarbeitslosigkeit 
ziemlich eindeutig fest. Anders jedoch ist es bei der konjunkturellen 
Arbeitslosigkeit. Sie ist nicht so eindeutig ausgerichtet wie die Saison-
arbeitslosigkeit. In ihr ist daher das eigentliche Problem zu erblicken, 
sie in ihrer tatsächlichen Form genau zu bestimmen, d. h. sie aus den 
verschiedenen anderen mit ihr verbundenen Bewegungsvorgängen 
herauszulösen, die Aufgabe. Nur so läßt sich ein verläßliches Bild in 
die Zukunft tun und die Grundlage für eine zielbewußte Arbeits-




Die einmalig auftretende Arbeitslosigkeit. 
 
Hierbei handelt es sich um alle jene Erscheinungsformen, die ihrem 
Charakter nach nicht periodisch bestimmt, nicht zyklisch gerichtet 
sind, nicht irgendwie an ihren Ausgangspunkt zurückkehren, sondern 
ihrer Natur nach einmalig und daher auch in ihrem Wirkungsgrad 
schwer bestimmbar sind. Es ergeben sich dabei zwei Unterformen. 
 
1. Die strukturelle Arbeitslosigkeit. 
(…) 
Unter struktureller Arbeitslosigkeit verstehen wir jene negative Aus-
wirkung auf den Arbeitsmarkt, die sich aus einer plötzlichen Umfor-
mung in der Wirtschaft ergibt. Die Umformung als solche ist eine na-
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türliche Begleiterscheinung der kapitalistischen Wirtschaft. So z. B. 
ist die immer mehr um sich greifende Verbesserung der Verkehrsmit-
tel - heute durch Automobil und Flugzeug - eine solche Umformung, 
die gewisse Gewerbe stark beeinflußt, den Pferdedroschkenkutscher 
immer mehr verdrängt, das Wachstumstempo der Eisenbahn verlang-
samt usw. Doch vollziehen sich diese Umänderungen in einem solch 
normalen Tempo, daß dadurch keine fühlbaren Störungen in der Ge-
samtwirtschaft hervorgerufen werden und sich daraus auch keine be-
sondere Form der Arbeitslosigkeit ableiten läßt. Berufliche Umstel-
lungen und Neugruppierungen werden zweifellos stets damit verbun-
den sein und vorübergehend den in Frage kommenden Arbeitsmarkt 
belasten, sie bleiben aber in der Regel auf diesen Teilmarkt be-
schränkt. 
 
Ganz anders liegen die Verhältnisse, wenn eine Umformung plötzlich 
in die Erscheinung tritt. So z. B. war die Arbeitslosigkeit der Handwe-
ber durch den aufkommenden mechanischen Webstuhl eine ausge-
sprochene strukturelle Arbeitslosigkeit. 
 
Man wird im strengen Sinne von einer strukturellen Arbeitslosigkeit 
nur dann sprechen können, wenn sie in ihrer Bedeutung über die 
Teilmärkte hinausgreift und den Gesamtarbeitsmarkt erfaßt. 
 
Die Rationalisierung, in deren Zeichen die heutige Wirtschaft steht, ist 
an sich, wie wir schon hervorgehoben haben, eine Erscheinung, die 
den Entwicklungsverlauf der kapitalistischen Wirtschaft ganz normali-
ter charakterisiert. Wenn sie sich aber zu einer Krise auswirft, so ist 
das nicht in dem Wesen der Rationalisierung als solcher begründet, 
sondern hat seinen Grund in der Plötzlichkeit, mit der sie auftritt, und 
diese Plötzlichkeit hat wieder ihren besonderen Grund. Sie liegt in 
Verhältnissen begründet, die außerwirtschaftlicher Art sind. Damit 
kämen wir zur letzten Form der Arbeitslosigkeit. 
 
2. Die exogene Arbeitslosigkeit 
 
Hierunter verstehen wir jene Form der Arbeitslosigkeit, die durch au-
ßerwirtschaftliche, exogene Faktoren bedingt wird. An erster Stelle 
wären politische Ereignisse, wie z. B. Krieg, Revolution oder sonstige 
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zu nennen, die ihrem ganzen Wesen nach der Wirtschaft derart entge-
gengerichtet sind, daß sie notwendigerweise im wirtschaftlichen Ab-
lauf Störungen von oft geradezu katastrophalem Ausmaße hervorru-
fen. 
 
An zweiter Stelle stehen die Naturereignisse bzw. Naturkatastrophen, 
z. B. Überschwemmungen, Erdbeben u. dgl., die aber für gewöhnlich 
nur lokale Bedeutung haben und auf dem Arbeitsmarkt sich auch nur 
in einer Teilarbeitslosigkeit auswirken. 
 
An dritter Stelle könnte man den Streik anführen, und zwar dann, 
wenn durch ihn mittelbar eine Arbeitslosigkeit verursacht wird. Ein 
Streik in einer wichtigen Schlüsselindustrie, z. B. im Bergbau, kann 
Arbeitslosigkeit in anderen, von der Kohle abhängigen Gewerben ver-
ursachen. 
(…) 
Alle drei Hauptformen, die konstante Mindestarbeitslosigkeit, die pe-
riodische und die nichtperiodische Arbeitslosigkeit sind hier vornehm-
lich in der Isolierung betrachtet worden. Diese Isolierung war zur kla-
ren Herausstellung der Eigentümlichkeiten methodisch notwendig. In 
Wirklichkeit liegen die Verhältnisse jedoch so, daß keine Form in der 
Praxis in reiner Isolierung vorkommt. Ja, das Gegenteil ist der Fall, 
daß die Einzelformen oft derart stark miteinander verbunden sind, daß 
sich ein einheitliches Bild über den tatsächlichen Ablauf, vor allem 
aber über die Bewegungsrichtung nur sehr schwer gewinnen läßt. 
Hauptaufgabe einer exakten Arbeitsmarktbeobachtung wird es daher 
sein, die jeweilige Arbeitslosigkeitskurve in ihre Elemente zu zerle-
gen, und vor allem, das ist und bleibt das Wesentliche, unter den ver-
schiedenen Verursachungsfaktoren die Dominante zu bestimmen. 
Denn es ist in der Tat so, daß jede Arbeitslosigkeitskurve in jedem 
Zeitabschnitt von irgendeiner der aufgezeichneten Grundformen be-
herrscht wird und durch diese Form ihr Gepräge bekommt. Hat man 
die Dominante bestimmt, dann hat man auch zugleich den Punkt, von 
dem aus sich eine Berechnung auf die zukünftige Entwicklung anstel-
len läßt. 
(…) 
Reichsarbeitsblatt II (Nichtamtl. Teil). 7. Jahrgang, Nr. 24, 20. August 
1927, S. 310-314. 
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72. Die gegenwärtige Arbeitslosigkeit im Lichte wis-
senschaftlicher Darstellung. 




Eines der schwersten Übel, mit denen die europäischen Industrielän-
der, insbesondere Deutschland und England, nach dem Weltkrieg zu 
kämpfen haben, ist die Arbeitslosigkeit. Seit etwa zwei Jahren ringt 
Deutschland wieder mit einer in solchem Ausmaße in Friedenszeiten 
unbekannten Arbeitslosigkeit. Lebhaft beschäftigt sich die gesamte 
Öffentlichkeit mit der Frage ihrer Beseitigung und Linderung. Vieler-
lei Maßnahmen sind bereits getroffen worden, noch viel mehr werden 
in stürmischen und heißen Debatten verlangt. Leider wird im Streit 
häufig vergessen, gewissenhaft und sorgfältig nachzuprüfen, ob denn 
mit den gewünschten Maßnahmen tatsächlich auch der gehoffte Erfolg 
erzielt würde. 
 
Aus diesem Grunde ist es sehr zu begrüßen, daß gerade vor kurzem 
die grundsätzliche Frage, wodurch die gegenwärtige Arbeitslosigkeit 
entstanden ist, und weiter die hiermit zusammenhängenden Fragen, ob 
durch bestimmte und die heutigen Mittel, durch die gegenwärtige 
Wirtschaftspolitik oder wie sonst die Arbeitslosigkeit verhütet oder 
beseitigt werden kann, in wissenschaftlichen Kreisen ernsthaft und 
gründlich erörtert worden ist. Ein Aufsatz des gerade nach dem Welt-
krieg so berühmt gewordenen schwedischen Nationalökonomen Pro-
fessor Dr. Cassel zu Stockholm über „Verringerung der Arbeitslosig-
keit durch Notstandsarbeiten“ veranlaßte eine Reihe namhafter deut-
scher Gelehrter, insbesondere Sozialpolitiker, zur Feder zu greifen.9 
                                            
9 Folgende Aufsätze sind hier zugrunde gelegt: 
1. Professor Dr. Gustav Cassel, Stockholm: 
a) „Verringerung der Arbeitslosigkeit durch Notstandsarbeiten.“ „Soziale 
Praxis“ Jahrg. XXXV Nr. 42 S. 1057. 
b) „Selbstkritik! Die Sinnlosigkeit der staatlichen Arbeitslosenpolitik.“ 
„Soziale Praxis“ Jahrg. XXXVI Nr. 8 S. 177. 
2. Professor Dr. Waldemar Zimmermann, Hamburg: „Gustav Cassels Kritik 
der Erwerbslosenfürsorgepolitik und die deutsche Arbeitslosenkrisis.“ „So-
ziale Praxis“ Jahrg. XXXV Nr. 43 S. 1081. 
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Wenn auch keine einheitliche Auffassung erzielt ist, vielmehr die 
Meinungen sich häufig diametral gegenüberstehen, so bieten diese 
Aufsätze doch eine Fülle von Anregungen und reichlichen Stoff zum 
Nachdenken. Deshalb dürfte es sich wohl verlohnen, im folgenden 
den Standpunkt Cassels und einige wichtige, insbesondere abwei-
chende Auffassungen deutscher Professoren kurz zu skizzieren. 
 
Cassel folgt hier den Gedankengängen des wirtschaftlichen Liberalis-
mus. Dieses Wirtschaftssystem fordert das „freie Spiel der Kräfte“ 
und möglichst geringes Eingreifen des Staates. Infolge einer von hö-
herer Macht gewollten Harmonie werden bei Befolgung des Prinzips 
„Laissez faire, laissez aller“, beim ungehemmten Walten der Wirt-
schaftskräfte optimale Wirkungen erzielt. Das Wirtschaftsleben wird 
vom Gesetz von Angebot und Nachfrage beherrscht. Hiernach richtet 
sich bei freier Konkurrenz jeder Preis, auch der Preis für die mensch-
liche Arbeitskraft, der Lohn. 
                                                                                                                                        
3. Professor Dr. Ferdinand Tönnies, Kiel: 
a) „Verringerung der Arbeitslosigkeit durch Notstandsarbeiten. Eine Ant-
wort an Cassel.“ „Soziale Praxis“ Jahrg. XXXV Nr. 45 S. 1137. 
b) „Zur Cassel-Controverse“. „Soziale Praxis“ Jahrg. XXXVI Nr. 15 S. 
372. 
4. Professor Dr. Dr. Lujo Brentano, Prien: „Unsere Arbeitslosigkeit“. „Soziale 
Praxis“ Jahrg. XXXV Nr. 46 S. 1161. - In neuer Fassung in Heft 3/4 der 
„Arbeitslosenversicherung und Erwerbslosenfürsorge“. 
5. Professor Dr. Hermberg, Leipzig: „Notstandsarbeiten und Krisentheorie. Zu 
Cassels Frage: Wird die Arbeitslosigkeit durch Notstandsarbeiten verrin-
gert?“ „Soziale Praxis“ Jahrg. XXXV Nr. 47 S. 1185. 
6. Professor Dr. R. Wilbrandt, Tübingen: „Grundsätzliches zu Notstandsarbei-
ten, Arbeitslosigkeit und Lohnpolitik.“ „Soziale Praxis“ Jahrg. XXXV Nr. 
49 S. 1241 und Nr. 50 S. 1265. 
7. Professor Dr. E. Lederer, Heidelberg:  
a) „Die Attacke gegen die Arbeitslosenunterstützung.“ „Soziale Praxis“ 
Jahrg. XXXVI Nr. 7 S. 153. 
b) „Replik.“ „Soziale Praxis“ Jahrg. XXXVI Nr. 9 S. 209 
8. Professor Dr. Adolf Lampe, Freiburg: „Theorie contra Sozialpolitik.“ „So-
ziale Praxis“ Jahrg. XXXVI Nr. 10 S. 233 und Nr. 11 S. 261. 
9. Professor Joseph Schumpeter, Bonn: „Die Arbeitslosigkeit.“ „Der deutsche 
Volkswirt“ Jahrg. I Nr. 24 S. 729. 
10. Dr. Frieda Wunderlich, Berlin: „Schlußwort zur Diskussion um Cassel.“ 




Von diesen Grundsätzen ausgehend, erblickt Cassel als wesentlichste 
Ursache der Arbeitslosigkeit die mangelnde Beweglichkeit der Ar-
beitskräfte. „Wenn die Arbeitskraft mit vollkommener Beweglichkeit 
sofort nach der jeweiligen Marktlage eingestellt werden könnte, so 
würde immer volle Beschäftigung vorhanden sein.“ Es liegt also der 
Gedanke zugrunde, daß auf dem Arbeitsmarkt jedem Angebot eigent-
lich eine Nachfrage gegenüberstehe, jede Arbeitskraft einen Käufer 
finden müsse. 
 
Es gibt nun eine „horizontale“ und eine „vertikale“ Beweglichkeit der 
Arbeitskräfte. Der Mangel der ersteren kann einmal behoben werden, 
indem der Arbeiter unter Beibehaltung der alten Tätigkeit einen Orts-
wechsel vornimmt und Gegenden mit einem Mangel an solchen Ar-
beitskräften aufsucht (räumliche Beweglichkeit). Oder er wechselt 
seinen Beruf, seine Tätigkeit und sucht Arbeit in anderen Erwerbs-
zweigen mit Unterproduktion (fachliche Beweglichkeit). 
 
Andererseits genügt es Cassel aber nicht, daß die Arbeitskräfte örtlich 
und branchenweise so verschoben werden müssen, daß sie quantitativ 
eine Nachfrage finden, sondern er fordert auch, daß die Befriedigung 
der Nachfrage nicht an dem zu hohen Preis, dem Lohn, scheitert, son-
dern die Löhne dann so lange herabgesetzt werden, bis eine Beschäf-
tigung wieder lohnend wird. Er kommt zu dem Resultat: „Durch eine 
vollständige Umstellung der Arbeitslöhne nach der tatsächlichen 
Marktlage würde man aber immer jede Arbeitslosigkeit beseitigen 
können.“ 
 
Alles, was diese Beweglichkeit der Arbeitskräfte hindert, verursacht 
oder vergrößert nach Cassel die Arbeitslosigkeit. Als ein solches Hin-
dernis sieht der schwedische Gelehrte die Monopolpolitik der ge-
schlossenen Gewerkschaften an. Ist er an und für sich kein Gegner der 
Gewerkschaften und erkennt er im allgemeinen auch ihre Bedeutung 
für die Volkswirtschaft an, so wendet er sich doch mit aller Schärfe 
gegen die Gewerkschaften, die eine Monopolstellung besitzen und 
diese dazu benutzen, die Beweglichkeit der Arbeitskräfte zu hemmen, 
insbesondere die Löhne künstlich hochzuhalten, über die durch die 
Absatzverhältnisse gegebene Grenze zu treiben, und mißt ihnen einen 
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großen Teil der Schuld für die gegenwärtige Arbeitslosigkeit bei. Er 
findet als Stütze seiner Lehre dabei die Tatsache, daß gerade in den 
Staaten mit großer und permanenter Arbeitslosigkeit die Macht der 
Gewerkschaften am größten ist. 
 
Die deutschen Professoren erkennen im Prinzip die Forderungen von 
Cassel nach horizontaler Beweglichkeit der Arbeitskräfte an. Sie wei-
sen aber darauf hin, daß in der rauhen Wirklichkeit diese Beweglich-
keit sehr eng begrenzt, ja oft unmöglich gemacht wird. So wird die 
Auswanderung durch Einwanderungsverbote anderer Staaten ge-
hemmt: Wohnungsmangel und Armut verhindern häufig einen Orts- 
und Berufswechsel. 
 
Scharfen Widerspruch findet dagegen fast allgemein Cassels Forde-
rung nach vertikaler Beweglichkeit der Arbeitskräfte, wobei hier wie 
auch sonst teils die von ihm aufgestellten wirtschaftlichen Gesetze als 
nicht zutreffend betrachtet werden, teils seiner Behauptung, daß durch 
die von ihm vorgeschlagenen Maßnahmen die Arbeitslosigkeit besei-
tigt würde, widersprochen wird. 
 
Eine große Rolle spielt die von Cassel bespöttelte Kaufkrafttheorie. 
Zimmermann schreibt: „Gesetzt aber die Möglichkeit einer wesentli-
chen Lohnsenkung (da ja eine Auswanderung der mehrverdienenwol-
lenden Arbeiter im nennenswerten Umfange nicht in Frage kommt), 
so würde solche Lohnsenkung, die sich nicht in entsprechender Wa-
renpreissenkung auszuwirken vermag, eine wesentliche Minderung 
der Kaufkraft der Arbeitermassen und damit eine Binnenabsatzminde-
rung nach sich zu ziehen drohen“. Wunderlich glaubt, „daß der Zu-
stand niedriger Löhne stets ein krisenhafter, die Wirtschaft schädigen-
der sei und die Gefahr des Mißverhältnisses von Kaufkraft und Pro-
duktionskraft sich zur Katastrophe auswachsen könne“. 
 
Lederer warnt vor unlogischen Folgerungen: „Natürlich können auch 
Löhne im allgemeinen, in der ganzen Volkswirtschaft oder in speziel-
len Wirtschaftszweigen zu hoch sein. Und dann würde Arbeitslosig-
keit daraus folgen. Aber man kann den Satz nicht umkehren: wo Ar-
beitslosigkeit sei, seien die Löhne zu hoch, man brauche nur die Löh-




Cassels Angriffe gegen die Gewerkschaftspolitik finden nur vereinzelt 
Zustimmung. So schreibt Schumpeter: „Soweit es den Gewerkschaf-
ten gelingt, den Lohn über dem Satz eines freien Arbeitsmarktes zu 
halten - und das wollen sie doch -, ist Arbeitslosigkeit die notwendige 
Folge. Soweit sie ferner, um das zu können, den Zuzug von Arbeitern 
aus anderen Zweigen erschweren - und das tun sie zweifellos -, ma-
chen sie zu dauernder Arbeitslosigkeit, was sonst nur temporäre gewe-
sen wäre.“ 
 
Lampe sieht auch ein Lohnmonopol der Gewerkschaften, das Arbeits-
losigkeit zur Folge hat, glaubt aber, daß die horizontale Beweglichkeit 
gerade mit Hilfe der Gewerkschaften gefördert werden könne. 
 
Im allgemeinen aber findet Cassel keine Gegenliebe für seine Forde-
rungen. Gegenüber seinen rein abstrakten, rein wirtschaftstheoreti-
schen Gedankengängen vertreten hier wie auch sonst die Deutschen 
auch soziale, ethische und kulturelle Motive. 
 
Brentano bestreitet, daß bei unbegrenztem Lohnsturz und Beseitigung 
des gewerkschaftlichen Einflusses die Arbeitslosigkeit aufhöre, und 
berichtet, dass in England nach den napoleonischen Kriegen trotz Feh-
lens der Gewerkschaften und wahrer Hungerlöhne die Arbeitslosigkeit 
nicht beseitigt wurde. Zimmermann bemerkt: „Die Gewerkschaften 
können nicht auf die Dauer ‚monopolistische’ Arbeiterforderungen 
gegen die Arbeitsmarktkonjunktur durchsetzen, sondern sie können 
nur die sozialen Auswirkungen der Arbeitsmarktdepression auf die 
Arbeitsbedingungen abschwächen; sie können jähem Lohndruck und 
Arbeitszeitverlängerungen steuern, plötzlichen Massenentlassungen 
durch Arbeitsstreckung vorbeugen, durch gewerkschaftliche Arbeits-
losenunterstützungen der lohndrückenden Unterbietung durch zu viel 
Hungernde entgegenwirken und arbeitslose unverheiratete Mitglieder 
möglichst von den Brennpunkten der Arbeitslosigkeit abzuschieben 
suchen.“ Nach Lederer ist eine Monopolpolitik der deutschen Ge-
werkschaften schon deshalb unmöglich, weil es mehrere konkurrie-
rende Gewerkschaftsrichtungen nebeneinander gibt und nur ein Teil 
der Arbeiter überhaupt organisiert ist. Von mehreren Seiten wird auf 
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die im Vergleich zum Ausland ungewöhnlich niedrigen Löhne in 
Deutschland hingewiesen. 
 
Vor allem aber wenden die deutschen Professoren, auch soweit sie 
seine Theorie anerkennen, ein, daß Cassel bei seinen Argumenten ja 
freie Konkurrenz auch bei den Unternehmern annähme, diese es aber 
in den heutigen Volkswirtschaften nicht gäbe, vielmehr die Unter-
nehmer sich in Kartellen und Trusts zusammengeschlossen hätten und 
diesen gegenüber die Gewerkschaften nur ein unvollkommenes Kar-
tell der „Hände“ bilden. So bemerkt Schumpeter, der sonst dem 
schwedischen Nationalökonom am weitesten entgegenkommt: „Aber 
das vorgeführte Argument setzt freie Konkurrenz unter den Unter-
nehmern voraus. Und natürlich besteht diese nicht in unserer Volks-
wirtschaft, die sich vielmehr fortschreitend vertrustet. Wenn die Un-
ternehmer, sei es verabredet, sei es auch nur tatsächlich, geschlossen 
vorgehen, statt miteinander zu konkurrieren, dann fehlt der Zwang, die 
Produktion bis zu dem Punkt auszudehnen, an welchem die gesamte 
Arbeiterschaft beschäftigt wäre. Vielmehr ergibt sich dann die Mög-
lichkeit, durch Einschränkung der Produktion auf eine geringere Men-
ge monopolähnliche Gewinne zu machen … Die Folge kann sehr 
wohl dauernde Arbeitslosigkeit eines Teils der Arbeiterschaft sein.“ 
 
Ein weiteres Hindernis, das der vertikalen Beweglichkeit der Arbeits-
kräfte im Wege steht, ist nach Cassel die staatliche Unterstützung der 
Arbeitslosen, die „die natürliche Kontrolle darüber zerstört, daß die 
Gewerkschaften ihre Ansprüche nicht über das wirtschaftlich mögli-
che Lohnniveau hinaufschrauben. Die staatliche Unterstützung führt 
deshalb unter Umständen direkt zu einer Unterwühlung des Arbeits-
marktes und damit zu einer Erhöhung der Arbeitslosigkeit.“ 
 
In den Entgegnungen wird einmal diese Wirkung der Unterstützung 
bestritten. Das Kaufkraftargument taucht wieder auf. Nach Lederer 
wird durch die Unterstützung die Kaufkraft der breiten Massen der 
Arbeitslosen erhöht und dadurch wieder die Produktion gesteigert. 
Nach seiner Ansicht kann doch der Staat nicht die Arbeitslosen durch 
Hunger, Elend und Selbstmord zugrunde gehen lassen, damit es ihre 
Kinder später besser haben. Zimmermann fordert eine Unterstützung 
aus ökonomischen, politischen, sittlichen und hygienischen Gründen. 
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Nur Brentano und Tönnies erwarten von der Unterstützung, für die sie 
aus kulturellen Gründen eintreten, keine Minderung der Arbeitslosig-
keit. 
 
Stellt der schwedische Gelehrte an die Spitze seiner Ausführungen die 
Forderung nach vollkommener Beweglichkeit der Arbeitskräfte, so 
kann nach ihm trotz besserer Erfüllung dieser Forderung Arbeitslosig-
keit eintreten, „wenn der Zuwachs an Arbeitskraft nicht in richtigem 
Verhältnis zum Zuwachs an anderen Produktionsfaktoren steht“. Der 
wichtigste Produktionsfaktor in dieser Hinsicht ist das Kapital. Dabei 
nehmen er und der Liberalismus an, daß das Kapital bei freier Beweg-
lichkeit ohne weiteres dahin strömt, wo es die produktivste Verwen-
dung findet. Eine Vergrößerung des Kapitals schafft neue Produktion 
und damit neue Beschäftigungsmöglichkeit. Deshalb muß die Neubil-
dung von Kapital, das Sparen mit allen Mitteln gefördert werden. 
 
Cassel stellt nun für die gegenwärtige Zeit eine Kapitalknappheit fest 
und gibt Schuld hieran den europäischen Staaten. Diese haben sich 
kapitalfeindlich gezeigt, die Kapitalbildung, die Spartätigkeit er-
schwert. Zur Bekämpfung der heutigen großen Arbeitslosigkeit sind 
von ihnen, und gerade von Deutschland hohe Steuern und Anleihen 
erhoben worden. Dadurch haben sie die Arbeitslosigkeit zum mindes-
ten nicht im geringsten vermindert; denn: „Nimmt man Kapital in An-
spruch, das in einem Produktionszweig beschäftigt ist, so ist es wohl 
wahrscheinlich, daß man ungefähr ebensoviel neue Arbeitslosigkeit 
verursacht, wie man mit Hilfe dieses Kapitals auf einem anderen Ge-
biete beseitigen kann.“ Auch die Besteuerung der Reichen schränkt 
die Arbeitslosigkeit nicht ein, da diese ihr Einkommen größtenteils zur 
Kapitalbildung, zum Teil zur Konsumtion, die doch Arbeitsgelegen-
heit geschafft hat, verwandt haben.10 
 
Cassels Kapitaltheorie und die daraus gezogenen Folgerungen werden 
von deutscher Seite meist nicht geteilt. Hier sei nur folgendes be-
merkt. Zimmermann verweist auf die gerade heute teilweise falsche 
                                            
10 Auch von diesem Standpunkt aus muß Cassels Stellung zur Gewerkschaftspo-
litik und zur staatlichen Unterstützung der Arbeitslosen betrachtet werden; beide 
vermindern die Kapitalbildung 
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Kapitalverwendung, die beweist, daß das Kapital nicht immer, sich 
selbst überlassen, in die richtigen Kanäle läuft. In Deutschland wird 
bereits in erheblichem Maße wieder gespart, so daß kaum ein Kapi-
talmangel besteht. Die brutale Steuerpolitik in Deutschland ist schließ-
lich nicht von kapitalfeindlichen Regierungen, „sondern im Gegenteil 
von Exponenten jener Parteien, die vom privatkapitalistischen Unter-
nehmertum in erster Linie die Wiedergesundung der deutschen 
Volkswirtschaft erwarten,“ betrieben worden und ist zeitlich 1925 mit 
einer mäßigen Arbeitslosigkeit zusammengefallen, während im vori-
gen Jahre trotz Senkung der Steuern die Arbeitslosigkeit enorm ge-
stiegen ist. Nach Hermberg übersieht Cassel bei gleichzeitiger Über-
schätzung des Sparkapitals, daß die Krise nicht durch Kapitalmangel, 
sondern durch Absatzstockung, also durch Überproduktion hervorge-
rufen worden ist. 
 
Dagegen werden von einigen deutschen Professoren positiv andere, 
und zwar wesentliche Gründe für die Entstehung der gegenwärtigen 
Arbeitslosigkeit angeführt. So wird von verschiedenen Seiten auf die 
Rationalisierung hingewiesen. Diese erstrebt ja u. a. gerade Ersparung 
von Arbeitskräften, die nach Tönnies durch folgende Maßnahmen er-
reicht wird: „Auslese der tüchtigsten oder doch für den rationalisierten 
Maschinenbetrieb, die Fließarbeit u. dgl. am meisten geeigneten Ar-
beiter, Verminderung der gesamten Belegschaft, zumal im Verhältnis 
zum Gesamtprodukt, also Erhöhung der Produktivkraft, der Intensität 
und, soweit möglich, auch der täglichen Dauer der Arbeit.“ Für ihn 
und für Hermberg ist die Rationalisierung sogar die bedeutendste Ur-
sache für die heutige Arbeitslosigkeit in Deutschland. Während im 
allgemeinen die durch sie hervorgerufene Arbeitslosigkeit als ein zeit-
lich vorübergehender, leider mit in Kauf zu nehmender Zustand ange-
nommen wird, ist sie nach Schumpeter durch die Ausschaltung der 
freien Konkurrenz bei den Unternehmern ein Dauerzustand. Im übri-
gen wird mehrmals darauf aufmerksam gemacht, daß eine Rationali-
sierung durch niedrige Löhne aufgehalten wird. 
 
Tönnies sieht als Hauptursache für die Arbeitslosigkeit neben der be-
reits erwähnten Rationalisierung der Wertvernichtung durch den 
Weltkrieg, die die Aufnahmefähigkeit der alten Welt herabgedrückt 
und dadurch eine Absatznot hervorgerufen hat, und den Aufstieg der 
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Vereinigten Staaten von Amerika nach dem Weltkrieg an. Auch Bren-
tano verweist auf die Folgen des Weltkrieges, ferner auf die Inflation 
und auf die Reparation. Deutschland kann diese nur in Arbeitsproduk-
ten leisten, aber: „die Sieger fürchten, daß durch die Zufuhr unserer 
Arbeitsprodukte auf ihre Märkte bei ihnen Arbeitslosigkeit entstehe, 
und haben allerhand Schwierigkeiten aufgebaut, um unseren Produk-
ten den Eingang auf ihre Märkte erschweren. Wo diese aber Eingang 
auf neutrale Märkte finden, nehmen sie den Arbeitern der Siegervöl-
ker den Absatz auf diesen, und deren Arbeitslosigkeit, die ohnedies 
durch Verarmung des eigenen Volkes während des Krieges veranlaßt 
ist, wird dadurch vermehrt.“ Die Arbeitslosigkeit wird in Deutschland 
nach ihm währen, „so lange die durch den Krieg und den Frieden von 
Versailles geschaffenen Ursachen andauern. Und diese werden erst 
schwinden, wenn alle internationalen Zahlungsverpflichtungen der eu-
ropäischen Staaten beseitigt sein werden.“  
 
Während vor dem Kriege zumeist die Arbeitslosigkeit die Folge des 
Konjunkturzyklus, d. h. des Umstandes, daß die in regelmäßigen Peri-
oden wiederkehrenden Konjunkturen nach ihrem Höhepunkt zu Kri-
sen führen, war, wird jetzt allgemein, auch von Cassel, erkannt, daß 
die gegenwärtige Arbeitslosigkeit sich hierdurch nicht erklären läßt, 
andere Ursachen hat.  
 
Zuletzt beschäftigt sich Cassel mit der Frage, ob durch staatliche Not-
standsarbeiten die Arbeitslosigkeit verringert werden kann. Er geht 
dabei wieder davon aus, daß jede Zeit einen festen Kapitalfonds und 
jeder Kapitalteil, auch ein Staatsfonds, bereits seine Verwendung ge-
funden hat. Werden Notstandsarbeiten ausgeführt, so wird eben das 
hierfür erforderliche Kapital dem Kapitalmarkt an anderer Stelle ent-
zogen, wobei der schwedische Professor, stillschweigend annimmt, 
daß es dort infolge des ökonomischen Prinzips meist profitabler gear-
beitet hat. Deshalb werden im allgemeinen ebenso viele Arbeitskräfte, 
wie durch Notstandsarbeiten beschäftigt werden, an anderer Stelle 
wieder arbeitslos. Eine Verringerung der Arbeitslosigkeit erfolgt 
nicht, die Notstandsarbeiten stellen nur eine Kapitalverschiebung dar 
und sind daher eigentlich sinnlos. Deshalb steht Cassel den staatlichen 
Notstandsarbeiten sehr skeptisch gegenüber, verwirft überhaupt im 
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allgemeinen ein solches Eingreifen als nutzlos, vielleicht sogar schäd-
lich. 
 
Dabei erkennt er aber an, daß es immerhin auch die Arbeitslosigkeit 
mindernde Notstandsarbeiten geben kann. „Die verschiedenen Pro-
duktionszweige sind nämlich in verschiedenem Grade kapitalfordernd, 
und wenn man die Produktion auf die am wenigsten kapitalfordernden 
Produktionszweige einrichtet, so kann man vielleicht mit dem zur 
Verfügung stehenden Kapital eine weitere Beschäftigung der Arbeits-
kraft erreichen. Die Notstandsarbeiten müssen zu diesem Zweck so 
geordnet werden, daß in möglichst kurzer Zeit fertige Konsumtionsar-
tikel, die verkauft werden können, produziert werden. Man wird dann 
Mittel in seiner Hand haben, um ähnliche Arbeiten zu wiederholen, 
ohne den Kapitalmarkt wieder in Anspruch nehmen zu müssen.“ Als 
eine solche Erfolg versprechende Maßnahme betrachtet er die Zurück-
führung lediger Industriearbeiter zur Landwirtschaft, da hier durch in-
tensivere Bodenbearbeitung schnell ertragreichere Ernten erzielt wer-
den können. 
 
Der schwedische Gelehrte wirft nun den Staaten vor, daß sie gerade in 
umgekehrter Richtung vorgegangen sind. Die von ihnen ausgeführten 
Notstandsarbeiten bringen erst in ferner Zukunft Ertrag, legen also für 
lange Zeit Kapital fest. Indem künstlich die Löhne der Industrie über 
dem Niveau der in der Landwirtschaft gezahlten Löhne gehalten wer-
den, werden die Arbeitskräfte sogar von der Landwirtschaft fortge-
trieben. Hierin liegt für ihn „ein nicht unwesentlicher Teil des Ge-
heimnisses der Arbeitslosigkeit“. 
 
Seine Ausführungen werden von deutscher Seite lebhaft kritisiert. Le-
derer erinnert, daß Notstandsarbeiten über eine bloße Kapitalverschie-
bung hinaus durch fremde Kredite finanziert werden können. Nach 
Zimmermann bezwecken die staatlichen Maßnahmen u. a. eine „be-
wußte Ankurbelung der Wirtschaft, um sie über die gegenwärtige 
Flaute der Vertrauens- und Umschichtungskrisis rascher hinwegzu-
bringen“. Wilbrandt, ihm hierin folgend, betont ferner, daß die Not-
standsarbeiter kaufkräftiger gemacht werden und so die Absatzsto-
ckung vermindert wird, wobei außerdem noch die Arbeitskräfte er-




Übereinstimmung mit Cassel herrscht darüber, daß nicht kapital-, son-
dern arbeitsintensive Maßnahmen zu fördern sind. Aber man befürch-
tet bei Herstellung sofort verkaufbarer Konsumtionsartikel eine schar-
fe Konkurrenz gegenüber den Privatunternehmern, was gerade die 
Krise verschärfen würde und deshalb zu vermeiden ist. Dabei ist übri-
gens nach Lederer zu bedenken, daß gegenwärtig infolge unzurei-
chender Kaufkraft Fertiggüter unverkäuflich sind. Deshalb sollen und 
werden auch in der Tat, insbesondere in Deutschland, vorzugsweise 
gerade solche Arbeiten in Angriff genommen werden, „deren Erzeu-
gung langsam vorschreitet und viel Arbeit lange Zeit bindet, ehe sie 
produktionssteigernd und arbeitskraftverdrängend in die Konkurrenz-
produktion oder die wirtschaftliche Zirkulation eintreten“. Die ausge-
führten Arbeiten sind zum großen Teil solche, die von der Privatwirt-
schaft wegen geringer Rentabilität abgelehnt würden oder erst durch 
die staatliche Zuschußleistung ermöglicht werden. Wunderlich hebt 
besonders als Ziel der Notstandsarbeiten die „gemeinwirtschaftliche 
Bedürfnisbefriedigung“ hervor. Viele Arbeiten, z. B. Deichbauten, die 
vom privatwirtschaftlichen Standpunkt aus unrentabel sind, steigern 
die volkswirtschaftliche Produktivität. 
 
Die Wichtigkeit, der Landwirtschaft mehr Arbeitskräfte zuzuführen, 
wird anerkannt. Diesem Ziel diene z. B. die Hergabe von staatlichen 
Mitteln zum Bau von Landarbeiterwohnungen. Wilbrandt verlangt ge-
rade umgekehrt als Cassel, daß die landwirtschaftlichen Löhne den 
Industriearbeiterlöhnen angepaßt werden, überhaupt „die Lage auf 
dem Lande anziehender gestaltet wird“, weil die Landflucht nicht al-
lein auf die Löhne zurückzuführen ist.  
 
Während alle diese Autoren von den Notstandsarbeiten eine Minde-
rung der Arbeitslosigkeit erwarten, verlangen Brentano und Tönnies 
sie nur mit der Begründung: „Wir können unser unschuldig in Not ge-
ratenes Volk nicht physisch, geistig und moralisch auf die Kulturstufe 
unzivilisierter Völker herabdrücken lassen“, resignieren aber, daß 
hierdurch die Arbeitslosigkeit nicht behoben wird.  
 
Arbeitsmarktpolitik kann nicht isoliert, sondern nur im Rahmen der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik betrachtet und durchgeführt werden, 
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was gerade von den Fachleuten i. e. S. manchmal nicht genügend be-
achtet wird. Die heute notwendig gewordene Spezialisierung bringt 
als Nachteil die Gefahr, sich in Einzelprobleme zu verlieren, den all-
gemeinen Zusammenhang außer acht zu lassen, mit sich. Hoffentlich 
wird „der Streit um Cassel“ dazu beitragen, den Blick wieder auf das 
Gesamtproblem zu lenken. 
 
Die Arbeitslosenversicherung. Zeitschrift für unterstützende und wert-









Der erste Oktober 1927 ist ein Markstein in der Entwicklung des Ar-
beitsnachweiswesens im allgemeinen wie auch der Berufsberatung im 
besonderen geworden. Es darf aus diesem Anlaß einmal ein kurzer 
Blick zurückgeworfen werden. Die ersten Einrichtungen einer allge-
meinen öffentlichen Berufsberatung sind schon vor dem Kriege ent-
standen, etwa in dem Jahrzehnt vor 1914. Als ersten Markstein in der 
Entwicklung der Berufsberatung darf man wohl auch über Preußen 
hinaus den Erlaß der Preußischen Ministerien vom 18. März 1919 an-
sehen, der die Grundlage und den Anstoß zu einem ernsten Aufbau 
einer systematischen öffentlichen Berufsberatung gab. Ein weiteres 
wesentliches Datum ist der 1. Oktober 1922, an dem das Arbeits-
nachweisgesetz vom 22. Juli 1922 in Kraft trat. Zu jener Zeit bestan-
den im Deutschen Reiche bereits 592 öffentliche Berufsberatungsstel-
len, von denen 397 den Arbeitsnachweisen angegliedert waren. Die 
übrigen waren zum Teil selbständig, zum Teil den Wohlfahrtsämtern, 
Jugendämtern, Schulämtern usw. angegliedert. Eine beträchtliche Zahl 
der größeren und bereits bekannten Einrichtungen war unter den 
„selbständigen“ zu finden, d. h. es waren Einrichtungen, die von Städ-
ten und Kommunen als besondere Aemter aufgebaut waren. Mit dem 
Inkrafttreten des Arbeitsnachweisgesetzes ging die Entwicklung da-
hin, daß nach und nach alle öffentlichen Einrichtungen für Berufsbera-
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tung den Arbeitsnachweisen angegliedert wurden. Heute besteht wohl 
kaum noch eine öffentliche Berufsberatungsstelle außerhalb dieser 
Organisation, und man darf hier schon sagen, daß die Entwicklung der 
Berufsberatung seit 1922, besonders, nachdem die Gefahren der Infla-
tionszeit überwunden waren, vorwärtsgegangen ist.  
 
Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherung vom 16. Juli 1927 ist das Band zwischen dem 
Arbeitsnachweis und der Berufsberatung noch enger geknüpft. Es 
muß gleich vorweg an dieser Stelle betont werden, die Frage ob Ar-
beitsnachweis und Berufsberatung zusammengehören, ist undiskutier-




I. Organisation der öffentlichen Berufsberatung: 
 
§ 1 des Gesetzes sagt im ersten Satz des Abs. 2: „Der Reichsanstalt 
liegt auch die öffentliche Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung 
ob“. 
(…) 
Die Berufsberatung gehört zu den Aufgaben der Reichsanstalt, die ihr 
kraft Gesetzes zustehen. Die Trennung der Berufsberatung und Lehr-
stellenvermittlung von den im ersten Absatz genannten Aufgaben deu-
tet vielmehr noch darauf hin, daß auch der Gesetzgeber anerkennt, daß 
der Berufsberatung entsprechend ihrer Eigenart eine gewisse Sonder-
stellung zukommt. Diese Sonderstellung muß m. E. auch in der Orga-
nisation (§ 2) zum Ausdruck kommen und läßt sich dadurch erreichen, 
daß in den Arbeitsämtern, in den Landesarbeitsämtern und in der 
Hauptstelle besondere Abteilungen für die Berufsberatung und Lehr-
stellenvermittlung eingerichtet werden, und zwar Abteilungen, die un-
ter fachmännischer Leitung, d. h. unter einer in den praktischen Fra-




II. Einrichtungen für Berufsberatung außerhalb der Reichsanstalt 
(§§ 49 - 57). 
 
Die Frage, ob ein Monopol für die öffentliche Berufsberatung zweck-
mäßig ist, muß m. E. verneint werden. Wenn wie es im § 51 heißt, die 
Berufsberatung in besonderen Verhältnissen auf absehbare Zeit besser 
durch andere Einrichtungen als durch die Reichsanstalt ausgeübt wer-
den kann, so ist es recht und billig, daß es durch jene Einrichtungen 
geschieht. Die öffentliche Berufsberatung ist nicht Selbstzweck, son-
dern dient der Wirtschaft und der Jugend. Gerade die Fassung des 
§ 51 sollte jeder öffentlichen Berufsberatung ein Ansporn sein, so zu 
arbeiten, daß keine andere Einrichtung diese Aufgabe besser erfüllen 
kann, als das Berufsamt. 
(…) 
Die gewerbsmäßige Berufsberatung ist durch § 57 mit dem 1. Oktober 
1927 verboten. Praktisch gesehen ist damit vor allem ein Mittel gege-
ben, gegen die häufig vorkommenden Anpreisungen durch Inserate 
gegen Gebühren vorzugehen. Verstöße gegen dieses Verbot werden 
mit Geldstrafen oder Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft (§ 254). 
(…) 
 
III. Geschäftsführung (§§ 58 - 68). 
 
Die Berufsberatung behält ihren umfassenden Charakter. Nach der 
Aeußerung des Präsidenten der Reichsanstalt in „Jugend und Beruf“ 
1927 S. 261 kann eine „einseitige Beschränkung auf die Versiche-
rungsberechtigten nicht in Frage kommen, weil das neue Gesetz sei-
nem Inhalt und Namen nach nicht nur die Arbeitslosenversicherung, 
sondern auch die Arbeitsvermittlung und Berufsberatung umfaßt“. 
(Der Wunsch, daß auch die Berufsberatung im Titel des Gesetzes Be-
rücksichtigung finden möge, ist bekanntlich leider nicht in Erfüllung 
gegangen.) 
 
Weiter muß hervorgehoben werden, daß die Berufsberatung und Lehr-
stellenvermittlung untrennbar zusammengehören, d. h., daß sie durch 
ein und dieselbe Person ausgeübt werden, was unbedingt notwendig 
ist, um zu vermeiden, daß die Berufsberatung nicht zur Theorie wird. 
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Der § 68, nach dem zur Arbeitsvermittlung im Sinne des Gesetzes 
auch die Lehrstellenvermittlung gehört, spricht nicht dagegen. 
(…) 
Eine Notwendigkeit, die durch die Neuregelung noch nicht voll er-
kannt worden ist, ist die, daß die Betreuung der ungelernten Jugendli-
chen mit der Berufsberatung zu verbinden ist. 
(…) 
Daß die Berufsberatung für Mädchen durch Frauen zu erfolgen hat 
(§ 61), ist schon hervorgehoben. Diese Bestimmung sollte eine 
Selbstverständlichkeit bedeuten. Das Wesen der Mädchen in dieser 
Entwicklungsperiode weist eine Reihe von Besonderheiten auf, die 
nur durch eine Frau gefühlsmäßig richtig erfaßt werden können. Es 
kommt hinzu, daß Mädchen dieses Alters sich einem männlichen Be-
rater gegenüber ganz anders geben als einer Frau gegenüber, ein Um-
stand, der besonders bei psychologischen Prüfungen in starkem Maße 
berücksichtigt werden muß. 
(…) 
 
IV. Beteiligung der Berufsberatung an den Maßnahmen zur Verhü-
tung der Arbeitslosigkeit (§§ 131 - 141). 
 
An dieser Stelle muß das Bedauern ausgesprochen werden, daß der 
§ 131, der an und für sich einen selbstverständlichen Gedanken aus-
drückt, die Berufsberatung mit keinem Wort erwähnt. Der vorbeugen-
de Charakter gerade der Berufsberatung ist von allen Seiten allmäh-
lich erkannt worden. Erinnert sei nur an die Verhandlungen der Deut-
schen Gesellschaft zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit am 20.2.25 
zu Berlin, in denen Regierungsrat Benda ausführte: „Der stärkste Ver-
hütungsfaktor innerhalb der Arbeitslosenversicherung wird aber der 
Arbeitsnachweis sein, der ja auch jetzt schon seit beinahe Jahresfrist 
überwiegend aus Fürsorgemitteln finanziert wird. Er ist Verhütungs-
faktor freilich weniger durch seine Vermittlungsarbeit, obwohl eine 
individuell eingestellte Vermittlung jedenfalls erneute Arbeitslosigkeit 
erfolgreich vorbeugen kann, sondern vor allem als Stätte der Berufs-
beratung. Auf weite Sicht den Nachwuchs für aufnahmefähige Berufe 
sichern, ihn von überfüllten Berufen fernzuhalten, jede Kraft dem für 
sie geeigneten Berufszweig zuzuführen - das ist intensivste, wenn 
auch schwierige Verhütungsarbeit. Und ebenso wird der Erfolg der 
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Lehrstellenvermittlung für das Arbeitsschicksal ihres Schützlings 
meist von ausschlaggebender Bedeutung sein.“ Wenn auch das Gesetz 
die Lehrstellenvermittlung der Arbeitsvermittlung gleichstellt, so soll-
te doch nicht übersehen werden, daß Lehrstellenvermittlung noch lan-
ge nicht identisch ist mit Berufsberatung. 
(…) 
 
V. Stellung der Beamten und Angestellten und ihre Ueberführung. 
(§§ 34 - 40, 225 - 230). 
 
(…) 
Für die Eingliederung der Berufsberater und -beraterinnen müßte 
m. E. in der Dienstordnung Vorsorge getroffen werden, daß dieselben 
so eingruppiert werden, daß wir auch die Persönlichkeiten für unsere 
Arbeit gewinnen bezw. erhalten können, die wir dazu brauchen. Die 
Arbeit der Berufsberater und -beraterinnen ist in der ganzen Arbeit des 
Arbeitsamtes zweifellos die verantwortungsvollste. Wie in allen ande-
ren Abteilungen ist diese Arbeit ein Dienst am Menschen, und zwar in 
der Berufsberatung am jungen werdenden Menschen, dem sie bei ei-
nem seiner folgenschwersten Schritte im Leben richtunggebend helfen 
soll. Sucht man einen Vergleich mit anderen Berufsarten, so kann man 
etwa die Lehrberufe nennen, und zwar die an den Berufs- und Gewer-
beschulen, da neben gewissen pädagogischen und psychologischen 
Fähigkeiten vor allem auch die Beherrschung der gesamten Berufs-
kunde gefordert wird. Man hört, daß für die örtliche Lösung dieser 
Frage ein Spielraum gelassen werden soll. Das ist ohne weiteres zu 
begrüßen, nur darf man nicht übersehen, daß Spielraum auch heute 
schon gegeben ist, der aber leider bei der Gruppe 4 beginnt. Wenn in 
Zukunft Spielraum gegeben wird, sollte er für die Berufsberater und 






Die aus den vorstehenden Ausführungen sich ergebenden Wünsche 
seien in folgendem noch einmal in einzelnen Punkten zusammenge-
faßt: 
 
1. Entsprechend ihrer Eigenart ist der Berufsberatung innerhalb des 
Arbeitsamtes die notwendige Bewegungsfreiheit zu gewährleis-
ten. In allen Instanzen der Reichsanstalt ist eine besondere Ab-
teilung für Berufsberatung unter sachkundiger Leitung zu bilden. 
2. Um die Bewegungsfreiheit zu sichern, und um die Berufsbera-
tung in den Zusammenhang mit den gesamten Aufgaben des  
Arbeitsamtes zu bringen, soll der Leiter der Berufsberatung, so-
fern er nicht selbst den Vorsitz erhalten hat, unter den Stellver-
tretern des Vorsitzenden, möglichst an erster Stelle sein. 
3. Der Leiter der Berufsberatung ist bei allen Fragen, die die Be-
rufsberatung betreffen, zu hören; insbesondere gilt das für die 
Aufstellung der Vorschlagslisten für die Fachkräfte der Berufs-
beratung. 
4. Die Abteilung für Berufsberatung kann die Bezeichnung „Beruf-
samt“ oder „Berufsberatungsstelle“ unter Kennzeichnung ihrer 
Eigenschaft als Abteilung des Arbeitsamtes beibehalten, da diese 
Bezeichnung sich in der Bevölkerung und in Wirtschaftskreisen 
eingebürgert und einen guten Klang und Vertrauen erworben 
hat. 
5. Entsprechend der Bedeutung ihrer Aufgaben sind die Berufsbe-
rater und -beraterinnen durch die Dienstordnung so einzugrup-
pieren, daß entsprechend vorgebildete Fachkräfte für sie gewon-
nen werden können bezw. erhalten bleiben. Daher soll Mindest-
grenze für die Einstufung Besoldungsgruppe VIII sein.  
6. Im Hinblick auf die Notwendigkeit einer einheitlichen Beein-
flussung des Arbeitsmarktes der Jugendlichen, besonders unter 
Berücksichtigung der kommenden Wirkungen des Geburtenaus-
falles ist die Beratung und Vermittlung der ungelernten Jugend-
lichen bis zu 18 Jahren ohne Einschränkung der Abteilung für 
Berufsberatung zu übertragen. 
7. Im Hinblick darauf, daß manche Gemeinden zurzeit die Mittel 
für normale Ausgaben im Rahmen des Haushaltes unter Hinweis 
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auf die Neuregelung verweigern, möge darauf hingewirkt wer-
den, daß für unbedingt notwendige Anschaffungen in den Ar-
beitsämtern bis zur Eingliederung in die Reichsanstalt die Mittel 
zur Verfügung gestellt werden. 
 
Zum Schlusse dieser Ausführungen sei an alle in der Berufsberatung 
tätigen Persönlichkeiten die Bitte gerichtet, jegliche persönlichen Be-
denken hinter dem Interesse der Sache zurückzustellen und während 
der Uebergangszeit und in der neuen Reichsanstalt unserer, jedem 
rechten Berufsberater und -beraterin zur Herzenssache gewordenen 
Arbeit mit ganzer Kraft weiterhin zu dienen zum Wohle unserer deut-
schen Wirtschaft und unserer deutschen Jugend. 
 










Fünfundzwanzig Jahre vor dem Erlaß des Gesetzes zur Arbeitsver-
mittlung und Arbeitslosenversicherung, nämlich im Jahre 1902, hat 
der Deutsche Reichstag den Beschluß gefaßt, „den Herrn Reichskanz-
ler zu ersuchen, eine aus Vertretern der Reichsregierung, aus Mitglie-
dern des Reichstags und sonstigen, auf diesem Gebiet erfahrenen 
Männern bestehende Kommission zu bilden, welche die bisher seitens 
der Berufsvereine, einzelner Unternehmer und Gemeinden gegen die 
Folgen der Arbeitslosigkeit getroffenen Versicherungseinrichtungen 
zu prüfen und Vorschläge über eine zweckmäßige Ausgestaltung die-
ses Zweiges der Versicherung zu machen haben“. 
 
Der Inhalt des Beschlusses zeigt, welche Stellen schon vorher die Ar-
beitslosenhilfe erfolgreich betrieben hatten: die Gewerkschaften und 
Angestelltenverbände, einzelne Arbeitgeber und eine Reihe von Ge-
meinden. Der Beschluß des Reichstags brachte zwar eingehende Er-
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mittlungen in Fluß, führte jedoch nicht zu bestimmten allgemeinen 
Vorschlägen der Reichsregierung. Nur in zwei Gewerben ordneten die 
gesetzgebenden Körperschaften des Reiches eine Arbeitslosenfürsorge 
an, 1909 in der Tabakindustrie und 1910 in der Kaliindustrie. In bei-
den Fällen handelte es sich um eine Fürsorge für die Arbeitskräfte, die 
durch Steuer- und Kartellierungsgesetze arbeitslos wurden.  
 
Als bei Ausbruch des Weltkrieges die Betriebsstillegungen einsetzten 
und die Fürsorge für die Arbeitslosen eine der wichtigsten Aufgaben 
der Kriegswohlfahrtspflege wurde, da mußten den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden große Reichsmittel für diese Zwecke zur Verfü-
gung gestellt werden. Die damals im Dezember 1914 erlassenen Bun-
desratbestimmungen über die Verwendung dieser Gelder enthielten 
bereits den Grundgedanken der späteren Erwerbslosensfürsorge. Die 
Arbeitslosenunterstützung durfte nur arbeitsfähigen und arbeitswilli-
gen Ortseinwohnern gewährt werden, die sich infolge des Krieges in 
bedürftiger Lage befanden. 
 
Dieser Grundgedanke, der die Voraussetzungen für die Gewährung 
der Arbeitslosenunterstützung festlegt, ist richtunggebend für die ge-
setzliche Regelung der allgemeinen Erwerbslosenfürsorge geworden. 
Er findet sich fast wörtlich in der am 13. November 1918 vom Reich-
samt für wirtschaftliche Demobilmachung erlassenen Verordnung ü-
ber Erwerbslosensfürsorge, die damals der gewaltigen Arbeitslosennot 
- veranlaßt durch die überstürzte Demobilmachung, das Ende der 
Kriegswirtschaft und die harten Waffenstillstandsbedingungen - zu 
begegnen hatte. In dieser Verordnung wurden in Fortführung der 
Kriegswohlfahrtspflege die Gemeinden nunmehr verpflichtet, eine 
Fürsorge für Erwerbslose einzurichten, der sie jedoch nicht den 
Rechtscharakter der Armenpflege geben durften. Für die Durchfüh-
rung hatten die Gemeinden „Fürsorgeausschüsse“ zu bilden, zu denen 
Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in gleicher Zahl hinzuge-
zogen werden mußten. Diese Vorschrift bildet den Ausgangspunkt für 
die im Laufe der Zeit immer stärker werdende Beteiligung von Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern an der Durchführung der Erwerbslo-
senfürsorge. Die Lasten der Fürsorge wurden so verteilt, daß der Ge-
meinde vom Reich sechs Zwölftel und vom Land vier Zwölftel des 
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Gesamtaufwandes ersetzt wurden, während der Gemeinde selbst die 
Aufbringung der restlichen zwei Zwölftel oblag. 
 
Der rasche Wechsel der wirtschaftlichen Verhältnisse, die Neuheit des 
Gesetzesstoffes, die praktischen Erfahrungen bei der Durchführung 
ergaben naturnotwendig sehr zahlreiche Abänderungsnovellen, deren 
schnelle Folge zeitweise eine unerwünschte Rechtsunsicherheit zeitig-
te. 
 
Die Gesetzgebung auf dem Gebiete der Erwerbslosenfürsorge vom 
Jahre 1919 bis zum Erlaß des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung vom 16. Juli 1927 läßt jedoch neben ande-
ren folgende wichtige Entwicklungslinien erkennen. 
 
Während in der ursprünglichen Verordnung vom 13. November 1918 
der Unterstützungsgedanke durchaus vorherrschte, trat schon bald das 
Bestreben des Gesetzgebers hervor, den Erwerbslosen in erster Linie 
durch Arbeit und erst in zweiter Linie durch Unterstützung zu helfen. 
Das Ziel der Erwerbslosenfürsorge sollte „die Beendigung der Er-
werbslosigkeit durch die Aufnahme von Arbeit“ sein. Das Arbeits-
nachweisgesetz vom 22. Juli 1922, das die rechtliche Grundlage für 
eine planmäßige, unparteiische und kostenlose Arbeitsvermittlung 
schuf, sicherte die Durchführung dieses Zieles. Aber nicht nur durch 
Vermittlung in vorhandene Arbeitsplätze sollte dem Erwerbslosen ge-
holfen werden; die Erwerbslosenfürsorge förderte - im Wege der so-
genannten „produktiven Erwerbslosenfürsorge“ - auch wirtschaftliche 
Maßnahmen, insbesondere Notstandsarbeiten durch Darlehen und Zu-
schüsse, soweit durch diese Maßnahmen zusätzliche Arbeitsgelegen-
heit für Erwerbslose geschaffen wurde.  
 
Dem richtigen Gedanken, daß eine fruchtbare Erwerbslosenfürsorge 
nur in engster Verbindung mit der Arbeitsvermittlung möglich sei, 
entsprach die vom Gesetzgeber gezogene Folgerung, daß der Vorsit-
zende und der Verwaltungsausschuß des öffentlichen Arbeitsnachwei-
ses, wie diese durch das Arbeitsnachweisgesetz festgelegt waren, auch 
die wichtigsten Organe bei der Durchführung der Erwerbslosenfürsor-
ge sein müßten. Somit wurde die gleiche wirtschaftliche Selbstverwal-
tung, die auf dem Gebiete des Arbeitsnachweiswesens tätig war, nun-
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mehr auch in der Erwerbslosenfürsorge maßgebend. Trotzdem wurde 
jedoch die Verantwortung der Gemeinde für die Handhabung der Er-
werbslosenfürsorge nicht eingeschränkt; die Gemeinde hatte nach wie 
vor für Verstöße einzustehen. Die Möglichkeit eines Konfliktes zwi-
schen Gemeinde und wirtschaftlicher Selbstverwaltung versuchte der 
Gesetzgeber dadurch hintanzuhalten, daß er dem Vorstand der Ge-
meinde das Recht gab, dem Vorsitzenden des Arbeitsnachweises zur 
Wahrung des öffentlichen Interesses bindende Weisungen zu erteilen. 
 
Der Bedeutung, die der Arbeitsvermittlung und auch der Berufsbera-
tung innerhalb der Erwerbslosenfürsorge zugewiesen wurde, ent-
sprach eine veränderte Regelung der Kosten der öffentlichen Arbeits-
nachweise und der Landesämter für Arbeitsvermittlung. Die notwen-
digen Kosten dieser Ämter wurden zu zwei Dritteln von der Erwerbs-
losenfürsorge gedeckt. 
 
Gleichzeitig wurde jedoch die Aufbringung der Mittel für die Er-
werbslosenfürsorge grundlegend geändert. Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer wurden zu gleichen Teilen zur Aufbringung der Mittel heran-
gezogen. Ihre Beiträge, die zunächst von den Verwaltungsausschüssen 
der öffentlichen Arbeitsnachweise festzusetzen waren, wurden so be-
messen, daß sie zwei Drittel der notwendigen Kosten der öffentlichen 
Arbeitsnachweise und acht Neuntel des notwendigen Aufwandes der 
Erwerbslosenfürsorge deckten. Den Rest trugen die Gemeinden. Die 
Beiträge durften regelmäßig 3 v. h. des Grundlohnes nicht überstei-
gen. In Bezirken mit außergewöhnlich großer Arbeitslosigkeit, in de-
nen die Höchstleistungen der Arbeitgeber, Arbeitnehmer und Ge-
meinden nicht ausreichten, traten Reich und Länder mit Beihilfen ein. 
Diese Beitragsgemeinschaften der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in 
den engen Grenzen der Arbeitsnachweisbezirke waren jedoch Notbe-
helfe, die für die Dauer der Inflation in Kauf genommen werden muß-
ten. Die finanzielle Lage der öffentlichen Verbände, die Notwendig-
keit, die Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Bezirken mit ungewöhnlich 
großer und langdauernder Arbeitslosigkeit finanziell zu entlasten, der 
Wunsch, einen zwanglosen Ausgleich zwischen Stadt und Land her-
beizuführen, drängten nachdrücklich zu einer einheitlichen Bemes-
sung der Beiträge in überörtlichen Bezirken (Provinzen, Länder). Dar-
über hinaus wurde 1926 ein Reichsausgleich festgelegt, der jedoch 
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keinen voll befriedigenden Ausgleich zwischen den unter- und über-
belasteten Bezirken des Reichs brachte.  
 
Die vorstehenden, auf wenige Gesichtspunkte beschränkten Ausfüh-
rungen zeigen, wie die Gesetzgebung auf dem Gebiete der Erwerbslo-
senfürsorge, gestützt auf die bei der praktischen Durchführung ge-
machten Erfahrungen, im Laufe der Jahre eine Regelung entwickelt 
hatte, die sich Schritt für Schritt von der Form der Fürsorge entfernte 
und sich immer mehr dem Charakter der Versicherung näherte. Am 
deutlichsten ergibt sich dies aus der geschilderten Aufbringung der 
Mittel durch die beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Eine der-
artige Beitragspflicht kennt nur die Versicherung. 
 
Dagegen war im Laufe der Jahre der Fürsorgecharakter bei den Leis-
tungen, bei der Unterstützung nicht verändert worden. Auch der Ar-
beitslose, der durch langdauernde Beitragszahlungen die Anwartschaft 
auf Unterstützung erworben hatte, hatte keinen Rechtsanspruch dar-
auf; die Unterstützung wurde ihm erst gewährt, wenn er bedürftig war. 
Diese Prüfung der Bedürftigkeit wurde von den beitragspflichtigen 
Arbeitnehmern, die sich durch ihre eigenen Beiträge Unterstützungen 
für unverschuldete Arbeitslosigkeit, sichern wollten, als drückend, 
peinvoll und ungerecht empfunden. 
 
Den Rechtsanspruch auf Arbeitslosenunterstützung und den dadurch 
bedingten Fortfall der Bedürftigkeitsprüfung brachte erst das Gesetz 
vom 16. Juli 1927. Diesen folgenschweren Schritt, die Gewährung des 
Rechtsanspruches, konnte der Gesetzgeber jedoch nur tun, indem er 
gleichzeitig die Bedingungen für den Anspruch auf Arbeitslosenunter-
stützung dem Charakter der Versicherung entsprechend verschärfte. 
Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung hat auf Grund des Gesetzes 
nur, wer arbeitsfähig, arbeitswillig, aber unfreiwillig arbeitslos, die 
Anwartschaft erfüllt und seinen Anspruch noch nicht erschöpft hat. 
Zwar versuchte der Gesetzgeber die vorstehenden Begriffe durch Ein-
zelbestimmungen festzulegen; er war sich jedoch auch voll bewußt, 
daß eine sachgemäße Auslegung dieser dehnbaren und flüssigen Be-
dingungen nicht durch Gesetzesbestimmungen, sondern nur durch ei-
ne praktische Handhabung zu erreichen ist, die einerseits den sozial-
politischen, andererseits den wirtschafts- und finanzpolitischen Ge-
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sichtspunkten gerecht wird. Es lag somit nahe, die Durchführung in 
erster Linie in die Hände der Kreise zu legen, die an der richtigen 
Handhabung das weitgehende Interesse haben, in die Hände der wirt-
schaftlichen Selbstverwaltung.  
So wurde als Träger der Arbeitslosenversicherung eine selbständige 
juristische Person, eine selbständige Körperschaft des öffentlichen 
Rechts bestimmt, die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherung. 
(…) 
Reichsarbeitsblatt II (Nichtamtl. Teil). 8. Jahrgang N.F., Nr. 13, 1. 




75. Volkswirtschaft und Arbeitsmarkt. 




Von der Leitung dieser Zeitschrift aufgefordert, zu den viel erörterten 
Fragen über Möglichkeit und Begrenzung einer Arbeitsmarktpolitik 
auch meinerseits Stellung zu nehmen, glaube ich der Klärung der De-
batte verhältnismäßig am ehesten einen Dienst zu erweisen, wenn ich 
ohne Für und Wider zu den einzelnen Maßregeln mich auf einen Bei-




So sehr auch jetzt die Ansichten über das, was unter Arbeitsmarktpoli-
tik zu verstehen ist, auseinandergehen mögen: Arbeitsmarktpolitik ist 
Marktpolitik. Jede Marktpolitik ist zwiefach. Sie kann sich entweder 
auf die Organisation des Marktes oder auf seine Beeinflussung bezie-
hen. 
 
Die Organisation des Arbeitsmarktes ist der Arbeitsnachweis. Wie für 
Märkte, Messen, Börsen aller Art, so sind auch für den Arbeitsnach-
weis verschiedene Intensitätsgrade staatlicher Tätigkeit möglich. Der 
Staat kann es den treibenden Kräften des Wirtschaftslebens überlas-
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sen, ob, wann, wo und wie sich Arbeitsnachweise bilden, und kann 
sich seinerseits auf die Bekämpfung anerkannter Mißbräuche, sowie 
auf die Gewährung von Rechtsschutz beschränken, allenfalls auch das 
Vorhandensein der Arbeitsnachweise und ihre Tätigkeit statistisch 
verfolgen. Ein wenig tiefer gehend, kann er Maßregeln treffen, die ge-
eignet sind, die Interessenten zu eigener Tätigkeit zu befähigen (auf-
klärende Vorträge, Verleihung staatlicher Rechte, Eintragung in aner-
kannte Vorträge, Verleihung staatlicher Rechte, Eintragung in aner-
kannte Register, Normalstatuten u. a.). Endlich kann der Staat aber 
auch Arbeitsnachweise selbst schaffen und (letzte Stufe) andere Ar-
beitsnachweise ausschließen, d. h. für den seinigen ein Monopol be-
gründen. Zur Zeit scheint in Deutschland kein Streit darüber zu beste-
hen, daß es zu den Aufgaben der öffentlichen Verwaltung gehört, den 
Arbeitsnachweis selbst einzurichten. Ja, man kann beinahe sagen, daß 
auch schon darin Uebereinstimmung besteht, diesem öffentlichen Ar-
beitsnachweis ein Monopol zu verleihen, wenn man darunter nicht ein 
ausnahmsloses Monopol versteht. Für das heutige Deutschland mün-
det die Frage der Arbeitsnachweispolitik in die allgemeine Organisati-
onspolitik ein. Auch solche Fragen wie die nach Maß und Art der 
Selbstverwaltung der Interessenten haben dort ihre Stelle. 
 
Da jeder Markt ein Zusammentreffen von Angebot und Nachfrage ist, 
so ist die Beeinflussung eines Marktes entweder Beeinflussung des 
Angebots oder der Nachfrage. Das Angebot an Arbeitskräften kann 
beeinflußt (d. h. vermehrt oder vermindert) werden entweder allge-
mein durch Beeinflussung der Bevölkerung überhaupt (Kinderprämien 
oder Geburtenverminderung; Anlockung von Einwanderern oder Be-
förderung des Auswanderns; Binnenwanderung) oder in Bezug auf 
einzelne Erwerbszweige. In letzter Beziehung kehrt alljährlich die 
Aufgabe der Beeinflussung der Berufswahl wieder (Berufsberatung, 
Lehrlingsausbildung); während der Krisen die Umleitung in andere 
Berufe (Berufs-Umschulung). Aber schon taucht die Frage auf, ob 
nicht aus der letztgenannten außerordentlichen Maßregel eine fortlau-
fende zu machen sei (dauernde Gelegenheit zum Uebertritt in andere 
Berufe, insbesondere in Fällen persönlich verfehlter Berufswahl). 
 
Die Beeinflussung der Nachfrage wird heute gewöhnlich unter dem 
Gesichtspunkt ihrer Vermehrung, d. h. Beschaffung von Arbeitsgele-
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genheit, betrachtet. Es gehört dahin nicht bloß das Kapital der Not-
standsarbeiten, sondern die gesamte Wirtschaftspolitik, soweit sie un-
ter dem Gesichtspunkte der Produktionsvermehrung (d. h. also auch 
der Vermehrung von Arbeitsgelegenheit) betrieben wird. Der Rahmen 
muß aber auch Platz haben für Maßregeln zur Verminderung der Ar-
beitsgelegenheit. Denn wenn es auch für ein Volk niemals ein Zuviel 
an Arbeitsgelegenheit geben kann, so ist dies doch wohl möglich in 
Bezug auf einzelne Zweige seiner Wirtschaft. Zwischen diesen Zwei-
gen muß es ein gewisses (wenn auch nicht immer genau darzustellen-
des) Verhältnis geben. Populär (wenngleich volkswirtschaftlich unzu-
treffend) ausgedrückt: Verhütung von Ueberproduktion. Es kann auch 
Verminderung für gewisse Zeiten wünschenswert sein, z. B. Unterlas-
sung von Sommerarbeiten, wenn sie im Winter ausführbar sind („Ar-
beitsverschiebung“). 
 
Die Beeinflussung von Angebot und die Beeinflussung von Nachfrage 
dürfen nicht als zwei getrennte Aufgaben behandelt werden. Ihre Er-
ledigung ist immer auf das Verhältnis beider zueinander gerichtet, und 
ihre gemeinsame Aufgabe ist: die Erhaltung oder Herbeiführung des 
Gleichgewichts. Da dies (und nichts anderes) die Aufgabe des Ar-
beitsmarktes ist, so bedeutet dies den Schlußstein zu jedem Gebäude 
einer Arbeitsmarktpolitik. Die Lohn-, die Arbeitszeit-, die gesamte 
Arbeitsvertragspolitik (Tarifverträge) hat hier ihren Platz; hier auch 
der Ausgleich da, wo er in Gestalt vermehrter Arbeitsgelegenheit nicht 
beschafft werden kann (Arbeitslosenversicherung); hier ein Problem 
wie das der Rationalisierung.  
 
2. 
Den vorstehenden Ausführungen sind zur Vermeidung von Miß-
verständnissen einige Bemerkungen hinzufügen. 
 
Mit der Aufnahme von Maßregeln in die Lehre von der Arbeitsmarkt-
politik ist kein Urteil darüber ausgesprochen, ob die Ergreifung sol-
cher Maßregeln wünschenswert sei oder nicht. Auch wer ein abgesag-
ter Gegner der Opiummittel ist, wird nicht bestreiten können, daß in 





Die Weite des Rahmens ist aber noch unter einem andern Gesichts-
punkt der Kritik ausgesetzt. Es könnte in dieser Weise ein Wider-
spruch gegen den an die Spitze gestellten Satz gefunden werden, daß 
die Arbeitsmarktpolitik Marktpolitik ist, da doch keine staatliche 
Markt-, Messen- oder Börsenpolitik sich eine behördliche Beeinflus-
sung von Angebot und Nachfrage zur Aufgabe mache. Allein dieser 
Widerspruch ist nur scheinbar. Heute zählen allerdings die Behörden 
der Waren- und Effektenmärkte solche Beeinflussungen nicht zu ihrer 
Aufgabe. In alten Zeiten haben sie es getan. Der Arbeitsmarkt befindet 
sich in dem Stadium, in dem sich der Getreidemarkt befand, als der 
Rat der Stadt nicht duldete, daß ohne seine Vermittler Käufer und 
Verkäufer handelten, als der Rat (die Marktverwaltung) für Zufuhr 
sorgte, wenn Mangel drohte, und beflissen war, dem heimischen Ge-
werbe neue Absatzwege zu eröffnen. Die Vorbilder für die Aufgaben-
Abgrenzung müssen nicht in der heutigen, sondern in der ehemaligen 
Gestaltung der anderen Märkte gesucht werden. 
 
Am gefährlichsten sind einer Rahmenabgrenzung wie der vorliegen-
den zwei Einwände, die, in der Form einander entgegengesetzt, tat-
sächlich auf denselben Punkt hinauslaufen: daß die Einreihung so vie-
ler Objekte unmöglich sei, weil sie ins Uferlose führe; oder: daß die 
Aufzählung Selbstverständliches hineinnehme. Der Vorwurf der Ufer-
losigkeit und der Vorwurf der Selbstverständlichkeit dürfen beide 
nicht gescheut werden. Es mag einer „politik“ ein Thema gestellt wer-
den, welches auch immer man wolle: ins Uferlose muß die Erörterung 
führen. Man kann keine Schulpolitik treiben, ohne Finanz- und Bau-
politik zu treiben (Generationen hindurch hat der Zustand von Schul-
häusern die Pädagogik ohnmächtig gemacht). Man kann nicht Finanz-
politiker sein, ohne sich um Agrar-, Handels- und Transportpolitik zu 
kümmern. Man kann eine Währung nicht in Ordnung bringen, wenn 
man nicht die ganze Wirtschaftspolitik und dazu auch noch das mora-
lische Niveau der Bevölkerung in Ordnung bringt. Wenn man aber gar 
das umfangreichste Objekt nimmt, das einem Politiker gestellt werden 
kann, nämlich die Arbeitskraft seiner Nation, so muß man von vorn-
herein wissen, daß der Rahmen für die Behandlung dieses Themas 
nichts weiter sein kann als ein Gefächer, das den Ueberblick erleich-
tert. Die Verwertung der Arbeitskraft heißt Verwertung der Menschen, 
und das Motto für ihre Verhandlung ist: „humani nil a me alienum pu-
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to“. Die an dieser Uferlosigkeit Anstoß nehmen, scheinen das Opfer 
einer Verwechslung zu sein. Damit, daß man Einwanderungspolitik, 
Armenpflege, Berufsschule usw. innerhalb der Arbeitsmarktpolitik 
behandeln will, ist nicht gesagt, daß sie den heute zuständigen Res-
sorts entzogen werden sollen, sondern nur: daß das Ressort der Ar-
beitsmarktpolitik sich um sie zu kümmern hat; wieweit, ist eine Frage 
für sich.  
Noch gefährlicher ist der Einwand der „Selbstverständlichkeit“. Wenn 
wir in der Herstellung eines Rahmens das Selbstverständliche weglas-
sen, so lassen wir das Wichtigste weg. Die heute heranwachsende Ge-
neration übersieht zu leicht, dass die Selbstverständlichkeit, die sie 
vorfindet, gerade das Produkt langer mühsamer Arbeit ist. Als vor ei-
nem Vierteljahrhundert mein Buch über den Arbeitsnachweis er-
schien, das zuerst den Versucht machte, dem Thema Arbeitsnachweis 
seine bestimmte Stellung innerhalb der Verwaltung zu geben inmitten 
von Armenpflege, Gewerbegericht, Lehrlingsvermittlung, ja sogar 
Heeresverwaltung (Reservistennachweis), Strafrechtspflege etc., wur-
de dem Verfasser zwar viel Freundliches gesagt; aber überwiegend 
war doch die Meinung, daß gar zu viel einbezogen sei: also „Uferlo-
sigkeit“. Wer heute diese Abschnitte liest, wird den Eindruck erhalten, 
daß das meiste „selbstverständlich“ sei. Niemals wäre diese Selbstver-
ständlichkeit erreicht worden, wenn nicht die Uferlosigkeit angestrebt 
worden wäre. Zur Veranschaulichung dessen, was heute für selbstver-
ständlich gilt und was vor 25 Jahren dafür galt, setze ich aus dem ge-
nannten Buche den Abschnitt über Marktorganisation her:  
 
„An diesen Zustand, daß die Vermittlung der Arbeit unorganisiert 
ist, während die Vermittlung des Waren- und Effektenhandels eine 
höchst verfeinerte Organisation zeigt, sind wir so gewöhnt, daß wir 
hier jede Störung empfinden, während wir dort, auf dem Arbeits-
markt, der Organisationslosigkeit uns kaum bewußt werden. Die 
größte Störung der Börsenorganisation, die wir in unserer Zeit er-
lebt haben, liegt in der Auflösung der Berliner Produktenbörse und 
in der Schließung des „Feenpalastes“. Vom Oktober 1897 bis zum 
März 1900 hat es in Berlin weder amtliche noch private Zusam-
menkünfte der Getreidehändler gegeben, alles beschränkte sich auf 
den „Verkehr von Comptoir zu Comptoir“ in den nebeneinanderge-
stellten Kojen und Schreibstuben des Heiligengeist-Spitals. Aber 
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wie hoch stand diese viel beklagte „Desorganisation“ des Berliner 
Getreidehandels über der Organisationslosigkeit des Berliner Ar-
beitsmarktes! Ließe sich für diesen der Zustand herbeiführen, wie 
er damals für den Berliner Getreidehandel bestand; ließen sich 
sämtliche, oder auch nur die wichtigsten Arbeitsvermittlungs-
Bureaus in einem Hause unterbringen, wie die den Berliner Getrei-
deumsatz vermittelnden Firmen im Heiligengeist-Spital unterge-
bracht waren; ließe sich unter ihnen ein beständiger „Verkehr von 
Comptoir zu Comptoir“ einrichten - die kühnsten Träume aller Ar-
beitsmarkt-Verbesserer wären übertroffen“. 
 
Und heute sind sie übertroffen. Nicht nur, daß in zahlreichen Groß-
städten ein Kranz von Fachnachweisen den zentralen öffentlichen Ar-
beitsnachweis unter einem Dache umgibt; - man kann sich heute nicht 
mehr vorstellen, daß diese Forderung einmal für übertrieben, ja für u-
topisch galt. Die Geschichte des Arbeitsnachweises ist die beredteste 
Ermutigung für alle die, die die streng systematische Durchdenkung 
der Verwaltungsaufgabe für den siegessicheren Vorboten der Ent-
wicklung halten. 
 
Das Arbeitsamt. Zeitschrift für Arbeitsmarkt, Arbeitsvermittlung, Ar-








I. Zur Geschichte der wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge. 
Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187) hat sich bekanntlich aus der Er-
werbslosenfürsorge entwickelt, deren Lasten zu verschieden großen 
Teilen vom Reich, den Ländern und den Gemeinden gemeinsam ge-
tragen wurden. Schon diese Erwerbslosenfürsorge wurde in zwei in 
ihrem Wesen voneinander verschiedenen Formen ausgeübt: in der 
Form der unterstützenden Fürsorge, die dem Erwerbslosen den not-
wendigen Lebensunterhalt gewährte, und in der Form der produktiven 
 298 
  
Erwerbslosenfürsorge, die auf verschiedenen Wegen das Ziel verfolg-
te, den Erwerbslosen wieder einer produktiven Beschäftigung zuzu-
führen. Die erste Rechtsgrundlage für diese Art der Fürsorge enthielt 
der § 15 der Reichsverordnung über Erwerbslosenfürsorge vom 26. 
Januar 1920 (…), durch den der Reichsarbeitsminister ermächtigt 
wurde, zur Unterstützung von Maßnahmen, die geeignet waren, den 
Abbau der Erwerbslosenfürsorge zu fördern, insbesondere zur Be-
schaffung von Arbeitsgelegenheit für die Erwerbslosen, Darlehen oder 
Zuschüsse aus Mitteln der Erwerbslosenfürsorge zu bewilligen. Die 
Darlehen und Zuschüsse bestimmten sich in ihrer Höhe nach der Zahl 
der Personen, die durch diese Maßnahmen der Erwerbslosenfürsorge 
entzogen oder ferngehalten wurden. Die Kosten wurden nach den 
Grundsätzen, wie sie für die Ausgaben der Unterstützung bestanden, 
auf das Reich, auf das Land und die Gemeinde verteilt. Der Grundge-
danke dieser Bestimmungen ist bis heute der gleiche geblieben. 
(…) 
 
II. Begriff der wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge. 
Bisher konnten unter produktiver Erwerbslosenfürsorge alle Maßnah-
men verstanden werden, die dem Zweck dienten, den Erwerbslosen in 
eine produktive Arbeit zu bringen, gleichviel ob diese Arbeit vorüber-
gehender oder dauernder Natur war. Das AVAVG. unterscheidet je-
doch in seinem vierten Abschnitt zwischen Maßnahmen, durch die die 
Arbeitslosigkeit für die Dauer beendet wird, und solchen, die zur vo-
rübergehenden Beschäftigung des Arbeitslosen bestimmt sind. Zu den 
ersteren gehören nach dem Gesetz alle diejenigen Maßnahmen, durch 
welche die Vermittlung des Arbeitslosen in eine Arbeitsstelle auf dem 
freien Arbeitsmarkt erleichtert oder vorbereitet wird. Sie sind in den 
§§ 132 - 137 des Gesetzes und in der Verordnung des Verwaltungsrats 
der Reichsanstalt zur Förderung der Arbeitsaufnahme vom 30. Sep-
tember 1927 (Reichsarbeitsbl. S. I 444) im einzelnen geregelt. Diesen 
Maßnahmen gegenüber stellen die im § 139 des Gesetzes genannten 
Maßnahmen der „wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge“ nur ein Mit-
tel zur vorübergehenden Beendigung der Arbeitslosigkeit dar, dessen 
Bedeutung dadurch freilich kaum gemindert wird, zumal auch die 
Vermittlung in eine Stelle des freien Arbeitsmarkts unter Umständen 
nur von kurzer Dauer sein kann. Unter wertschaffender Arbeitslosen-
fürsorge sind daher jetzt nur noch die Maßnahmen zu verstehen, die 
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mit dem Ziel ergriffen werden, die Arbeitslosigkeit für längere oder 
kürzere Dauer zu verringern, und die aus den hierfür vorgesehenen 
Mitteln „gefördert“ werden. Die wichtigste, aber keineswegs einzige 
Gruppe der für diesen Zweck in Betracht kommenden Maßnahmen 
stellen auch gegenwärtig noch die Notstandsarbeiten dar. Diese leisten 
zugleich einen weiteren Dienst, der für die Arbeitslosenversicherung 
von großer Bedeutung ist und den Wert der wertsch. A. auch vom fis-
kalischen Standpunkte aus zeigt: die Prüfung der Arbeitsfähigkeit und 
der Arbeitswilligkeit der unterstützten Arbeitslosen. 
(…) 
 
Bücherei des Arbeitsrechts. Neue Folge, Band 8, 3. Auflage, Berlin 




77. Zum Ausbau der Reichsanstalt für Arbeitsver-




Die nachstehenden Ausführungen, die von einem sehr erfahrenen 
Fachmann verfaßt sind, haben Anspruch auf besondere Beachtung. 
Wir begrüßen es vor allem, daß hier auch von einem Praktiker auf die 
Notwendigkeit einer Mitwirkung der Wissenschaft hingewiesen wird, 
die seitens der Schriftleitung der „Sozialen Praxis“ sowohl während 
der Vorberatung des Gesetzes wie auch nachher unausgesetzt - leider 
erfolglos - betont worden ist. 
Die Schriftleitung. 
 
Die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung, zu deren Aufgaben sich noch die Berufsberatung hinzugesellt, 
ist nur formell eine Neuschöpfung; tatsächlich mußte sie die ganze 
bisherige Arbeitsmarktorganisation: Reichsarbeitsverwaltung, bisheri-
ge Landesarbeitsämter und öffentliche Arbeitsnachweise übernehmen, 
sich eingliedern. Darunter befanden sich gute Bissen, aber nicht weni-
ge waren recht schwer verdaulich. Das lag zum Teil am Umfang, aber 
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auch am Inhalt. Die Schwierigkeiten, die sich aus dem Umfang erga-
ben, sind durch die neue Bezirksabgrenzung der Landesarbeitsämter 
und der Arbeitsämter ziemlich weitgehend beseitigt worden. Man hat 
dies als eine besondere Tat des Vorstandes der Reichsanstalt gewür-
digt, und im Hinblick auf das Schneckentempo der allgemeinen Ver-
waltungsreform ist hier verhältnismäßig schnell und meist mit der nö-
tigen Rücksichtslosigkeit gearbeitet worden. 
 
Ferner hat der Vorstand die Vorsitzenden der Landesarbeitsämter und 
kürzlich auch der Arbeitsämter bestellt. Auch hier hat er es an 
„Entschlußkraft“ nicht fehlen lassen. Wie weit er das Richtige getrof-
fen hat, wird sich ja erst später herausstellen. In den Fragen der Ab-
grenzung der Bezirke und der Bestellung der Vorsitzenden der Ar-
beitsämter hat sich der Vorstand ziemlich weitgehend an die Vor-
schläge der Verwaltungsausschüsse der Landesarbeitsämter gehalten, 
die wiederum von den Wünschen der Verwaltungsausschüsse der Ar-
beitsämter nur abgewichen sind, wenn es zum Ausgleich widerstre-
bender Interessen nötig war. 
 
In den nächsten Wochen folgt nun die dritte wichtige Amtshandlung 
der Organe der Hauptstelle der Reichsanstalt, die Haushaltsberatung. 
Es besteht die Hoffnung, daß auch hier die verantwortungsbewußten 
Vorschläge der Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter und der 
Landesarbeitsämter mit derselben Achtung behandelt werden, die un-
ter Selbstverwaltungsorganen Voraussetzung für ein gedeihliches Zu-
sammenarbeiten werden muß. Dann wären die Bedingungen für ein 
selbständiges Arbeiten der Arbeitsämter gegeben: Bezirk, Vorsitzen-
de, Haushalts- und Stellenplan, der dann auch die Eingruppierung des 
gesamten Personals ermöglichen und damit Erlösung von zweijähriger 
Spannung und Unruhe bringen wird. Dann kann endlich mit sehr gro-
ßer Verspätung die eigentliche Aufbauarbeit der Reichsanstalt begin-
nen. 
 
Man begegnet in den Organen der Reichsanstalt oft der Meinung, daß 
jetzt die Zeit der Vollendung der Organisation gekommen sei. Das ist 
aber ein Irrtum; mit den oben genannten Arbeiten ist vielleicht gerade 
der Rohbau des Hauses der Reichsanstalt vollendet. Die ganze Innen-
arbeit steht uns noch bevor. Sie ist zweifacher Art: eine organisatori-
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sche, auf die Vervollkommnung - bei gleichzeitiger Rationalisierung - 
abzielende Arbeit, von der aber hier nicht gesprochen werden soll, und 
eine geistige Ausgestaltung. Erst wenn diese geschaffen wird, kann 
der Ausbau und die Wirkung der Arbeitsämter ernsthaft erwartet wer-
den. 
 
Die wichtigste Innenarbeit scheint mir die Herausarbeitung der Auf-
gaben der deutschen Arbeitsmarktorganisation zu sein. Wir haben das 
Gesetz und die Organisation der Reichsanstalt. Klar umschrieben ist 
nur die Aufgabe und Durchführung der Arbeitslosenversicherung, die 
aber nicht Selbstzweck werden soll und darf, sondern nur eine Maß-
nahme der Arbeitsmarktpolitik sein kann. Die beiden anderen Haupt-
maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik sind Arbeitsvermittlung und Be-
rufsberatung, von denen im Gesetz nur rein formal die Rede ist. Der 
Form fehlt noch das Leben; der Kleinarbeit des Alltags die auf ein 
Ziel führende Linie. Wir haben seit zehn Jahren keine Führung mehr 
in arbeitsmarktpolitischen Fragen. Vor dem Kriege war Arbeitsmarkt-
politik noch nicht ressortfähig, nicht recht ministeriell. Diese phantas-
tische, auch etwas politisch heikle Aufgabe wurde den Liebhabern für 
Sozialpolitik gern überlassen. Und es fanden sich hier genug Pioniere, 
die nicht von Amts wegen, sondern im Ehrenamte diesen Fragen die 
besten Kräfte ihrer Arbeit widmeten. Um die führenden Köpfe des 
Verbandes deutscher Arbeitsnachweise können wir heute noch trau-
ern, denn sie haben keine Nachfolger gefunden. 
Oft kommt jetzt der Gedanke, daß wir ein Haus bauen, ohne Hilfe ei-
nes Architekten. Die Architekten des Gesetzgebers haben uns den 
Grundriß des Hauses vorgezeichnet, und wir braven Arbeitsleute füh-
ren die Grundmauern auf. Aber das, was dem Bau erst Wirkung ver-
leiht, der Geist der Schönheit und Zweckmäßigkeit, er fehlt uns, und 
wir suchen ihn nicht. Es ist so, als wenn Geist und Kraft nur um Neues 
kämpfen wollten und die ausgefahrenen Wege meiden. Hüten wir uns 
in der Reichsanstalt vor diesem Geschick. Unsere Aufgabe, deutsche 
Arbeitsmarktpolitik zu leiten und auszuführen, darf nicht auf ausge-
fahrenen Wegen verflachen. Wir müssen wieder Wissenschaft und 
Pfadfinder der Wirtschaft für unsere Aufgaben interessieren und ihnen 
die Mitarbeit an unseren Zielen ermöglichen. Vergessen scheint zu 
sein, daß die meisten Grundlagen, auf denen wir heute noch arbeiten, 
den Vertretern der Wissenschaft und unter ihnen besonders unserem 
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Vorkämpfer, Prof. Jastrow, zu danken sind. Es muß auch in der 
Reichsanstalt wieder Platz geschaffen werden für die Mitarbeit der 
Wissenschaft. Wir müssen mit Hilfe der Forschung endlich Klarheit 
über unsere arbeitsmarktpolitische Lage gewinnen und dann auf ein 
Ziel hinarbeiten, das wirtschafts-, bevölkerungs- und nationalpolitisch 
den Interessen Deutschlands am besten entspricht.  
 
Diese Klarheit brauchen wir auch, um die Selbstverwaltung in der 
Reichsanstalt zu einer lebendigen und dauernden zu gestalten. Soweit 
es sich heute nach den Erfahrungen in den Organen der Hauptstelle 
und in den Verwaltungsausschüssen der Landesarbeitsämter beurteilen 
läßt, ist überall rege Mitarbeit und starkes Interesse für die Aufgaben 
der Reichsanstalt festzustellen. Es ist zu hoffen, daß die gleichen Fest-
stellungen für die Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter gemacht 
werden können, was ja für die Durchführung unserer Arbeit von aller-
größter Bedeutung sein wird. Jetzt wirkt noch der Reiz der Neuheit 
mit, sowie die Verpflichtung, die man seiner Gruppe gegenüber über-
nommen hat. Bezirksabgrenzung, Bestellung der Vorsitzenden und 
Haushalts- und Stellenplanberatung sind auch für jede Gruppe noch 
von mehr oder weniger großer innerer Bedeutung. Aber, wenn die 
Ämter verteilt sind und der Kleinkram der formalen Bestimmungen 
des Gesetzes die Tagesordnung beherrschen wird, wie steht es dann 
noch mit der wirtschaftlichen Selbstverwaltung? Das ist die bange 
Frage. Die Bürokraten wünschen diesen Augenblick, der ihnen die 
verlorene Handlungsfreiheit wiedergeben, der aber den Niedergang 
der Reichsanstalt und einer bewußten Arbeitsmarktpolitik bedeuten 
würde. 
 
Dann würden Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerinteressen gelegentlich 
noch mal an Grenzfragen der Lohnpolitik Feuer fangen, aber es würde 
die Erörterung der Höhe der Verwaltungskosten interessieren. Was 
sind ihnen dann Arbeitsmarktfragen, was Arbeitsmarktpolitik? Es ist 
ein Irrtum, zu glauben, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer in den Or-
ganen der Reichsanstalt heute an gemeinsamen Fragen des Arbeits-
marktes arbeiten. Aus dem einfachen Grunde, weil die Arbeitgeber 
dieser Gemeinschaftsarbeit innerlich fernstehen und kein Versuch 
gemacht wird, ihnen das Problem zu zeigen und nahezubringen, das 
doch nur gemeinsam mit ihnen zu lösen ist. Die Gewerkschaften sind 
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wohl bereit zur Mitarbeit, aber auch sie tappen im Dunkeln. Beide 
Teile betrachten Arbeitsmarktfragen meist noch unter der Brille der 
Lohnpolitik. Es wäre irrig, diese Zusammenhänge mit der Lohnpolitik 
leugnen und den Interessentenstandpunkt nicht verstehen zu wollen. 
Aber wir müssen lernen, Arbeitsmarktpolitik von einem überlohnpoli-
tischen Standpunkt zu sehen. Unbeschadet aller lohnpolitischen Erwä-
gungen müssen Arbeitgeber und Arbeiter dazu kommen, rechte Ar-
beitsmarktpolitik in ihrem Berufe und für die ganze deutsche Wirt-
schaft zu treiben. Wenn aber die Reichsanstalt selbst die arbeitsmarkt-
politischen Probleme in ihrer Gesamtheit und Verbundenheit nicht 
kennt, kann sie auch die wirtschaftliche Selbstverwaltung nicht zur 
Lösung dieser Fragen ansetzen. 
 
Wir haben also schon zwei Aufgaben: Die Erkenntnis der arbeits-
marktpolitischen Fragen und die Erfassung und Bearbeitung durch die 
wirtschaftliche Selbstverwaltung. Daraus ergibt sich eine weitere Auf-
gabe: Die wirtschaftliche Selbstverwaltung ist dreigeteilt wie der Auf-
bau der Reichsanstalt selbst. Besonders für die Durchführung großer 
leitender Gesichtspunkte ist das Ineinandergreifen und Zusammenar-
beiten der Selbstverwaltung in allen drei Instanzen, der Arbeitsämter, 
der Landesarbeitsämter und der Hauptstelle unbedingtes Erfordernis. 
Man sagt oft, daß den Organen der Hauptstelle, die Leitung und die 
Aufstellung der großen Gesichtspunkt unserer Arbeiter vorbehalten 
sein soll. Gewiß, aber nicht ohne Fühlung mit den Organen der Praxis, 
die ja auch für die Durchführung der Weisungen von oben verantwort-
lich sind. Dieses reibungslose und wirklich produktive Zusammenar-
beiten aller Selbstverwaltungsorgane der Reichsanstalt setzt voraus, 
daß das Gefühl der Ueber- und Unterordnung der sonstigen Verwal-
tungsbehörden in den Organen der Reichsanstalt keinen Platz findet; 
es ist auch unvereinbar mit dem Geist der Selbstverwaltung. Es gibt 
nur zwei Wege: Die volle Gewalt der Selbstverwaltung und damit die 
volle Verantwortung liegt beim Vorstand der Reichsanstalt; dann 
brauchen wir keine Verwaltungsausschüsse in den mittleren und unte-
ren Stellen. Für fast alle, die das jetzige Gesetz und die Reichsanstalt 
wünschten und forderten, ist es dann aber keine Frage, daß die 
Reichsanstalt einen Rückschritt gegen die Organisation des Arbeits-
nachweisgesetzes bedeutet. Wir hatten ja Selbstverwaltung in den Ar-
beitsämtern und in den Landesarbeitsämtern, mindestens soviel wie 
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jetzt auch; was fehlte, war die einheitliche Zusammenfassung der 
Vielheit von Aemtern und Ideen. Jetzt soll beides: Einheit und Selbst-
verwaltung verwirklicht werden. Die Männer, die die Geschichte der 
Reichsanstalt ehren- und hauptamtlich leiten, müssen unbedingt die-
sem leitenden Grundsatz des Gesetzes Geltung verschaffen. Das ist 
nicht ganz leicht, da es weises Maßhalten in der Ausübung der ihnen 
zustehenden Rechte verlangt. 
 
Soziale Praxis. Zentralblatt für Sozialpolitik und Wohlfahrtspflege. 




78. Artikel 163. 




Jeder Deutsche hat unbeschadet seiner persönlichen Freiheit die sitt-
liche Pflicht, seine geistigen und körperlichen Kräfte so zu betätigen, 
wie es das Wohl der Gesamtheit erfordert. 
Jedem Deutschen soll die Möglichkeit gegeben werden, durch wirt-
schaftliche Arbeit seinen Unterhalt zu erwerben. Soweit ihm angemes-
sene Arbeitsgelegenheit nicht nachgewiesen werden kann, wird für 
seinen notwendigen Unterhalt gesorgt. Das Nähere wird durch be-
sondere Reichsgesetze bestimmt. 
(…) 
II. Die Vorschrift des ersten Absatzes. 
(…) 
e) Die Ausführung des Art. 163 Abs. I. 
 
1. Das Reich ist bemüht, dem Deutschen die Erfüllung seiner sittli-
chen Pflicht durch Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehrstel-
lenvermittlung zu erleichtern. Es hat für diese Aufgaben durch den § 1 
des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(AVAVG., jetzt in der Fassung vom 12. Oktober 1929 - RGBl. I S. 
162) die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversi-
cherung geschaffen; in ihr sind die Arbeitsnachweisämter, die vorher 
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auf Grund des Gesetzes vom 22. Juli 1922 (RGBl. I S. 657) bestanden, 
aufgegangen. Arbeitsvermittlung und Berufsberatung werden nach 
§ 60 unentgeltlich ausgeübt. Die Reichsanstalt hat kein Monopol, und 
es besteht kein gesetzlicher Zwang zu ihrer Benutzung. 
2. Für die gesetzlichen Beschränkungen, denen die Freiheit der wirt-
schaftlichen Betätigung unterliegt, darf auf die Ausführungen zu Art. 
151 verwiesen werden. Die Einschränkungen der Lehrlingszahl, die 
heute nach § 128 der Gewerbeordnung zulässig sind, sollen durch das 
kommende Berufsausbildungsgesetz auf eine breitere Grundlage ge-
stellt werden. 
 
3. Dem Internationalen Übereinkommen über die Sklaverei vom 25. 
September 1926 hat das Reich durch Gesetz vom 14. Januar 1929 
(RGBl. II S. 63 ff.) zugestimmt. Dieses Abkommen hat nicht nur die 
vollständige Abschaffung der Sklaverei in allen vertragsschließenden 
Staaten zum Ziel, sondern stellt in seinem Art. 5 Abs. 2 Nr. 1 auch 
Einverständnis darüber fest, daß „Zwangsarbeit oder Arbeitspflicht 
nur zu öffentlichen Zwecken verlangt werden kann“. Der Inhalt dieses 
Abkommens gilt nach Art. 4 in Verbindung mit Art. 45 Abs. 3 als 
bindender Bestandteil des Deutschen Reichsrechts. 
 
4. Der Vertragsfreiheit ist durch § 624 BGB. eine Grenze gezogen, die 
dem Grundgedanken der persönlichen Freiheit Rechnung trägt. Nicht 
weniger liegt es im Sinne des Art. 163 Abs. 1, daß nach § 888 Abs. 2 
ZPO. der Dienstverpflichtete auch im Falle seiner Verurteilung nicht 
dazu gezwungen werden kann, die vereinbarten Dienste zu leisten. 
 
5. Aus dem Bereiche der Gewaltverhältnisse sei zunächst das Straf-
recht erwähnt. Wer zu Gefängnisstrafe verurteilt ist, kann nach § 16 
Abs. 2 StGB. „in einer Gefangenenanstalt auf eine seinen Fähigkeiten 
und Verhältnissen angemessene Weise“ beschäftigt werden. Sehr viel 
weiter geht der Arbeitszwang nach § 17 StGB. bei der Zuchthausstra-
fe. Aber auch für bestimmte Übertretungen, die an sich mit Haft be-
droht sind, kennt der § 362 den Arbeitszwang und das Arbeitshaus. 
Von den Tatbeständen des § 361, für die das gilt, liegen zwei im Be-
reich der Armenpflege oder, wie es jetzt heißt, der öffentlichen Für-
sorge, § 361 Nr. 7 und Nr. 10. Diesen Vorschriften des StGB. ist der 
§ 20 der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
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(RGBl. I S. 100) nahe verwandt. Auch er gibt der Verwaltungsbehör-
de die Befugnis, arbeitsfähige Personen unter bestimmten Vorausset-
zungen, insbesondere nur bei sittlichem Verschulden, in einer Anstalt 
oder sonstigen Arbeitseinrichtung zur Arbeit unterzubringen. Die Un-
terbringung ist unzulässig, wenn sie eine außerordentliche Härte be-
deuten würde. 
 
Die öffentliche Fürsorge kennt andere praktisch noch wichtigere Be-
schränkungen der Betätigungsfreiheit, die aus der Eigenart dieses Ge-
waltverhältnisses zu rechtfertigen sind. Ähnliche Beschränkungen 
kehren aber auch in der besonderen Arbeitslosenhilfe wieder, wie sie 
als Arbeitslosenversicherung und Krisenunterstützung im deutschen 
Sozialrecht geregelt ist. In diesen Kreis gehören die Pflichtarbeit, die 
den Empfängern von Arbeitslosenunterstützung, insbesondere von 
Krisenunterstützung nach § 91 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung vom 16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187) un-
ter bestimmten, freilich sehr eng umschriebenen Voraussetzungen 
aufzuerlegen ist, und die ihr verwandte Arbeitspflicht der Hilfsbedürf-
tigen nach § 19 der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Feb-
ruar 1924 (RGBl. I S. 100), in der Fassung des Gesetzes vom 8. Juni 
1926 (RGBl. I S. 255). Aber auch § 90 des Gesetzes über Arbeitsver-
mittlung und Arbeitslosenversicherung schränkt die persönliche Frei-
heit des Arbeitslosen ein. Nach dieser Vorschrift verliert er auf be-
stimmte Zeit den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung, wenn er 
Arbeit ablehnt, ohne daß eine der aufgezählten Voraussetzungen dafür 
gegeben ist. Gewiß liegt hierin rechtlich keine Pflicht des Arbeitslo-
sen, eine bestimmte Tätigkeit auszuüben. Niemand kann ihn dazu 
zwingen, er verliert nur eben den Anspruch auf Unterstützung wenn er 
es nicht tut. Da der Arbeitslose aber regelmäßig auf die Unterstützung 
angewiesen ist, so ist er praktisch nicht frei in seiner Entscheidung. Es 
kommt ihm auch nur begrenzt zugute, daß hinter der besonderen Ar-
beitslosenhilfe noch die öffentliche Fürsorge für die Hilfsbedürftigen 
steht, die von den Gemeinden nach der Reichsverordnung über die 
Fürsorgepflicht auszuüben ist. Denn solange ihm die angebotene Tä-
tigkeit noch offen steht, ist er nicht hilfsbedürftig im Sinne der öffent-
lichen Fürsorge. Ist die Arbeitsstelle aber durch einen anderen besetzt, 
so darf die öffentliche Fürsorge für den Arbeitslosen, der seinen An-
spruch nach § 90 verwirkt hat, nur mit äußerster Zurückhaltung eintre-
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ten. Dem § 90 AVAVG. entspricht für die öffentliche Fürsorge der § 7 
der Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentli-
chen Fürsorge vom 4. Dezember 1924 (RGBl. I S. 765). Auch er be-
schränkt die persönliche Freiheit des Unterstützten, und zwar noch 
stärker als § 90, weil der Hilfsbedürftige nur unter strengeren Voraus-
setzungen Arbeit ablehnen darf und weil die öffentliche Fürsorge die 
letzte Form der öffentlichen Hilfe darstellt, die deshalb im einzelnen 
Fall noch weniger entbehrt werden kann, als jede andere, als insbe-
sondere die Arbeitslosenhilfe. Auf der anderen Seite können aber 
schon deshalb keine Bedenken gegen den § 7 und gegen den § 90 
AVAVG. erhoben werden, weil es gerade dem zweiten Absatz des 
Art. 163 entspricht, daß dem Arbeitslosen Möglichkeiten wirtschaftli-
cher Arbeit gegeben werden.  
 
Schließlich ist hier noch einmal der § 19 der Verordnung über die Für-
sorgepflicht zu erwähnen. Er kennt nicht nur, wie wir schon erwähn-
ten, die Pflichtarbeit als Voraussetzung der Unterstützung Arbeitsfä-
higer. Nach § 19 kann auch diese Unterstützung selbst in geeigneten 
Fällen durch Anweisung angemessener Arbeit gemeinnütziger Art 
gewährt werden. Auch hier wird der Hilfsbedürftige praktisch meis-
tens nicht die Freiheit haben, die Arbeit und damit die Unterstützung 
abzulehnen. Die Vorschrift entspricht der Tradition der Armenpflege 
und der öffentlichen Fürsorge. Hier handelt es sich freilich nicht um 
wirtschaftliche Arbeit im Sinne des Art. 163 Abs. 2 Satz 1. Aber auch 
diese Beschränkung wird durch das Unterwerfungsverhältnis gerecht-
fertigt, das mit der öffentlichen Fürsorge notwendig verbunden ist.  
(…) 
IV. Der erste Satz des zweiten Absatzes. 
(…) 
Sehen wir nun, wieweit das Reich im übrigen über Möglichkeiten 
wirtschaftlicher Arbeit verfügt, um der Forderung des Art. 163 Abs. 2 
Satz 1 zu genügen. Es gehört zum Wesen der geltenden Wirtschafts-
ordnung, daß der Staat nicht unmittelbar Herr über die große Mehr-
zahl der Arbeitsplätze ist. Das gilt schon dem Begriffe nach für alle 
Möglichkeiten zu selbständiger Arbeit, das gilt aber auch für die große 
Mehrzahl der abhängigen Arbeitsgelegenheiten. Denn das Wirt-
schaftsleben ist ja nach Art. 151 auf der individuellen wirtschaftlichen 
Freiheit aufgebaut, und privates Eigentum und Erbrecht sind durch die 
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Art. 153 und 154 gewährleistet. Dennoch wäre es nicht richtig, alle die 
Arbeitsplätze, die nicht im unmittelbaren Zugriff des Staates stehen, 
für die Durchführung von Art. 163 Abs. 2 Satz 1 auszuscheiden. Es 
hängt zu einem wesentlichen Teile von der Organisation des Arbeits-
marktes ab, ob die Möglichkeiten abhängiger wirtschaftlicher Arbeit, 
die in der Wirtschaft vorhanden sind, auch tatsächlich ausgenutzt wer-
den. Es ist bekannt, daß Angebot und Nachfrage auf dem Arbeits-
markt sich vielfach nicht zu finden wissen. Wenn das Reich den Aus-
gleich zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkte för-
dert, so vermehrt es damit die Möglichkeiten zu wirtschaftlicher Ar-
beit. Die wirksamste Form, in der das geschehen kann, ist die Arbeits-
vermittlung, vorausgesetzt, daß sie nicht nur gelegentlich und dilettan-
tisch geübt, sondern berufsmäßig von besonderen Geschäftsstellen, 
den Arbeitsnachweisen oder Arbeitsämtern, durchgeführt wird, die 
das ganze Reichsgebiet nach einem einheitlichen Plan erfassen. Übri-
gens darf bei dem Aufbau der Arbeitsvermittlung nicht vergessen 
werden, daß sie sich nicht in der sozialen Funktion erschöpfen darf, 
die ihr Art. 163 Abs. 2 zuweist, sondern daß der Dienst, den sie der 
Wirtschaft durch die Zuweisung von Arbeitskräften leistet, nicht we-
niger zu ihrem Wesen gehört. Das bedeutet aber keinen inneren Ge-
gensatz. Je besser die Arbeitsvermittlung den Bedürfnissen der Wirt-
schaft genügt, um so mehr ist auch den Arbeitsuchenden geholfen. 
 
Mit der Arbeitsvermittlung ist die Beratung der Arbeitgeber und der 
Arbeitsuchenden eng verbunden; aus ihr hebt sich als selbständiges 
Arbeitsgebiet die Berufsberatung heraus. Soweit sie die Jugendlichen 
in gelernte Arbeit führt, wird sie durch die Lehrstellenvermittlung, ei-
nem Zweig der Arbeitsvermittlung ergänzt. 
 
Die Aufgabe der Arbeitsvermittlung ist im einzelnen Falle gelöst, 
wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammengeführt sind und der 
Arbeitsvertrag geschlossen ist. Nicht selten läßt sich das nur erreichen, 
wenn die Arbeitsvermittlung durch fördernde Maßnahmen ergänzt 
wird, die einen finanziellen Aufwand verlangen. Es handelt sich hier 
um Maßnahmen, wie sie beispielsweise im Vierten Abschnitt des 
Reichsgesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
aufgeführt sind: Reisekosten für den Arbeitslosen und seine Angehö-
rigen, Arbeitsausrüstung, Berufsausbildung und Fortbildung, und die-
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se Maßnahmen können auch zeitlich über den Abschluß des Arbeits-
vertrages hinausreichen. So kennt das Gesetz z. B. die laufende Unter-
stützung von Angehörigen, die in einen auswärtigen Arbeitsort nicht 
mitübersiedeln können, oder vorübergehende Zuschüsse zum Arbeits-
entgelt, wenn der Arbeitslose berufsfremde Arbeit aufnimmt und des-
halb nicht sogleich voll verdient. Während die Arbeitsvermittlung 
selbst ihrem Begriff nach nur die abhängige Arbeit erfaßt, ist es denk-
bar, daß fördernde Maßnahmen, wie wir sie eben erwähnt haben, auch 
der Begründung und Erhaltung selbständiger Arbeitsplätze dienen.  
(…) 
Die Verpflichtung des Arbeitgebers, einen bestimmten Arbeitnehmer 
einzustellen, ist nicht die einzige Form, in der ein Zwang auf dem Ar-
beitsmarkt geübt werden kann. Ihr nahe steht die mildere Verpflich-
tung, bestimmte Zahlen oder Bruchteile von Arbeitsplätzen aus einem 
bestimmten Personenkreise heraus zu besetzen. Auch der Zwang, Ar-
beitnehmer zu entlassen, um sie durch andere zu ersetzen, oder die ge-
setzliche Pflicht, einen bestimmten Arbeiterstand zu erhalten und Ent-
lassungen von bestimmter Art oder bestimmtem Umfang zu vermei-
den, können, in den Formen und Grenzen der Art. 151 und 152, Mittel 
darstellen, um Möglichkeiten wirtschaftlicher Arbeit im Sinne des Art. 
163 Abs. 2 Satz 1 zu gewährleisten. Der oberflächlichen Betrachtung 
kann es erscheinen, als liege hier das Mittel für das Reich, einen Zu-
stand zu schaffen, der geradezu das Recht auf Arbeit für jeden Deut-
schen verwirklicht. Das Reich braucht ja nur die Einstellung aller Ar-
beitslosen in den Betrieben anzuordnen und die Entlassung zu verbie-
ten. Dann hat jeder Deutsche die wirtschaftliche Arbeit, deren er für 
seinen Unterhalt bedarf. In der Tat kann es Zeiten geben und hat es 
Zeiten gegeben, in denen das Reich dem gesetzlichen Zwang auf dem 
Arbeitsmarkt einen breiten Spielraum gibt. Aber, wie es in einer Ver-
öffentlichung des Reichsarbeitsministeriums heißt, „von den Wider-
ständen ganz abgesehen, die ein solcher Zwang in dem gegenwärtigen 
Wirtschaftssystem auslösen muß, läßt sich die äußere Ordnung nur be-
schränkte Zeit oder in sehr beschränktem Umfange aufrechterhalten. 
Werden diese Grenzen überschritten, so entstehen wirtschaftliche 
Nachteile, die auf den Arbeitsmarkt übergreifen und damit von innen 
her seine äußere Ordnung wieder zerstören“. In normalen Zeiten wird 
das Reich, auch unabhängig von den Beschränkungen, die sich aus 
den Art. 151 und 152 ergeben, nur ausnahmsweise und auch dann nur 
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mit großer Zurückhaltung in die freie Verfügung des Arbeitgebers ü-
ber seine Arbeitsplätze eingreifen dürfen. (…) 
 
Die gleichen Grenzen sind aber allen Bestrebungen der öffentlichen 
Hand gezogen, die außerhalb der Privatwirtschaft mit öffentlichen 
Mitteln zusätzliche Arbeitsgelegenheit schaffen wollen. Das gilt so-
wohl für öffentliche Werkstätten, wie sie in der Geschichte des Rechts 
auf Arbeit eine so wichtige Rolle gespielt haben, wie für jedes andere 
System wertschaffender Arbeitslosenfürsorge, um den Ausdruck der 
deutschen Gesetzgebung (§ 139 AVAVG.) zu gebrauchen. Gewiß 
können öffentliche Notstandsarbeiten, wenn sie richtig ausgewählt 
werden, wirtschaftliche Arbeit darstellen, und es ist möglich, wenn 
auch nicht leicht, ihnen trotzdem ihre Zusätzlichkeit zu wahren. Sie 
werden aber, zum mindesten in Zeiten großer Arbeitslosigkeit, immer 
nur einen Bruchteil der arbeitsfähigen und unfreiwillig arbeitslosen 
Deutschen beschäftigten können. 
(…) 
 
b) Die Ausführung des Art. 163 Abs. 2 Satz 1. 
 
1. Arbeitsvermittlung, Berufsberatung, Lehrstellenvermittlung sind 
durch das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung geregelt. Für das Nähere dürfen wir auf das in Abschnitt II unter 
e) 1. Gesagte verweisen.  
2. Maßnahmen, die die Arbeitsvermittlung fördern, finden sich insbe-
sondere in den §§ 132 bis 138 AVAVG. und in der Verordnung zur 
Förderung der Arbeitsaufnahme vom 30. September 1927 (Deutscher 
Reichsanzeiger vom 7. Oktober 1927). 
3. Von den Zwangsvorschriften auf dem Arbeitsmarkt, die in der De-
mobilmachung in großer Breite bestanden, gilt heute nur noch die 
Verordnung betreffend Maßnahmen gegenüber Betriebsabbrüchen 
und -stillegungen vom 8. November 1920 (RBGl. S. 1901) mit den 
Ergänzungen der Verordnung vom 15. Oktober 1923 (RGBl. I 983). 
Sie diente ursprünglich nur wirtschaftspolitischen Zwecken, wurde 
aber im Oktober 1923 durch Vorschriften ergänzt, die ein befristetes 
Entlassungsverbot und den bedingten Zwang zur Arbeitsstreckung 
enthielten. Neben ihr stehen für eine bestimmte Gruppe von Arbeitsu-
chenden, den Schwerkriegs- und Schwerunfallbeschädigten, der Ein-
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stellungszwang und der Entlassungsschutz nach dem Gesetz vom 13. 
Februar 1924 (RGBl. I S. 73). 
4. Die wertschaffende Arbeitslosenfürsorge ist auf der Grundlage des 
§ 139 AVAVG. in der Verordnung über Darlehen und Zinszuschüsse 
des Reichs und der Länder für öffentliche Notstandsarbeiten (Verord-
nung über verstärkte Förderung) vom 29. März 1928 (RGBl. I S. 126) 
und in den Richtlinien über Grundförderung vom 28. März 1928 
(RArbBl. S. I 87) geregelt. Private Unternehmungen werden aus Mit-
teln der wertschaffenden Arbeitslosenfürsorge grundsätzlich nicht 
mehr gefördert. 
 
V. Der zweite Satz des zweiten Absatzes. 
(…) 
b) Die Ausführung des Art. 163 Abs. 2 Satz 2 
 
Wie sehen nun die Reichsgesetze aus, die den Art. 163 Abs. 2 Satz 2 
tatsächlich ausführen? 
 
Da tritt uns zunächst die Arbeitslosenversicherung entgegen. Sie ist in 
einer vieljährigen Entwicklung aus der Erwerbslosenfürsorge der 
Nachkriegszeit entstanden. Ihre rechtliche Grundlage ist das Gesetz 
vom 16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187), das jetzt in der neuen Fassung 
vom 12. Oktober 1929 (RGBl. I S. 162) vorliegt. Die Arbeitslosenver-
sicherung findet ihre eigentliche verfassungsrechtliche Grundlage im 
Art. 161. Das schließt, wie wir sehen, nicht aus, daß sie auch die Für-
sorge für den notwendigen Unterhalt arbeitsfähiger Arbeitsloser dar-
stellt und damit unserer Vorschrift genügt. In der Tat reicht sie zu ei-
nem Teil über den Art. 163 Abs. 2 Satz 2 hinaus - das bedeutet, wie 
wir sahen, keine Verletzung dieser Vorschrift; zu einem anderen Teil 
bleibt sie hinter ihm zurück -, hier muß sie ergänzt werden und wird 
sie ergänzt. 
(…) 
Die Ergänzung, deren die Arbeitslosenversicherung bedarf, liegt in 
einer besonderen Form der Fürsorge, der Krisenunterstützung des 
§ 101 AVAVG., und in der öffentlichen Fürsorge, wie sie insbesonde-
re in der Verordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 
(RGBl. I S. 100) und in den Reichsgrundsätzen, die zu ihrer Ausfüh-
rung ergangen sind, geregelt ist. Die Krisenunterstützung wird nach 
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§ 167 AVAVG. nicht aus Beiträgen der Arbeitgeber und der Arbeit-
nehmer, sondern zu vier Fünfteln vom Reich, zu einem Fünftel von 
den Gemeinden bezahlt. Sie ist somit keine Leistung der Arbeitslo-
senversicherung. Die Vorschriften der versicherungsmäßigen Arbeits-
losenunterstützung gelten aber auch für sie, soweit nicht etwas Ab-
weichendes bestimmt ist. Sie ergänzt die versicherungsmäßige Ar-
beitslosenunterstützung gerade in Punkten, in denen sie hinter den An-
forderungen der Reichsverfassung zurückbleibt: nach § 101 Abs. 2 ist 
sie für die Arbeitslosen bestimmt, die die Anwartschaftszeit des § 95 
nicht erfüllt haben oder die die Dauer der Arbeitslosenunterstützung 
nach § 99 erschöpft haben. (…) 
 
Die Krisenunterstützung ist somit wohl eine wesentliche Erweiterung 
der Arbeitslosenversicherung. Versicherung und Krisenunterstützung 
zusammen bedeuten eine Ausführung des Art. 163 Abs. 2 Satz 2 in 
großer Breite. Die Krisenunterstützung ist aber keine allgemeine Ar-
beitslosenfürsorge, die den Vorschriften der RV. in ihrem vollen Um-
fange genügt. Sie kann es nach der Lage der Gesetzgebung auch nicht 
sein; die Bestrebungen, die sie in diesem Sinne umwandeln wollen, 
haben sich bisher nicht durchsetzen können. Unter diesen Umständen 
ist eine weitere Ergänzung der Arbeitslosenversicherung unentbehr-
lich, wenn die Verfassung verwirklicht werden soll. Diese Ergänzung 
ist in der öffentlichen Fürsorge gegeben. 
 
Die öffentliche Fürsorge tritt, wie für alle Hilfsbedürftigen, so auch 
für die hilfsbedürftigen Arbeitslosen ein, denen die Arbeitslosenversi-
cherung und die Krisenunterstützung nicht oder nicht ausreichend hel-
fen. Das ist mit der Verfassung vereinbar. (…) 
 
Wie steht es nun aber in der öffentlichen Fürsorge mit jener grund-
sätzlichen Forderung der RV., daß für den Unterhalt des Arbeitslosen 
zu sorgen ist, soweit ihm angemessene Arbeitsgelegenheit nicht nach-
gewiesen werden kann? Was als angemessene Arbeit anzusehen ist, 
sagt Art. 163 nicht; es bleibt den ausführenden Reichsgesetzen über-
lassen. Auf jeden Fall verlangt aber die Verfassung eine Sichtung aller 
möglichen Arbeitsgelegenheiten, bei der die Eigenart und die beson-
dere Lage des Arbeitslosen in Betracht gezogen wird. Dieser Forde-
rung genügt der § 7 der Reichsgrundsätze. Nach ihm muß zwar jeder 
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Hilfsbedürftige, auch der nicht voll Arbeitsfähige, seine Arbeitskraft 
zur Beschaffung des notwendigen Lebensbedarfs für sich und seine 
unterhaltsberechtigten Angehörigen einsetzen, und die öffentliche 
Fürsorge soll ihm, soweit möglich, Gelegenheit dazu geben. Ob aber 
dem Hilfsbedürftigen eine Arbeit billigerweise zugemutet werden 
kann, soll nach Lebensalter, Gesundheitszustand, häuslichen Verhält-
nissen, und, soweit angängig, auch nach der beruflichen Ausbildung 
beurteilt werden; auf Frauen sollen besondere Rücksichten genommen 
werden. § 7 bleibt naturgemäß hinter dem Katalog des § 90 AVAVG., 
der für Arbeitslosenversicherung und Krisenunterstützung gilt, we-
sentlich zurück. Aber auch er setzt die Arbeitsgelegenheit in ein an-
gemessenes Verhältnis zum Arbeitslosen. Nun bedeutet der Satz der 
RV. aber, wie wir sahen, weiter eine bestimmte Verteilung der Be-
weislast; dem Arbeitslosen muß nachgewiesen werden, daß er eine 
angemessene Arbeitsgelegenheit finden kann und daß er deshalb keine 
Fürsorge für den notwendigen Lebensunterhalt braucht. Die Verord-
nung über die Fürsorgepflicht und die Reichsgrundsätze enthalten 
nichts, was dieser Forderung entgegensteht. Ihre Erfüllung entspricht 
auch dem Offizialprinzip, das alle Zweige der öffentlichen Verwal-
tung und somit auch der öffentlichen Fürsorge beherrscht. 
(…) 
 
Die Grundrechte und Grundpflichten der Reichsverfassung. Kommen-
tar zum zweiten Teil der Reichsverfassung. Dritter Band: Artikel 143 - 











I. Die Schriftleitung an Professor Jastrow. 
Berlin-Lichtenberg, 26. Oktober 1930. 
 
Sehr geehrter Herr Professor! 
Die erneute Zunahme der Arbeitslosigkeit hat in letzter Zeit Abhilfe-
vorschläge hervorgerufen, denen gegenüber sich wiederum die ganze 
Verlegenheit zeigt, mit der wir diesem Problem gegenüberstehen. 
(…) 
Was gerade Sie vor drei Jahrzehnten gefordert haben, ist jetzt volle 
Wirklichkeit geworden. Wegen des schweren Druckes, den die hohe 
Arbeitslosigkeit auf unser ganzes Wirtschafts- und Staatsleben ausübt, 
betrachtet man gegenwärtig viele Maßnahmen unter dem Gesichts-
punkt ihrer arbeitsmarktpolitischen Wirkungen und verlangt Maß-
nahmen mit dem ausgesprochenen Ziele, die Arbeitslosigkeit zu ver-
mindern. 
(…) 
Mehr als sonst sind deshalb diese Fragen in den Streit der Parteien ge-
zogen worden. Insbesondere stehen sich die Meinungen auf Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerseite schroff gegenüber, die Ansicht des Geg-
ners wird häufig überhaupt nicht sachlich geprüft, sondern von vorn-
herein verdammt. In diesem Interessenkampf sollten daher neutrale 
Sachverständige zu Wort kommen. So wäre es mir äußerst erwünscht, 
wenn Sie in einem Aufsatz zu folgenden Problemen Stellung nehmen 
würden, die gerade jetzt im Mittelpunkt des öffentlichen Interesses 
stehen, nämlich zu der Frage, ob (1) durch eine Kürzung von Lohn 
oder (und) Arbeitszeit eine Senkung der Arbeitslosigkeit erreicht wer-
den kann.  
(…) 
(2.) Betriebe sollen für diejenigen Arbeiter, die eigentlich entlassen 
werden müßten, aber dennoch gehalten werden, die gesparte Arbeits-
losenunterstützung erhalten. 
(3.) Betriebe sollen für jeden Arbeiter, den sie über einen bestimmten 
Durchschnitt hinaus beschäftigen, von der Reichsanstalt für Arbeits-
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II. Professor Jastrow an die Schriftleitung. 
Berlin-Charlottenburg, 10. Nov. 1930. 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Münch! 
(…) 
Heute ist Arbeitsmarktpolitik ein Fach geworden. Groß ist die Zahl 
der Männer und Frauen, die an der Quelle sitzend, das täglich zuflie-
ßende Material zu beobachten sich zur Lebensaufgabe machen. 
(…) 
Die Frage, die Sie an die Spitze stellen (1), ob die Arbeitslosigkeit (sei 
es ganz, sei es teilweise) dadurch zu beheben ist, daß man die Arbeits-
zeit verkürzt und mehr Arbeiter einstellt, ist rein prinzipiell und theo-
retisch verhältnismäßig leicht zu beantworten. Wenn (um den Sach-
verhalt an einem schematischen Beispiel zu veranschaulichen) in ei-
nem Lande mit allgemeinem Achtstundentag 1/8 der Arbeiter arbeits-
los ist, so läuft es rechnerisch auf dasselbe hinaus, ob jeder Arbeitende 
1/8 seines Arbeitseinkommens an die Arbeitslosen abgibt, oder ob 
man alle Arbeiter mit einem Siebenstundentag einstellt und jedem täg-
lich 7 Stunden bezahlt. Aber das Wirtschaftsleben ist kein Schema. Es 
ist ein verwickelter Organismus, und wenn wirklich ein Eingriff in 
diesen die erhofften Wirkungen erzielt, so ist immer noch zu prüfen, 
ob er nicht daneben unerwünschte Wirkungen hervorbringt. Die Um-
stellung von acht- auf siebenstündige Arbeitszeit verursacht Kosten: 
mehr Arbeiter erfordern ein Mehr an Arbeitsplan, an Heizung, Be-
leuchtung, Beaufsichtigung der Räume, an Anleitung um Kontrolle, 
an Maschinen und Werkzeugen usw., dem kein erhöhtes Arbeitspro-
dukt gegenüberstände. Die so erhöhten Produktionskosten würden - 
und, zum mindesten während der Uebergangszeit, in erheblichem Ma-
ße - die Preise steigern in einer Zeit, in der wenigstens über den einen 
Punkt alle Welt einig ist, daß ohne Preissenkung die „Ankurbelung“ 
der Wirtschaft nicht möglich ist. Diese Schwierigkeiten würden auf 
die Betriebe nicht gleichmäßig wirken. Während manche sie gut ertra-
gen, vielleicht sogar herbeisehnen, und (wenn sie die erforderlichen 
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Anlagen ohnedies besitzen und müßig dastehen haben) sogar einer 
Preissteigerung ausweichen könnten, stehen in einer Krisis, wie wir 
sie gegenwärtig durchmachen, eine große Anzahl Betriebe dicht vor 
dem Zusammenbruch. Durch einen Eingriff wie den obigen werden 
im Konkurrenzkampf vermutlich die starken Betriebe gestärkt und die 
Schwachen geschwächt. Welchen Einfluß dies auf die Geschäftslage 
im ganzen üben würde, darüber wird schwerlich jemand eine zahlen-
mäßig begründete Aeußerung tun können. 
(…) 
Bei einer Arbeitslosigkeit von dem Umfang der heutigen kann man 
den Vertretern der Arbeiterinteressen keinen Vorwurf daraus machen, 
daß sie die Verminderung der Arbeitslosigkeit allen anderen Rück-
sichten voranstellen wollen. Ein Vorwurf wäre ihnen erst dann zu ma-
chen, wenn sie die ungewollten Folgen vorgeschlagener Mittel zu er-
örtern sich weigerten. Der Arbeiterschaft in ihrer heutigen Lage könn-
te nichts Schlimmeres zustoßen, als daß Mittel zur Verminderung der 
Arbeitslosigkeit die geschäftlichen Zusammenbrüche vermehren wür-
den. Denn wenn es auch richtig ist, daß nach jeder Krisis Ausmerzung 
der lebensschwachen Betriebe erhöhte Produktion und erhöhte Ar-
beitsgelegenheit da ist, so ist damit über die Frage, inwieweit dies sich 
auch schon während der Krise zeigt, noch nichts entschieden. Diese 
Uebergangszeit aber ist gegenwärtig unsere Hauptsorge: jenes Expe-
riment ist zu groß, als daß es gewagt werden dürfte. 
(…) 
Der Vorschlag (2), Betrieben, die von einer an sich gebotenen Kündi-
gung aus Rücksicht auf die herrschende Arbeitslosigkeit absehen, die 
gesparten Unterstützungsgelder auszuzahlen, stößt zunächst auf die 
Schwierigkeit, festzustellen, ob der Betrieb die Arbeiter sonst entlas-
sen hätte, oder ob er das nur behauptet, um die Subvention zu erhal-
ten. Nehmen wir aber, um der grundsätzlichen Entscheidung nicht aus 
dem Wege zu gehen, an, es ließe sich feststellen, so würde dieser 
Aufwand vom Standpunkt der Versicherung unter „produktive Ar-
beitslosen-Fürsorge“ fallen, und man kann wohl annehmen, daß diese 
Art der Verwendung noch „produktiver“ sein würde als eine behörd-
lich erbrachte und durchgeführte Notstandsarbeit. Es würden vermut-
lich alle Beteiligten – sowohl die untergebrachten Arbeiter, Arbeitge-
ber und Arbeiterschaft als Beitragspflichtige wie auch die Versiche-
rungsanstalt – besser wegkommen, wenn das Geld zu diesem Zwecke 
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verwendet wird als zu Notstandsarbeiten. Aber auch hier muß gefragt 
werden, welches die andern wirtschaftlichen Wirkungen sein würden. 
Der Unternehmer muß die billigen Arbeitskräfte irgendwie beschäftig-
ten, was er nur durch Erweiterung der Produktion tun kann. Das läuft 
darauf hinaus, in einer Krise, die überall auf der Welt die Erscheinun-
gen einer sog. „Ueberproduktion“ zeigt, diese sogar noch zu vermeh-
ren. Würde die Frage, losgelöst vom Problem der Arbeitslosigkeit für 
sich gestellt: soll man zur Zeit einer Ueberproduktion Produktions-
prämien zahlen? - so würde jedermann die Frage verneinen. Wie dürf-
te man sie aus dem Grunde bejahen, daß dieselbe Frage nicht in das 
Kapitel Produktionspolitik, sondern in das Kapitel Arbeitslosenpolitik 
gestellt wird? So bleibt auch an diesem Vorschlage nichts übrig, als 
daß er für gewisse Fälle geeignet sein kann. Dann könnte er mit dem 
ersten verbunden werden. Das obige rein schematische Beispiel würde 
dahin verbessert werden, daß durch Zuschuß aus der Arbeitslosenver-
sicherung den Arbeitern, denen ein Verzicht auf 1/8 ihres Einkom-
mens zugemutet würde, der Uebergang erleichtert werden könnte. 
(…) 
Was von diesem Vorschlage gesagt ist, tritt auch auf den letzten (3) 
zu. Nur daß es in noch erhöhtem Maße der Fall ist. Ließe sich wirklich 
ein Maßstab für die Auswahl solcher Betriebe gewinnen, die „über ei-
nen bestimmten Durchschnitt hinaus“ Arbeiter beschäftigen, so würde 
die Maßregel zwei Arten von Betrieben schaffen, solche die mit, und 
solche, die ohne Produktionsprämie arbeiten. Jene würden auf dem 
Markte mit billigeren Preisen auftreten können als diese. Da wir im 
Auge behalten müssen, daß in einer Krisis eine größere Anzahl Be-
triebe nahe am Versagen steht, so würden diese, wenn sie nicht prämi-
iert sind, durch die erhöhte Konkurrenz zum Erliegen gebracht wer-
den. Würden aber infolge der Prämie alle Betriebe darauf ausgehen, 
sich der Prämie würdig zu zeigen, so würde die dadurch entstehende 
Marktverwirrung geradezu allgemein werden. Während eine Krisis 
allenfalls dadurch überwunden wird, daß die Unternehmer Ausschau 
halten, wo die ersten Anzeichen erhöhter Absatz-Aussichten wahr-
nehmbar werden, würde nunmehr die Aussicht auf die Prämie das 
Maßgebende werden. Das ist auch der Grund, weswegen die hervor-
ragenden Vertreter von Handel und Industrie Gegner staatlicher Sub-
ventionen sind und sie wiederholt selbst dann abgelehnt haben, wenn 
sie ihren eigenen Geschäftszweigen angeboten wurden. Sie sind von 
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dem instinktiven Gefühl geleitet, daß die Verwirrungen, die durch 
Prämien auf dem Markte angerichtet werden, schlimmer sind als die 
Uebelstände, die durch die Prämien beseitigt werden sollen. 
 
Das Ergebnis ist mager. Und da es sich auf eine große Anzahl ähnli-
cher Vorschläge, wie sie heute laut werden, anwenden läßt, so läuft 
das darauf hinaus, daß es gegen die Arbeitslosigkeit zwar Linde-
rungsmittel, aber nicht Heilmittel gibt. Das ist in der Tat meine Mei-
nung. Die Arbeitslosigkeit ist nicht eine spezifische Krankheit, gegen 
die es ein spezifisches Mittel geben kann, sondern sie ist eine Krank-
heitserscheinung an einem Wirtschaftskörper, dessen normales Leben 
erschüttert ist. Der Nationalökonom muß das Ganze im Auge haben, 
auch wenn er Einzelnes beurteilen soll. Daher kommt er so oft in die 
Lage, vor Heilmitteln gegen Arbeitslosigkeit zu warnen, die auf den 
ersten Blick etwas Einleuchtendes haben. 
(…) 
Ein Zeitpunkt, in dem die Orientierung nach dem Arbeitsmarkt nötig 
und möglich gewesen wäre, ist m. E. Ende November 1918 versäumt 
worden. Es wäre selbst heute eine solche Orientierung noch möglich, 
wenn die lebende Generation den Schwung besäße, um große Aufga-
ben, die der deutschen Volkswirtschaft der nächsten Jahrzehnte bevor-
stehen, wie Moor-Trocknungen, Kanalbauten, Stromregelungen, 
Staubecken, Elektrisierung der Reichsbahn u. a. vorwegzunehmen. 
Geschieht das nicht, so darf man wenigstens nicht in den Irrtum ver-
fallen, eine Arbeitslosigkeit von dem Umfang der heutigen für ein Ob-
jekt der Arbeiterpolitik zu halten. Ihre Beseitigung ist eine Frage der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik und kann nur erhofft werden von Maß-
regeln, die die Wirtschaftslage im allgemeine bessern. Aber diese Ue-
berzeugung ist noch nicht allgemein geworden. 
(…) 
Eine Krisis mag Ursachen haben, welche sie wolle: hat sie eine gewis-
se Zeit bestanden, so ist sie immer gleichzeitig eine Vertrauenskrise. 
Wiederherstellung des Vertrauens zur Zukunft Deutschlands ist die 
unumgängliche Voraussetzung für jede „Ankurbelung“ der Wirt-
schaft. Mögen wir im politischen Leben rechts oder links stehen: wir 
haben allen Anlaß, in uns zu gehen und uns zu fragen, ob die politi-
sche Richtung, der wir unsere Sympathien zuwenden, geeignet ist, bei 
uns selbst und in der Welt das Vertrauen zu stärken, daß der deutsche 
 319
  
Unternehmungsgeist in der nächsten Zeit vor neuen Erschütterungen 
bewahrt bleibt. Das ist das Wichtigste, was über große Mittel zur Be-








80. Zum Problem der Reichsarbeitslosenfürsorge 
 
Landesrat Gerlach, M. d. R. 
 
Es bedarf an dieser Stelle keiner besonderen Ausführungen mehr, daß 
die Finanznot der Gemeinden immer dringender eine Entlastung an 
der Stelle verlangt, an der im wesentlichen die Not entstanden ist, also 
eine Entlastung bei der Fürsorge für die Wohlfahrtserwerbslosen. Nur 
die eine grundsätzliche Bemerkung sei dazu noch gemacht, daß die 
Ausgaben für die Unterstützung der Wohlfahrtserwerbslosen unechte 
Gemeindeausgaben sind, hervorgerufen durch einen Konstruktions-
fehler im Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung. Schon bei der gleichzeitigen Verabschiedung der Verordnungen 
über die Fürsorgepflicht und über Erwerbslosenfürsorge im Februar 
1924 ist der Wille des Gesetzgebers, einen Unterschied zwischen all-
gemein Hilfsbedürftigen und Arbeitslosen zu machen, klar in die Er-
scheinung getreten. Bei der Schaffung des AVAVG ist dieser Wille 
durch die Errichtung einer besonderen Reichsanstalt und durch den 
Einbau der Krisenfürsorge für Arbeitslose ohne versicherungsmäßige 
Ansprüche dann noch einmal deutlich unterstrichen worden. Trotzdem 
sind wieder Arbeitslose in großer Zahl in die Wohlfahrtspflege einge-
strömt, und zwar durch jenen Konstruktionsfehler, der freilich erst bei 
der langandauernden Krise sichtbar werden konnte. Dieser Konstruk-
tionsfehler besteht darin, daß man nicht nur die versicherungsmäßi-
gen, sondern auch die Fürsorgeansprüche des Arbeitslosen befristet 
hat. Es soll zugegeben werden, daß man im Jahre 1927 noch damit 
rechnen konnte, ein Arbeitsloser würde bestimmt nicht länger als 1 
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bzw. 1 ¼ Jahr erwerbslos sein. Für die damals angenommenen „weni-
gen Ausnahmefälle“ konnte schon die gemeindliche Wohlfahrtspflege 
sorgen, die ja im allgemeinen aus der Kostenbeteiligung entlassen war 
und nur zur Krisenfürsorge einen geringen Prozentsatz beizusteuern 
hatte. 
 
Die Entwicklung ist aber anders gelaufen als man im Jahre 1927 an-
genommen hat, und daraus ergibt sich konsequenterweise der Zwang 
zur Beseitigung der Fehlerkonstruktion. Die Lösung ist auf die einfa-
che Formel zu bringen: Vereinigung der Krisenfürsorge und der Für-
sorge für Wohlfahrtserwerbslose. Die Aufrechterhaltung der durch die 
Entwicklung sinnlos gewordenen Dreiteilung in Versicherungsleis-
tung, Krisenfürsorge und Wohlfahrtsunterstützung wird im Ernst 
kaum noch jemand verlangen. Umstritten bleiben deshalb nur die Fra-
gen der Durchführung und der Lastenverteilung bei der neuen Fürsor-
ge, die in der Diskussion allgemein die Bezeichnung Reichsarbeitslo-
senfürsorge bekommen hat. 
 
Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion hat, (…) bereits im De-
zember v. J. ihren Gesetzentwurf (…) eingebracht, den nun auch der 
Reichstag in einer Entschließung der Reichsregierung zur Durchfüh-
rung empfohlen hat. (…) Der Gesetzentwurf sollte ein parlamentari-
scher Druck auf die Regierung sein, endlich aus der bisherigen 
Gleichgültigkeit gegenüber dem Zusammenbruch der gemeindlichen 
Wohlfahrtspflege herauszugehen, und dieser Zweck dürfte bis zu ei-
nem gewissen Grade erreicht sein. Wenn die Regierung jetzt ihrerseits 
eine Vorlage bringt oder sich einen der anderen, später bekannt ge-
wordenen Vorschläge zu eigen macht, dann wird die Stellungnahme 
der Fraktion zu solchen Entwürfen wesentlich von der Erfüllung fol-
gender Forderungen abhängen: 1. muß eine Entlastung der Gemeinden 
eintreten, die diesen die ordnungsmäßige Durchführung ihrer echten 
Wohlfahrtsaufgaben wieder ermöglicht, 2. muß die einheitliche 
Betreuung der Arbeitslosen in Vermittlung und Unterstützung ge-
währleistet und 3. müssen ausreichende Unterstützungssätze gesichert 
sein. 
(…) 
Nach dem Antrag Breitscheid sollen diejenigen Arbeitslosen Fürsor-
geunterstützung erhalten, die arbeitsfähig, arbeitswillig, aber unfrei-
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willig arbeitslos sind und überwiegend als Arbeitnehmer tätig zu sein 
pflegen, wenn sie keine versicherungsmäßige Arbeitslosenunterstüt-
zung beziehen. Der Städtetag will auch die Arbeitsuchenden in die 
Fürsorge aufnehmen und damit den Personenkreis erweitern um Leu-
te, die bisher stets Wohlfahrtsunterstützungsempfänger waren. 
(…) 
Sehr umstritten ist die Frage der Bemessung der Fürsorgeunterstüt-
zung. Der Vorschlag Breitscheid geht dabei vom Arbeitslohn aus und 
lehnt sich stark an die bisherigen Bestimmungen der Krisenfürsorge 
an. 
(…) 
Nun kann man sehr wohl auch der Ansicht sein, daß eine Fürsorgeun-
terstützung nicht vom früheren Arbeitsentgelt auszugehen habe, son-
dern in erster Linie den notwendigen Lebensbedarf gewährleisten 
müsse. Diese Auffassung findet ihren Niederschlag sowohl in dem 
Entwurf des Städtetages als auch in dem in diesen Tagen veröffent-
lichten Entwurf des Landkreistages. 
(…) 
Auf die Durchführung der Fürsorge durch die Reichsanstalt legt die 
sozialdemokratische Fraktion, und mit ihr wohl auch die Gewerk-
schaften aller Richtungen, ausschlaggebenden Wert. Maßgebend hier-
für ist einmal, daß damit auch der Arbeitslose in der Fürsorgeunter-
stützung das Beschwerderecht im Spruchsausschuß erhält, zum andern 
aber grundsätzlich, daß die Einheitlichkeit in Arbeitslosenunterstüt-
zung und Arbeitsvermittlung erhalten bleibt. Hier ist der Städtetag in 
seinem Entwurf absolut unlogisch. 
(…) 
Zum Schluß noch einige Worte über die Frage der Aufbringung der 
Mittel für die Reichsarbeitslosenfürsorge. Eine genaue Schätzung des 
zukünftigen Bedarfs ist sehr schwer, weil dieser zum guten Teil ab-
hängig ist von der Konjunktur. Immerhin wird man gut tun, die vom 
Städtetag errechnete Summe von 1,4 Milliarden M. Jahresbedarf, 
selbst wenn sie etwas hochgegriffen erscheint, zugrunde zu legen. Da- 
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von hätten nach den übereinstimmenden Vorschlägen der sozialdemo-
kratischen Fraktion und des Städtetages das Reich 700 Mill. M., die 
Länder und die Gemeinden je 350 Mill. M. zu tragen. Für die Ge-
meinden liegt darin eine sehr starke Entlastung, denn sie müssen jetzt 
fast das Doppelte aufbringen. 
(…) 
 
Soziale Praxis. Zentralblatt für Sozialpolitik und Wohlfahrtspflege. 












Seitdem die Reichsanstalt besteht, ist schon oft die Frage aufgetaucht, 
ob es richtig gewesen ist, Arbeitslosenversicherung und Arbeitsver-
mittlung in einer Anstalt zu verkoppeln. Die Frage muß auch heute 
noch bejaht werden. Die Arbeitslosenversicherung und -fürsorge ver-
langt dringlich die Verbindung mit der Vermittlung, soll doch die 
Vermittlung die Arbeitswilligkeit prüfen, die Arbeitslosigkeit bewälti-
gen und erst dann, wenn ihre Bemühungen vergeblich sind, der Versi-
cherung bzw. Fürsorge Raum geben. Geht man an das Problem aber 
vom Standpunkt der Vermittlung heran, dann muß man die Verbin-
dung bedauern, und tatsächlich ist auch, so lange die Reichsanstalt be-
steht, darüber geklagt worden, daß die Versicherung die Vermittlung 
überwuchert, ihr Licht und Luft zur Entwicklung nimmt. Gegen diese 
Einengung hat sich die Vermittlung immer zur Wehr gesetzt, aber die 
Forderung der Stunde hat sich häufig stärker erwiesen als die Er-
kenntnis von der Notwendigkeit pfleglicher Behandlung von Einrich-
tungen, die im Augenblick nicht in vollem Maße wirksam werden 
können. Es kommt hinzu, daß Versicherung und Vermittlung in ihrem 
Wesen grundverschieden sind. Die Versicherung verlangt Exaktheit. 
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Hier geht es nach dem Buchstaben des Gesetzes und man weiß, daß 
das Alphabet des Arbeitslosenversicherungsgesetzes mehr Buchstaben 
hat als irgendein anderes. In der Vermittlung kommt man aber mit 
Buchstabenerfüllung nicht aus, im Gegenteil, hier kommt außeror-
dentlich viel auf das Gefühl an, auf den rechten Griff. Das wollen aber 
viele, besonders Menschen aus der Verwaltung, nicht wahrhaben, und 
so kämpfen denn die Vertreter einer sinnerfüllten Vermittlung häufig 
mit den Vertretern der reinen Verwaltung, die der Auffassung sind, 
daß sich in der Vermittlung alles genau so abwickeln lassen muß, wie 
auf dem Gebiete der Versicherung. Sie vergessen nur, daß der Arbeits-
lose, der Unterstützung haben will, sich einfach allen Forderungen des 
Gesetzes unterwerfen muß, während das Arbeitsamt, das Stellen be-
setzen will, sich der Wirtschaft und den einzelnen, oft sehr schwierig 
zu erfüllenden Ansprüchen des Arbeitgebers anpassen muß. 
(…) 
Diese Sachlage muß man sich vor Augen halten, wenn man die Ar-
beitsvermittlung der Reichsanstalt prüft. Man wird nicht mit ihr zu-
frieden sein und doch zugeben müssen, daß sie sich nach Kräften um 
ein gutes Ergebnis bemüht hat. Man wird aber auch zusehen müssen, 
wo die Fehler liegen, die noch abgestellt werden müssen. Zunächst hat 
man wohl erkannt, daß die allzu straffe Zentralisation auf dem Gebiet 
der Vermittlung vom Übel ist. Es wäre ohne diese Einsicht sicherlich 
nicht gelungen, im Verlaufe der letzten Zeit die Erlaubnis für ver-
schiedene Berufsgruppen durchzusetzen, wieder eigene nichtge-
werbsmäßige Arbeitsnachweise zu errichten. Auch die Wiederzulas-
sung der gewerblichen Stellenvermittlung für Artisten und Musikka-
pellen mit artistischen Leistungen wäre ohne diese Erkenntnis kaum 
erfolgt. Diese Auflockerung wird wahrscheinlich fortschreiten und 
man wird zugeben, daß dies gar kein Verlust für die Reichsanstalt ist. 
Schließlich ist sie nicht Selbstzweck, sondern nur Mittel zum Zweck. 
(…) 
 
Soziale Praxis. Zentralblatt für Sozialpolitik und Wohlfahrtspflege, 





Neben der Arbeitsvermittlung werden die Kräfte der Reichsanstalt 
sehr stark durch die Auftragsangelegenheiten in Anspruch genommen, 
den freiwilligen Arbeitsdienst und das Notwerk der deutschen Jugend. 
Zum freiwilligen Arbeitsdienst sei nur hervorgehoben, welche große 
Leistung die Arbeitsämter vollbracht haben, als sie so nebenbei rund 
300.000 Arbeitslose im FAD. untergebracht haben. 
(…) 
Die Überhäufung des Arbeitsamts mit einer Fülle neuer Aufgaben, die 
bei der in Deutschland üblichen Genauigkeit einen ungeheuren Auf-
wand erfordern (mußte doch beim Notwerk energisch verlangt wer-
den, daß nicht für jeden Teller Suppe, der verabfolgt wurde, mehrere 
Unterschriften geleistet werden müssen), hat für die Angestellten der 
Ämter Neuanspannung aller Kräfte gebracht. Dazu kommt das be-
greifliche Vorgehen vieler Amtsleiter, die in der Vermittlung auf ein-
mal besondere Ergebnisse verlangen, damit wenigstens auf einem Ge-
biete unter gar keinen Umständen die Daseinsberechtigung der 
Reichsanstalt in Zweifel gezogen werden kann. Freilich dürften An-
ordnungen über Anordnungen hier kaum das rechte Mittel sein, um 
eine Verbesserung des Vermittlungsergebnisses zu erzielen. Geeigne-
tes Personal, Zeit und Ruhe für die Arbeit und schließlich auch genü-
gend Bewegungsfreiheit in den Ausgaben für Porto, Telefongespräche 
usw. sind notwendig. Dabei kann und muß selbstverständlich gespart 
werden. Es darf aber wohl in Zweifel gezogen werden, ob es richtig 
ist, daß jedes Telefongespräch in der Vermittlung, das über den Orts-
verkehr hinausgeht, erst vom Vorsitzenden des Amtes genehmigt 
wird, wie dies sogar in sehr großen Ämtern vorkommt. Mehrere Male 
im Laufe einer Stunde geht beim Vorsitzenden telefonisch ein solcher 
Antrag ein. Er nimmt ihn zur Kenntnis und sagt in der Regel ja, hängt 
ab und drückt wieder auf den Knopf, um einer andern Stelle zu sagen, 
das Telefongespräch nach dort und dort darf geführt werden. Das Er-
gebnis ist sicherlich eine starke Einschränkung der Telefongespräche. 
Ob eine sinnvolle Begrenzung aber nicht auch auf andere Weise er-
zielt werden könnte? 
(…) 
Ganz zweifellos würde, wenn nicht von einer Stelle aus die Personal-
zuteilung erfolgen würde, sondern etwa die Gemeinden wieder zu-
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ständig würden, zunächst eine ganz erhebliche Vermehrung des Per-
sonals erfolgen. Die Erfahrung lehrt, daß in den Gemeinden für die 
Aufgaben, die die Reichsanstalt zu erfüllen hat, mehr Personal benö-
tigt wird. 
(…) 
Präsident Kälin hat nur wenige Wochen als Präsident der Reichsan-
stalt amtiert. Daß seine umfassende Sachkenntnis die Reichsanstalt 
vor allen Schwierigkeiten bewahren würde, die leicht durch einen 
Wechsel der obersten Leitung entstehen können, war von vornherein 
klar. Indessen hat er sich auch große persönliche Sympathien errun-
gen. Man hätte gewünscht, daß es dem Präsidenten Syrup vergönnt 
gewesen wäre, längere Zeit Minister zu sein. Wir wären dann vermut-
lich nicht mehr im Ungewissen über das Schicksal der Arbeitslosen-
versicherung, über das zur Stunde nichts ausgesagt werden kann. Die 
Tragik, die das Schicksal der Reichsanstalt ist, hat auch ihren Präsi-
denten nicht verschont. An die Stelle berufen, an der er die Entwick-
lung der Arbeitslosenversicherung entscheidend hätte beeinflussen 
können, mußte er kurz vor der Erfüllung einer großen Aufgabe auf die 
Weitergestaltung verzichten und sich auf die Durchführung dessen be-
schränken, was andere beschließen. Zunächst wird aber gar nichts be-
schlossen. Die Zeit läuft ab und vermutlich wird der bisherige Zustand 
nur deshalb verlängert werden, weil man noch nicht weiß, was endgül-
tig werden soll. 
(…) 
 
Ebenda, Heft 13, 30. März 1933, Sp. 396-400. 
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II.3 Texte NS-Zeit 
 





Der Nationalsozialismus hat die allgemein vertretene Auffassung be-
seitigt, daß die menschliche Arbeitskraft eine Ware ist, die auf einem 
Markt gehandelt wird. Der Begriff „Arbeitsmarkt“ ist verschwunden 
und wird auch im Dienstgebrauch der Reichsanstalt nicht mehr ange-
wendet. Allerdings fehlt es bisher an einem Begriff, der wenigstens 
ungefähr das bestimmt, was mit dem Worte „Arbeitsmarkt“ ausge-
drückt werden sollte. Auch der von Schuhmann-Bruder (Sozialpolitik 
im neuen Staat) vorgeschlagene Ausdruck „Arbeitseinsatz“ ist nicht 
ganz umfassend. Der Erlaß vom 12. März sucht nach einem neuen 
Begriff für das Wort „Arbeitsmarkt“. Vorläufig wird er in dem Ab-
schnitt A „Plan für die Durchführung der Vermittlung in der Arbeits-
schlacht“ umgeschrieben; denn hier wird von dem Arbeitsvorrat, Ar-
beitsmöglichkeiten, Arbeiterbedarf usw. gesprochen, zu denen die Be-
lastungen durch neue Arbeitsuchende treten. Es kommt aber im we-
sentlichen nicht auf das Wort, sondern auf die Sache an. 
(…) 
Bei einer Zusammenfassung aller Anweisungen, Anregungen und 
Hinweise des Erlasses ergibt sich, daß trotz aller Bewegungsfreiheit 
die notwendige straffe Regelung der Arbeitsvermittlung erreicht wird. 
Durch das angeordnete planmäßige Vorgehen gegen die Arbeitslosig-
keit kann ein wesentlicher Anteil am Erfolge in der Arbeitsschlacht 
nicht ausbleiben. 
 
Die Arbeitsämter sollen nicht allein die gesetzlichen Träger der Ar-
beitsvermittlung sein, sondern sie sollen die erwählten Verwalter der 
menschlichen Arbeitskraft werden. Unerlaubt tätige Vermittlungsein-
richtungen müssen gegenüber den Erfolgen, Erfahrungen und techni-
schen Einrichtungen der Arbeitsämter zurückweichen. In der Arbeits-
schlacht 1934 gibt es keine Experimente mit zweifelhaftem Erfolg. 
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Die Arbeitsämter werden durch die besseren Leistungen beweisen, 
daß sie auch tatsächlich die Träger der Arbeitsvermittlung sind. 
 
Die Arbeitslosenhilfe. Fachzeitschrift für Arbeitsvermittlung, Berufs-
beratung, unterstützende Arbeitslosenhilfe, Notstandsarbeiten und Ar-








I. Grundgedanken und Bedeutung des Gesetzes 
 
Die Fortbildung des Rechtes der Arbeitslosenhilfe im Dritten Reich ist 
bisher gewissermaßen von innen heraus, d. h. durch Schaffung neuen 
Geistes in den Dienststellen und im Verordnungswege erfolgt. Die 
erste gesetzliche Regelung nach dem 30. Januar 1933 auf diesem Ge-
biete, das Gesetz zur Regelung des Arbeitseinsatzes vom 15. Mai 
1934 (RGBl. I S. 381), regelt nicht Unterstützungsfragen, sondern den 
Arbeitseinsatz, und zwar Arbeitseinsatz in dem doppelten Sinn des 
Einsatzes arbeitsloser Volksgenossen in die Wirtschaft und des Ein-
satzes zusätzlicher Arbeitsgelegenheiten in der Form der Notstandsar-
beiten für diejenigen, die im Augenblick von der Wirtschaft noch 
nicht aufgenommen werden können. 
(…) 
Für die Maßnahmen zur Regelung des Arbeitseinsatzes ergeben sich 
somit drei Ziele, die in dem Gesetz vom 15. Mai 1934 verwirklicht 
werden: 
1. eine Einschränkung des Zuzugs in die größeren Städte, die die 
eigentlichen Krisenherde bilden, 
2. eine Beschränkung der Abwanderung aus den landwirtschaftli-
chen Berufen und eine Rückführung der etwa schon abgewan-
derten landwirtschaftlich geschulten Kräfte, 
3. ein planmäßiger Arbeitseinsatz in der Form der Notstandsarbei-




Die Mittel, die das Gesetz zur Regelung des Arbeitseinsatzes zur Er-
reichung der gekennzeichneten Ziele einsetzt, sind Ermächtigungen an 
den Präsidenten der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits-
losenversicherung zu positiver Regelung der einschlägigen Fragen, 
eine Beschränkung der Unterstützungsansprüche in den Krisenherden 
und Strafandrohungen gegen diejenigen, die nach dem Gesetz unzu-
lässige Beschäftigungen geben oder nehmen. 
(…) 
II. Einzelne Rechtsfragen 
 
1. Das Gesetz ist im vereinfachten Verfahren nach dem Gesetz vom 
24. März 1933 von der Reichsregierung erlassen worden. Verfas-
sungsändernde Bestimmungen enthält es nicht, doch greifen die da-
nach zulässigen Anordnungen weitgehend in die Rechtsbeziehungen 
zwischen Unternehmer und Gefolgschaft der erfaßten Betriebe und 
zwischen den Trägern einer Notstandsarbeit und der von ihnen be-
schäftigten Unternehmer ein. Als verwaltungsrechtliche Sonderbe-
stimmung sieht § 12 des Gesetzes eine erweiterte Amts- und Rechts-
hilfe insofern vor, als alle Behörden, Organe von Versicherungsträ-
gern und Fürsorgeverbände innerhalb ihrer Zuständigkeit verpflichtet 
werden, den im Vollzuge dieses Gesetzes an sie gerichteten Gesuchen 
der Dienststellen der Reichsanstalt zu entsprechen und diese Ersuchen 
nicht auf einen Einzelfall beschränkt zu werden brauchen, sondern 
sich auch auf allgemeine Feststellungen beziehen können. 
(…) 
6. Zum Schluß ist noch ein kurzer Blick auf das Strafrecht des Geset-
zes (§ 13) zu werfen. Mit einer Vergehensstrafe und zwar mit Geld-
strafe bis zu 10.000 RM. oder mit Gefängnis bis zu 3 Monaten wird 
bestraft, wer gesetzlich einen anderen ohne die vorherige im Gesetz 
oder einer Anordnung dazu geforderte Zustimmung des Arbeitsamts 
als Arbeiter oder Angestellter einstellt oder beschäftigt oder wer sich 
in diesem Sinn unzulässigerweise als Arbeiter oder Angestellter ein-
stellen oder beschäftigen läßt. Wird die Tat fahrlässig begangen, so 
tritt eine Uebertretungsstrafe, und zwar Geldstrafe bis zu 150 RM. ein, 
die im Uneinbringlichkeitsfall in Haft umzuwandeln ist. Wer sich da-
gegen gegen einen Eingriff in eine Notstandsarbeit nach § 4 des Ge-
setzes sträubt, hat eine kriminelle Strafe nicht zu erwarten. Vorsatz im 
Sinne des § 14 des Gesetzes ist dabei schon dann gegeben, wenn der 
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Unternehmer (Arbeitgeber) mit der Möglichkeit gerechnet hat, daß die 
Einstellung einer Zustimmung bedürftig sei; Unkenntnis des Gesetzes 
oder der Anordnungen schützt dabei nicht vor Strafe. Im Gegensatz zu 
dem sonst z. B. in § 275 AVAVG verfolgten Grundsatz trifft die Kri-
minalstrafe des Gesetzes auch den Beamten einer öffentlichen Ver-
waltung, der eine erforderliche vorherige Zustimmung nicht einholt. 
Die Gestaltung der Strafbestimmungen stellt zugleich klar, daß die 
Verantwortung zur Prüfung der Einstellungsvoraussetzungen weder 
dem Unternehmer (Arbeitgeber) noch dem Arbeiter oder Angestellten 
von irgend einer Seite abgenommen werden kann. 
(…) 








Das Gesetz über Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehrstellen-
vermittlung vom 5. November 1935 ist kurz aber inhaltsschwer. Seine 
materiellen Bestimmungen umfassen nur 2 von den 5 Paragraphen, die 
es zählt. Der erste besagt, daß Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung nur von der Reichsanstalt für AVAV. betrie-
ben werden dürfen. Ihr Präsident kann mit Zustimmung des Reichsar-
beitsministers und der sonst beteiligten Minister andere Einrichtungen 
mit der nichtgewerbsmäßigen Betätigung auf diesen Gebieten beauf-
tragen, doch wird der Auftrag nur auf Antrag und nur insoweit erteilt, 
„als es für die Regelung des Arbeitseinsatzes zweckmäßig ist“. 
Daneben kann der Reichsarbeitsminister gewerbsmäßige Arbeitsver-
mittlung für einzelne Berufe zulassen. 
(…) 
Die Einführung des Arbeitsbuches und jetzt das neue Stellenvermitt-
lungsgesetz sind die Grundlagen für eine 
zentrale Leitung des Arbeitseinsatzes. 
 
Die Notwendigkeit einer solchen Zentralisierung ergibt sich aus dem 
Zwang, das deutsche Wirtschaftsleben von Grund auf neu zu ordnen, 
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damit unser Volk einen möglichst hohen Grad innerer Ausgewogen-
heit seiner Wirtschaft und damit relativ großer Unabhängigkeit von 
der übrigen Welt wie von den Schwankungen der Wirtschaftslage er-
reicht. Diese ungleich größere Aufgabe erfordert notwendig auch auf 
dem Gebiet der Arbeitsvermittlung - sowohl der von Arbeitslosen und 
Arbeitssuchenden wie auch in Form der Berufsberatung und Lehrstel-
lenvermittlung von jungen, erst in das Arbeitsleben eintretenden Men-
schen - eine ungleich straffere Zusammenfassung der Kräfte und Mit-
tel. 
 
In der Tatsache, daß das Gesetz vom 5. November die Grundlagen für 
diese straffe Zusammenfassung gibt, liegt seine prinzipielle Bedeu-
tung. Das Gesetz zur Regelung des Arbeitseinsatzes vom 15. 5. 34, 
mit welchem die Möglichkeiten der für Berlin, Hamburg und Bremen 
verwirklichten Zuzugssperre geschaffen und der Versuch gemacht 
wurde, eine neue Landflucht zu verhindern, die Anordnung vom 28. 8. 
34 über die Verteilung von Arbeitskräften, die Arbeitsstellen Jugend-
licher zugunsten verheirateter älterer Arbeitsloser freimachen sollten, 
die Anordnung vom 29. 12. 34, die die Freizügigkeit der Metallarbei-
ter beschränkte, die Faserstoffverordnung, in gewissem Sinne auch 
schon der Freiwillige Arbeitsdienst und die Landhilfe sind Ansätze zu 
einer planmäßigen Regelung. 
(…) 
Diese Ordnung aber erfordert, daß nicht unabhängig voneinander 
mehrere Kommandostellen arbeiten können, sondern daß eine Kom-
mandostelle besteht. 
(…) 
Die Menschen aber sind einmalig, und so sehr gerade wir uns immer 
wieder dafür eingesetzt haben, daß der deutsche Arbeiter und Ange-
stellte, ein Höchstmaß an beruflicher Wendigkeit erreicht, um auch in 
widrigen Zeiten seinen Platz im Wirtschaftsleben behaupten zu kön-
nen, so sehr muß auf der anderen Seite bedacht werden, daß eine Fehl-
leitung von Menschen in der Wirtschaft um ein Vielfaches gefährli-
cher und verhängnisvoller ist, als eine noch so große Fehlleitung von 
Kapitalien. So ist es schon richtig und notwendig, daß es ein zentrales 
Stellwerk gibt, von dem aus die Entwicklung beobachtet werden kann 
und das unabhängig von den besonderen Wünschen und Interessen, 
die jedem Wirtschaftszweig unlöslich anhaften, dazu beizutragen 
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vermag, daß der Strom der Menschen in die richtigen Bahnen gelenkt 
wird. 
(…) 
Die bisher getroffenen Maßnahmen zur Regelung des Arbeitseinsatzes 
mit ihren Sperren und ihrem wenigstens teilweise verwirklichten Be-
nutzungszwang der Arbeitsnachweise durch den Arbeitgeber beweisen 
dies. Diese Maßnahmen decken die doppelte Wurzel auf, aus der die 
staatlich geschützte monopolistische Arbeitsvermittlung ihre Aufga-
ben erhält: aus den Notwendigkeiten der Staatspolitik - der allgemei-
nen so gut wie der Wirtschaftspolitik - und aus den Notwendigkeiten 














Der Begriff „Arbeitseinsatz“ ist der militärischen Gedankenwelt ent-
lehnt, ebenso wie etwa das Wort Arbeitsschlacht, Arbeitsfront u. a. 
Wie jeder Wehrfähige an der Stelle eingesetzt werden soll, wo er den 
Kampf am wirkungsvollsten zu führen vermag, so soll jeder Arbeits-
fähige an den Arbeitsplatz gestellt werden, an dem er das höchste zu 
leisten imstande ist. Daher ist Arbeitseinsatz von Mairgünther, der das 
neue Wort geprägt hat, gedeutet worden als „Einsatz jeder Arbeits-
kraft bestimmter Art an der für sie geeigneten Stelle zur Leistungsver-
richtung“. 
 
Eine Denkschrift des Reichs- und Preußischen Arbeitsministers um-
reißt den Begriff Arbeitseinsatz als „Lenkung des Arbeitsstromes und 
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die Verteilung der Arbeitskräfte nach großen national-, bevölkerungs- 
und wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten“.  
 
Aus diesem Begriff spricht die durch den Nationalsozialismus in unse-
rer Zeit angestrebte Wirtschaftsgesinnung. 
(…) 
Nächst diesem Wandel der inneren Haltung ist für die neue Entwick-
lung wesentlich die Wendung von der Freizügigkeit zu einem planvol-
len Einsatz des arbeitenden deutschen Menschen. Sie hat ihren äuße-
ren Niederschlag besonders im „Gesetz zur Regelung des Arbeitsein-
satzes“ und den dazu ergangenen Anordnungen gefunden. In ihm ist 
auch das neue Wort zum ersten Male in der Gesetzessprache verwen-
det worden. Würde man noch vom Arbeitsmarkt sprechen, so würde 
man in diesem Gesetz die Bildung einer eigenen Marktordnung er-
kennen. 
 
Diesen Maßnahmen schließt sich folgerichtig die Einführung des Ar-
beitsbuches auf Grund des Gesetzes vom 26. Februar 1935 an. Sie er-
möglicht erst deren Durchführung durch den Nachweis der berufli-
chen Bildung, Kenntnisse und Zugehörigkeit der Arbeiter und Ange-
stellten. Wird dadurch die schon vorhandene Organisation des Ar-
beitseinsatzes weiter ausgebaut, so wird sie wesentlich gefestigt durch 
das Gesetz über Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Lehrstellen-
vermittlung vom 5. November 1935, das der Reichsanstalt das Mono-
pol für die Durchführung dieser Aufgaben überträgt. 
 
Die Arbeitseinsatzpolitik bleibt aber keineswegs bei gesetzlichen Re-
gelungen stehen, sondern greift in großzügigen Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen der Reichsregierung weit darüber hinaus. 
 
Neben der Ablösung des „Umsatzes“ durch den „Einsatz“ von Ar-
beitskräften ist eine neue Art der Lohnfestsetzung eingetreten. Der 
„Preis“ der „Ware Arbeitskraft“ wird nicht mehr ausgehandelt in 
Markt- und Machtkämpfen der früheren „Marktparteien“, sondern be-
trieblich geordnet, überwacht und zuletzt festgesetzt durch den Treu-
händer der Arbeit, ein staatlich eingesetztes Sozialorgan, den „sozial-
politischen Statthalter innerhalb des ihm zugeteilten Wirtschaftsgebie-
tes“. Er hat vor allem für die Erhaltung des Arbeitsfriedens zu sorgen. 
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Lohnkämpfe gehören ebenso wie Streik und Aussperrung der Vergan-
genheit an. Damit sind die zur Zeit der Herrschaft des Begriffes „Ar-
beitsmarkt“ sich selbst überlassenen Funktionen „Umsatz“ und 
„Preisbildung“ im Zeichen des Arbeitseinsatzes unmittelbar staatlicher 
Ordnung unterworfen worden. 
(…) 
 









II. Der Arbeitseinsatz der Jugendlichen. 
 
Erst das Erleben der letzten drei Jahre hat uns klar erkennen lassen, 
daß alle Bemühungen der Arbeitsvermittlung und Berufsberatung um 
einen systematischen Arbeitseinsatz bis zum Jahre 1933 von vornher-
ein zum Mißerfolg verursacht sein mußten, weil die Aufgaben einer 
planmäßigen Führung der Arbeitskraft in ein liberalistisches Wirt-
schaftsgefüge hineingesetzt waren. Ganz besonders gilt das für die Be-
rufsberatung, der im § 58 AVAVG die Aufgabe gestellt war, „einer-
seits die körperliche und geistige Eignung, die Neigung und die wirt-
schaftlichen und Familienverhältnisse bei Ratsuchenden, anderseits 
die Lage des Arbeitsmarktes und die Berufsaussichten angemessen zu 
berücksichtigen.“ Die Betonung von Eignung und Neigung stieß bei 
den Jugendlichen wie auch bei den Eltern auf den Widerstand der ma-
terialistischen Auffassung vom Wesen des Berufes. Die Berücksichti-
gung der Lage des Arbeitsmarktes und der Berufsaussichten scheiterte 
an dem rasenden Taumel der führerlos durcheinanderwirbelnden 
Wirtschaftsentwicklung. 
(…) 
Der große Wandel, den die nationalsozialistische Bewegung für die 
Arbeit der Berufsberatung gebracht hat, liegt in der umwälzenden 
Auffassung vom Wesen des Berufes, in der neuen Ordnung der natio-
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nalen Arbeit und in der Tatsache, daß sie nunmehr mit ihrer planmä-
ßigen Aufgabe in eine planmäßige Wirtschaftsführung gestellt ist. 
Daraus ergibt sich für sie mehr als je die Notwendigkeit einer grund-
sätzlichen Besinnung, des ständigen Beobachtens und Erkennens der 
großen Linie der staatlichen Wirtschaftsführung, innerhalb deren sie 
ihre Aufgabe des planmäßigen Arbeitseinsatzes der Jugendlichen zu 
erfüllen hat. 
 
Eine erste, sehr wichtige Erkenntnis ist die, daß die bis zum Jahre 
1933 theoretisch und grundsätzlich noch vorhandene Freiheit der Be-
rufswahl nicht mehr restlos besteht. Sie ist moralisch gebunden durch 
den Wandel der Berufsauffassung, der den Jugendlichen heute nicht 
mehr vor die Frage stellt: „In welchem Berufe kann ich das meiste 
Geld verdienen?“, sondern der heute den nationalsozialistischen Ju-
gendlichen aus innerer Ueberzeugung die Frage umstellen läßt: „In 
welchem Berufe diene ich meinem Volke am besten?“ 
Die Freiheit der Berufswahl ist aber auch praktisch dadurch be-
schränkt, daß der Grundsatz der Freizügigkeit in der heutigen Gesetz-
gebung bereits mehrfach durchbrochen ist. Beispiele dafür bieten das 
Reichserbhofgesetz, das Gesetz zur Regelung des Arbeitseinsatzes 
und die Verordnung über die Verteilung von Arbeitskräften. 
 
Die gesamten Maßnahmen zur Regelung des Arbeitseinsatzes, wie wir 
sie in den letzten Jahren kennengelernt haben, sind in vollem Umfang 
auch für den ersten Arbeitseinsatz der Jugendlichen bedeutungsvoll.  
(…) 
 









Wiederum ist die Reichsanstalt vor eine große und verantwortungsvol-
le Arbeit gestellt. Auf dem Parteitag der Ehre in Nürnberg hat der 
Führer zu einem Vierjahresplan aufgerufen, der „uns in allen jenen 
Stoffen vom Ausland gänzlich unabhängig machen soll, die irgendwie 
durch die deutsche Fähigkeit, durch unsere Chemie und Maschinenin-
dustrie sowie durch unsern Bergbau beschafft werden können“. 
 
In diesem großen Rahmen hat der Arbeitseinsatz die ihm gebührende 
Stellung gefunden. Der Führer selbst hat in seiner Proklamation auf 
dem Parteitag und in seiner Rede auf dem Bückeberg zwei Gesichts-
punkte betont, die die Bedeutung des Arbeitseinsatzes klar legen: 
 
1. Ohne eine Planung im Arbeitseinsatz ist auch der Aufbau der 
neuen deutschen Rohstoffwirtschaft nicht möglich. Was nützt 
die beste Wissenschaft, was nützen die besten technischen Ver-
fahren und die vorhandenen Bodenschätze, wenn es an den not-
wendigen deutschen Arbeitern fehlt. Planung im Arbeitseinsatz 
aber bedeutet eine sinnvolle Lenkung der Arbeitskraft nach den 
sachlichen Erfordernissen der deutschen Volkswirtschaft. 
2. Zum andern werden aber durch die Erfüllung des neuen Vierjah-
resplans neue dauerhafte Arbeitsstellen erschlossen, und zwar 
für diejenigen Volksgenossen, die nach Beendigung der Wehr-
haftmachung und nach Rückkehr zu normaler Erzeugung ar-
beitslos zu werden drohen. Insoweit bedeutet der neue Vierjah-
resplan gleichzeitig einen wesentlichen Schritt vorwärts in der 
endgültigen Sicherung des Rechtes auf Arbeit. 
 
Der große Gedanke des Vierjahresplanes hat eine feste Form durch die 
Verordnung des Führers und Reichskanzlers vom 19. Oktober 
1936 erhalten, die im Reichsgesetzblatt vom 12. Oktober 1936 (I S. 
887) verkündet wurde. Sie besagt: „Die Verwirklichung des von mir 
auf dem Parteitag der Ehre verkündeten neuen Vierjahresplanes erfor-
dert eine einheitliche Lenkung aller Kräfte des Deutschen Volkes und 
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die straffe Zusammenfassung aller einschlägigen Zuständigkeiten in 
Partei und Staat. 
(…) 
Unmittelbar nach seiner Berufung hat der Ministerpräsident General-
oberst Göring eine Reihe von Helfern um sich geschart, unter ihnen 
den Präsidenten der Reichsanstalt. Dadurch schon hat der Ministerprä-
sident bekundet, daß er für seine Aufgaben auf die Dienststellen der 
Reichsanstalt zurückgreifen will. Die Beamten und Angestellten kön-
nen daraus auch den Schluß ziehen, daß ihre schwere und verantwor-
tungsvolle Arbeit der letzten Jahre entsprechend gewürdigt wird. 
 
Alsdann hat der Ministerpräsident Generaloberst Göring eine Zweite 
Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplans unterm 5. No-
vember 1936 erlassen, die im Reichsgesetzblatt I Seite 936 verkündet 
ist. In dieser Verordnung bestimmt der Ministerpräsident 
 
1. daß seine Anordnungen zur Durchführung des Vierjahresplans, 
die zur öffentlichen Kenntnis gebracht werden müssen, soweit 
sie nicht im Reichsgesetzblatt erscheinen, im Deutschen Reichs-
anzeiger und Preußischen Staatsanzeiger veröffentlicht werden, 
2. daß Zuwiderhandlungen gegen die Gebote und Verbote solcher 
Anordnungen mit Gefängnis und Geldstrafe, letztere in unbe-
grenzter Höhe, oder mit einer dieser Strafen bestraft werden, 
3. daß wegen eines Schadens, der durch eine veröffentlichte An-
ordnung entsteht, keine Entschädigung gewährt wird.  
(…) 
Es ist von jeher allgemeine Dienstauffassung bei den Aemtern der 
Reichsanstalt, ihre obrigkeitlichen Befugnisse völlig zurückzustellen 
gegenüber dem Willen zu überzeugen und zu helfen. Jeder arbeitslose 
oder arbeitsuchende Volksgenosse, der guten Willens ist, muß vom 
Arbeitsamt das Gefühl der Hilfsbereitschaft mitnehmen, sonst besteht 
die Gefahr, daß er der staatlichen Organisation des Arbeitseinsatzes 
und dadurch letzten Endes auch dem Staate entfremdet wird. Jeder 
Unternehmer, der durch das Arbeitsamt Arbeitskräfte vermittelt haben 
will, muß - kaufmännisch gesprochen - richtig bedient werden. Dieser 
„Dienst am Kunden“ liegt nicht nur im Interesse der Wirtschaft, son-




Diese Dienstauffassung muß von den Dienststellen der Reichsanstalt 
auch bei der Durchführung der Anordnungen betätigt werden. Kein 
drohender schulmeisterlicher Finger ist am Platze, sondern Belehrung, 
Ueberzeugung und Gewinnung der einzelnen zur Mitarbeit. Grund-
sätzlich, d. h. von Böswilligkeiten abgesehen, soll zur Einleitung von 
Strafverfahren erst geschritten werden, wenn Aufklärungen versagt 
haben. In solchen Fällen allerdings, besonders wenn die Zuwiderhand-
lungen aus bösem Willen entspringen, sind die betreffenden Personen 
in vollem Umfange zur Verantwortung zu ziehen. Sie werden dann die 
ganze Schwere der generellen Strafbestimmung erkennen, die Zuwi-
derhandelnde mit Gefängnis und Geldstrafen, letztere in unbeschränk-
ter Höhe, oder mit einer dieser Strafen bedroht.  
(…) 
Die vorstehenden Ausführungen haben den Zweck, die Beamten und 
Angestellten der Reichsanstalt in den Geist der Anordnungen des Mi-
nisterpräsidenten Generaloberst Göring einzuführen. Ist der innere 
Sinn und das Ziel der Vorschriften erkannt, so ist die Grundlage für 
die sachgemäße Durchführung gelegt. 
 
Die Dienststellen der Reichsanstalt haben in den Jahren seit der 
Machtübernahme bewiesen, daß sie gewillt und geeignet sind, an gro-
ßen Aufgaben mit allen ihren Kräften erfolgreich mitzuarbeiten. Die 
einheitliche, übersichtliche und straffe Organisation der Reichsanstalt 
macht es möglich, umfassende neue Aufgaben in kürzester Frist sach-
gemäß in Angriff zu nehmen und sie für das ganze Reichsgebiet ein-
heitlich auszurichten. Bei 13 Landesarbeitsämtern und 355 Arbeitsäm-
tern kann unter Vermeidung von zu großem Schriftverkehr durch Zu-
sammenkünfte der Dienststellenleiter die gleichmäßige Durchführung 
aller Maßnahmen gesichert werden. 
 
Wichtiger als die beste Organisation sind jedoch die Menschen, die in 
der Reichsanstalt als Beamte, Angestellte und Arbeiter tätig sind. Sie 
haben manche berechtigten persönlichen Wünsche zurückstellen müs-
sen, denn eine öffentliche Körperschaft, die erst auf 10 Jahre Arbeit 
zurückblicken kann, muß sich schrittweise den ihr gebührenden Platz 
und Anerkennung erkämpfen. Trotzdem haben sie in unermüdlicher 
Tätigkeit ihre Pflicht und mehr als ihre Pflicht getan, getrieben von 
dem Bewußtsein, daß von ihrer Arbeit das Wohl und Wehe vieler 
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Volksgenossen abhängt. Sie werden auch bei der Durchführung des 
Vierjahresplans das auf sie gesetzte Vertrauen nicht enttäuschen.  
 











A. Grundsätze des Arbeitseinsatzes und der Arbeitseinsatzpolitik 
 
I. Begriff und Wesen des Arbeitseinsatzes 
Arbeitseinsatz ist die planmäßige Lenkung der Arbeitskräfte des Vol-
kes nach den übergeordneten Gesichtspunkten der Staatspolitik. 
 
Für den Arbeitseinsatz gilt also folgendes: 
1. der Einsatz der Arbeitskraft kann nicht unbeschränkt der freien 
Entscheidung des einzelnen überlassen bleiben; 
2. die Lenkung hat vielmehr planmäßig zu erfolgen, d. h. nach ei-
ner zusammenfassenden Regelung und nach einheitlichen Ge-
sichtspunkten; 
3. Maßgebend für die Lenkung sind die staatspolitischen Not-
wendigkeiten, die übergeordneten Interessen des Gemein-
wohls; 
4. der Arbeitseinsatz erfaßt alle Kräfte des Volkes; er beschränkt 
sich also nicht nur auf den Kreis der Arbeitnehmer (Arbeiter und 
Angestellte). 
(…) 
Die Arbeitseinsatzpolitik beschränkt sich demnach nicht nur auf den 
Ausgleich zwischen den vorhandenen offenen Stellen und den vor-
handenen Arbeitslosen, sondern greift regelnd und ausgleichend, 
wenn es das übergeordnete Interesse des Gesamtwohles erfordert, 
auch in bestehende Arbeitsverhältnisse ein. (…) Die Ar-
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beitseinsatzpolitik beschränkt ihre Maßnahmen jedoch nicht nur auf 
den Kreis der Arbeitnehmer (Arbeiter und Angestellte), sondern kann 
regelnd in den Einsatz auch der Arbeitskräfte in selbständiger 
Arbeit eingreifen, nämlich dann, wenn diese Arbeitskräfte nicht ent-
sprechend den allgemeinen Erfordernissen des Arbeitseinsatzes 
zweckvoll ausgenutzt sind. (…) Die Dienstpflichtverordnung ver-
pflichtet alle deutschen Staatsangehörigen, Männer und Frauen je-
den Alters, Arbeiter und Angestellte, Unternehmer und selbständige 
Erwerbspersonen aller Art, Beamte, Vertreter der freien Berufe, Rent-
ner und Erwerbslose zum Einsatz bei staatspolitisch bedeutsamen 
und unaufschiebbaren Aufgaben. (…) 
 
Der wirtschaftliche Liberalismus kannte den umfassenden Begriff des 
Arbeitseinsatzes und der Arbeitseinsatzpolitik nicht. Er sprach viel-
mehr nur vom „Arbeitsmarkt“ und von „Arbeitsmarktpolitik“. Er sah 
in dem Arbeitsmarkt das Zusammentreffen des Angebotes an Arbeits-
kräften mit der Nachfrage nach solchen. Aufgabe der Arbeitsmarktpo-
litik war es, einen weitmöglichen Ausgleich zwischen diesem Ange-
bot und dieser Nachfrage herbeizuführen. Dabei wurden Angebot oder 
Nachfrage als je nach der Wirtschaftslage gegebene Größen angese-
hen. Der Staat glaubte sich einer Einflußnahme auf die Gestaltung 
dieser Größenverhältnisse selbst im wesentlichen enthalten zu müssen. 
(…) 
 
II. Die Aufgaben des Arbeitseinsatzes 
Die Aufgaben des Arbeitseinsatzes sind: 
1. die Arbeitskräfte des Volkes so zu lenken, daß die nationale 
Güterproduktion gewährleistet ist; 
2. Arbeitslosigkeit zu verhüten und zu beseitigen. 
 
Die Mittel, deren sich der Staat zur Durchführung dieser Aufgaben 
bedient, sind: 
1. Maßnahmen zur Verteilung von Arbeitskräften einschließ-
lich der Berufsberatung; 
2. Arbeitsvermittlung und Lehrstellenvermittlung; 





Die „planmäßige“ Lenkung erfordert daher auch die Durchführung der 
genannten Maßnahmen durch eine Stelle. Verteilungsmaßnahmen, 
Vermittlung, Berufsberatung, Arbeitsbeschaffung und Arbeitslosenhil-
fe können nur dann richtig ineinandergreifen und aufeinander abge-
stimmt werden, wenn sie einheitlich zusammengefaßt sind. 
(…) 
 
Die Praxis des Arbeitsamtes. Eine Gemeinschaftsarbeit von Angehö-
rigen der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversi-
cherung. Herausgegeben von Dr. jur. W. Sommer, Oberregierungsrat. 








Das Ziel des Arbeitseinsatzes ist dahin gerichtet, die Erwerbstätigen, 
insbesondere die Arbeiter und Angestellten auf die richtigen Arbeits-
plätze zu stellen. Vom Standpunkt des Arbeiters und Angestellten ist 
ein Arbeitsplatz der richtige, wenn er ihm die Verwertung und Wei-
terentwicklung seiner Kräfte, Kenntnisse, Erfahrungen sowie den 
Aufbau seines Lebens gestattet. Vom Standpunkt des Unternehmers 
ist ein Arbeitsplatz richtig besetzt, wenn der Arbeiter oder Angestellte 
die körperlichen, geistigen und charakterlichen Anforderungen des 
Arbeitsplatzes erfüllt. Über beiden Gesichtspunkten steht jedoch die 
Forderung des Staates, daß der Arbeitseinsatz in erster Linie dem 
Wohle der Allgemeinheit, des Volkes, zu dienen hat. Das Ziel einer 
staatlichen Arbeitseinsatzpolitik ist also, die Gestaltung der Erwerbs-
arbeit so zu beeinflussen, den Arbeitsstrom so zu lenken wie es dem 
Gesamtwohl, den großen nationalen, bevölkerungs-, wirtschafts- und 
sozialpolitischen Gesichtspunkten entspricht. 
(…) 
Mit der Verkündung des Vierjahresplanes trat eine neue Entwick-
lungsphase ein. Der Beauftragte für den Vierjahresplan erkannte, daß 
ohne eine nachdrückliche Planung im Arbeitseinsatz der Aufbau der 
neuen deutschen Rohstoffwirtschaft und der notwendigen Rüstung 
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nicht durchführbar sei. Er erließ daher alsbald unter dem 7. November 
1936 eine Reihe von Anordnungen auf dem Arbeitseinsatzgebiet, die 
später noch von Anordnungen des Präsidenten der Reichsanstalt er-
gänzt wurden. Die Anordnungen behandelten die Lenkung des Nach-
wuchses für die staatspolitisch besonders bedeutsamen Wirtschafts-
zweige, die Rückführung berufsfremd tätiger Facharbeiter, die ver-
mehrte Einstellung älterer Angestellter, die Erfassung der Bauvorha-
ben usw. 
 
In Ansehung des beschränkten Einsatzes verfügbarer Arbeitskräfte 
wurden von dem Beauftragten für den Vierjahresplan erstmalig Ge-
sichtspunkte darüber aufgestellt, welche Aufgaben vor allem als 
staats- und wirtschaftspolitisch bedeutsam anzusehen waren. Es wur-
den genannt: die Wehrhaftmachung des deutschen Volkes, die Siche-
rung der Ernährung, der Aufbau der einheimischen Rohstoffwirt-
schaft, die Förderung der Ausfuhr sowie die Schaffung gesunden 
Wohnraumes für die arbeitende Bevölkerung. Ihnen und der Erfüllung 
ihrer Anforderungen an Arbeitskräften hatten die Arbeitsämter ihre 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Die staatspolitischen Aufga-
ben des Arbeitseinsatzes traten scharf hervor. 
 
Dabei beschränkte sich die Regelung des Arbeitseinsatzes nicht nur in 
erster Linie auf den Rest der noch verbliebenen Arbeitslosen, sondern 
sie erfaßte auch diejenigen Arbeitskräfte, die ihre bisherige Beschäfti-
gung aufgaben und neue Arbeitsplätze suchten. (…) Es erfolgte also 
eine Lenkung der Fluktuation im Arbeitseinsatz mit Hilfe des Zu-
stimmungsverfahrens der Arbeitsämter bei der Neueinstellung. Alle 
Arbeitskräfte, die ihren Arbeitsplatz nicht wechselten, blieben jedoch 
von den Anordnungen unberührt. 
(…) 
Eine Reserve für den Arbeitseinsatz bildete noch die weibliche, bisher 
nicht erwerbstätige Bevölkerung. Bei ihrem Einsatz mußte jedoch der 
staatspolitisch wichtige Grundsatz gewertet werden, daß für die Frau 
in erster Linie eine Erwerbstätigkeit in Frage kommt, die ihrem späte-
ren Beruf als Mutter und Hausfrau gerecht wird. Für den Arbeitsein-
satz der Frauen war eine Betätigung in landwirtschaftlichen und städ-
tischen Haushaltungen oder in der Krankenpflege und ähnlichen Beru-
fen anzustreben, in denen ein großer ungedeckter Bedarf an Arbeits-
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kräften vorhanden war. Gerade deshalb ordnete der Beauftragte für 
den Vierjahresplan im Februar 1938 an, daß ledige weibliche Arbeits-
kräfte unter 25 Jahren von privaten und öffentlichen Betrieben und 
Verwaltungen grundsätzlich nur eingestellt werden dürfen, wenn sie 
eine mindestens einjährige Tätigkeit in der Land- und Hauswirtschaft 
nachweisen. 
 
Während so im Arbeitseinsatz fast alle verfügbaren Reserven voll in 
Anspruch genommen wurden, verstärkte sich der ungedeckte Bedarf 
an Arbeitskräften im Laufe des Jahres 1938 von Tag zu Tag. (…) 
Infolgedessen erließ der Beauftragte für den Vierjahresplan unterm 
22. Juni 1938 eine Verordnung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs 
für Aufgaben von besonders staatspolitischer Bedeutung, deren 
Durchführung keinen Aufschub duldet. Er bestimmte in der Verord-
nung, daß deutsche Staatsangehörige vom Präsidenten der Reichsan-
stalt für eine begrenzte Zeit verpflichtet werden können, auf einem ih-
nen zugewiesenen Arbeitsplatz Dienste zu leisten oder sich einer be-
stimmten beruflichen Ausbildung zu unterziehen. Die Dienst- oder 
Ausbildungsverpflichteten, die bei ihrer Einberufung in einem Be-
schäftigungsverhältnis stehen, sind aus diesem für die Dauer der Ver-
pflichtung zu beurlauben. 
(…) 
Die Regelung des Arbeitseinsatzes auf Grund der Sicherstellungsver-
ordnung bedeutet den stärksten staatlichen Eingriff in die Freiheit der 
beruflichen Betätigung des Einzelnen. Sie ist aber, wie das historische 
Jahr 1938 gezeigt hat, zum Wohle von Staat und Volk zu gegebener 
Zeit nötig und erfolgreich; sie zeigt, daß die Arbeitseinsatzpolitik im-
mer stärker zu einem entscheidenden Faktor der gesamten Staatspoli-
tik geworden ist. 
 
Monatshefte für NS-Sozialpolitik. 6. Jahrgang, Heft 1/2, 20. Januar 






90. Die Arbeitseinsatzbehörden werden unmittelba-
re Reichsbehörden 
 
Mit Wirkung vom 1. April 1939 sind die Landesarbeitsämter und die 
Arbeitsämter auf Grund der Verordnung des Reichsarbeitsministers 
vom 25. März 1939 über den Arbeitseinsatz unmittelbare Reichsbe-
hörden im Rahmen der Organisation des Reichsarbeitsministeriums 
geworden, nachdem die frühere Hauptstelle der Reichsanstalt bereits 
auf Grund des Erlasses des Führers und Reichskanzlers über die 
Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
vom 21. Dez. 1938 mit dem Reichsarbeitsministerium verschmolzen 
war. Die Reichsanstalt in ihrer bisherigen Form hat damit nach 10 ½ 
jähriger Dauer zu bestehen aufgehört. Wenn sich der Gesetzgeber zu 
dieser Neuordnung der Organisation des Arbeitseinsatzes entschlossen 
hat, so geschah es aus der Ueberlegung heraus, daß der hoheitliche 
Aufgabenkreis der Reichsanstalt bei seiner ständig wachsenden Be-
deutung voll und ganz unmittelbar in die staatliche Verwaltung einge-
baut werden mußte. Hinzu kam, daß der organisatorische Dualismus 
in der Spitze auf die Dauer nicht ohne Nachteile aufrechterhalten wer-
den konnte. Wenn es auch vielleicht nahegelegen hätte, den Weg der 
Verselbständigung dieses Aufgabengebietes weiter zu beschreiten und 
aus der Reichsanstalt eine neue selbständige oberste Reichsbehörde zu 
machen, so ist der Gesetzgeber diesen Weg doch bewußt nicht gegan-
gen. Die bisherige Geschichte der Organisation des Arbeitseinsatzes 
und die starken unmittelbaren Beziehungen mit sonstigen wichtigen 
Aufgabengebieten des Reichsarbeitsministeriums legten es nahe, den 
Weg des Einbaues in die Organisation des Reichsarbeitsministeriums 
zu gehen. Das Reichsarbeitsministerium bekommt mit der Reichsan-
stalt und ihren 40.000 Köpfen einen besonders festgefügten und 
schlagkräftigen Unterbau. 
 
Es ist ein weiter Weg, der von den Anfängen der Organisation des Ar-
beitseinsatzes bis zum Einbau in die unmittelbare Reichsverwaltung 
geführt hat, ein Weg, der zugleich den Uebergang vom laissez faire, 
laissez aller eines wirtschaftspolitischen Liberalismus zum autoritären 
Staatsgedanken auf dem Gebiet des Arbeitseinsatzes in sich schließt. 
Am Anfang ein freies Spiel der Kräfte, heute eine der Gesamtnotwen-
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digkeiten des politischen Geschehens bewußte Lenkung und Planung 
des Staates im Arbeitseinsatz. Der Staat überläßt heute dieses Aufga-
bengebiet nicht mehr dem Machtkampf der unmittelbar Beteiligten, 
sondern nimmt für sich die Führung in Anspruch, davon überzeugt, 
daß der planvolle Einsatz der Arbeitskraft unseres Volkes zur Siche-
rung seiner Lebensrechte unbedingt erforderlich ist. Ein Hinweis mag 
diese Behauptung verdeutlichen. Nur im Wege der Einführung einer 
umfassenden Dienstpflicht aller deutschen Staatsangehörigen ist es 
möglich gewesen, trotz der allgemeinen Verknappung an Arbeitskräf-
ten die große Arbeitsarmee von 400.000 Menschen aufzustellen, die in 
kürzester Zeit den Wall aus Eisen und Beton an unserer Westgrenze 
erbaute. Für die Durchführung dieser großen Aufgabe aber mußte über 
das ganze Reichsgebiet hin ein einfacher, jedoch schlagkräftiger Ap-
parat zur Verfügung stehen, der von vornherein Störungen in der Ab-
wicklung der Aufgabe ausschloß. Dieser Apparat ist in langer zielbe-
wußter Arbeit geschaffen worden. Sein Einbau in den unmittelbaren 
Staatsapparat bedeutet nicht nur den Abschluß einer Entwicklung, die 
durch die Art des Aufgabenkreises vorgezeichnet war, sondern 
zugleich den Ansatzpunkt zu einer Neuordnung der Arbeitsverwal-
tung. 
 
Es mag vielleicht überraschen, daß der Gesetzgeber die frühere 
Reichsanstalt nicht ganz beseitigt, sondern sie unter anderem Namen 
als „Reichsstock für Arbeitseinsatz“ in der bisherigen Form der Kör-
perschaft des öffentlichen Rechts aufrechterhalten hat. Das ist bewußt 
und gewollt so geschehen. Der Haushalt der Reichsanstalt mit einem 
Etat von rd. 2 Mrd. RM bot bei seiner ständig steigenden Ergiebigkeit 
in den Jahren seit der Machtübernahme für den Reichsfinanzminister 
eine willkommene Zugriffsmöglichkeit, um sich neuen wirtschaftli-
chen und sozialpolitischen Aufgaben der Staatsführung schnell und 
elastisch anpassen zu können. Ein Einbau dieses Zweckhaushaltes in 
den Reichshaushalt hätte diese Möglichkeit und die in ihr gegebene 
Elastizität beseitigt oder doch stark beeinträchtigt. So kam es zur Bil-
dung des neuen selbständigen finanziellen Vermögensstockes für den 
Arbeitseinsatz. Da die Beamten der Reichsanstalt mit Wirkung vom 1. 
April 1939 ab unmittelbare Reichsbeamte geworden sind, lag es nahe, 
die persönlichen und sächlichen Verwaltungsausgaben auf den 
Reichshaushalt zu übernehmen. Das wird geschehen. Die damit ver-
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bundene zusätzliche Belastung des Reichshaushaltes wird durch einen 
entsprechenden Ueberweisungsbetrag aus dem neuen Reichsstock 
ausgeglichen. Wenn auch der Reichsstock de jure verselbständigt ist, 
so werden seine Geschäfte doch vom Reichsarbeitsministerium und 
den jetzt unmittelbar nachgeordneten Landesarbeitsämtern geführt. 
Die Festsetzung seines Haushaltes erfolgte zudem durch den Reichs-
arbeitsminister im Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminister. Auf 
der Einnahmeseite des Reichsstocks erscheint als größter Posten das 
Beitragsaufkommen. Dazu treten noch kleinere sonstige Einnahmen 
aus der Durchführung des fachlichen Aufgabengebietes. Auf der Aus-
gabenseite erscheinen nicht nur die Ausgaben für die unterstützende 
Arbeitslosenhilfe, sondern auch die gesamten Ausgaben, die sich aus 
der Durchführung des Arbeitseinsatzes ergeben. Dazu rechnen vor al-
lem die Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsaufnahme sowie die 
Aufwendungen der Trennungs- und Sonderunterstützung der neuen 
Kräftebedarfsverordnung vom 13. Febr. 1939. Auf der Ausgabenseite 
nachgewiesen werden auch die Darlehen an die Reichsautobahnen 
sowie die Abführungen an die Rentenversicherungen sowie an das 
Reich für die Gewährung von Kinderbeihilfen. 
 
Abgesehen von den eigentlichen persönlichen und sächlichen Verwal-
tungsausgaben, die auf den Reichshaushalt übergehen, enthält der Etat 
des Reichsstocks alle sonstigen bisherigen Einnahmen und Ausgaben 
der Reichsanstalt. 
 
Wenn die Verordnung des Reichsarbeitsministers vom 25. März 1939 
endlich bestimmt, daß die Grundstücke, Gebäude, bewegliche Sachen 
usw. in das Eigentum des Reiches übergehen, so trägt diese Bestim-
mung nur einer allgemeinen Forderung Rechnung, die sich aus der 
Umbildung der Dienststellen der Reichsanstalt in unmittelbare 
Reichsbehörden ergibt. 
 










Der uns aufgezwungene Kampf und die Verteidigung der deutschen 
Lebensrechte, zu denen der Führer das ganze Volk aufgerufen hat, 
stellt die Arbeitseinsatzbehörden vor neue große Aufgaben. Ein hohes 
Maß von fachlichem Können gepaart mit einer ausgeprägten Verant-
wortungsfreudigkeit und einem feinen Fingerspitzengefühl sind erfor-
derlich, um diese Aufgaben so durchzuführen, wie sie von uns ver-
langt werden. Der nationalsozialistische Staat hat von Anfang an ein-
gesehen, daß die Regelung des Arbeitseinsatzes nicht dem freien Spiel 
der Kräfte überlassen bleiben kann, sondern daß sie der ordnenden 
Hand des Staates bedarf. Wenn diese These bereits für den Arbeitsein-
satz im Frieden richtig ist, um wieviel mehr verlangt sie in Kriegszei-
ten absolute Gültigkeit. Es ist daher nur folgerichtig, wenn mit Aus-
bruch des Krieges die Vollmachten zur planmäßigen Regelung des 
Arbeitseinsatzes wesentlich erweitert sind. Die Erfordernisse einer bis 
zum letzten eingespannten Kriegswirtschaft verlangen eine totale 
Lenkung der Arbeitskraft nach den jeweiligen staatspolitischen Not-
wendigkeiten. In der Übertragung solcher umfassenden Vollmachten 
auf die Arbeitseinsatzbehörden kommt zugleich das besondere Ver-
trauen zum Ausdruck, das der nationalsozialistische Staat diesen Stel-
len entgegenbringt. An uns liegt es, dieses Vertrauen in jeder Weise 
zu rechtfertigen. Ich weiß, daß die Arbeitsämter und Landesarbeitsäm-
ter eingedenk dieses Vertrauens mit noch größerer Einsatzbereitschaft 
und Entschlossenheit als bisher die neuen Aufgaben anpacken und sie 
lösen werden, weil sie wissen, daß auch ihre Arbeit ein unentbehrli-
cher Beitrag zum Existenzkampf unseres Volkes ist. Aus dieser Ein-
stellung heraus haben unmittelbar hinter den kämpfenden Truppen 
Kräfte der deutschen Arbeitsverwaltung in den besetzten polnischen 
Gebieten Arbeitsämter eingerichtet und sofort mit den Aufgaben be-
gonnen, die der Wiederaufbau dieser Gebiete in reicher Fülle stellt. 
Die Männer, die hier in Feindesland an vorderster Front ihre Pflicht 





Die planmäßige Regelung des Arbeitseinsatzes im Kriege wird uns 
stets vor neue Aufgaben stellen. Eine Planung auf weite Sicht wird 
nicht möglich sein. Bereit sein ist daher alles, dann brauchen wir uns 
vor keiner Überraschung zu fürchten. 
 
Wichtig ist dabei zu wissen, daß wir über eine schlagkräftige Ar-
beitseinsatzverwaltung verfügen, die eine langjährige Erfahrung be-
sitzt, und die seit der Machtübernahme gelernt hat, planmäßige Ar-
beitseinsatzpolitik zu betreiben. Wir brauchen heute nicht wie 1914 
eine solche Organisation erst mühsam aufbauen, sondern wir haben 
eine in harten Kämpfen gewachsene Organisation, die dank ihres ein-
fachen dreigliedrigen Aufbaues genügende Schlagkraft und Beweg-
lichkeit besitzt, um sich den stets wechselnden Aufgaben mit der er-
forderlichen Schnelligkeit anzupassen. Heute genügt ein Befehl, um in 
über 400 Arbeitsämtern und Landesarbeitsämtern gleichmäßig befolgt 
und verwirklicht zu werden. Und wiederum besitzen die Landesar-
beitsämter und Arbeitsämter trotz des zentralen Aufbaues der Ar-
beitseinsatzverwaltung genügenden Spielraum zur Entfaltung einer 
örtlichen und bezirklichen Eigenverantwortung, denn zentral kann in 
der Regel nur das Grundsätzliche im Arbeitseinsatz bestimmt werden. 
Die Durchführung und Verwirklichung im einzelnen kann nur bei den 
bezirklichen und örtlichen Stellen liegen. Auf ihr Arbeiten kommt es 
daher entscheidend mit an. 
 
Der Staat hat aber nicht nur für eine schlagkräftige Organisation im 
Arbeitseinsatz gesorgt, sondern er hat im Arbeitsbuch ein brauchbares 
Handwerkszeug bereitgestellt. Zusammen mit den umfassenden Voll-
machten bieten sie die Gewähr für eine ordnungsmäßige Erfüllung der 
gestellten Aufgaben. 
 
Die Dienstverpflichtung, die als wirtschaftlicher Gestellungsbefehl 
dem Kriegsarbeitseinsatz das Gepräge gibt, ist kein neues Instrument, 
sondern seit den Tagen, als der Führer den Befehl zum Bau des gewal-
tigsten aller Befestigungswerke, des deutschen Westwalls, gab, haben 
die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter gelernt, dieses Instrument 
eines wehrwirtschaftlichen Arbeitseinsatzes zu gebrauchen, galt es 
doch damals bereits, binnen kürzester Frist Hunderttausende von Ar-
beitskräften zu stellen. Auch die umfassenden Beschränkungen im 
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Arbeitsplatzwechsel bedeuten für die Arbeitseinsatzbehörden kein 
Neuland. Sie sind in jahrelanger Arbeit allmählich entwickelt und 
ausgebaut worden. Der Krieg hat diese Entwicklung zum Abschluß 
gebracht und zu einer totalen Ausgestaltung geführt.  
 
So gehen wir auch arbeitseinsatzmäßig gerüstet in den Kampf um die 
Sicherung der deutschen Lebensrechte. Uns alle beseelt dabei nur der 
eine Wille, dem ersten Soldaten unseres Volkes allzeit getreue und 
unermüdliche Helfer zu sein.  
 
Arbeitseinsatz und Arbeitslosenhilfe. 6. Jahrgang, Heft 18/19, 25. 








Nach der Beendigung der kriegerischen Auseinandersetzungen wird 
der Neubau der europäischen Friedenswirtschaft beginnen, um inner-
halb dieses wirtschaftlichen Großraumes die Bedürfnisse der europäi-
schen Völker so weit zu befriedigen, wie es auf Grund der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse und der Bodenschätze möglich ist. Eine der-
artige Zusammenfassung europäischer Wirtschaftskräfte bedeutet kei-
ne extreme europäische Autarkie, sondern sie wird im Gegenteil die 
Handelsmöglichkeiten Europas mit anderen Wirtschaftsräumen erwei-
tern.  
 
Die den europäischen Völkern gestellten Aufgaben werden groß sein 
und den vollen und richtigen Arbeitseinsatz aller im europäischen 




8. Grundsätzliches zum intereuropäischen Arbeiteraustausch. 
 
Der Nutzen, den ein staatlich gelenkter Austausch von Arbeitskräften 
zwischen den einzelnen europäischen Ländern mit sich bringt, ist all-
seitig. 
 
Der Arbeiter, der in seiner Heimat der Untätigkeit preisgegeben ist, 
fühlt sich bei der Arbeit im Ausland wieder als nutzbringendes Glied. 
Er  kann seine Arbeitskraft verwerten, er kann verdienen und von sei-
nem Lohn sich und seine Familie in der Heimat aus eigener Kraft er-
halten. Er lernt neue Arbeitsweisen in neuer Umgebung kennen und 
kann seine im Ausland gemachten Erfahrungen später in der Heimat 
nutzbringend verwerten. 
 
Die Wirtschaft des Landes, das Arbeitskräfte zeitweise an ausländi-
sche Wirtschaften abgibt, hat bei Rückkehr der Arbeiter den Nutzen - 
an Stelle von Arbeitslosen, die der Arbeit entwöhnt sind -, Arbeits-
kräfte einstellen zu können, die ihre Arbeitslust und Arbeitsfähigkeit 
im Auslande bewiesen haben und erweiterte berufliche Erfahrungen 
und Kenntnisse mitbringen. Alle Länder, die aus Mangel an einheimi-
schen Arbeitern Ausländer einstellen, sind in der Rationalisierung der 
Arbeit, in der Vervollkommnung der Technik und der Maschinenver-
wendung fortgeschritten und bieten den ausländischen Arbeitern die 
Möglichkeit der beruflichen Vervollkommnung. 
 
Der Staat, der überschüssige Arbeitskräfte einem anderen Staate vorü-
bergehend zur Verfügung stellt, wird damit der materiellen Sorge für 
diese Arbeitslosen enthoben. (…) 
 
Galten diese Gesichtspunkte für das Abgabeland, so gibt der Einsatz 
geeigneter ausländischer Arbeiter dem Aufnahmeland die Möglich-
keit, seinen Mangel an Arbeitskräften auszugleichen und die ihm in 
der Großraumwirtschaft obliegenden Aufgaben voranzutreiben. 
 
Bei allen Erörterungen einer geordneten Arbeiterwanderung im euro-
päischen Raum ist von dem Grundsatz ausgegangen, daß jeder auslän-
dische Arbeiter dem Aufnahmeland seine Arbeit nur auf beschränkte 
Zeit zur Verfügung stellt. Das Band zwischen den wandernden Ar-
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beitskräften und ihrer Heimat darf nicht abreißen, sondern ist beson-
ders zu festigen. Die Binnenwanderung darf nicht zu einer Seßhaftma-
chung der Ausländer im Aufnahmeland führen, sie darf nicht einer 
unnatürlichen Vermischung europäischer Völker und Rassen Vor-
schub leisten.  
 
Zudem wäre es wirtschaftlich und staatspolitisch falsch, die Wirt-
schaft eines Landes in starkem Ausmaße auf der Arbeit der Kräfte an-
derer Völker aufzubauen. Das gilt sowohl für die Landeswirtschaft 
wie für die gewerbliche Wirtschaft jedes europäischen Landes. Nur 
der Boden gehört auf die Dauer einem Volke, den es selbst pflügt, und 
die Kohle gehört ihm, die es selbst fördert. Keine Wirtschaft eines 
Landes ist gesund, die erforderlichenfalls auf die Hilfe ausländischer 
Arbeiter nicht verzichten kann. Ausländische Arbeiter können zusätz-
lich und bei notwendigen Spitzenleistungen helfen, aber die lebens-
notwendige Erzeugung eines Landes muß durch die Kräfte des eige-
nen Volkes gesichert sein. 
 
9. Staatsverträge über die Arbeiterwanderungen. 
 
Die Regelung der Wanderarbeit im europäischen Wirtschaftsraum hat 
durch die beteiligten europäischen Staaten zu erfolgen. In Form von 
Staatsverträgen haben Abgabe- und Aufnahmeland den Umfang der 
Wanderarbeit und die Beschäftigung der Arbeitskräfte festzulegen. 
Derartige Staatsverträge sind von Deutschland bereits seit Jahren mit 
einer Reihe europäischer Staaten geschlossen. 
(…) 
In den Staatsverträgen muß beherrschend der Grundsatz zum Aus-
druck kommen, daß die Arbeitskräfte des Abgabelandes bei ihrer Tä-
tigkeit im Aufnahmeland wie die vergleichbaren heimischen Arbeits-
kräfte zu behandeln sind. Dieser Grundsatz schließt sowohl eine 
Schlechter- wie eine Besserstellung des ausländischen Arbeiters ge-
genüber dem einheimischen Arbeiter aus. Würden die Lohn- und Ar-
beitsbedingungen der ausländischen Arbeiter schlechter gestaltet als 
die der einheimischen Arbeiter des Aufnahmelandes, so könnte daraus 
für den Unternehmer ein Anreiz entstehen, bei der Einstellung von 
Arbeitskräften die ausländischen Arbeiter vor den einheimischen zu 
bevorzugen. Würden die Lohn- und Arbeitsbedingungen der ausländi-
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schen Arbeiter günstiger gestaltet, so würden sie mit Recht Anlaß zu 
Mißstimmungen unter den einheimischen Arbeitskräften geben. Der 
Grundsatz der Gleichbehandlung bei gleicher Leistung wird somit al-
len praktischen Bedürfnissen gerecht. 
 
In den Staatsverträgen ist in erster Linie die Zahl der Arbeitskräfte 
festzulegen, die das Abgabeland dem Aufnahmeland zur Verfügung 
stellt. Notwendig ist ebenfalls eine Klärung, in welchen Wirtschafts-
zweigen (Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Bergbau, Baugewerbe, 
Bauindustrie usw.) die Arbeitskräfte im Aufnahmeland eingesetzt 
werden sollen. Vor ihrer Ausreise sind die Arbeiter ärztlich zu unter-
suchen. Sie müssen frei von Krankheiten und Gebrechen sein und dür-
fen auch nicht aus Bezirken kommen, in denen epidemische Krankhei-
ten herrschen. Wichtig ist weiter die Feststellung der Eignung für die 
Berufe, in denen sie im Aufnahmeland tätig sein sollen. Hier ist eine 
starke Beteiligung von Beauftragten des Aufnahmelandes unbedingt 
erforderlich. Bei der Anwerbung landwirtschaftlicher Arbeitskräfte 
und Hilfsarbeiter der Bauwirtschaft ist die Eignungsfeststellung we-
sentlich einfacher als bei der Anwerbung qualifizierter Arbeitskräfte 
für die gewerbliche Wirtschaft. Die beruflichen Bezeichnungen und 
die berufliche Ausbildung der Facharbeiter weichen in den einzelnen 
europäischen Ländern wesentlich voneinander ab. Die Arbeitsmetho-
den in den heimatlichen Betrieben sind vielfach andere als in den aus-
ländischen Betrieben. Auch die sprachliche Verständigung ist in ge-
werblichen Betrieben schwieriger als in landwirtschaftlichen Betrie-
ben. 
 
Völlige Klarheit muß bei der Anwerbung auch über die Arbeitsbedin-
gungen herrschen, zu denen die Arbeitskraft im ausländischen Betrieb 
eingesetzt werden soll. Hier haben sich Musterarbeitsverträge be-
währt. Diese Musterarbeitsverträge bezeichnen möglichst genau die 
Arbeit, die der ausländische Arbeiter verrichten soll. Dann folgen die 
Angaben über den Lohn und die in Betracht kommenden Zuschläge 
sowie die Angaben über die Arbeitszeit. Weiter wird in den Musterar-
beitsverträgen angegeben, ob und wie der Arbeiter vom Unternehmer 
untergebracht und verpflegt wird und welche Sätze ihm gegebenen-
falls dafür von seinem verdienten Lohn abgerechnet werden. Endlich 
finden sich in den Musterarbeitsverträgen gewöhnlich noch Bestim-
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mungen über die Tragung der An- und Rückreisekosten des ausländi-
schen Arbeiters. Die Ausfüllung des Musterarbeitsvertrages erfolgt 
durch den Unternehmer des Betriebes, der den ausländischen Arbeiter 
einstellen will. 
 
Um von vornherein sicherzustellen, daß die vom Unternehmer im 
Musterarbeitsvertrag angegebenen Lohn- und Arbeitsbedingungen de-
nen der vergleichbaren heimischen Arbeitskräfte entsprechen, werden 
in Deutschland die Musterarbeitsverträge vom Unternehmer dem Ar-
beitsamt zur Prüfung vorgelegt. Nach vorgenommener Prüfung erfolgt 
dann auf Grund der Musterarbeitsverträge im Abgabeland die Anwer-
bung der Arbeitskräfte. Der Abschluß des Vertrages kommt dadurch 
zustande, daß der ausländische Arbeiter den Musterarbeitsvertrag, den 
der Unternehmer bereits unterzeichnet hat, seinerseits unterzeichnet. 
Die im Musterarbeitsvertrag festgesetzten Bedingungen sind dadurch 
die Grundlage für die Beschäftigung im Betriebe des Aufnahmelandes 
geworden. 
 
Bei der grundsätzlichen Gleichstellung einheimischer und ausländi-
scher Arbeiter ist es selbstverständlich, daß die ausländischen Arbeiter 
den gleichen Schutz für Leben und Gesundheit genießen wie die ein-
heimischen Arbeiter. Hinsichtlich der Sozialversicherung muß bei der 
Verschiedenheit dieser Versicherung in den einzelnen europäischen 
Ländern der Grundsatz gelten, daß der ausländische Arbeiter, der in 
seiner Heimat gegen Krankheit, Unfall, Alter und Invalidität versi-
chert ist, durch seinen Aufenthalt und seine Arbeit in einem anderen 
europäischen Staat nicht in seinen Rechten aus der heimatlichen Sozi-
alversicherung beschränkt werden darf. 
(…) 
 











Das nationalsozialistische Deutschland ist den europäischen Völkern 
in der Organisation des Arbeitseinsatzes und der totalen Mobilisierung 
seiner Arbeitskraft mit gutem Beispiel vorangegangen. Deutschland 
hat überzeugend bewiesen, daß die Arbeit und die durch sie ermög-
lichte Leistung eines Volkes ein besseres Kapital bilden als das tote 
Gold. 
 
Der europäische Arbeitseinsatz trägt ein doppeltes Gesicht. Einmal 
handelt es sich um die Organisation und die Lenkung des Arbeitsein-
satzes innerhalb jedes einzelnen europäischen Arbeitseinsatzes, d. h. 
um den Einsatz außerhalb der einzelnen Staaten, jedoch im Bereich 
des europäischen Kontinents.  
(…) 
Wenn Deutschland eine Leistung im Arbeitseinsatz auch von den be-
setzten Gebieten fordert und von sich aus alles tut, um die dort noch 
vorhandenen Arbeitskraftreserven zu mobilisieren, so verlangt es da-
mit angesichts der deutschen Opfer nur einen bescheidenen Beitrag, 




Arbeitseinsatz und Arbeitslosenhilfe. 10. Jahrgang, Heft 3/4, Februar 
1943, S. 25. (Auszug aus einem gleich lautendem Aufsatz in: Die 










In der vielgestaltigen Geschichte der deutschen Arbeitsverwaltung be-
ginnt mit dem 1. August 1943 ein neuer Abschnitt. Der Generalbe-
vollmächtigte für den Arbeitseinsatz, Gauleiter und Reichsstatthalter 
Sauckel, hat im Einvernehmen mit allen beteiligten Stellen zu diesem 
Termin grundsätzlich die Bildung von Gauarbeitsämtern für jeden Be-
zirk eines Reichsverteidigungskommissars angeordnet. Damit besitzt 
künftig jeder politische Gau sein eigenes Gauarbeitsamt, da nach der 
Verordnung über die Reichsverteidigungskommissare und die Verein-
heitlichung der Wirtschaftsverwaltung vom 16. November 1942 jeder 
Gauleiter zugleich Reichsverteidigungskommissar ist. Die Grenzen 
der Gauarbeitsämter decken sich künftig mit denen der politischen 
Gaue. (…) Für sehr viele Landesarbeitsämter und Reichstreuhänder-
bezirke bedeutet die Errichtung von Gauarbeitsämtern nur eine Ände-
rung ihrer Bezeichnung. Für eine ganze Reihe von Landesarbeitsäm-
tern und Reichstreuhänderbezirken ergeben sich jedoch wesentliche 
Veränderungen. Aus ihnen werden mehrere Gauarbeitsämter. Das gilt 
vor allem für den Westen und für die Mitte des Reiches. Aber auch 
der Norden und der Süden werden davon erfaßt. Die deutsche Ar-
beitsverwaltung besitzt künftig in der Mittelstufe ihrer Verwaltungs-
organisation 42 Gauarbeitsämter. 
 
Wichtig ist im Rahmen der Neuordnung der Arbeitsverwaltung, daß 
die Personalunion zwischen dem Leiter der bezirklichen Ar-
beitseinsatzverwaltung und der Reichstreuhänderverwaltung nunmehr 
für alle Gauarbeitsämter verwirklich wird. (…) 
 
Die innere und äußere Geschlossenheit und die daraus erwachsende 
Schlagkraft der deutschen Arbeitsverwaltung werden aus der nun 
verwirklichten, noch stärkeren Zusammenfassung der Arbeitseinsatz- 
und Reichstreuhänderverwaltung höchsten Nutzen ziehen.  
 
Als gemeinsame Bezeichnung der neuen Mittelstellen der deutschen 
Arbeitsverwaltung ist die Bezeichnung: Gauarbeitsamt gewählt wor-
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den. Darin kommt klar Inhalt und Bereich der neuen Stellen zum Aus-
druck. 
(…) 
Um diese Mitarbeit der politischen Stellen von seiten der Arbeitsver-
waltung aufs beste zu sichern, hat Gauleiter Sauckel aus Anlaß der Er-
richtung der Gauarbeitsämter u. a. folgende Grundsätze aufgestellt, 
deren gewissenhafte und unbedingte Beachtung er zum ehernen Ge-
setz des Handelns der Gauarbeitsämter gemacht hat: 
 
„1.Die Ordnung des Arbeitseinsatzes und die Regelung der Arbeitsbe-
dingungen sind nicht zuletzt wesentliche Aufgaben der Menschen-
betreuung. Sie sind damit zugleich von hervorragender politischer 
Bedeutung. 
2. Die Angleichung der Grenzen der Gauarbeitsämter und der Reichs-
treuhänderdienststellen an die Gaugrenzen entspringt sachlichen, 
organisatorischen und politischen Notwendigkeiten. 
3. Die Präsidenten der Gauarbeitsämter und Reichstreuhänder der Ar-
beit haben die Verpflichtung, die Gauleiter sowohl als politische 
Hoheitsträger als auch als Beauftragte des GBA laufend und lücken-
los über alle für ihren Bereich wesentlichen Fragen und Probleme 
zu unterrichten, mit ihnen persönlich engste Verbindung zu halten 
und, soweit zwingende Kriegs- und Reichsaufgaben es gestatten, die 
sachlichen Interessen der Gaugebiete nachdrücklichst zu berück-
sichtigen und zu fördern.“ 
 
Die Beachtung dieser Grundsätze wird zu jener ideellen Einheit von 
Partei und Staat führen, die dem GBA bei der Errichtung der Gauar-
beitsämter vorgeschwebt hat. 
 
(…) Aus diesem Grunde hat Gauleiter Sauckel in den zuvor erwähn-
ten Grundsätzen noch folgendes deutlich herausgestellt: 
„Die Notwendigkeiten des Krieges und der gesamten Kriegswirtschaft 
des Großdeutschen Reiches bestimmen an erster Stelle das Handeln 
der Dienststellen der Arbeitsverwaltung. Alle anderen Erwägungen 
haben demgegenüber zurückzutreten. Die zentrale Steuerung des Ar-
beitseinsatzes und des übergebietlichen Ausgleichs im Großdeutschen 
Reich und in den besetzten Gebieten zum Zwecke der Erfüllung der 
sich aus der Gesamtlage der deutschen Kriegsproduktion ergebenden 
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zwingenden Aufgaben und der schnellen Erfüllung der Führerpro-
gramme ist unerläßlich. Die aus diesem Grunde an die Gauarbeitsäm-
ter ergehenden Befehle und Anordnungen müssen schnell und bedin-
gungslos erfüllt werden. 
 
Die Aufgaben der Arbeitsverwaltung können nur aus einer umfassen-
den Gesamtschau und einer laufenden Abstimmung aller Teilfragen 
nach dem Grade ihrer staatspolitischen und kriegswirtschaftlichen Be-
deutung gelöst werden. 
 
Bezirkliche Interessen haben dabei gegenüber übergeordneten Reichs-
interessen genau so zurückzutreten wie unbegründete Sonderinteres-
sen einzelner Teilaufgaben.“ 
(…) 
Nicht zuletzt befassen sich die von Gauleiter Sauckel aufgestellten 
Grundsätze für die Arbeit der Dienststellen der Arbeitsver(waltung) 
mit der Berücksichtigung und Verwirklichung der nationalsozialisti-
schen Weltanschauung. Er sagt dazu: 
 
„Unbedingte Anerkennung der nationalsozialistischen Weltanschau-
ung verpflichtet die Chefs der Mittelstellen der Arbeitsverwaltung zur 
selbstverständlichen Treue und Hingabe gegenüber dem Führer. Sie 
sind ferner verpflichtet, darin den ihnen unterstellten Behörden ihres 
Dienstbereichs ein leuchtendes Vorbild zu geben und in den Ämtern 
Weltanschauung und Idee des Nationalsozialismus auf das beste zu 
vertiefen und zu fördern.“ 
(…) 
 
Arbeitseinsatz und Arbeitslosenhilfe. 10. Jahrgang, Heft 15/18, Au-









Der gegenwärtige Augenblick läßt keinen ins einzelne gehenden 
Rückblick auf die Entwicklung des Arbeitseinsatzes in den zurücklie-
genden 5 Kriegsjahren zu. Wir sind heute mehr denn je auch im Ar-
beitseinsatz der Gegenwart verpflichtet, um durch letzten und höchs-
ten Einsatz den Sieg zu erringen und damit die Zukunft unseres Vol-
kes zu sichern. (…) 
 
Eine grundlegende Erkenntnis drängt sich bei einer solchen Rück-
schau besonders deutlich auf, und zwar die: die planmäßige Regelung 
des Arbeitseinsatzes gehört gerade im Kriege zu den wichtigsten Auf-
gaben der Staatsführung. Je umfassender und je besser es gelingt, das 
gesamte Kräftepotential eines Volkes oder eines ganzen Kontinents 
für die ständig wechselnden Aufgaben der Kriegsführung zahlen- und 
leistungsmäßig zu mobilisieren, um so besser steht es um die Leistun-
gen im Kriege.  
 
Wenn aber der Arbeitseinsatz eine kriegsentscheidende Aufgabe dar-
stellt, um die sich eine verantwortungsbewußte Staatsführung küm-
mern muß, dann braucht sie bei der Eigenart und dem Ausmaß dieser 
Aufgabe eine einfache, jedoch wendige und besonders schlagkräftige 
Apparatur, um diese Aufgabe schnell und bestens durchführen zu 
können. Die nationalsozialistische Staatsführung hat, da sie sich vom 
Beginn der Machtübernahme an zur Verantwortung im Arbeitseinsatz 
bekannte, in klarer Erkenntnis der Notwendigkeit und Wichtigkeit die 
vorhandene Apparatur des Arbeitseinsatzes überholt, sie ausgebaut 
und mit den erforderlichen Vollmachten ausgestattet. Dadurch stand 
bei Beginn des Krieges eine sowohl mit wertvollen Erfahrungen gut 
ausgestattete als auch mit ausreichenden Vollmachten versehene, in 
sich fest gefügte brauchbare Apparatur zur Verfügung, die sich den 
schnell wechselnden Aufgaben und Verhältnissen ohne Reibungsver-
lust anzupassen vermochte. Nur so ist es auch zu erklären, daß der 
Übergang von der Friedenswirtschaft in die Kriegswirtschaft schnell 
und sicher vorgenommen werden konnte. Deutschland hatte aus den 
negativen Erfahrungen des 1. Weltkrieges gelernt, was es bedeutete, 
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auf einem solch kriegsentscheidenden Arbeitsgebiet ohne jegliche Er-
fahrungen und ohne entsprechenden organisatorischen Unterbau im-
provisieren zu müssen. 
 
Durch diesen Krieg ist Deutschland im Gegensatz zum ersten Welt-
krieg arbeitseinsatzmäßig nicht überrascht worden. Infolgedessen 
brauchten auch keine Experimente auf dem Gebiet des Arbeitseinsat-
zes gemacht zu werden. 
(…) 
Da der Arbeitseinsatz kein ausschließliches Zahlenproblem ist, son-
dern es sich bei ihm vor allem auch um Fragen der Leistung handelt, 
hat die Arbeitseinsatzverwaltung ihre Aufgabe im Kriege auch darin 
sehen müssen, alle irgendwie vorhandenen Leistungsreserven zu er-
schließen. Diese Notwendigkeit ergab sich um so mehr, als bekannt-
lich Deutschland in den 2. Weltkrieg bereits mit einer außergewöhnli-
chen Anspannung im Arbeitseinsatz, d. h. mit einem Mangel an Ar-
beitskräften eingetreten war. Diese Anspannung betraf aber nicht nur 
die fehlende Zahl von Arbeitskräften, sondern umfaßte vor allem auch 
die qualitative Seite des Arbeitseinsatzes, nämlich die fehlenden 
Fachkräfte. Hier ist seit Beginn des Krieges von der Arbeitseinsatz-
verwaltung im engsten und besten Einvernehmen mit der Deutschen 
Arbeitsfront und der Organisation der gewerblichen Wirtschaft das 
Problem der Anlernung, wie überhaupt die Frage der beruflichen Bil-
dungsmaßnahmen, angefaßt und weitgehend gelöst worden. Je länger 
der Krieg dauerte und je größer die Abzüge an Fachkräften als Solda-
ten für die Wehrmacht wurden, umsomehr ist die Aufgabe der zusätz-
lichen beruflichen Ausbildung forciert worden. 
(…) 
Die Mobilisierung zusätzlicher Kräfte im eigenen Land zugunsten der 
deutschen Kriegswirtschaft vollzog sich zunächst weniger in der Be-
reitstellung neuer, bisher nicht im Arbeitsleben tätig gewesener Kräfte 
als vielmehr in der Überführung von Kräften aus der sogenannten zi-
vilen Fertigung in die Kriegsproduktion. Auf der Männerseite konnte 
auch mit zusätzlichen, d. h. neuen Kräften nur in ganz bescheidenem 
Ausmaße gerechnet werden. Bei den Frauen glaubte die Staatsführung 
zu Anfang des Krieges zunächst von weitergehenden gesetzlichen 
Maßnahmen mit Hilfe der Dienstverpflichtung oder neuer Vorschrif-




Was nun die Hereinnahme der fremdvölkischen Arbeitskräfte anbe-
trifft, so war Deutschland bereits seit der Überwindung der Massenar-
beitslosigkeit sowie in Anbetracht des wachsenden ungedeckten Kräf-
tebedarfs der deutschen Landwirtschaft dazu übergegangen, durch 
zwischenstaatliche Verträge mit den verbündeten Nationen zusätzliche 
Kräftereserven aus diesen Ländern für die deutsche Landwirtschaft zu 
erschließen. Im Laufe der Zeit war jedoch bereits die Beschränkung 
auf die Landwirtschaft fortgelassen und es waren auch wichtige Zwei-
ge der gewerblichen Wirtschaft in den verstärkten Ausländereinsatz 
einbezogen worden. Es lag nahe, diese bereits vor Ausbruch des Krie-
ges erschlossene Möglichkeit der Verstärkung des deutschen Kräfte-
potentials im Kriege auszuweiten. Zwangsläufig ergab sich diese Auf-
gabe bereits aus dem Anfall der Kriegsgefangenen. Sie haben, begin-
nend mit dem Polenfeldzug und vor allem seit und nach Abschluß des 
Westfeldzuges zu einer wesentlichen Verstärkung des deutschen Kräf-
tepotentials zunächst in der Landwirtschaft, dann aber auch in der ge-
werblichen Kriegswirtschaft geführt. Das gilt in gleicher Weise, auch 
für den Einsatz ziviler ausländischer Arbeitskräfte, die zunächst auf 
freiwilliger Grundlage für den Einsatz im Reich durch eigene Außen-
stellen der Arbeitseinsatzverwaltung geworben worden sind.  
(…) 
Angesichts der mit der Ausweitung des Krieges verbundenen gewalti-
gen Steigerungen der Anforderungen an den Arbeitseinsatz sah sich 
der Führer veranlaßt, einen besonderen Generalbevollmächtigten für 
den Arbeitseinsatz in der Person des Reichsstatthalters und Gauleiters 
Fritz Sauckel zu bestellen. Dies geschah durch Führererlaß vom 21. 
März 1942. Gleichzeitig wurden die bisherigen Geschäftsgruppen Ar-
beitseinsatz des Vierjahresplans aufgelöst und die entsprechenden 
Aufgaben und Vollmachten dem neuen Generalbevollmächtigten für 
den Arbeitseinsatz übertragen. Gauleiter Sauckel hat sich dieser ihm 
gestellten großen und verantwortungsvollen Aufgabe zusammen mit 
der ihm zur Verfügung gestellten Arbeitseinsatzverwaltung mit Ener-
gie und Tatkraft angenommen und noch vor Ablauf des ersten Jahres 
weit über zwei Millionen ausländische Arbeitskräfte zugunsten der 
deutschen Kriegswirtschaft mobilisiert. Diese zusätzliche Erschlie-
ßung ausländischer Kräftereserven ist in der Folgezeit ganz systema-
tisch ausgebaut und verstärkt vorwärts getrieben worden. Als Ergebnis 
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ist festzustellen, daß der Bestand an ausländischen Arbeitskräften im 
Kriege insgesamt um das Zehnfache angewachsen ist. Die Mobilisie-
rung innerdeutscher Reserven ist darüber jedoch nicht vergessen wor-
den. Die Auskämmung des zivilen Sektors wurde verstärkt fortgesetzt. 
Unter dem 27. Januar 1943 erging dann die bekannte Meldepflicht-
verordnung für Aufgaben der Reichsverteidigung. Diese sah eine 
Meldepflicht für alle Männer vom vollendeten 16. bis zum vollende-
ten 65. Lebensjahr und für alle Frauen vom vollendeten 17. bis zum 
vollendeten 45. Lebensjahr vor. Die Erste Meldepflichtverordnung hat 
ein außerordentlich günstiges Ergebnis gebracht. Über 1 ½ Millionen 
Kräfte konnten mit ihrer Hilfe der deutschen Kriegswirtschaft zusätz-
lich zur Verfügung gestellt werden. 
(…) 
Die bisher sowohl auf dem engeren Gebiete des Arbeitseinsatzes als 
auf dem des totalen Kriegseinsatzes in Angriff genommenen Maß-
nahmen lassen zahlen- und leistungsmäßig neue Kräftereserven erwar-
ten, die der Wehrmacht und der Kriegswirtschaft zugute kommen. Das 
gilt für die Erweiterung der Meldepflichtverordnung, die Überprüfung 
des Hausgehilfinneneinsatzes, die weitere Beschränkung des Arbeits-
platzwechsels, die Urlaubssperre genau so, wie für die Drosselung der 
Verwaltung und die weitgehenden Einschränkungen im kulturellen 
und im gesamten öffentlichen Leben. 
(…) 
Organisatorisch und grundsätzlich bleibt noch zu erwähnen, daß die 
Arbeitseinsatzverwaltung im Verlauf des Krieges stärker an die Partei 
herangerückt ist. Das geschah einmal durch die Bestellung der Gaulei-
ter zu Bevollmächtigten für den Arbeitseinsatz in ihrem Gaubereich, 
zum anderen aber durch die regionale Neugliederung der Mittelinstanz 
auf Grund der Verordnung über die Gauarbeitsämter vom 27. Juli 
1943, durch die der Übergang von den bisherigen Landesarbeitsäm-
tern zu den Gauarbeitsämtern vollzogen wurde. Damit besteht nun-
mehr für jeden politischen Gau der NSDAP ein eigenes Gauar-
beitsamt. Die Verordnung vom 27. Juli 1943 ist in der Geschichte der 
deutschen Arbeitsverwaltung darüber hinaus insofern als Markstein zu 
werten, als hierdurch in der Mittelstufe die bisher getrennt aufgebaute 
Arbeitseinsatz- und die Reichstreuhänderverwaltung nicht nur in Per-
sonalunion, sondern zu einer neuen Einheitsbehörde zusammengefaßt 
wurde. Damit ist ein Kristallisationspunkt für den Neuaufbau einer in 
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sich festgefügten, umfassenden staatlichen Arbeitsverwaltung ge-
schaffen zu der nicht nur die Ordnung der nationalen Arbeit und ihr 
planvoller Einsatz gehören, sondern in gleicher Weise auch der Schutz 
und die Versorgung der nationalen Arbeit. 
(…) 
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II.4 Texte Besatzungszeit und Bundesrepublik 
 
96. Entwicklung und Grundlagen der bizonalen Ge-
setzgebung und Verwaltung auf dem Gebiet der Ar-
beit 
 
1. Die Entwicklung seit 1945 
 
Mit dem 8. Mai 1945 zerfiel wie auf allen Gebieten auch die Einheit-
lichkeit der Reichsgesetzgebung und Reichsverwaltung auf dem Ge-
biete der Arbeit. Nach Fortfall der gesetzgebenden Körperschaft 
(Reichstag), die schon lange vorher außer Funktion gesetzt war, der 
obersten Verwaltungsbehörden (Reichsarbeitsministerium und 
Reichsversicherungsamt) und der Mittelbehörden (Gauarbeitsämter 
und Reichstreuhänder der Arbeit) verblieben für die Weiterführung 
der Aufgaben zunächst lediglich die unteren Verwaltungsstellen, also 
die Arbeitsämter. Sie und einige neu gebildete Landesarbeitsämter 
nahmen die erste Arbeit unmittelbar nach der Kapitulation wieder auf.  
 
In der amerikanischen Zone konsolidierten sich die Verhältnisse im 
Laufe des Jahres 1945 sehr bald insoweit, als den durch die amerika-
nische Militärregierung gebildeten Ländern „volle gesetzgebende, 
richterliche und vollziehende Gewalt“ gegeben wurde, soweit dem 
Kontrollratsgesetze nicht entgegenstanden, z. B. Kontrollratsgesetz 
Nr. 22 - Betriebsrätegesetz - und Kontrollratsgesetz Nr. 35 betr. Aus-
gleichs- und Schiedsverfahren. Für die Gültigkeit staatlicher Gesetze 
genügte bis zur Bildung der Landtage die Genehmigung und Verkün-
dung durch den Ministerpräsidenten. Das Recht der Verwaltung stand 
den Behörden „nach Maßgabe des deutschen Rechts“ zu. Diese Lö-
sung hatte den Vorteil, daß die Gesetzgebung sehr schnell wieder in 
Fluß kommen und die Verwaltung (Arbeitsämter, Landesarbeitsämter) 
ungestört arbeiten konnte. Sie hatte den Nachteil, daß jedes Land sich 
ein eigenes Recht der Arbeit zu schaffen in der Lage war. Es bildete 
sich zwar Ende des Jahres 1945 ein Länderrat des amerikanischen Be-
satzungsgebietes, dem im wesentlichen eine Koordinierung der Ge-
setzgebung und Verwaltung der süddeutschen Länder oblag. Er hatte 
aber weder Legislativ- noch Exekutivgewalt. Selbst wenn die Militär-
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regierung einheitlichen Gesetzesvorschlägen des Länderrats zustimm-
te, was durchaus nicht immer der Fall war, erhielten diese sogenann-
ten Länderratsgesetze erst nach ihrer Verkündung durch die Minister-
präsidenten in den einzelnen Ländern Gesetzeskraft. Trotzdem hat der 
Länderrat für die amerikanische Zone sehr wesentlich zur Verhinde-
rung eines völligen Auseinanderfallens von Gesetzgebung und Ver-
waltung auf dem Gebiete der Arbeit beigetragen. 
 
Im Gegensatz hierzu behielt sich die britische Militärregierung durch 
die Verordnung Nr. 57 und die sie ergänzende Anweisung Nr. 1 für 
die britische Zone das Recht der Gesetzgebung auf allen Gebieten der 
Arbeit vor. Hinsichtlich der Verwaltung galt das gleiche für „Löhne 
und Lohngesetzgebung“. Lediglich auf den übrigen Gebieten wurden 
den Ländern eine „vorläufige Ausführungsbefugnis“ für die „Arbeits-
lenkung“, die „Zuteilung von Arbeitskräften“, die „Sozialversicherung 
einschließlich Arbeitslosenversicherung“, die „Registrierung von Ar-
beitskräften“, die „Gewerkschaften“ und das „Vermittlungs- und 
Schlichtungsverfahren“ zugestanden. Zur Ausarbeitung ihrer Verord-
nungen und zur Erzielung einer einheitlichen Durchführung errichtete 
die britische Militärregierung im März 1946 zunächst eine „Bera-
tungsstelle für Arbeit“ und wenige Monate später - im Juli 1946 - das 
„Zentralamt für Arbeit für die britische Zone“. Durch diese Regelung 
verblieb es in der britischen Zone im wesentlichen bei einem einheitli-
chen Zonenrecht. 
Es war offensichtlich, daß diese Form der Gewaltenteilung und -
verteilung den Verfall der notwendigen Einheit des Rechtes der Arbeit 
auf die Dauer nicht würde aufhalten können. Aus dieser Erkenntnis 
heraus hatten sich, erstmalig im Oktober 1946, die Arbeitsminister der 
Länder beider Zonen, das Zentralamt für Arbeit und der Süddeutsche 
Länderrat zu einer „Konferenz der Arbeitsbehörden“ zusammenge-
funden, die dann eine ständige Einrichtung geworden ist. Sie kann für 
sich in Anspruch nehmen, den ersten öffentlichen Anstoß zur Behand-
lung der Fragen der Arbeit für mehrere Zonen gegeben zu haben. 
Nach längeren Verhandlungen, zu denen auch der „Zonenbeirat für 
die britische Zone“ (ein Beratungsorgan der britischen Kontrollkom-
mission für Deutschland) und Vertreter der Arbeitgeber und der Ge-
werkschaften hinzugezogen wurden, herrschte bei allen Beteiligten im 
 364 
  
März 1947 grundsätzlich Einigkeit darüber, daß 
 
a) die „Schaffung eines bizonalen Amtes für den Arbeitssektor“, 
b) die „Organisation der Selbstverwaltung in einer etwa zu schaf-
fenden Anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche-
rung“ 
 
notwendig sei. Noch während dieser Verhandlungen begannen der 
süddeutsche Länderrat und das Zentralamt für Arbeit mit den ersten 
Versuchen, Landes- und Zonengesetze bizonal zu „koordinieren“. 
Dieser Gedankenaustausch trug in der Gesetzgebung, z. B. bei dem 
späteren Tarifvertragsgesetz  und bei der Novelle zum Gesetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) gute 
Früchte. 
 
Den Wünschen und Forderungen aller deutschen Stellen nach einer 
bizonalen Zusammenfassung der grundlegenden Angelegenheiten in 
Gesetzgebung und Verwaltung entsprachen schließlich auch die Mili-
tärregierungen. Sie setzten im Juni 1947 durch die Verordnung Nr. 88 
der britischen Militärregierung und die Proklamation Nr. 5 der ameri-
kanischen Militärregierung für beide Zonen gemeinsam den „Wirt-
schaftsrat“ ein, der „das Recht zur Annahme und Verkündung von 
Gesetzen“ auf den Gebieten des Verkehrs, der Wirtschaft, der Ernäh-
rung und der Finanzen erhielt. Das Gebiet der Arbeit scheint den Mili-
tärregierungen zu diesem Zeitpunkt im Gegensatz zur deutschen Auf-
fassung zu einer Behandlung auf bizonaler Basis noch nicht reif gewe-
sen zu sein. Daher beschloß der Wirtschaftsrat auf seiner zweiten 
Vollversammlung am 23. Juli 1947, den Militärregierungen die Aus-
dehnung seiner Zuständigkeit auf das Recht der Arbeit vorzuschlagen. 
Die Militärregierungen stimmten im September 1947 im Grundsatz 
zu. Damit sollte endlich einer deutschen Vertretung die Möglichkeit 
wiedergegeben werden, auf dem Gebiete der Arbeit gesetzgebend tä-
tig zu werden. 
 
Noch war aber die Bildung auch einer ausführenden Körperschaft 
nicht zugestanden worden. Erst nach der Ablösung der Proklamation 
Nr. 5 durch die Proklamation Nr. 7 der amerikanischen Militärregie-
rung und der gleichlaufenden Verordnung Nr. 88 der britischen Mili-
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tärregierung durch die Verordnung Nr. 126 wurde am 13. März 1948 
die Zustimmung des Zweimächtekontrollamtes zur Bildung auch einer 
bizonalen Organisation, einer „Verwaltung für Arbeit“, erteilt. Der 
Wirtschafsrat bildete am 22. April 1948 für die vorbereitenden Arbei-
ten einen „Planungsausschuß“, der die inzwischen von verschiedenen 
Stellen eingegangenen Vorschläge zu einem einheitlichen Gesetzes-
entwurf zusammenzufassen hatte.  
 
Der Entwurf sollte zwei Kernstücke enthalten, einmal den Umfang der 
Zuständigkeit des Wirtschaftsrats (Aufgabenkatalog), zum anderen die 
Bildung einer Verwaltung für Arbeit. Dem Ausschuß gehörten je fünf 
Vertreter des Wirtschaftsrates und des Länderrates sowie je ein Ver-
treter des Verwaltungsrates, der Landesarbeitsämter, der Landesversi-




III: Rechtsgrundlage und Bildung der Verwaltung für Arbeit 
 
Wie bereits erwähnt, war das zweite Kernstück des Entwurfs des Pla-
nungsausschusses, das die Errichtung eines bizonalen Organs, der 
„Verwaltung für Arbeit“, vorsah, vom Wirtschaftsrat gestrichen wor-
den. Der Wirtschaftsrat glaubte, daß diese Bestimmung zweckmäßiger 
in dem sogenannten zweiten Überleitungsgesetz Aufnahme finden 
müsse, weil dieses Gesetz eine allgemeine Regelung des Aufbaues al-
ler bizonalen Organe des Vereinigten Wirtschaftsgebietes bringen 
sollte. Der Wirtschaftsrat glaubte darüber hinaus, daß das Überlei-
tungsgesetz, das sich damals bereits im Stadium der letzten Beratun-
gen befand, wesentlich früher verabschiedet werde, als der Entwurf 
des Planungsausschusses. Diese Erwartung erwies sich als irrig; denn 
der Länderrat legte am 14. Juni 1948 gegen das Überleitungsgesetz 
ein Veto ein. Tatsächlich erging das Gesetz dann zwar am 28. Juli 
1948, trat aber erst mit der am 30. September 1948 vorgenommenen 
Verkündung, also mehr als sechs Wochen nach der grundlegenden 
Anordnung Nr. 1 der Militärregierungen in Kraft. 
 
Nachdem der Wirtschaftsrat im Entwurf des Planungsausschusses die 
Bestimmung über die Errichtung der Verwaltung für Arbeit gestrichen 
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und der Länderrat durch sein Veto gegen das Überleitungsgesetz prak-
tisch das gleiche getan hatte, blieb dem Wirtschaftsrat nichts anderes 
übrig, als durch die Fraktionen (CDU/CSU, DP, SPD, FDP, Z) am 16. 
Juni 1948 schleunigst einen Initiativantrag einbringen zu lassen, der 
lediglich den Wortlaut des im ersten Entwurf des Planungsausschusses 
gestrichenen Paragraphen 2 enthielt. Die Vorlage wurde in der 18. 
Vollversammlung des Wirtschaftsrates am 17. Juni 1948 in allen Le-
sungen verabschiedet, am 3. September 1948 vom Zweimächtekon-
trollamt genehmigt und mit der Verkündung am 13. September 1948 
in Kraft gesetzt. Die Verwaltung für Arbeit ist - ein Kuriosum - dem-
nach durch zwei Gesetze errichtet, von denen das eine am 13. Sep-
tember, das zweite am 30. September 1948, in Kraft getreten ist. 
 
Die Abgrenzung der Zuständigkeit der Verwaltung für Arbeit gegen-
über den Ländern sollte nach den Vorschlägen des Planungsausschus-
ses durch eine Spezialbestimmung in § 3 des Entwurfes geregelt wer-
den. Da dieser Entwurf vom Wirtschaftsrat zwar beschlossen, tatsäch-
lich aber niemals in Kraft getreten ist, ergibt sich die Abgrenzung der 
Exekutivbefugnisse aus Artikel X, Abs. 4 der Proklamation Nr. 7 und 
der Verordnung Nr. 126. Danach liegt die Ausführung der Gesetze des 
Wirtschaftsrates im Grundsatz bei den Ländern. Inwieweit die Ver-
waltung für Arbeit die Ausführung zu übernehmen hat oder an ihr zu 
beteiligen ist, wird jeweils durch das Gesetz bestimmt. 
 
Der Wirtschaftsrat wählte den Direktor der neuen Verwaltung für Ar-
beit bereits am 20. August 1948. Damit taucht, als zweites Kuriosum, 
die Frage auf, ob der Wirtschaftsrat den Leiter eines bizonalen Organs 
wählen konnte, bevor das Organ selbst errichtet war. Der Wirtschafts-
rat hat diese Frage bejaht und das Recht zur Wahl aus der am 16. Au-
gust 1948 in Kraft getretenen Anordnung Nr. 1 der Militärregierungen 
hergeleitet. Das Zweimächtekontrollamt bestätigte die Wahl des Ab-
geordneten Anton Storch zum Direktor am 9. September 1948. Zum 
Stellvertretenden Direktor wurde der Präsident des Zentralamtes für 
Arbeit in der britischen Zone, Julius Scheuble, vom Verwaltungsrat 
ernannt. 
 
Zu dem Auftrag des Wirtschaftsrates an den Planungsausschuß gehör-
te auch die Ausarbeitung eines Organisationsplanes für die Verwal-
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tung für Arbeit. Der Ausschuß entledigte sich zwar dieses Auftrages, 
brachte aber dabei zum Ausdruck, daß die Organisation der Verwal-
tung dem Direktor überlassen bleiben müsse, zumal sich die Organisa-
tion in den Grundzügen zwangsweise aus der Verschiedenartigkeit der 
Aufgabengebiete ergebe. So sieht der jetzige Organisationsplan der 
Verwaltung in Übereinstimmung mit den Vorschlägen des Planungs-
ausschusses vier Hauptabteilungen (I. Zentralabteilung; II. Arbeitspla-
nung, Arbeitsvermittlung, Arbeitslosenversicherung; III. Arbeitsrecht, 
Lohn- und Tarifwesen, Arbeitsschutz; IV. Sozialversicherung) vor. 
Als Geburtsdatum der neuen Verwaltung gilt der 13. September 1948. 
 
Arbeitsblatt. Herausgeber: Verwaltung für Arbeit. Jahrgang 1949, 








Zurück zur echten Arbeitsvermittlung 
Mit Rücksicht auf Art. 12 des Grundgesetzes dürften in Bälde auch 
die letzten Reste einer sogenannten Arbeitslenkung nach staatspoliti-
schen Gesichtspunkten beseitigt werden. Somit kann sich die öffentli-
che Arbeitsvermittlung ihrem Wesen entsprechend wieder uneinge-
schränkt den Aufgaben widmen, die ihr § 58 des Gesetzes über Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung stellt. Es ist also keine 
eigentlich neue Aufgabe, die der Arbeitsvermittlung der Arbeitsämter 
jetzt und in Zukunft obliegt, vielmehr hat sie zur Erfüllung der ihr we-
senseigenen Aufgabe möglichst zeitgemäße und deshalb immer wie-
der neuartige Wege zu beschreiten. Die Arbeitsvermittlung der Ge-
genwart darf somit nicht schlechthin und unbesehen an Arbeitsweisen 
anknüpfen, die in den Jahren bis 1933 zweckentsprechend gewesen 
sein mögen. Denn die heutige Vermittlungstätigkeit der Arbeitsämter 
kann in Anbetracht der inzwischen sehr veränderten Verhältnisse wirt-
schaftlicher, sozialer, allgemein-politischer und bevölkerungspoliti-
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scher Art ihrer Aufgabe nur auf Grund einer zeitgemäßen Denk- und 
modernen Arbeitsweise gerecht werden. 
 
Die nachstehenden Ausführungen werden sich mit der Frage befassen, 
welcher Methoden und Hilfsmittel sich die Arbeitsämter bedienen 
sollten, um ihre Vermittlungstätigkeit im alten klassischen Sinne, aber 
mit zeitgemäßen Mitteln, auszuüben. In Anbetracht des beschränkten 
Raumes kann die Darstellung nur skizzenhaft sein und muß sich auf 
einige grundsätzliche Ausführungen, sowie auf eine Anzahl von Bei-




 Daneben wird es wie bei wirtschaftlichen Unternehmungen Ziel und 
Streben auch der Arbeitsämter sein müssen, durch umsichtige Ge-
schäftsführung Vertrauen zu erwerben, vermehrten Zuspruch von Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern zu gewinnen und auf der soliden 
Grundlage nachgewiesener Leistungen Schritt um Schritt gleichsam 
zu einer Erweiterung ihrer Geschäftstätigkeit, zu einer Art „Umsatz-
steigerung“ zu gelangen. Dies bedeutet praktisch die zunehmende 
Durchdringung des Arbeitsmarktes und des Arbeitslebens mit der 
Vermittlungstätigkeit der Arbeitsämter, damit auch Kräfteeinstellun-
gen der Betriebe sozusagen „unter der Hand“ künftig über die Ar-
beitsämter gehen. Dieses Ziel ist aber nicht anders als durch konse-
quente Verwirklichung des bewährtesten aller Geschäftsgrundsätze zu 
erreichen, nämlich durch einen zielbewußten Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber in gleicher Weise gerechtwerdenden Kundendienst in der 
Arbeitsvermittlung. 
 
Schaffung einer verbreiterten Vermittlungsbasis 
(…) 
 
Kundendienst in der Arbeitsvermittlung 
Der Begriff „Kunden-Dienst“ hat in der Arbeitsvermittlung einen be-
sonderen Sinngehalt. Der Wirtschaft gegenüber mag der erste Wortteil 
im Vordergrund des Vorgehens der Arbeitsvermittlung stehen. Denn 
die Wirtschaft ist Kunde des Arbeitsamts. Die Arbeitsvermittlung hat 
sich daher bei ihrer Tätigkeit auf die Eigengesetzlichkeit der Wirt-
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schaft und die geschäftlichen Gepflogenheiten der Betriebe einzustel-
len und sich zu bemühen, wirtschaftsnah und aufgeschlossen die 
Wünsche und Bedürfnisse ihrer Kunden zu befriedigen. Dabei aber 
hat sie die Belange der Arbeitslosen und der Arbeitsuchenden weitest-
gehend zu berücksichtigen und zu wahren.  
 
Den Stellensuchenden gegenüber dürfte dagegen der Begriff des 
Dienstes, der unterstützenden und sachkundigen Hilfe und des sozia-
len Beistandes, den die Arbeitsvermittlung dem Stellensuchenden, 
namentlich aber dem Arbeitslosen, zu leisten hat, im Vordergrund ih-
rer Arbeitsweise stehen. Das anzustrebende Ideal zur Lösung der ge-
stellten doppelten Aufgabe liegt sodann in der Synthese, nämlich in 
der treuhänderischen Haltung des Arbeitsvermittlers gegenüber Ar-
beitnehmer und Arbeitgeber, indem er mit Herz und Hirn, mit sach-
kundiger Umsicht und mit menschlichem Verständnis das Schicksal 
der Stellensuchenden wenigstens von der Seite der Arbeitszuweisung 
her zum Besseren zu wenden sich bemüht und die Anliegen von Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern zu seinen eigenen macht. Hierzu ge-
hört allerdings die kundige, aufgeschlossene und hingebungsvolle 
Vermittlerpersönlichkeit, die Kundendienst in der Arbeitsvermittlung 
im Vollsinn zu verkörpern vermag. 
 
Wege und Möglichkeiten zu einer zeitgemäßen und wirtschafts-
nahen Arbeitsvermittlung 
 
1. Erhöhte Vermittlungsbereitschaft der Arbeitsämter durch ent-
gegenkommende Regelung der Sprechzeiten für das Publikum 
(…) 
2. Abhaltung von Außensprechstunden 
(…) 
3. Die Ansprache der Öffentlichkeit in Fragen der Arbeitsvermitt-
lung 
(…) 
4. Aufbau einer leistungsfähigen zwischen- und überbezirklichen 
Vermittlungsorganisation 
(…) 






Von besonderer Bedeutung für das vorliegende Thema ist jedoch die 
menschlich-psychologische Seite, die mit dem Erfolg der Vermitt-
lungstätigkeit der Arbeitsämter unlöslich verknüpft ist. Von der glück-
lichen Lösung dieser Frage hängt es letzten Endes ab, ob das Ar-
beitsamt selbst in Zeiten größerer Arbeitslosigkeit sich den guten Ruf 
einer individuellen Vermittlungsbetreuung bewahren kann. In dieser 
Beziehung wirken sich allein schon gute Warteräume und zweckmä-
ßig gestaltete Vermittlungszimmer günstig aus, die die individuelle 
Beratung und Betreuung der Stellensuchenden ermöglichen. Noch 
wichtiger aber ist es, daß das Personal der Arbeitsämter die Voraus-
setzungen für einen tatsächlichen Dienst am Kunden erfüllt. Die Fä-
higkeiten hierfür bei den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen der Ar-
beitsämter zu wecken und zu pflegen und in dem Personal trotz der 
Schwierigkeiten, die der Alltag in der Vermittlungstätigkeit mit sich 
bringt, doch eine echte Freude zur Arbeit und das Bewußtsein leben-
dig zu erhalten, in ihr aus innerer Berufung zu stehen, ist vielleicht die 
lohnendste Aufgabe, um zu einer wirklichen zeitgemäßen und den 
Bedürfnissen der Gegenwart gerecht werdenden Vermittlungstätigkeit 
zu gelangen. Denn wenn sich die öffentliche Arbeitsvermittlung auch 
zeitgemäßer Methoden und Hilfsmittel bedient, so muß sie doch von 
Vermittlern getragen werden, die ihren wichtigen Beruf in der Tat 
durch eine dem sozialen und wirtschaftlichen Leben aufgeschlossene 
und hingebungsvolle Vermittlerpersönlichkeit verkörpern. 
 




98. Das Ende der Arbeitsverwaltung in der Sowjet-
zone 
 
Von ...(Valentin Siebrecht) 
 
Durch die Verordnung der Sowjetzonenregierung vom 12. Juli 1951 
„über die Aufgaben der Arbeitsverwaltungen und über die Lenkung 
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der Arbeitskräfte“ ist die Auflösung der „Ämter für Arbeit und Sozial-
fürsorge“ im sowjetischen Besatzungsgebiet verfügt worden. Sie wur-
de inzwischen bis Ende August vollzogen. In der Präambel zu der ge-
nannten Verordnung heißt es: „Die Ämter für Arbeit mit ihrem Cha-
rakter der Arbeitsvermittlung haben im Bereich der Deutschen Demo-
kratischen Republik ihre Berechtigung verloren. Sie können bei den 
veränderten Verhältnissen als besondere Dienstellen im Rahmen der 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung, die sich aus dem Fünfjahr-
plan auf allen Gebieten ergebenden Aufgaben nicht erfüllen. Ihre bis-
herige Struktur und Aufgabenstellung entspricht nicht mehr den tief-
greifenden Veränderungen in unserer antifaschistisch-demokratischen 
Ordnung …“. In den Erläuterungen des sowjetzonalen Arbeitsministe-
riums zu dieser Verordnung wird auf die „politische Notwendigkeit 
der Neuorganisation“ und auf die erstrebte „Einsparung von Verwal-
tungskosten“ hingewiesen, aber auch zugleich betont, daß es sich kei-
neswegs nur um eine technisch-organisatorische Maßnahme handle. In 
der Tat endet mit dieser Reform eine ganze Ära der sowjetzonalen 
Arbeitsverwaltung und Arbeitspolitik. Die Neuregelung, die übrigens 
den jüngsten Reformen auf dem Gebiet der Arbeit in anderen Ländern 
des Ostblocks mehr oder weniger ähnelt, ist von dem Bestreben gelei-
tet, die Institutionen der Arbeitspolitik und diese selbst den Bedürfnis-
sen einer zentral gelenkten, am sowjetischen Muster orientierten 
Planwirtschaft anzupassen. 
 
Kritik und Reformbestrebungen 
Die „Ämter für Arbeit und Sozialfürsorge“ sind in der letzten Zeit ei-
ner anhaltenden und scharfen Kritik ausgesetzt gewesen. Die Besat-
zungsmacht und die sowjetzonalen Regierungsstellen waren mit ihnen 
unzufrieden, weil sie nicht genügend Arbeitskräfte heranschaffen 
konnten, obwohl sie es an handfestem Zwang wahrlich nicht fehlen 
ließen. Das zentrale Arbeitsministerium in Pankow forderte schon vor 
anderthalb Jahren, die Ämter „sollten endlich mit den Methoden der 
bisher üblichen Vermittlungstätigkeit Schluß machen“ und zur Ar-
beitslenkung übergehen, ohne allerdings zu sagen, wie damit bessere 
Erfolge erzielt werden könnten. Man stellte die Beschäftigtenkartei 
auf die Betriebe um, da man der Auffassung ist, dass „sich die Ar-
beitskraftlenkung auf die im Betrieb vorhandenen Arbeitskräfte auf-
bauen“ muß. Das Ministerium verlangte Betriebskontrollen und „Ar-
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beitsplatzbegehungen“, da viele Betriebe 20 bis 30 Prozent der Ar-
beitskräfte freigeben könnten, womit dem Facharbeitermangel abge-
holfen wäre. (…) 
 
Auflösung der „Ämter für Arbeit und Sozialfürsorge“ 
Man spürte aber bald, daß diese Pläne - vor allem wohl bei der Besat-
zungsmacht - nicht viel Gegenliebe fanden, und nach wenigen Mona-
ten war von ihnen nicht mehr die Rede. Jetzt entschloß man sich, of-
fenbar aus den schon erwähnten „politischen Notwendigkeiten“ her-
aus, zur Radikalkur der Auflösung der Ämter für Arbeit. Man vollzog 
damit eine weitgehende Angleichung an das System der sowjetischen 
Arbeitsplanwirtschaft und hatte auch die Möglichkeit, die Ämter poli-
tisch zu säubern. Bis Anfang September sind die Funktionen der bis-
herigen Ämter für Arbeit auf verschiedene Behörden und Stellen auf-
geteilt worden. Die Unterstützung der Arbeitslosen, die es ja auch in 
der Sowjetzone gibt, und die Kurzarbeiterunterstützung sind nun den 
Dienststellen der Sozialversicherung übertragen. (…) 
 
Stellung und Aufgaben der „Abteilungen für Arbeit“ 
Die Stellung der neuen „Abteilung für Arbeit“ ist ziemlich kompli-
ziert, jedenfalls nicht sehr klar geregelt. Sie sind Teile der Stadt- und 
Kreisverwaltungen, aber erhalten „Anleitung und Anweisung“ von 
den Arbeitsressorts der Länderregierungen und vom ostzonalen Ar-
beitsministerium. Das Vermögen der bisherigen Ämter ist auf die „Rä-
te der Stadt- und Landkreise“ übergegangen. (…) 
 
Nach den Aufgaben, die die Verordnung vom 12. Juli 1951 den Abtei-
lungen für Arbeit zuweist, sind diese nicht mehr als Arbeitsämter, 
sondern eher als Registrier-, Planungs- und Koordinierungsstellen, im 
extremen Fall als Kommandostellen anzusprechen, denen das Mittel 
des Arbeitszwangs - die Arbeitsverpflichtung - zur Verfügung steht. 
Die Verordnung nennt vier Sachgebiete, nämlich Planung und Statis-
tik, Arbeitskräftelenkung, Arbeitsschutz, Kollektivverträge und Lohn-
kontrollen. Die Registrierpflicht der erwerbsfähigen Personen, die er-
halten bleibt, dient als Mittel, um „die Reserven an Arbeitskräften zu 
erfassen“, weiterhin als Grundlage einer umfassenden Statistik. Die 
Registrierpflicht behält die Altersgrenzen des Kontrollratsbefehls Nr. 
3 bei, läßt aber für Selbständige, Studenten, Frauen mit kleinen Kin-
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dern usw. Ausnahmen zu. Dieser Ausnahmenkatalog stimmt - Zufall 
oder Absicht? - ziemlich genau mit den Abgrenzungen der Sauckel-
Verordnung vom 27. Januar 1943 „über die Meldung von Männern 
und Frauen für Aufgaben der Reichsverteidigung“ überein! Das zent-
rale Arbeitsministerium kann „die Registrierpflicht sowohl einschrän-
ken als auch auf andere Personengruppen ausdehnen“. 
(…) 
Keine Arbeitsvermittlung 
Auf Arbeitsvermittlung im herkömmlichen Sinne wird ganz verzich-
tet. Die Betriebe sind lediglich „verpflichtet, Arbeitsplätze, die durch 
eigene Werbung nicht besetzt werden können“, der Abteilung für Ar-
beit zu melden. Man kann sich denken, daß dies nicht gerade die bes-
ten Arbeitsstellen sein werden, sondern eher eine negative Auslese. 
Die Abteilung für Arbeit soll solche Stellen öffentlich aushängen oder 
Arbeitsuchende auf sie aufmerksam machen und zur Bewerbung auf-
fordern oder Personen zuweisen, „die der besonderen Betreuung der 
Abteilung für Arbeit unterliegen“; dies sind unterstützte Arbeitslose, 
Fürsorgeunterstützte, Schwerbeschädigte und Körperbehinderte. Führt 
dieses Verfahren nicht zum Ziel, so steht der Abteilung für Arbeit das 
Mittel der Arbeitsverpflichtung zur Verfügung, die in der Sowjetzone 
etwas schamhaft „Einweisung“ heißt. (…) 
(…) 
Ein weiterer Schritt zur Sowjetisierung 
Die Reform vom Juli 1951 hat damit die Arbeitsverwaltung in der 
Sowjetzone zerschlagen. Die restlichen Dienststellen auf dem Gebiet 
der Arbeit - man kann weder von Arbeitsämtern noch von Arbeits-
verwaltung sprechen - sind von den westdeutschen Arbeitsämtern in 
Aufbau und Aufgaben weiter entfernt als je zuvor. Das Ganze ist ein 
neuer Schritt zur Sowjetisierung Mittel- und Ostdeutschlands und zur 
Einfügung in das östliche Plan- und Zwangssystem. Wir müssen uns 
damit abfinden, daß der Eiserne Vorhang uns auch in der Arbeitsver-
waltung getrennt hat und daß die schon völlig gleichgeschalteten sow-
jetzonalen Arbeitsämter gerade in dem Zeitpunkt beseitigt worden 
sind, in dem Westdeutschland daran geht, wieder eine einheitliche, auf 
bewährten Prinzipien aufbauende Arbeitsverwaltung zu schaffen.  
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Der Kampf um die Bundesanstalt war gewiß nicht leicht und manche 
harte Fehde mußte in der Vergangenheit ausgetragen werden. Die 
Auseinandersetzungen sind aber von den meisten Beteiligten sachlich 
geführt worden und niemals habe ich selbst in Wort oder Schrift ein-
zelnen Personen aus dem anderen Lager Vorwürfe gemacht oder un-
terstellt, daß sie aus parteiegoistischen oder persönlichen Motiven so 
und nicht anders handelten. (…) 
 
Es war ein langer, beschwerlicher und vielfach dornenvoller Weg zur 
Bundesanstalt. In einigen wenigen Daten sollen die Phasen dieses 
Kampfes - gewissermaßen als Marksteine - ins Bewußtsein des ein-
zelnen zurückgerufen werden: 
 
7. März 1946 Antrag der Länder Bayern und Württemberg-Baden im 
Länderrat der amerikanisch besetzten Zone auf Errichtung von Selbst-
verwaltungskörpern. 
 
28./29. April 1947 Beschluß des Zonenbeirats der britisch besetzten 
Zone zur Wiederherstellung der Selbstverwaltung. 
 
September 1947 erste Beratungen zwischen Vertretern der amerika-
nisch besetzten Zone und der britisch besetzten Zone über Schaffung 
einer Anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung. 
 
12. November 1949 Fertigstellung eines ersten Gesetzentwurfes über 
die Wiedereinführung der Selbstverwaltung auf den Gebieten der Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (Stuttgarter Entwurf). 
 
1. Februar 1949 Entwurf der Sozialpartner zu einem Gesetz zur Rege-




3. März 1949 Besprechung zwischen Vertretern der Verwaltung für 
Arbeit des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und Vertretern der Länder 
und der Sozialpartner für die Errichtung eines zentralen Treuhänder-
ausschusses für die Mittel der Arbeitslosenversicherung. Ablehnende 
Haltung der Länder wegen nicht genügender Einschaltung der Selbst-
verwaltung. 
 
23. November 1949 Gesetzesentwurf zur vorläufigen Regelung der 
Selbstverwaltung. Erneuter Versuch der Verwaltung für Arbeit, über 
einen Treuhänderausschuß die Verfügungsgewalt über die Mittel der 
Arbeitslosenversicherung zu erreichen. 
 
März 1950 Versuch des Bundesarbeitsministeriums, durch ein Gut-
achten über die Rechtsnatur des Reichsstocks für den Arbeitseinsatz 
bzw. des Landesstocks für Arbeitslosenversicherung die zentrale Ver-
fügungsgewalt über die Mittel der Arbeitslosenversicherung zu erhal-
ten. 
 
18. Juli 1950 Gegengutachten des Bundesrats zur gleichen Rechtsma-
terie. Verzicht des Bundesarbeitsministeriums auf Verwirklichung des 
zentralen Treuhänderausschusses.  
 
5. Oktober 1950 Besprechungen eines Referentenentwurfes des Bun-
desarbeitsministeriums zwischen Vertretern des Bundesarbeitsministe-
riums und Vertretern der Länder und Sozialpartner in Unkel. 
 
2. Februar 1951 Annahme des vom Bundesarbeitsministerium vorge-
legten Entwurfes eines Gesetzes über die Errichtung einer Bundesan-
stalt durch die Bundesregierung. 
 
10. und 11. Juli 1951 Annahme des Gesetzes durch den Bundestag; 
Kampf um den Sitz der Hauptstelle mit Entscheid zugunsten der Stadt 
Nürnberg. 
 
27. Juli 1951 Anrufung des Vermittlungsausschusses durch den Bun-
desrat das Gesetz über die Errichtung einer Bundesanstalt betreffend. 




28. September und 8. Oktober 1951 Einigung des Vermittlungsaus-
schusses hinsichtlich der Abänderungsvorschläge des Bundesrats zum 
Gesetz über die Errichtung einer Bundesanstalt. Angriff auf Nürnberg 
als Sitz der Bundesanstalt gescheitert. 
 
14. Oktober 1951 Ablehnung der Vorschläge des Vermittlungsaus-
schusses durch den Bundestag. 
 
26. Oktober 1951 Ablehnung des Errichtungsgesetzes durch den Bun-
desrat und damit Scheitern des ersten Errichtungsgesetzes. 
 
22. November 1951 Vorlage eines Initiativgesetzentwurfes 
CDU/CSU/FDP/DP über die Errichtung einer Bundesanstalt für Ar-
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung an den Bundestag. 
 
23. Januar 1952 Annahme des Initiativgesetzes durch den Bundestag. 
Erneuter Versuch, den Sitz der Bundesanstalt anderweitig zu regeln; 
Scheitern dieses Versuches. 
 
15. Februar 1952 Anrufung des Vermittlungsausschusses durch den 
Bundesrat wegen einiger Bestimmungen der neuen (2.) Gesetzesvor-
lage. 
 
22. Februar 1952 Einigung im Vermittlungsausschuß hinsichtlich der 
Abänderungswünsche des Bundesrats. 
 
28. Februar 1952 Annahme der Vorschläge des Vermittlungsaus-
schusses im Bundestag. 
 
29. Februar 1952 Annahme des Errichtungsgesetzes in der vom Bun-
destag verabschiedeten endgültigen Fassung durch den Bundesrat. 
 
12. März 1952 Veröffentlichung des Errichtungsgesetzes im Bundes-
gesetzblatt Nr. 9 vom 12.3.1952. 
(…) 
 
Die gemeinsam zu lösenden bedeutungsvollen wirtschaftlichen und 
sozialpolitischen Aufgaben stehen für alle im Vordergrund der Selbst-
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verwaltungsfunktion. Wie einfach wirkt in § 1 des Errichtungsgeset-
zes der Satz „Träger der Arbeitsvermittlung, der Berufsberatung und 
der Arbeitslosenversicherung ist die Bundesanstalt für Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung“, und doch, welch eine Fülle von 
schwierigen Problemen ist hier zu meistern: Der Arbeitskräfteaus-
gleich; die Eingliederung der Flüchtlinge in den Wirtschaftsprozeß; 
die Probleme der Jugendlichen, der älteren Angestellten und der 
Schwerbeschädigten; die Steuerung der Auswanderung unter Vermei-
dung einer negativen Auslese für die deutsche Wirtschaft; richtige 
Gestaltung der Berufswahl und Sicherung des Facharbeiternachwuch-
ses; Reform der Arbeitslosenversicherung mit dem Ziele der Vermei-
dung ihres Mißbrauchs; sozialpolitisch und volkswirtschaftlich richti-
ge Anlage und Verwendung der Mittel der Arbeitslosenversicherung, 
einschließlich des Versuchs der Konjunkturbeeinflussung und vieles 
andere mehr. 
 
Mit einem Mindestmaß an Organisations- und Verwaltungsaufwand 
müssen diese Aufgaben gelöst werden. Dabei sollte sich der Grund-
satz einer dezentralisierten Verwaltung durchsetzen: Aufgaben, die in 
der unteren Ebene bewältigt werden können, sollten nicht von der 
mittleren und obersten Instanz an sich gezogen werden und Aufgaben, 
die die mittlere Instanz zu lösen in der Lage ist, nicht von der obersten 
Instanz beansprucht werden. Wo es sich freilich um Fragen der Mit-
wirkung an der Gesetzgebung, um grundsätzliche Angelegenheiten, 
um die einheitliche Form der Organisation und die Grundsätze der 
Personalpolitik und um den Haushalt handelt, wird die letzte Verant-
wortung der Vorstand und der Verwaltungsrat zu tragen haben. Zur 
Bewältigung dieser Aufgaben muß den Organen ein fachlich und per-
sönlich qualifiziertes Personal zur Verfügung stehen, das überzeugt ist 
von der wirtschaftlichen und sozialen Notwendigkeit und Bedeutung 
seiner Aufgaben und das ein hohes Maß fachlicher und wirtschaftli-
cher Kenntnisse und sozialer Verantwortung aufweist.  
(…) 
In der ersten (konstituierenden) Sitzung des Verwaltungsrats wird 
wohl auch die Bundesregierung nach § 27 des Gesetzes den Präsiden-
ten der Bundesanstalt und seinen ständigen Stellvertreter vorschlagen, 
d. h. den Verwaltungsrat zu den beabsichtigten Ernennungen hören. 
Es ist kein Geheimnis, daß die Bundesregierung den ehem. Präsiden-
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ten des Zentralamtes für Arbeit in Lemgo und jetzigen Ministerialdi-
rektor im Bundesarbeitsministerium, Herrn Julius Scheuble, der den 
Ruf eines bewährten Fachmannes genießt, dem Verwaltungsrat als 
Präsidenten benennen wird; die Person des Stellvertreters hingegen ist 
noch nicht bekannt. 
Die Präsidenten und Vizepräsidenten der Landesarbeitsämter und die 
Direktoren der Arbeitsämter werden - wie das übrige Personal - am 1. 
Mai 1952 Beamte bzw. Angestellte der Bundesanstalt. (…) 
(…) 
 
Das Arbeitsamt. Fachzeitschrift für Theorie und Praxis der Arbeits-
verwaltung. 3. Jahrgang, Heft 3, 15. März 1952, S. 57-60.  
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100. Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 
 
Von Präsident Julius Scheuble 
 
Am 1. Mai ist ein Gesetz in Kraft getreten, das für einen wichtigen 
Teil des Arbeits- und Wirtschaftslebens einen Schlußstrich unter die 
letzten beiden Jahrzehnte setzt und ein neues Blatt in der Geschichte 
der deutschen Arbeitsverwaltung aufschlägt. Ich meine das Gesetz ü-
ber die Errichtung der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Ar-
beitslosenversicherung vom 10. März 1952. Dieses Bundesanstaltsge-
setz, wie es kurz genannt wird, hat eine viel beklagte Fehlentwicklung 
beendet und den Weg für einen gesunden Neuaufstieg freigemacht. 
 
Die im Jahre 1928 mit der Gründung der Reichsanstalt für Arbeits-
vermittlung und Arbeitslosenversicherung zu allgemeiner Anerken-
nung gelangte Selbstverwaltung der Arbeitgeber, Gewerkschaften und 
öffentlichen Körperschaften in Angelegenheiten des Arbeitsmarktes, 
die sich im ganzen durchaus bewährt hatte, wurde durch das Hitler-
Regime schon 1933 ausgeschaltet. Einige Jahre später bestand die 
Reichsanstalt nur noch in der Form eines Sondervermögens als 
„Reichsstock für Arbeitseinsatz“, während ihre Dienststellen in die 
unmittelbare Reichsverwaltung übergeführt worden waren, um sie auf 
diese Weise besser den Zwecken der totalitären Staatsführung nutzbar 
zu machen. 
 
Diese übersteigerte Zentralisierung hatte nach dem Zusammenbruch 
unter dem Zwang der Nachkriegsverhältnisse einer nun wieder nach 
der anderen Seite übertriebenen föderalistischen Handhabung Platz 
gemacht, wie man in Deutschland leicht von einem Extrem in das an-
dere verfällt und die sonst so wertvolle deutsche Gründlichkeit sich 
dann als besonders nachteilig erweist. Nach 1945 konnten die Landes-
arbeitsämter und Arbeitsämter zunächst nur im Auftrage der Besat-
zungsmächte und lediglich im Rahmen der sich konstituierenden neu-
en Länder ihre angestammten Aufgaben wieder übernehmen. Das hat-
te aber, ohne dass die großen Verdienste der Länder um die Aufrecht-
erhaltung der Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und Arbeitslosenhil-
fe irgendwie geschmälert werden sollen, notwendig eine mehr oder 
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weniger starke Auseinanderentwicklung der einzelnen Bezirke zur 
Folge. Außerdem entfielen naturgemäß eine Planung und Handhabung 
unter Gesamtgesichtspunkten. 
 
Zwar war das Zentralamt für Arbeit in Lemgo, zu dessen Leistung der 
Verfasser im Juli 1946 berufen wurde, stets bemüht, den überbezirkli-
chen Zusammenhalt zu fördern und die guten Traditionen der alten 
Reichsanstalt in zeitgemäßer Weiterentwicklung fortzuführen. Da sich 
die Zuständigkeit des Zentralamts aber nur auf die britische Zone er-
streckte und die neuen Länder souverän sind, konnten diese Bestre-
bungen nur - wenn auch erfreuliche - Teilerfolge zeitigen. Erst die 
Notwendigkeit zur Schaffung eines Gefahrenausgleichs hinsichtlich 
der Aufwendungen für die Arbeitslosen im Winter 1949/50 brachte 
die entscheidende Wendung in den Anschauungen. Glücklicherweise 
fanden sich die Gewerkschaften und die Vertreter der Arbeitgeber als-
bald in Besprechungen zusammen, deren Ergebnis die Basis für die 
ernstliche Inangriffnahme vorbereitender Maßnahmen des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit wurde. 
 
Im April 1951 war es dank der vertrauensvollen Mitarbeit aller Betei-
ligten endlich so weit, daß die Bundesregierung dem Bundestage den 
Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung einer Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vorlegen konnte. 
Dieser Entwurf unterlag zwar auch noch mannigfachen Rückschlägen, 
wie das bei der Schwierigkeit der Materie und den vielgestaltigen, 
zum Teil gegensätzlichen Interessen der Beteiligten nicht auffallend 
ist. Er mußte sogar, nachdem das Gesetz zunächst am Widerstand des 
Bundesrates gescheitert war, noch einmal eingebracht werden, was im 
November 1951 die Regierungsparteien des Bundestages übernahmen, 
die sich einige vom Bundesrat gewünschten Änderungen zu eigen 
gemacht hatten. Auch beim zweiten Male kam das Gesetz nicht ohne 
Anrufung des Vermittlungsausschusses zustande. Die Geschichte des 
Bundesanstaltsgesetzes ist geradezu ein Schulbeispiel für fast alle ver-
fassungsrechtlich möglichen Varianten der Bundesgesetzgebung. 
Schließlich aber wurde eine Lösung erzielt, der sowohl Bundestag wie 
Bundesrat ihre Zustimmung erteilten, und so konnte der Bundespräsi-
dent endlich unter dem 10. März 1952 das Gesetz vollziehen. 
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Damit ist viel gewonnen, jedenfalls dann, wenn die Beamten der Bun-
desanstalt zusammen mit der in ihr noch fester als früher verankerten 
Selbstverwaltung der Sozialpartner und der öffentlichen Körperschaf-
ten die gebotene einzigartige Chance erkennen und zusammen das 
Werk vollenden, das mit der alten Reichsanstalt begonnen wurde. Si-
cherlich ist diese Aufgabe ebenso erhaben wie schwierig. Die Situati-
on ist in vielem derjenigen des Jahres 1928 vergleichbar, als die alte 
Reichsanstalt ins Leben trat. Es besteht allerdings von vornherein ein 
grundlegender organisatorischer Unterschied. Damals lag die Haupt-
schwierigkeit darin, die Unter- und Mittelinstanzen aus einer außeror-
dentlichen Vielfältigkeit in eine einheitlich ausgerichtete Organisation 
überzuführen, während die Oberinstanz in Gestalt der Reichsarbeits-
verwaltung vorhanden war. Heute sind die Landesarbeitsämter und 
Arbeitsämter in ihren Bereichen voll funktionsfähig, zumal in vieler 
Beziehung Zusammenhänge und Regelungen der Vergangenheit er-
halten geblieben sind. Sie können deshalb in verhältnismäßig kurzer 
Zeit wieder auf einen genügend einheitlichen Nenner gebracht wer-
den. Was heute fehlt, ist das Spitzenamt, das die zum Teil widerstre-
benden Elemente wieder zusammenführt, also die Hauptstelle, die 
jetzt in Nürnberg gebildet wird.  
 
Die Bundesanstalt hat eine geschichtliche Aufgabe, ohne ausgespro-
chene Zentralisierung, sondern gerade in möglichster Lockerung und 
vor allen Dingen unter entscheidender Mitwirkung der Selbstverwal-
tung die großen Probleme zu meistern, die das heutige Arbeits- und 
Wirtschaftsleben Deutschlands in seiner ebenso eigenartigen wie zu-
kunftswichtigen Lage in Europa und in der Welt stellt. Fachlich findet 
die Bundesanstalt neben zahllosen untergeordneteren Themen nicht 
nur die Aufgabe vor, die Interessen der einzelnen Bezirke möglichst 
bald wieder aufeinander abzustimmen und die so lange vermißten Ge-
samtplanungen aller Art für das Gebiet der Bundesrepublik zur Gel-
tung zu bringen, sondern auch das ganze materielle Recht der Arbeits-
verwaltung einschließlich Berufsberatung und der Arbeitslosenhilfe zu 
kodifizieren, eine zeitlich und inhaltlich umfangreiche, gewaltige Ar-
beit. Noch wichtiger ist es, die Versäumnisse vieler Jahre nachzuholen 
und die 1933 unvermittelt abgebrochene organisatorische Entwicklung 
so rationell fortzuführen, daß die deutsche Arbeitsverwaltung vor 




Äußere Voraussetzungen für das Gelingen ist ein entsprechender Per-
sonalkörper der Bundesanstalt, d. h. unter den mehr als 30.000 Be-
diensteten müssen möglichst viele fachlich geeignete und innerlich 
begeisterte Mitarbeiter sein, wobei die Eignung sich nicht nur aus ei-
ner vorgeschriebenen Beamtenlaufbahn oder Ausbildung zu ergeben 
braucht. Letztlich entscheidend bleibt jedoch die Mitarbeit einer 
Selbstverwaltung, die über die sehr beachtlichen Anfänge von 1928 
bis 1932 hinaus bereit und in der Lage ist, die Zeichen der Zeit zu er-
kennen und den arbeitenden Menschen ebenso wie der Wirtschaft in 
einer glücklichen Synthese zu dem höchstmöglichen Gemeinschaftser-
folg zu verhelfen. 
 








Adickes, Franz, Dr. (1846 - 1915) 
Oberbürgermeister der Stadt Frankfurt a. M 1880 - 1912 
Nr. 25 
 
Bernhard, Ernst, Dr. (1884 - ?) 
1919 Geschäftsführer des Verbandes Märkischer Arbeitsnachweise 




Bohnstedt, Werner, Dr. (1899 – 1971) 
Schriftleiter der Zeitschrift „Soziale Praxis, Berlin 
Nr. 84 
 
Borchardt, Bruno, Dr. 




Frankfurt a. M. 
Nr. 26 
 
Cassel, Gustav, Prof. Dr. (1866 - 1945), 




Delbrück, Clemens (1856 - 1921) 
Staatssekretär des Reichsamtes des Innern und Stellvertreter des 




Dermietzel, Paul, Dr. 
Geschäftsführer des Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise; 1920 Di-
rektor des Landesamtes für Arbeitsvermittlung Brandenburg, Berlin 
Nr. 56 
 
Dix, Arthur (1875 – 1935) 
Wirtschaftswissenschaftler, Publizist, Berlin  
Nr. 36 
 
Dominicus, Alexander, Dr. (1873 - 1945) 
1902-1911 Beigeordneter der Stadt Straßburg / Elsass, 1911-1921 
Oberbürgermeister der Stadt Schöneberg/Berlin 
Nr. 16, 20, 25 
 
Ehlert, Margarete (1886 - 1962) 
1920-1933 Referentin im Reichsamt für Arbeitsvermittlung und in der 




Regierungsrat im Kaiserlichen Statistischen Amt, Berlin 
Nr. 2 
 




Feig, Johannes, Dr. (1873 - ?)  
Regierungsrat im Kaiserlichen Statistischen Reichsamt 
Nr. 24 
 
Flesch, Karl, Dr. (1853 - 1915) 
ab 1884 hauptamtlicher Magistrat in Frankfurt/Main, organisierte 
1893 den Kongress, Gründungsmitglied und Vorstand im Verein 






Francke, Ernst, Prof. Dr. (1852 – 1921) 
Mitbegründer und Generalsekretär der Gesellschaft für Soziale Re-
form, Herausgeber der Zeitschrift “Soziale Praxis” 
Nr. 9 (?), 12 
 




Freund, Richard, Dr. (1859 - 1941), 
Vorsitzender der Landesversicherungsanstalt Berlin, ehrenamtlich u. 
a. Vorsitzender des Zentralvereins für Arbeitsnachweis Berlin (1890- 
1917), Vorsitzender des Verbandes Deutscher Arbeitsnachweise 
(1898-1918), Vorsitzender der Deutschen Gesellschaft zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit (1911- ca. 1927) 
Nr. 10, 27, 32, 40, 50 
 
von Fürer, Rudolf 




Gaebel, Käthe, Dr. (1879 -1962) 
1922-1933 Referentin für die Berufsberatung im Reichsamt für Ar-
beitsvermittlung und in der Hauptstelle der Reichsanstalt, Berlin 
Nr. 47, 64 
 
Gerlach, Paul (1888 - 1944) 
Redakteur, Landesrat in Düsseldorf, Reichstagsabgeordneter der SPD  
Nr. 80 
 
Hansen, Christian P. 




Heinz, Eugen, Dr. (1889 - ?) 
Präsident des Landesarbeitsamts Württemberg-Baden, später Präsident 
des Landesarbeitsamts Baden-Württemberg, Mitbegründer der Fach-
zeitschrift „Das Arbeitsamt“ 
Nr. 97 
 
Herkner, Heinrich, Dr. (1863 - 1932) 
Nationalökonom, Professor in Karlsruhe, später Zürich und Berlin 
Nr. 3 
 
Hische, Wilhelm, Dr. (1887 - 1964) 
Direktor des Städtischen Psychologischen Instituts und Leiter des 
Städtischen Berufsamtes Hannover, 
Nr. 70 
 
Jache, Otto, Dr. (1901 - ?) 
Arbeitsamtsdirektor in Weimar 
Nr. 85 
 
Jastrow, Ignaz, Dr. (1856 - 1937), 
Historiker, Professor der Staatswissenschaften an der Universität Ber-
lin, Gründer und Herausgeber der Zeitschrift “Der Arbeitsmarkt“ 
(1897-1913), Vorstandsmitglied im Verband Deutscher Arbeitsnach-
weise 
Nr. 14, 75, 79 
 
Kessler, Gerhard, Dr. (1883 - 1963) 
Nationalökonom, Professor in Leipzig 
Nr. 68 
 
Klausner, Edith (1879 – 1941) 
Leiterin der Frauenabteilung im Zentralarbeitsnachweis Berlin 
Nr. 28 
 
Kumpmann, Karl, Dr. (1883 - ?) 
Professor an der Hochschule für kommunale Verwaltung Düsseldorf 




Lauer, Fritz (1871 - 1927) 
Vorstand des städtischen Arbeitsamtes Freiburg im Breisgau 
Nr. 17 
 
Lautenschlager, Karl, Dr. (1868 - 1952), 
Beamter bei der Stadtverwaltung und Vorsitzender des Gewerbege-
richts, von 1911-1933 Oberbürgermeister von Stuttgart 
Nr. 4 
 
Legien, Carl (1861 - 1920) 
ab 1890 Vorsitzender der Generalkommission der Gewerkschaften 
Deutschlands 
Nr. 5, 38 
 
Leipart, Theodor (1867 - 1947) 
SPD-Mitglied, 1908 Vorsitzender der Holzarbeitergewerkschaft, 1919 
Arbeitsminister von Württemberg, ab 1921 Vorsitzender des Allge-
meinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
Nr. 51 
 
Leo, Victor, Dr. 
Regierungsrat im Kaiserlichen Statistischen Reichsamt, Berlin 
Nr. 18 
 
Letsch, Walter, Dr. (1895 - ?) 
Oberregierungsrat in der Hauptstelle der Reichsanstalt, Berlin 
Nr. 88  
 
Levy-Rathenau, Josephine (1877 - 1921) 
1902-1921 Leiterin der Auskunftsstelle für Frauenberufe, ab 1912 
Leiterin des „Frauenberufsamtes“ des Bundes Deutscher Frauenverei-
ne. 
Nr. 42, 48 
 











Luppe, Hermann, Dr. (1874 - 1945) 
Bürgermeister in Frankfurt/Main, 1920-1933 Oberbürgermeister in 
Nürnberg 
Nr. 43, 46 
 
Meyer, Maximilian, Dr. 




Mleinek, Clara (1885 – 1972) 




Möller, Karl (1837 – 1918) 
Unternehmer in Brackwede/Westfalen 
Nr. 6 
 
Münch, Erwin, Dr. (1900 - ?) 
Arbeitsamt Berlin, Schriftleiter der Fachzeitschrift „Das Arbeitsamt“ 
Nr. 72, 79 
 
Naumann, M. Dr. (1863 – 1914) 
Oberlandesgerichtsrat, Mitglied im Vorstand des Vereins Deutscher 




Nerschmann, Oskar, Dr. (1889 - ?) 





Oechsle, Richard, Dr. h. c. (1898 – 1986) 
Arbeitsminister in Bayern (1950 – 1954), SPD-Abgeordneter im baye-




Oldenberg, Karl, Dr. (1864 – 1936) 
Nationalökonom, Professor in Marburg, Greifswald und Göttingen 
Nr. 7 
 
Poetzsch, Hugo (1863 – 1946) 








Roesicke, Richard (1845 – 1903) 
Brauereibesitzer in Berlin (Schultheiss), schuf zahlreiche soziale Ein-




Salzmann, Walter (1900 - ?) 
Oberinspektor, Berlin  
Nr. 82 
 
Scheuble, Julius (1890 - 1964) 
1930-1933 Präsident des Landesarbeitsamtes Rheinland, 1946 Präsi-
dent des Zentralamtes für Arbeit in Lemgo, 1948 Verwaltung für Ar-
beit in Frankfurt/Main, 1950 Abteilungsleiter im Bundesarbeitsminis-




Schindler, Ernst (1883 – 1960) 
Geschäftsführer des Schlesischen Arbeitsnachweisverbandes, später 
Landesgewerberat im Preußischen Ministerium für Handel und Ge-
werbe, nebenamtlich Referent im Reichsamt für Arbeitsvermittlung, 
Gründer und Herausgeber der Zeitschrift „Arbeit und Beruf“ 
Nr. 41, 53 
 
Schlotter, Dr. 
Geschäftsführer des Mitteldeutschen Arbeitsnachweisverbandes 





Tätig in einem Arbeitsnachweis der Holzindustrie, Berlin 
Nr. 34 
 
Siebrecht, Valentin, Dr. (1907-1996) 
Abteilungsleiter für Arbeitsvermittlung im Landesarbeitsamt Hessen 




Stets, Walter (1894 - 1964) 
1922 Reichsamt für Arbeitsvermittlung, 1926 Berufsamt Düsseldorf, 
1928 Landesarbeitsamt Rheinland Köln, 1938 Hauptstelle der Reichs-
anstalt, Berlin 
Nr. 73, 86 
 
Stothfang, Walter, Dr. (1902 -1961) 
Ministerialrat, Persönlicher Referent von Friedrich Syrup, ab 1942 des 
Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz Fritz Sauckel 
Nr. 93 - 95 
 






Sydow, Georg, Dr. 




Syrup, Friedrich, Dr. (1881 - 1945) 
1920 Präsident des Reichsamtes für Arbeitsvermittlung bzw. der 
Reichsanstalt, ab 1938 Staatssekretär im Reichsarbeitsministerium 
Nr. 61, 74, 87. 89, 91, 92 
 
Tänzler, Fritz, Dr. (1869 - ?) 








Walraff, Max (1859 – 1941) 
Oberbürgermeister der Stadt Köln von 1907-1917 
Nr. 25 
 
Weigert, Oscar, Dr. (1886 - 1968) 
Ministerialdirigent, Abteilungsleiter für Arbeitsvermittlung und Er-
werbslosenfürsorge im Reichsarbeitsministerium 
Nr. 60, 68, 69, 78 
 
Wilhelmi, Kurt, Dr. (1889 - ?) 
Oberregierungsrat in der Hauptstelle der Reichsanstalt, Berlin 
Nr. 76 
 
Willeke, Eduard, Dr. (1899 – 1974) 
Nationalökonom, Universität Münster, Seminar für Arbeitsvermitt-




Wölbling, Paul (1868-1943) 
Magistratsrat Berlin, später Leiter des Arbeitsamtes Berlin 
Nr. 57 
 
Wyenbergh, Jacob van der 
Direktor des städtischen Berufsamtes Köln 
Nr. 68 
 
Zschucke, Martin, Dr. (1885 - ?) 









Juli 1893 Stuttgarter Denkschrift für einen paritätischen Arbeits-
nachweis. 
  
Okt. 1893 Das Freie Deutsche Hochstift zu Frankfurt a. M. veran-
staltet den Kongreß „Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermitt-
lung in Deutschen Industrie- und Handelsstädten“, Vor-
sitzender: Stadtrat Karl Flesch. 
  





Gründung erster Arbeitsnachweisverbände in Deutsch-
land. 
  
01.01.1897 Ignaz Jastrow errichtet die „Literarische Zentralstelle für 
Arbeitsnachweise“ und veröffentlicht in der Zeitschrift 
„Soziale Praxis“ die Arbeitsmarktdaten von Arbeits-
nachweisen. 
  
13.09. Erste deutsche Arbeitsnachweiskonferenz in Karlsruhe, 
initiiert von Ignaz Jastrow. 
  
05.10 Erste Ausgabe der Zeitschrift „Der Arbeitsmarkt. Mo-
natsschrift der Centralstelle für Arbeitsmarkt-Berichte“, 
hg. von Ignaz Jastrow. 
  
04.02.1898 Gründung des „Verband Deutscher Arbeitsnachweise“ 
(VDA) in Berlin; Vorsitzender: Richard Freund; Ver-
bandsorgan: „Der Arbeitsmarkt“. 
  
01.05. Als erster deutscher Staat erklärt Bayern grundsätzlich 






 Der Bund Deutscher Frauenvereine prägt den Begriff 
„Berufsberatung“. 
  
 Initiativantrag im Deutschen Reichstag für ein Reichsge-
setz zur Errichtung von Arbeitsnachweisen unter Beteili-
gung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 
  
Mai 1899 Die Freien Gewerkschaften erklären ihre Bereitschaft, 
sich auch an kommunalen Arbeitsnachweisen zu beteili-
gen. 
  
 1901 Initiativantrag im Deutschen Reichstag zur Prüfung der 
Frage einer Versicherung gegen Arbeitslosigkeit; der 
Reichstag nimmt ihn am 31.01.02 an. 
  
31.01.1902 Der Reichstag lehnt einen Antrag auf Vorlage eines Ge-
setzentwurfs betr. öffentliche Arbeitsnachweise ab. 
  
Juni Der Stuttgarter Gewerkschaftskongress fordert eine ge-
setzlich gewährleistete Arbeitslosenunterstützung. 
  
16.11 In Berlin wird das erste ausschließlich für den Arbeits-
nachweis errichtete Gebäude eröffnet. 
  
 Das Arbeitsamt München betreibt als erstes Amt auch 
Berufsberatung. 
  
 Josephine Levy-Rathenau gründet die „Auskunftsstelle 
für Frauenberufe“. 
  
23.01.1903 VDA und Mitarbeiter des kaiserlichen Statistischen Am-
tes erarbeiten „Einheitliche Grundsätze für die Arbeits-
nachweis-Statistik“. 
  






Okt. 1906 1. Internationaler Kongress gegen die Arbeitslosigkeit in 
Mailand, u. a. mit R. Freund (VDA). 
  
01.01.1907 Als erste Stadt im Deutschen Reich führt Straß-
burg/Elsass eine Arbeitslosenversorgung nach dem Gen-
ter System ein. 
  
 1908 Erster veröffentlichter „Entwurf eines Reichsgesetzes 
betreffend Arbeitsnachweis“, vorgelegt von Alexander 
Dominicus, Ausschuss-Mitglied des VDA. 
  
02.06.1910 Stellenvermittlergesetz, in Kraft ab 01.10.1910; Kon-
zessionspflicht für gewerbsmäßige Stellenvermittlung. 
  
21.10. Konstituierung der „Internationale Vereinigung zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit“ in Paris; Vizepräsident 
Richard Freund (VDA). 
  
27.05.1911 Gründung der „Gesellschaft zur Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit“, als deutsche Abteilung der internationalen 
Vereinigung; Vorsitzender: Richard Freund. 
  
12.09. Der Deutsche Städtetag verhandelt die Frage der Arbeits-
losenversicherung. 
  
30.09. Auf Anregung von Josephine Levy-Rathenau gründet der 
Bund Deutscher Frauenvereine (BDF) das „Kartell der 
Auskunftsstellen für Frauenberufe“. 
  
 1912 Der BDF errichtet das „Frauenberufsamt“ als Kartell 
der Auskunftsstellen für Frauenberufe. 
  
08.02.1913 Die Zentralstelle für Volkswohlfahrt gründet in Berlin 
den „Deutschen Ausschuss für Berufsberatung“; Ziel: 
Pflege der Berufsberatung und Berufsvermittlung für die 





01.10. „Der Arbeitsnachweis in Deutschland“ wird neues Or-
gan des VDA. 
  
November Die Vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
gründet eine „Zentralstelle der deutschen Arbeitgeber-
Arbeitsnachweise“ mit Sitz in Berlin. 
  
05.12. Die Reichsregierung lehnt eine Zwangsversicherung ge-
gen Arbeitslosigkeit ab. 
  
01.08.1914 Ausbruch des Ersten Weltkrieges. 
  
05.08. Errichtung der „Reichszentrale der Arbeitsnachweise“ 
beim Reichsamt des Innern unter Beteiligung des VDA. 
  
14.08. Der erste „Arbeitsmarkt-Anzeiger“ erscheint zweimal 
wöchentlich als Vakanzenliste. 
  
14.12. „Kriegswohlfahrtspflege“ in Form der Erwerbslosenfür-
sorge für bedürftige sowie arbeitsfähige und -willige 
Ortsbewohner; getrennt von der üblichen Armenpflege; 
Mittel von den Gemeinden, Bundesstaaten, dem Reich 
und den Landesversicherungsanstalten. 
  
09.02.1915 Leitsätze der deutschen Gewerkschaften für die gesetzli-
che Regelung des Arbeitsnachweises; als Petition an den 
Bundesrat und den Reichstag. 
  
 Mit 21 Arbeitsnachweisverbänden ist ein lückenloses 
Netz über ganz Deutschland zustande gebracht. 
  
20.03. Der Reichstag ersucht die Reichsregierung um ein Gesetz 
über Arbeitsnachweise gem. den Leitsätzen der Gewerk-
schaften. 
  
14.06.1916 Bundesratsverordnung: Bekanntmachung über Arbeits-
nachweise. Die Bundesstaaten können die Gemeinden 
verpflichten, öffentliche unparteiische Arbeitsnachweise 
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zu errichten und auszubauen; sie können auch Anord-
nungen über die Einrichtung und den Betrieb solcher Ar-
beitsnachweise treffen. 
05.12. Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst, 
Richtlinien vom 29.01. und 10.06.1917: 
Erste planmäßige, das gesamte Reichsgebiet erfassende 
Organisation der Arbeitsnachweise: Dem Kriegsamt (Ar-
beitsdepartment) sind Kriegsamtsstellen nachgeordnet, 
für die die „Zentralauskunftsstellen“ die Arbeit aller Ar-
beitsnachweise zusammenfassen; diesen unterstellt sind 
die örtlichen „Hilfsdienstmeldestellen“ (der örtlich am 
besten geeignete Arbeitsnachweis, zumeist der öffentli-
che); paritätisch besetzte Schlichtungsausschüsse. 
  
18.12. Bekanntmachung der bayerischen Staatsministerien 
betreffend Lehrstellenvermittlung und Berufsberatung: 
Anschluss an die Arbeitsämter. 
  
28.03.1918 Erlass in Preußen betreffend Berufsberatung und Lehr-
stellenvermittlung. 
  
04.10. Errichtung des Reichsarbeitsamtes (das spätere Minis-
terium) 
  
09.11. Wilhelm II. dankt ab; Ausrufung der Republik; Friedrich 
Ebert (SPD) wird neuer Reichskanzler. 
  
12.11. Reichsamt für die wirtschaftliche Demobilmachung 
an Stelle des Kriegsamtes: Es übernimmt die Leitung des 
gesamten Arbeitsnachweiswesens. 
  
13.11. Verordnung über Erwerbslosenfürsorge 
Bedingungen wie bei der Kriegswohlfahrtspflege 1914; 
den Gemeinden werden 6/12 vom Reich und 4/12 vom 
Bundesstaat erstattet. Bis zur Verabschiedung des A-





15.11. Abschluss der „Zentralarbeitsgemeinschaft“, u. a. Ge-
meinsame Regelung und paritätische Verwaltung des Ar-
beitsnachweises durch die Arbeitgeber und Gewerkschaf-
ten. 
  
19.12. Anordnung über Arbeitsnachweise 
Die Bundesstaaten können die Gemeinden verpflichten, 
öffentliche, unparteiische, paritätisch besetzte Arbeits-
nachweise zu errichten, ebenso Einrichtungen für eine 
allgemeine gemeinnützige Berufsberatung und Lehrstel-
lenvermittlung, vor allem in Verbindung mit diesen Ar-
beitsnachweisen. 
Bis Juni 1920 errichten die Länderregierungen aus den 
Zentralauskunftsstellen und den Arbeitsnachweisverbän-
den 21 Landes- oder Provinzialämter für Arbeitsvermitt-
lung. 
  
 Das Reichsdemobilmachungsamt finanziert Notstands-
arbeiten. 
  
01.02.1919 Richtlinien des Demobilmachungsamtes zur Ausgestal-
tung des Arbeitsnachweises: u. a. zur Zusammenarbeit 
mit den Organen der Erwerbslosenfürsorge. 
  
17.02. Verordnung über die Pflicht der Arbeitgeber zur Anmel-
dung eines Bedarf an Arbeitskräften bei einem nicht ge-
werbsmäßigen Arbeitsnachweis. 
  
01.05. Das Reichsarbeitsministerium übernimmt vom aufge-
lösten Demobilmachungsamt die Leitung des Arbeits-
nachweiswesens. 
  
Juni Vertreter des VDA, der Arbeitgeber und Gewerkschaften 
sowie des RAM formulieren Richtlinien zur reichsgesetz-
lichen Regelung des Arbeitsnachweiswesens, u. a. paritä-
tische Verwaltung, dreistufiger Aufbau: Arbeitsnachwei-




12.09. Preußen erlässt eine Verordnung über Arbeitsnachweise: 
12 Provinzialämter für Arbeitsnachweise unter Leitung 
der jeweiligen Provinzial- bzw. Bezirksverwaltung wer-
den errichtet. 
  
27.10. Die Erwerbslosenfürsorge-Verordnung wird ergänzt 
durch eine „produktive“ Erwerbslosenfürsorge. Das 
Reich gewährt den Gemeinden Zuschüsse zu Notstands-
arbeiten. 
  
28.11. Washingtoner Übereinkommen über die Arbeitslosig-
keit (vom Reichstag ratifiziert am 25.05.1925): Pflicht 
zur Errichtung eines Systems öffentlicher unentgeltlicher 
Arbeitsnachweise mit paritätischer Verwaltung. 
  
01.01.1920 Reichsamt für Arbeitsvermittlung als Ministerialabtei-
lung im RAM errichtet. 
  
Februar „Zur wissenschaftlichen Erforschung der Arbeitsvermitt-
lung, Berufsberatung und damit zusammenhängender 
Fragen zur Förderung der Fachausbildung“ wird als ge-
meinsame Einrichtung der Landesarbeitsämter Preußens 
das Seminar für Arbeitsvermittlung und Berufsbera-
tung errichtet und dem staatswissenschaftlichen Institut 
der Universität Münster angegliedert.  
  
05.05. Verordnung über die Errichtung eines Reichsamtes 
für Arbeitsvermittlung (als selbständige höhere Reichs-
behörde unter Aufsicht des RAM); Leitung: Präsident 
Friedrich Syrup. 
Die Verordnung nennt bereits wesentliche Aufgaben der 
späteren Reichsanstalt. 
  
22.07.1922 Arbeitsnachweisgesetz, in Kraft ab 01.10.1922. 
Jede Gemeinde muss von einem öffentlichen Arbeits-
nachweis erfasst sein; Selbstverwaltungsorgane. Dreistu-
figer Aufbau: 889 kommunale Arbeitsnachweise, 22 
Landesämter für Arbeitsvermittlung als Landesbehörden, 
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Reichsamt für Arbeitsvermittlung als Reichsbehörde. 
Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung können zur 
Pflichtaufgabe bestimmt werden. 
  
30.09. Verordnung über die Umbenennung des Reichsamtes für 
Arbeitsvermittlung in: Reichsarbeitsverwaltung. 
  
12.05.1923 Allgemeine Bestimmungen und Allgemeine Grundsätze 
für die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung. 
  
15.10. Verordnung über die Aufbringung der Mittel für die Er-
werbslosenfürsorge: Einführung der Beitragspflicht, 
aber weiterhin Leistungen nur bei Bedürftigkeit. 
  
16.02.1924 Organisatorische Verzahnung von Arbeitsvermittlung 
und Erwerbslosenfürsorge. Der Vorsitzende des öffentli-
chen Arbeitsnachweises entscheidet nun über Anträge auf 
Erwerbslosenunterstützung. 
  
20.02.1926 Anordnung über Kurzarbeiterfürsorge. 
  
19.11. Gesetz über eine Krisenfürsorge für Erwerbslose, die 
keinen Anspruch (mehr) auf Erwerbslosenunterstützung 
haben. 
  
16.07.1927 Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver-
sicherung (AVAVG) in Kraft ab 01.10.1927. 
362 Arbeitsämter und 13 Landesarbeitsämter werden der 
Reichsanstalt (Hauptstelle) direkt unterstellt; drittelparitä-
tische Selbstverwaltung. Berufsberatung ist eine Pflicht-
aufgabe; Arbeitslosenunterstützung wird ohne Bedürftig-
keitsprüfung gewährt; Krisenunterstützung. Beitragssatz 
von 3 Prozent; Präsident: Friedrich Syrup. 
  
28.09. Verordnung (des Vorstandes der RA) über die Verpflich-
tung der Krankenkassen zur monatlichen Berichterstat-





12.10.1929 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung (Neufassung des 
AVAVG): Erste Einsparungen in der Arbeitslosenversi-
cherung. 
  
29.03.1930 Die letzte Mehrheitsregierung zerbricht wegen des Strei-
tes über die Erhöhung des Beitragssatzes zur Arbeitslo-
senversicherung. Heinrich Brüning wird Reichskanzler 
und betreibt mit Notverordnungen (Art. 48) eine Deflati-
onspolitik: 
 
Drastische Eingriffe in die Arbeitslosenversicherung: 
Erhöhung des Beitragssatzes bis 6,5 Prozent, Verschär-
fung der Leistungsvoraussetzungen, Ausschluss be-
stimmter Personengruppen, Senkung der Leistungen, 
Abkoppelung vom Reichshaushalt. 
 
Gesetzentwürfe der SPD und des Deutschen Städtetages 
zur Zusammenlegung der Krisenunterstützung und der 
Wohlfahrtshilfe zu einer „Reichsarbeitslosenfürsorge“. 
  
05.06.1931 Zweite Notverordnung (…), u. a. Einführung des „Frei-
willigen Arbeitsdienstes“. 
  




Höchststand der registrierten Arbeitslosigkeit: 6,1 Milli-
onen. 
  
21.03. Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Ar-
beitslosenversicherung. 
  
02.12. Reichskanzler Kurt von Schleicher: Friedrich Syrup wird 
Reichsarbeitsminister. 
  
23.01.1933 Verordnung über ausländische Arbeitnehmer erneu-




30.01. Hitler wird zum Reichskanzler ernannt. 
  
03.03. Einführung der Landhilfe für Jugendliche. 
  
18.03. Verordnung des Reichspräsidenten über Maßnahmen auf 
dem Gebiete der Finanzen, der Wirtschaft und der 
Rechtspflege: Rechtsgrundlage für die Abschaffung der 
Selbstverwaltung und Einführung des „Führerprinzips“ 
auch in der Reichsanstalt. 
  
07.04. Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums: Entlassung von politischen Gegnern und Juden aus 
dem öffentlichen Dienst; in der RA sind über 3.455 Mit-
arbeiterinnen betroffen. 
Bevorzugte Einstellung von „Alten Kämpfern“ (frühe 
Parteimitglieder). 
  
01.06. Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit 
(Reinhardt-Programm), u. a.: Arbeitsbeschaffung, Steuer-
freiheit für Ersatzbeschaffung, Überführung weiblicher 
Arbeitskräfte in die Hauswirtschaft, Förderung der Ehe-
schließungen. 
  
21.09. Zweites Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit. 
  
März 1934 Neue Fachzeitschrift: Die Arbeitslosenhilfe. 
05.05. Einführung des Hauswirtschaftlichen Jahres für Mäd-
chen. 
  
15.05. Gesetz zur Regelung des Arbeitseinsatzes. 
  
10.08. Verordnung über die Verteilung von Arbeitskräften. 





26.02.1935 Gesetz über die Einführung eines Arbeitsbuches: 
Die Arbeitsämter stellen für alle Arbeitnehmer ein Ar-
beitsbuch sowie eine Arbeitsbuchkarte (für das AA) aus. 
  
28.06. Verordnung über Vermittlung, Anwerbung und Ver-
pflichtung von Arbeitnehmern nach dem Inland: 
Grundsätzlich nur noch Aufgabe der RA. 
  
05.11. Gesetz über Arbeitsvermittlung, Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung: Alleinvermittlungsrecht („Mo-
nopol“) der RA. 
  
18.10. Verordnung zur Durchführung des Vierjahresplanes 
Präsident Syrup wird Vorsitzender der Geschäftsgruppe 
Arbeitseinsatz, bis 1938 ca. 20 Verordnungen und An-
ordnungen zur Sicherstellung und Lenkung der 
(Fach)Arbeitskräfte. 
  
 1937 Umbenennung der Fachzeitschrift: „Arbeitseinsatz und 
Arbeitslosenhilfe“. 
  
22.12. Verordnung über die unterstützende Arbeitslosenhilfe: 
Arbeitslosenunterstützung wird grundsätzlich ohne zeitli-
che Beschränkung gewährt, die Krisenfürsorge abge-
schafft.  
  
15.02.1938 Anordnung zur Durchführung des Vierjahresplanes über 
den verstärkten Einsatz von weiblichen Arbeitskräften in 
der Land- und Hauswirtschaft: Pflichtjahr geht vor Arbeit 
in anderen Bereichen. 
  
01.03. Anordnung über die Meldung Schulentlassener: 
Meldepflicht innerhalb von zwei Wochen beim Ar-
beitsamt. 
  
16.06. Änderung der §§ 34 und 35 AVAVG: Die Geschäfte der 




22.06. Verordnung zur Sicherstellung des Kräftebedarfs für 
Aufgaben von besonderer staatspolitischer Bedeu-
tung: Die Arbeitsämter können - für einen bestimmten 
Zeitraum - Arbeitnehmer aus einem Beschäftigungs-
verhältnis bei einem anderen Betrieb einsetzen („Dienst-
pflichtverordnung“). 
  
 Anwerbevereinbarungen mit einigen Staaten, insbeson-
dere für landwirtschaftliche Saisonarbeiter, z. B. Italien, 
Polen, Niederlanden. 
  
21.12. Erlass des Führers und Reichskanzlers über die 
Reichsanstalt (…): Eingliederung der RA in das Reichs-
arbeitsministerium; Friedrich Syrup bleibt als Staatssek-
retär weiter zuständig. 
  
13.02.1939 Verordnung zur Sicherstellung … (Neufassung) 
Beschränkung des Arbeitsplatzwechsels. 
  
25.03. Verordnung über den Arbeitseinsatz: Auch die Lan-
desarbeitsämter und Arbeitsämter werden dem RAM un-
terstellt, nicht integriert wird der Haushalt der RA als 
„Reichsstock für Arbeitseinsatz“. 
  
 „Dienstverpflichtung“ von Arbeitskräften aus dem „Pro-
tektorat“ (Tschechien). 
  
01.08. Die Leiter der Arbeitsämter werden zusätzlich Beauftrag-
te der Reichstreuhänder der Arbeit. 
  
01.09. Zweiter Weltkrieg: Das Deutsche Reich überfällt Polen. 
  
 Verordnung zur Änderung von Vorschriften über Ar-
beitseinsatz und Arbeitslosenhilfe: Der RAM wird er-





 Verordnung über die Beschränkung des Arbeits-
platzwechsels: Kündigung und Einstellungen sind erst 
nach vorheriger Zustimmung des Arbeitsamtes erlaubt. 
  
05.09. Verordnung über Arbeitslosenhilfe: Abschaffung des 
Versicherungsprinzips: Verzicht auf Anwartschaft, aber 
Bedürftigkeitsprüfung und weiterhin Beitragssatz von 6,5 
Prozent. 
  
 Errichtung von deutschen Arbeitsämtern im besetzten Po-
len: Anwerbung polnischer Zivilkräfte. 
  
 Einsatz von polnischen Kriegsgefangenen im Reich. 
  
21.03.1940 Verordnung über die Stillegung von Betrieben zur Frei-
machung von Arbeitskräften. 
  
 Beginn der Zwangsrekrutierungen in Polen. 
  
 Französische Kriegsgefangene im deutschen Arbeitsein-
satz. 
  
Jan. 1942 Einsatz von russischen Kriegsgefangenen. 
  
21.03. Erlass des Führers über einen Generalbevoll-
mächtigten für den Arbeitseinsatz (GBA): Berufung 
des Gauleiters von Thüringen Fritz Sauckel: ihm wird die 
gesamte Arbeitsverwaltung unterstellt, Friedrich Syrup 
bleibt Staatssekretär. 
  
 „Sauckel-Aktionen“: Zwangsrekrutierungen von Zivil-
kräften in der Sowjetunion, intensivierte Rekrutierungen 
in allen besetzten Gebieten Europas; Austausch von 
franz. Kriegsgefangenen durch „freiwillige“ Zivilkräfte. 
  
06.04. Sauckels Anordnung Nr. 1 über die Einsetzung der 





11.07. Anordnung Nr. 5 über die ausschließliche Zuständigkeit 
der Dienststellen der Arbeitseinsatzverwaltung zur Ent-
gegennahme von Aufträgen auf Verteilung von Arbeits-
kräften. 
  
16.11. Verordnung über die Reichsverteidigungskommissare 
und die Vereinheitlichung der Wirtschaftsverwaltung: 
Den Verteidigungsausschüssen gehören u. a. die LAA-
Präsidenten an. 
  
22.12. Bildung der Hauptabteilung „Europaamt für den Ar-
beitseinsatz“ im RAM (GBA) für den „Reichseinsatz“ 
ausländischer Arbeitskräfte. 
  
27.01.1943 Verordnung über die Meldung von Männern und 
Frauen für Aufgaben der Reichverteidigung: Unver-
zügliche Meldung beim Arbeitsamt der bisher nicht be-
schäftigten Männer vom 16. - 65., und Frauen vom 17. - 
45. Lebensjahr.  
  
29.01. Verordnung zur Freimachung von Arbeitskräften für 
kriegswichtigen Einsatz. 
  
27.07. Verordnung über die Gauarbeitsämter: Errichtung von ca. 
40 Gauarbeitsämtern an Stelle der LAÄ. 
  
Herbst Zwangseinsatz italienischer Soldaten als „Militärinter-
nierte“. 
  
28.07.1944 Verordnung über die Meldung von Arbeitskräften in 
Scheinarbeitsverhältnissen mit Strafbestimmungen. 
  
08.05.1945 Bedingungslose Kapitulation Deutschlands: Zerfall der 
reichseinheitlichen Verwaltung, auch der Arbeitsverwal-
tung (Hauptstelle). 
 Auf Weisung der Besatzungsmächte führen die Arbeits-




Sommer Die Länderregierungen errichten Landesarbeitsämter und 
unterstellen ihnen die Arbeitsämter. 
  
 In den Besatzungszonen unterschiedliche Rechtsentwick-
lung in der Leistungsgewährung. 
  
17.01.1946 Kontrollratsbefehl Nr. 3: Registrierungspflicht der im 
arbeitsfähigen Alter stehenden Bevölkerung bei den 
Arbeitsämtern; Einstellungen und Entlassungen nur 
durch die Arbeitsämter. 
  
17.05. Kontrollratsdirektive Nr. 5: Errichtung von Beratungs-
ausschüssen bei den Arbeitsämtern und Landesar-
beitsämtern: Aufbau der Selbstverwaltung. 
  
23.07. Zentralamt für Arbeit in Lemgo (britische Zone): Präsi-
dent: Julius Scheuble. 
  
29.05.1947 Errichtung des Wirtschaftsrates in Frankfurt a. M. als Ge-
setzgebungsorgan der Verwaltung des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes (Bi-Zone). 
  
08.09.1948 Gesetz über die Errichtung einer Verwaltung für Arbeit 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, in Kraft am 13.09. 
(späteres Bundesarbeitsministerium). 
  
23.05.1949 Inkrafttreten des Grundgesetzes: Mit Art. 12 entfallen 
die bisherigen Lenkungsvorschriften. 
  
13.01.1950 Gewerkschaften und Arbeitgeber sprechen sich für eine 
rein paritätische Selbstverwaltung in der Arbeitsverwal-
tung aus (Hattenheimer Grundsätze). 
  
 1951 Kontroversen zwischen Bundesregierung bzw. Bundestag 





26.10. Der Bundesrat lehnt das Errichtungsgesetz vom 10.07. 
ab, stimmt aber dem inhaltlich und verfassungsmäßig 
umstrittenen „Sitzgesetz“ vom 11.07. zu. 
  
29.11. Gesetz über den Sitz der Bundesanstalt (…): 
Sitz der künftigen Hauptstelle ist Nürnberg. 
  
10.03.1952 Gesetz über die Errichtung der Bundesanstalt (…): 
Die Organisation von Selbstverwaltung folgt weitgehend 
den Bestimmungen von 1927; in Kraft am 01.05.1952; 
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